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Anschlussunterbringung  
von A bis Z – von „A“ wie  
Arbeitsmarktintegration  
bis „Z“ wie Zugangsrate  
 
  
Vorwort 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren  
Oberbürgermeister/-innen und Bürgermeister/-innen, 
die gewaltigen Flüchtlingsströme, die wohl auch in den 
kommenden Jahren anhalten werden, stellen die baden-
württembergischen Städte und Gemeinden vor eine Her-
ausforderung in bisher nicht gekanntem Maße. Hinzu wer-
den Familiennachzüge erwartet, bei denen Experten davon 
ausgehen, dass sich die Zahl der zu integrierenden Perso-
nen zumindest nochmals um den Faktor drei bis vier erhö-
hen wird.  
Zur Bewältigung dieser außerordentlichen Aufgabe bedarf 
es der Schaffung von Strukturen, die es den Städten und 
Gemeinden ermöglichen, diese gesamtstaatliche Aufga-
benstellung im Sinne von planbaren und integrativen Pro-
zessen vor Ort zu erfüllen. Dauerhaft sind die Städte und 
Gemeinden mit einem Zustrom in einer solchen Dimension 
jedoch überlastet.  
Der Gemeindetag hat daher im Rahmen seines „Aspacher 
Beschlusses“ Bund und Länder aufgefordert, auf europäi-
scher und nationaler Ebene die notwendigen Maßnahmen 
zu ergreifen, um die Flüchtlingsströme auf ein zu bewälti-
gendes Maß zu begrenzen, denn eine überforderte Gesell-
schaft wird niemandem gerecht - nicht den hilfesuchenden 
Menschen, aber auch nicht sich selbst. 
Der Gemeindetag wird weiterhin mit hohem Nachdruck für 
die Umsetzung dieser Zielsetzungen eintreten. Schließlich 
sind die Städte und Gemeinden der zentrale Anker in der 
Bewältigung dieser Herausforderung. Umso wichtiger ist 
es, dass sie für diese herausragende Aufgabe auch die 
notwendige Unterstützung von Bundes- und Landesebene 
erfahren. Denn die Zukunft unseres gesellschaftlichen Mit-
einanders hängt maßgeblich vom Erfolg dieser Aufgaben-
bewältigung ab. 
Mit dieser Handreichung wollen wir den Städten und Ge-
meinden eine Hilfestellung geben, um möglichst geordnet 
mit der nun bei ihnen ankommenden Situation umgehen zu 
können. Lassen Sie mich jedoch ganz deutlich auf eines 
hinweisen: der Gemeindetag Baden-Württemberg ist we-
der Gesetzgeber noch Finanzminister. Wir können Ihnen 
daher auf viele Fragen keine endgültige Antwort geben. 
Gleichwohl erachten wir es als wichtig, Ihnen unsere Ein-
schätzung zu den vielen Fragen, die aufkommen, frühzeitig 
mitzuteilen und Ihnen hilfreiche Hinweise zukommen zu 
lassen. 
Wir liefern Ihnen damit eine Grundlage für Ihre tägliche 
Arbeit und für die Erarbeitung einer Handlungsstrategie in 
Ihrer Stadt bzw. Gemeinde. Schon heute ist jedoch klar, 
dass wir in wenigen Wochen bzw. Monaten eine Fort-
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schreibung dieser Handreichung werden erstellen müssen. 
Und hier wollen wir Sie bitten, dass Sie uns Ihre Hinweise 
und Erfahrungen mitteilen. Schließlich zieht der Gemeinde-
tag seine Stärke aus dem Wissen und den Fähigkeiten 
seiner 1.058 Mitgliedsstädte und -gemeinden. Lassen Sie 
uns daher gemeinsam diese Stärke einsetzen, denn nur so 
haben wir eine Chance diese Jahrhundertherausforderung 
erfolgreich zu bewältigen. 
Als weiteren Baustein werden die Experten unserer Ge-
schäftsstelle gemeinsam mit unserer Verwaltungsschule 
auf Grundlage dieser Konzeption in den kommenden Wo-
chen auch Fortbildungsveranstaltungen anbieten. 
Ihr 
 
 
 
Roger Kehle 
Präsident 
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1) Allgemeine Bewertung der Situation und deren Auswirkung auf die Städte und 
Gemeinden 
 
Die Krisen im Nahen und Mittleren Osten, die Bürgerkriege im Norden Afrikas haben weltweit 
zu einem erheblichen Anstieg der Zahl an Menschen auf der Flucht geführt. Auch in der 
Bundesrepublik Deutschland hat sich die Zahl der ankommenden Flüchtlinge und Asylbe-
werber gravierend erhöht. Waren es im Jahr 2009 gerade einmal rund 33.000 Menschen, die 
asylsuchend nach Deutschland kamen, liegt die offizielle Prognose für das Jahr 2015 zwi-
schenzeitlich bei 800.000 Menschen. Regierungsvertreter sprechen sogar öffentlich von 
mehr als einer Million Menschen. 
 
Aufgrund des sogenannten „Königsteiner Schlüssels“ werden 12,9 Prozent dieser asylbe-
gehrenden Menschen auf Baden-Württemberg verteilt. Für 2015 bewegt sich die aktuelle 
Erwartung demnach zwischen 100.000 und 130.000 ankommenden Menschen. Damit ist 
eine Dimension erreicht, deren Unterbringung, Begleitung und Versorgung alle Beteiligten 
vor eine kaum zu bewältigende Herausforderung stellen wird.  
 
Zur Sicherung des sozialen Friedens vor Ort stehen die Städte und Gemeinden unter einem 
erheblichen Druck, diese humanitäre Aufgabe in einem gemeinsamen Schulterschluss mit 
allen sonstigen Akteuren zu bewältigen. Die vorliegende Broschüre soll eine Hilfestellung 
geben, diese Herausforderung bestmöglich zu bewältigen. 
 
A) Die Arten der Unterbringung 
Das Asylverfahren gliedert sich unter rechtlichen Gesichtspunkten in drei verschiedene Pha-
sen:  
 
• Landeserstaufnahme 
• Vorläufige Unterbringung  
• Anschlussunterbringung 
Landeserstaufnahme:  
 
Die flüchtigen Menschen werden entsprechend des oben genannten Schlüssels auf die Bun-
desländer verteilt, wo sie in die Landeserstaufnahmestellen (LEA) aufgenommen werden. Mit 
dem am 24.10.2015 in Kraft getretenen Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz des Bundes 
soll die maximale Aufenthaltsdauer in der Erstaufnahme von 3 auf 6 Monate verlängert wer-
den. Damit soll erreicht werden, dass nur noch die Asylbewerber auf die Kommunen weiter-
verteilt werden, die anerkannt sind oder die eine hohe Bleibewahrscheinlichkeit haben. 
 
Vorläufige Unterbringung: 
 
Aus den Erstaufnahmestellen werden die Asylbewerber und Asylfolgeantragsteller, über de-
ren Antrag noch nicht entschieden ist, nach einem an der Einwohnerzahl orientierten Schlüs-
sel auf die Stadt- und Landkreise zur vorläufigen Aufnahme verteilt. Die Kreise haben die 
Asylbewerber und Asylfolgeantragsteller in Gemeinschaftsunterkünften bzw. in Wohnungen 
unterzubringen (§ 8 FlüAG). Die Unterkünfte hat der Landkreis bereitzustellen, zu verwalten 
und zu betreiben. Der Kreis hat auch das notwendige Personal hierfür zu stellen.  
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Anschlussunterbringung: 
Die Asylbewerber und Asylfolgeantragsteller verlassen die vorläufige Unterbringung mit 
Unanfechtbarkeit der Entscheidung über den Asylantrag oder den Folgeantrag (§ 9 Abs. 1 
Nr. 2 FlüAG). Zudem endet der Aufenthalt in der vorläufigen Unterbringung auch mit Ertei-
lung eines Aufnahmetitels oder 24 Monate nach der Aufnahme durch die Untere Aufnahme-
behörde (§ 9 Abs. 1 Nr. 3 und Nr. 4 FlüAG). Sofern es ihnen nicht möglich ist, eigenständig 
eine Wohnung zu finden, sind die Städte und Gemeinden im Rahmen der Anschlussunter-
bringung verpflichtet, die Asylbewerber unterzubringen. Es gelten in der Regel die gleichen 
Voraussetzungen wie in der Unterbringung von obdachlos gewordenen Menschen. Die sozi-
ale Begleitung ist weiterhin Aufgabe der Stadt- und Landkreise. Auch die Kosten der Unter-
bringung werden bei fehlender Leistungsfähigkeit der Asylbewerber von den Kreisen erstat-
tet (i.d.R. max. in Höhe der ortsüblichen Miete). 
 
Gemeindetag Baden-Württemberg 
• Registrierung
• Erkennungsdienstliche 
Behandlung
• Gesundheitsuntersuchung
• Nach maximal 6 Monaten* 
Weiterverteilung in die 
vorläufige Unterbringung in 
die Stadt- und Landkreise 
(nach Einwohnerzahl)
Stationen eines Asylbewerbers
Erstaufnahme 
(max. 6 Monate*)
Vorläufige 
Unterbringung   
(bis Abschluss des 
Verfahrens, höchstens 24 
Monate)
Anschlussunter-
bringung (soweit und 
solange erforderlich)
• Unterbringung in 
Gemeinschaftsunterkünften
oder Wohnungen
• Versorgung und 
Sozialbetreuung durch die 
untere Aufnahmebehörde
• Nach maximal 24 Monaten 
Weiterverteilung in die 
kreisangehörigen Städte 
und Gemeinden gewöhnlich 
nach dem 
Einwohnerschlüssel  
(Anschlussunterbringung) 
• Unterbringung
• Soziale Betreuung und 
Beratung obliegt immer 
noch dem Landkreis
• Hinwirken auf die 
Unabhängigkeit von 
öffentlichen Leistungen
* Änderung i.R. Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz
 
Quelle: Gemeindetag Baden-Württemberg 
 
 
B) Zuständigkeiten 
 
Trotz dieser Aufteilung in verschiedene Phasen ist zunächst festzuhalten, dass die Unter-
bringung, Begleitung und Hilfestellung staatliche Aufgaben sind. Erst mit Abschluss des Ver-
fahrens bzw. nach Ablauf von 24 Monaten und damit mit der Anschlussunterbringung, be-
ginnt die kommunale Zuständigkeit für die Unterbringung. 
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C) Tatsächliche kommunale Betroffenheit  
 
Soweit zur Rechtstheorie und den gesetzlichen Rahmenvereinbarungen der Flüchtlingsun-
terbringung und -betreuung.  
 
Denn in Ermangelung einer „eigenen“ Gemarkung liegt es auf der Hand, dass sowohl Land 
als auch Landkreise, die in ihre Zuständigkeit fallenden Aufgaben nur in Städten und Ge-
meinden erfüllen können. Damit hat die Flüchtlingsversorgung und -betreuung bereits mit 
dem Ankunftstag der Menschen in Baden-Württemberg einen unmittelbaren kommunalen 
und kommunalpolitischen Bezug. Dies wird in vielfältiger Weise bei nachfolgend genannten 
kommunalen Aufgabenfeldern deutlich:  
 
• Bauleitplanung, 
• Kinderbetreuung, 
• Schule, 
• Flüchtlingsbegleitung und -unterbringung, 
• Integration, 
• Wohnungsbau,  
• Öffentliche Sicherheit und Ordnung, 
• Gemeinde als Lebenswelt der Bürger. 
Kommunen sind damit der zentrale Anker in der Bewältigung dieser Aufgaben. Umso wichti-
ger ist es, dass sie dabei von Bundes- und Landesebene anerkannt und unterstützt werden.  
 
Und angesichts der im Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz auf den Weg gebrachten Re-
gelungen wird sich diese Rolle noch weiter verstärken. 
 
Gelingt es nämlich, die zwischen Bund und Ländern vereinbarten Zielsetzungen zu realisie-
ren, so hat dies erhebliche Veränderungen im Ablauf der Asylverfahren zur Folge. So wird 
die Erstaufnahme weiter an Bedeutung gewinnen, kann diese doch künftig auf bis zu sechs 
Monate ausgeweitet werden. Zugleich ist es erklärtes Ziel von Bund und Ländern, die Asyl-
verfahren, die künftig nicht länger als fünf Monate dauern sollen, in den Erstaufnahmeein-
richtungen abzuschließen. 
 
Damit wird die vorläufige Unterbringung mittelfristig an Bedeutung verlieren. Bei Erreichung 
der zwischen Bund und Ländern gesteckten Ziele dürfte es nach geltender Rechtslage letzt-
lich nur noch zu einer Verteilung der abgelehnten Asylbewerber aus nicht-sicheren Drittstaa-
ten in die vorläufige Unterbringung kommen. 
 
Alle anerkannten Asylbewerber würden dann nach wenigen Monaten bereits direkt in die 
Anschlussunterbringung weitergeleitet werden. 
 
Hochrechnungen für die Anschlussunterbringung auf Grundlage der aktuellen Zahlen 
 
Angesichts der in den Städten und Gemeinden dringenden Notwendigkeit eine strategische 
Planung für die nächsten Jahre schon im Rahmen der aktuell anstehenden Haushaltsbera-
tungen zu erstellen, unternimmt der Gemeindetag den Versuch einer Prognose für die An-
schlussunterbringung auf Grundlage der zum Zeitpunkt Ende Oktober 2015 bekannten Fak-
ten sowie der sich abzeichnenden Entwicklungen. Es sei hiermit ausdrücklich darauf hinge-
wiesen, dass eine solche Prognose allenfalls als Richtschnur verstanden werden kann, die 
sich durch eine Veränderung der tatsächlichen und/oder rechtlichen Rahmenbedingungen 
auch kurzfristig ändern kann.  
Der Prognose liegt eine angenommene jährliche Zugangsrate nach Baden-Württemberg in 
der Größenordnung von 130.000 Asylbewerbern/Flüchtlingen zugrunde. Diese Zahl er-
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scheint für das Jahr 2015 als wahrscheinlich und stellt auch für die kommenden Jahre eine 
realistische Größenordnung dar. Auf dieser Grundlage hat der Gemeindetag dann verschie-
dentliche Hochrechnungen unternommen. Zwei davon bilden die jeweiligen Rahmenpunkte 
des nachfolgend dargestellten Korridors: 
 
Variante 1 (Idealszenario): 
 
Die Verfahren werden in dem Maße beschleunigt und die Kapazitäten in den Erstaufnahme-
stellen so erweitert, dass tatsächlich nur noch diejenigen Menschen mit positivem Asylbe-
scheid weitergeleitet werden. Im bisherigen Verlauf des Jahres 2014 waren dies rund 40 
Prozent der Asylbewerber. Angesichts des jüngst eingetretenen deutlichen Anstiegs syri-
scher Asylbewerber geht die Prognoseberechnung jedoch von einer Anerkennungsquote von 
50 Prozent aus, da ein Anstieg auf diese Zahl aus heutiger Sicht wahrscheinlich erscheint. 
Die abgelehnten Asylbewerber werden direkt aus den Erstaufnahmeeinrichtungen rückge-
führt. 
 
Variante 2 (aktuelles Ist-Szenario): 
 
In den Erstaufnahmestellen erfolgt lediglich die Registrierung und Gesundheitsuntersuchung. 
Anschließend erfolgt eine Weiterverteilung in die Kreise. Die Verfahrensdauer zieht sich über 
viele Monate, oftmals gar deutlich länger als ein Jahr. Die danach anerkannten Asylbewerber 
erreichen mit Anerkennung die Anschlussunterbringung. Die abgelehnten Asylbewerber ma-
chen jedoch in großer Zahl Abschiebehindernisse geltend, die auf lange Sicht eine Rückfüh-
rung faktisch verhindern. Ein Großteil dieser Menschen kommt deshalb ebenfalls in der An-
schlussunterbringung an. Aktuell ist eine Rückführungsquote (freiwillige Rückkehr und Ab-
schiebung) von etwa 10 Prozent als realistisch anzusehen. 
 
Auf Grundlage dieser beiden Szenarien ergibt sich landesweit eine Quote der in der An-
schlussunterbringung ankommenden Menschen von zwischen 0,6 Prozent (Idealszenario) 
und 1,1 Prozent (aktuelles Ist-Szenario). Die Prozentzahlen beziehen sich auf die Einwoh-
nerzahl der Städte bzw. Gemeinden. Für eine Gemeinde mit 5.000 Einwohnern ergäbe sich 
daraus ein errechneter Korridor für den Zugang von zwischen 30 und 55 Asylbewerbern jähr-
lich. 
 
Familiennachzug: 
 
Anerkannte Asylbewerber haben nach geltender Rechtslage unter gewissen Voraussetzun-
gen das Recht nach kurzer Zeit Familienangehörige (Ehepartner und leibliche Kinder) nach-
zuholen. Im Rahmen dieses sogenannten Familienzuzugs gehen Experten davon aus, dass 
sich die Zahl der zu integrierenden Personen zumindest um den Faktor drei bis vier erhöhen 
wird. Auch ein höherer Faktor kann nicht ausgeschlossen werden. 
 
Regionale Unterschiede: 
 
Dieser errechnete Korridor kann als Hilfestellung für die Berechnung der erwarteten Zugänge 
in der Anschlussunterbringung dienen. Allerdings sollte von der örtlichen Kommunalpolitik 
bei den darauf gründenden Maßnahmen unbedingt auch berücksichtigt werden, dass es 
durch die rechtlich garantierte Freizügigkeit der anerkannten Asylbewerber zu regionalen 
Verschiebungen kommen wird. Es ist daher nach den bisher gemachten Erfahrungen davon 
auszugehen, dass Asylbewerber nicht immer in den ihnen für die Anschlussunterbringung 
zugewiesen Kommunen verbleiben werden. Erste Erfahrungswerte zeigen, dass es einen 
Trend in Richtung der Ballungsräume gibt. Die ländlich geprägten Gebiete erfahren einen 
tatsächlichen Zugang, der eher unter der errechneten Größe liegt.  
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2) Anschlussunterbringung und Integration -                 
der Versuch einer strategischen Umsetzung 
 
A) Notfallplan 
 
Auch wenn dieses Papier seinen Schwerpunkt auf die Anschlussunterbringung und die 
Handlungsmöglichkeiten der Städte und Gemeinden in deren Rahmen richtet, so zeigt die 
Erfahrung, dass Kommunen auch durch eine kurzfristige Inanspruchnahme einer Liegen-
schaft auf ihrer Gemarkung im Rahmen der Erstaufnahme des Landes in akute Handlungs-
not geraten können. So zeigen Beispiele der letzten Monate, dass Verwaltungsspitzen mitun-
ter nur wenige Stunden vor der Ankunft hunderter Flüchtlinge informiert wurden. Es ist daher 
empfehlenswert, auch für diesen Fall eine Art "Notfallplan" verfügbar zu haben. Bei diesem 
sollten in jedem Fall die operative Behandlung einer solchen Sondersituation wie auch die 
Kommunikationsstrategie in die eigene Bürgerschaft hinein und gegenüber der Öffentlichkeit 
bedacht werden. Die "VwV Stabsarbeit" des Landes Baden-Württemberg kann zur Ausge-
staltung eines solchen Notfallplans eine Hilfestellung geben. 
 
 
Quelle: VwV Stabsarbeit 
 
Unterbringung 
 
Angesichts der aktuellen Flüchtlingszahlen und aufgrund des in Baden-Württemberg gleich-
zeitig stattfindenden Bevölkerungswachstums (+2,7 Prozent bis 2020) sowie des steigenden 
Zuzugs außerhalb des Asylrechts (ca. 85.000 Menschen jährlich) wird es zu einem immen-
sen Bedarf an neuem und zusätzlichem Wohnungsbau, vor allem im sozialen Segment, 
kommen. Schon ohne die Flüchtlingszugänge geht man davon aus, dass es in Baden-
Württemberg in den nächsten Jahren einen Bedarf für 40.000 zusätzliche Wohnungen pro 
Jahr gibt. Zusätzlich ist davon auszugehen, dass jährlich rund 30.000 Wohnungen für die 
anerkannten Asylbewerber und deren nachgezogene Familien erforderlich werden.  
 
Allein diese Zahl macht deutlich: In der Kürze der Zeit ist ein solches Wohnungsbau-
programm nicht leistbar. Es ist jedoch auch nicht angezeigt, nun in einem ad hoc-Verfahren 
einen isolierten Wohnungsbau für die anerkannten Asylbewerber und Flüchtlinge zu betrei-
ben. Es ist schließlich weder abzusehen, ob diese Menschen tatsächlich auch an dem Ort 
ihrer Anschlussunterbringung sesshaft werden oder sie aufgrund einer beruflichen Perspek-
tive bzw. sonstiger Gründe an anderer Stelle ihren dauerhaften Wohnsitz nehmen wollen. 
Zugleich ist es auch aus sozialen Gesichtspunkten geboten, zunächst einmal den bisher 
nicht erfüllten Wohnungsbedarf der einheimischen Bevölkerung zu decken. Für die An-
schlussunterbringung scheint es daher geboten, eine alternative, den örtlichen Gegebenhei-
ten angepasste Strategie zu verfolgen. So ist es sicherlich angezeigt, verfügbare Wohnkapa-
zitäten durch Kauf oder Miete nutzbar zu machen. Gerade für Familien scheint diese Form 
der Unterbringung vorzugswürdig zu sein. Einzelne Landkreise regeln dies mit ihren Städten 
und Gemeinden dergestalt, dass zunächst der Landkreis in Abstimmung mit der 
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Stadt/Gemeinde Wohnunterkünfte für die vorläufige Unterbringung anmietet und dieses 
Wohnverhältnis dann mit dem Beginn der Anschlussunterbringung auf die Stadt/Gemeinde 
übertragen wird. Alternativ kann auch direkt eine Anmietung durch die Stadt/Gemeinde erfol-
gen, die dann für die Dauer der vorläufigen Unterbringung an die Landkreise untervermietet. 
Neben der Tatsache, dass durch den vermiedenen Ortswechsel auch ein Bruch der Integra-
tion vermieden wird, ist auf diesem Wege auch sichergestellt, dass die in der vorläufigen 
Unterbringung bezahlte Miete dann auch in der Anschlussunterbringung als ortsüblich anzu-
sehen ist. 
 
Kann durch solche Maßnahmen der Unterbringungsbedarf jedoch nicht vollständig gedeckt 
werden oder sind die zu tätigenden Investitionen unverhältnismäßig hoch, so ist die Schaf-
fung einer Gemeinschaftsunterkunft auch in der Anschlussunterbringung aus Sicht des Ge-
meindetags Baden-Württemberg eine sinnvolle Option. Solche Gemeinschaftsunterkünfte 
sollten dann gerade für Einzelpersonen der Ausgangspunkt sein, um von dort aus einen 
möglichst stringenten Integrationsprozess auf örtlicher/regionaler Ebene zu starten. 
 
Mit der Anschlussunterbringung sollten möglichst nachstehende Schritte einhergehen: 
 
a) Erwachsene: 
1. Schritt: Einführung und Umsetzung einer möglichst verbindlichen  Teilnahme 
an Integrations- und Sprachkurs  
2. Schritt: Einführung und Umsetzung einer möglichst verbindlichen  Teilnahme 
an beruflicher Qualifizierung bzw. Übernahme einer Beschäftigung 
3. Schritt: Prüfung des Familiennachzugs und Berücksichtigung bei der Woh-
nungsbauplanung 
b) Kinder: 
1. Schritt: Integration in Schul- bzw. Kindergartenalltag 
2. Schritt: Möglichst verbindliche Einbindung in örtliche Vereinsstrukturen 
Auch wenn die Umsetzung eines solchen Integrationskonzeptes keine kommunale Aufgabe 
ist, so scheint es angesichts der unabsehbaren Folgen einer nicht gelingenden Integration 
dieser großen Zahl an Menschen geboten, zu prüfen, inwieweit die Kommunalverwaltung 
hier einen Beitrag leisten kann, um diesen Integrationsprozess möglichst stringent und ver-
bindlich zu gestalten. In den folgenden Rubriken sind hierzu Ansätze enthalten. Der Ge-
meindetag wird sich mit Nachdruck gegenüber dem Land dafür einsetzen, dass den Kom-
munen für diese zweifellos notwendigen Leistungen ein finanzieller Ausgleich zuteil wird und 
zudem auch die rechtlichen Rahmenbedingungen weiter in Richtung einer verbindlichen In-
tegrationsleistung der anerkannten Asylbewerber entwickelt werden. 
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C) Wohnungsbau 
 
Gemeinschaftsunterkünfte können nur eine Übergangseinrichtung für die ankommenden, 
anerkannten Asylbewerber sein. Unzweifelhaft wird es daher einen Bedarf für die Bereitstel-
lung von neuem und zusätzlichem Wohnraum geben. Die Städte und Gemeinden sollten 
daher prüfen, in welcher Form und in welchem Umfang der Wohnungsbau bedarfsgerecht 
vorangebracht werden kann. Hierbei ist insbesondere auch der unabhängig von der An-
schlussunterbringung erforderliche Wohnungsbaubedarf zu berücksichtigen. Sollte ein sol-
cher Bedarf festgestellt werden, was regelmäßig der Fall sein dürfte, so ist zu empfehlen, die 
für die Realisierung notwendigen rechtlichen Grundlagen zu schaffen und idealerweise auch 
schon erste Maßnahmen einzuleiten. Die rechtlichen Rahmenbedingungen wie auch beste-
hende Fördermöglichkeiten werden in Abschnitt 4 „Planen und Bauen: Rechtliche Rahmen-
bedingungen zum Thema Unterkunft und Unterbringung“ in dieser Broschüre näher be-
schrieben. 
Allerdings möchten wir nochmals ausdrücklich darauf hinweisen, dass es auch beim Woh-
nungsbau erforderlich ist, auf Grundlage der jeweiligen örtlichen Situation eine Wohnungs-
baustrategie zu entwickeln, die sowohl unter städtebaulicher als auch integrativer Sicht ver-
tretbar ist. 
 
 
 
 
Gemeindetag Baden-Württemberg 
Konzept für Anschlussunterbringung
Erstaufnahme
(max. 6 Monate)
Vorläufige 
Unterbringung
Anschlussunter-
bringung (AU)
Rückführung
AU-Gemeinschafts-
unterkunft
Spracherwerb
Berufliche 
Qualifikation
Klärung 
Familiennachzug
Wohnung
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3) Finanz- und Haushaltswirtschaft; steuerliche Aspekte 
 
A) Wirtschaftliche und nichtwirtschaftliche Betätigung,                                                       
Anwendung der §§ 102ff. GemO 
Es kann im Einzelfall die Frage auftreten, ob der Bau und die Zurverfügungstellung von 
Flüchtlingsunterkünften wirtschaftlicher oder nichtwirtschaftlicher Natur im Sinne von §§ 102 
ff. GemO sind. Hierzu ist folgendes zu bemerken: 
Die vorläufige Unterbringung ist Aufgabe der Landkreise gem. §§ 2, 7 ff. FlüAG und dort oh-
ne Zweifel eine hoheitliche Aufgabe (§ 102 Abs. 4 Nr. 1 GemO). 
In der Anschlussunterbringung, die gem. §§ 2, 17 ff. FlüAG den kreisangehörigen Städten 
und Gemeinden obliegt, gilt: 
• Sofern die Unterbringung ordnungsrechtlich der Obdachlosenunterbringung zuzu-
rechnen ist, handelt es sich zweifelsfrei um eine hoheitliche Aufgabe und damit keine 
wirtschaftliche Betätigung (§ 102 Abs. 4 Nr. 1 GemO). 
• Sofern keine Obdachlosigkeit vorliegt, wird hier die Auffassung vertreten, dass es 
sich um eine der Gesundheits- und Wohlfahrtspflege „ähnliche“ Einrichtung i.S. § 102 
Abs. 4 Nr. 2 GemO und damit nicht um ein wirtschaftliches Unternehmen handelt. 
Abgrenzung: Betreibt die Gemeinde selbst sozialen Mietwohnungsbau und Woh-
nungsvermietung, so liegt grundsätzlich eine wirtschaftliche Betätigung vor, die je-
doch im Rahmen der Daseinsvorsorge (§ 102 Abs. 1 Nr. 3 GemO) erfolgt. Insoweit 
greift die Subsidiaritätsklausel nicht. 
 
 
B) Steuerliche Aspekte 
 
a) Grunderwerbsteuer für Flächenerwerb bzw. Erwerb bebauter Grundstücke: 
Das Grunderwerbsteuergesetz (GrEStG) enthält keine ausdrückliche Steuerbefreiung 
für den zweckgerichteten Erwerb von Liegenschaften für die Unterbringung von 
Flüchtlingen und Asylsuchenden. Ausnahmen von der Grunderwerbsteuerpflicht be-
stehen grundsätzlich in folgenden Fällen: 
• Erwerb aus einem gesetzlichen Umlegungsverfahren (§ 1 Abs. 1 Nr. 3b GrEStG) 
• Erwerb aus einer Zwangsversteigerung (§ 1 Abs. 1 Nr. 3c GrEStG) 
• PPP-Modelle (§ 4 Nr. 9 GrEStG) 
• Erwerb im Wege Aufgabenübergang von einer juristischen Person des öffentli-
chen Rechts auf eine andere (§ 4 Nr. 1 GrEStG). 
Hierunter könnte der Erwerb von Gebäuden für die Anschlussunterbringung vom 
Landkreis nach Ende der vorläufigen Unterbringung fallen.  
 
b) Grundsteuer 
Eine Grundsteuerbefreiung für Unterkünfte in der vorläufigen Unterbringung ebenso 
wie in der Anschlussunterbringung könnte in Betracht kommen für: 
• Verwendung für den öffentlichen Dienst oder Gebrauch (hoheitliche Tätigkeit) 
oder für gemeinnützige Zwecke (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 GrStG) und Zurechnung des 
Grundbesitzes an einen begünstigten Rechtsträger (Gemeinde, Kreis, Land, 
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Bund, gemeinnützige juristische Person….), auch bei Nutzungsüberlassung an 
eine Kommune im Rahmen eines PPP-Modells (Zurechnungseigentümer ist ein 
privater Dritter). 
• Hierbei ist die Unterbringung in Wohnräumen steuerfrei, Wohnungen (auch wenn 
darin Flüchtlinge und Asylsuchende im Rahmen der Hoheitsaufgabe unterge-
bracht werden) sind stets steuerpflichtig (§ 5 Abs. 2 GrStG). Die Abgrenzung 
Wohnraum – Wohnung ist deshalb wichtig! Vgl. dazu BFH, Urt. vom 04.12.2014, 
II R 20/14, BStBl. I 2015 S. 610: Eine Wohnung liegt vor, wenn es sich um eine 
abgeschlossene Einheit aus Wohn-/Schlafraum mit Kochgelegenheit, Bad/WC 
und Flur und einer Gesamtwohnfläche von mind. 20 m² handelt. 
• Erlass nach § 33 GrStG wegen wesentlicher Ertragsminderung: Die Minderung 
des normalen Rohertrags um mehr als 50 Prozent ist Erlassvoraussetzung, so-
dass ein Grundsteuererlass i.d.R. nicht in Betracht kommen wird. 
 
c) Körperschaftsteuer/Umsatzsteuer: 
Mit Schreiben vom 20.11.2014, IV C 2 – S 2730/0-01 (Downloadmöglichkeit: 
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steu
erarten/Koerperschaftsteuer_Umwandlungsteuer/2014-11-20-billigkeitsmassnahmen-
voruebergehende-unterbringung-fluechlinge-
asylbewerber.pdf?__blob=publicationFile&v=1) hat das Bundesministerium der Fi-
nanzen verschiedene Billigkeitsmaßnahmen bei vorübergehender Unterbringung von 
Bürgerkriegsflüchtlingen und Asylbewerbern bekannt gegeben. Hierbei wird zwischen 
folgenden Fallkonstellationen unterschieden: 
a) Unterbringung in Zweckbetrieben steuerbegünstigter Körperschaften 
b) Unterbringung in Einrichtungen von juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
c) Unterbringung in Wohnungen von Vermietungsgenossenschaften sowie -vereinen 
im Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 10 KStG. 
Aus kommunaler Sicht besonders bedeutsam ist die Variante b). Hiernach sind etwa-
ige Entgelte für die vorübergehende Unterbringung ohne Prüfung, ob ein Betrieb ge-
werblicher Art vorliegt, dem hoheitlichen Bereich zuzuordnen. Diese Frage gewinnt 
beispielsweise dann Bedeutung, wenn Bürgerkriegsflüchtlinge/Asylbewerber im 
Rahmen der vorläufigen Unterbringung durch die Landkreise in einer gemeindlichen 
Halle, die als BgA geführt wird, untergebracht werden. Ohne Billigkeitsregelung hätte 
sich die Frage gestellt, ob die Gemeinde hierfür gegenüber dem Landkreis auch die 
Umsatzsteuer in Rechnung stellen und abführen müsste. 
Insoweit ist diese Billigkeitsregelung grundsätzlich positiv zu werten. Fraglich ist aller-
dings noch, ob diese Billigkeitsregelung sich alleine auf die vorläufige Unterbringung 
der Landkreise oder auch auf die Anschlussunterbringung in den Gemeinden er-
streckt. Aufgrund des Sachzusammenhangs wird nach derzeitigem Stand davon aus-
gegangen, dass die Billigkeitsregelung auch für die Anschlussunterbringung Anwen-
dung finden können muss. Im Zweifelsfall empfiehlt sich die Klärung im Rahmen einer 
verbindlichen Auskunft (vgl. § 89 AO). 
Zu bedenken ist im Rahmen dieser Billigkeitsregelung jedoch ergänzend folgendes: 
Die bestehende Verknüpfung der körperschaftsteuerlichen Betrachtung mit dem Um-
satzsteuerrecht (§ 2 Abs. 3 UStG i.V.m. §§ 1 Abs. 1 Nr. 6, 4 KStG) führt dazu, dass 
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der hoheitliche Nutzungsanteil auch aus umsatzsteuerlicher Sicht steigt. Dies wird in 
der Regel eine Berichtigung des Vorsteuerabzugs (§ 15a UStG) erforderlich machen. 
Dies führt aus Sicht der Gemeinde zu einem wirtschaftlichen Nachteil der, nach der-
zeitigem Stand, von keiner übergeordneten Stelle ausgeglichen wird. Ob es hier ei-
nen weitergehenden Billigkeitserlass geben könnte, ist noch einer abschließenden 
(bundesweiten) Klärung zuzuführen.  
d) Umsatzbesteuerung interkommunaler Zusammenarbeit, § 2b UStG 
Es können Fallkonstellationen auftreten, in denen beispielsweise Sozialarbeiter der 
Landkreise für die Gemeinden im Rahmen der Anschlussunterbringung tätig werden. 
Es handelt sich hierbei um einen klassischen Fall interkommunaler Zusammenarbeit 
im hoheitlichen Tätigkeitsumfeld („Beistandsleistung“). 
Im Lichte des neuen § 2b UStG, sowie der aus kommunaler Sicht nachteiligen BFH-
Rechtsprechung der jüngeren Vergangenheit zu den Beistandsleistungen, ist darauf 
zu achten, dass derartige Kooperationen möglichst nicht privatrechtlich sondern öf-
fentlich-rechtlich (bspw. Abordnung) ausgestaltet werden. 
e) Steuerrechtliche Anreize in der Einkommensteuer/Körperschaftsteuer für priva-
te Investoren: 
Auf landes- und bundespolitischer Ebene werden derzeit Steuerermäßigungen / Son-
derabschreibungen für bestimmten Wohnbau mit Zweckbestimmung / Belegung / Be-
legungsrechten diskutiert. Über die weitere Entwicklung wird in einer aktualisierten 
Fassung dieses Arbeitspapiers informiert. 
 
f) Spendenannahme und -verwendung für die Unterbringung und Betreuung von 
Flüchtlingen, Asylsuchenden 
Nach § 10b EStG können Zuwendungen (Spenden und Mitgliedsbeiträge) zur Förde-
rung steuerbegünstigter Zwecke im Sinne der §§ 52 bis 54 EStG als Sonderausga-
ben abgezogen werden, wenn diese Zuwendungen insbesondere  
1. an eine juristische Person des öffentlichen Rechts [...], oder 
2. an eine nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG steuerbefreite Körperschaft oder Personen-
vereinigung geleistet werden. 
Neben den bekannten Zwecken der Förderung der Jugend- und Altenhilfe, der Förde-
rung der Erziehung, Volks- und Berufsbildung, des Wohlfahrtswesens nennt § 52 
Abs. 2 AO in Nr. 10 „die Förderung der Hilfe für politisch, rassisch oder religiös Ver-
folgte, für Flüchtlinge, Vertriebene, Aussiedler, Spätaussiedler, Kriegsopfer, Kriegs-
hinterbliebene, Kriegsbeschädigte und Kriegsgefangene, Zivilbeschädigte und Behin-
derte sowie Hilfe für Opfer von Straftaten; Förderung des Andenkens an Verfolgte, 
Kriegs- und Katastrophenopfer; Förderung des Suchdienstes für Vermisste“. 
Damit kann die Gemeinde für Spenden, die sie für die Unterbringung und Betreuung 
von Flüchtlingen und Asylsuchenden erhält und zweckentsprechend verwendet, Zu-
wendungsbestätigungen (Spendenbescheinigungen) ausstellen. Ergänzend wird auf 
das BMF-Schreiben vom 22.09.2015, BStBl. I 2015 S. 745 zu den steuerlichen Maß-
nahmen zur Förderung der Hilfe für Flüchtlinge verwiesen:  
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steu
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erarten/Einkommensteuer/2015-09-22-Steuerliche-Massnahmen-zur-Foerderung-der-
Hilfe-fuer-Fluechtlinge.pdf?__blob=publicationFile&v=2 
 
C) Finanzierung im Kernhaushalt oder in einer Sonderrechnung? 
Bundesweit fehlen in den nächsten fünf Jahren jährlich 400.000 Wohnungen1. In Baden-
Württemberg werden bei einem jährlichen zusätzlichen Bedarf von 40.000 bis 45.000 
Wohnungen jedoch aktuell gerade einmal 30.000 Wohnungen im Jahr errichtet. In den 
Ballungsräumen ist dadurch bezahlbarer Wohnraum nicht nur Mangelware, dem Woh-
nungsmarkt droht der Kollaps2. 
Der große Zustrom von Flüchtlingen und die Verpflichtung von Städten und Gemeinden 
zur Anschlussunterbringung verschärft diese Situation binnen weniger Monate in einem 
nicht mehr überschaubaren Ausmaß. 
Um den angesprochenen Kollaps des Wohnungsmarktes und eklatante soziale Verwer-
fungen zu verhindern, bedarf es einer massiven Intensivierung des Wohnungsbaus jed-
weder Art und der Mobilisierung von Leerständen für alle Wohnungssuchenden im Land 
durch die Kommunen. Hierzu sind in erster Linie die Mobilisierung von privatem Kapital 
durch steuerliche Anreize und Investitionen der Wohnungswirtschaft gefragt. Dies wird al-
lein aber bei weitem nicht ausreichen und nicht überall werden der private Wohnungs-
markt und die private Wohnungswirtschaft den Bedarf befriedigen. Städte und Gemein-
den werden daneben selbst in großem Umfang Wohnungsbau betreiben und Interims-
bauten erstellen müssen, um der Wohnungsnot entgegenzuwirken und ihrer Unterbrin-
gungsverpflichtung gerecht zu werden.  
Dazu bedarf es einer ausreichenden Förderung durch den Bund bzw. das Land. Auch die 
derzeitige Förderung von 25 Prozent der Baukosten bis maximal 3.000 Euro pro Quad-
ratmeter Wohnfläche durch das Land bedingen, dass der Löwenanteil der Investitionen 
zur Schaffung von Wohnraum von den Städten und Gemeinden zu schultern ist. Hierfür 
stehen nur in den wenigsten Fällen ausreichend Eigenmittel durch Rücklagen zur Verfü-
gung. Die Finanzierung des zu schaffenden Wohnraums und die Mobilisierung von Leer-
ständen durch den Erwerb gebrauchter Immobilien und deren Umbau zur Wohnnutzung 
kann daher in der Regel nur über zusätzliche Kreditaufnahmen in beträchtlichem Umfang 
bewerkstelligt werden. Ausgehend von diesen Überlegungen bestehen im Wesentlichen 
folgende zwei Möglichkeiten der Finanzierung: 
1. Alternative Kernhaushalt: 
Grundsätzlich sind sämtliche Finanzvorgänge der Unterbringung im Kernhaushalt ab-
zubilden (vgl. auch Verbuchungshinweise unter D.). Gleichwohl zeigen erste Reakti-
onen der Rechtsaufsichtsbehörden, dass - auch wenn der Kreditaufnahme Mietein-
nahmen durch die Schaffung von Wohnraum oder Ersätze im Wege der Kostentra-
gung für die Unterkunft durch den Sozialhilfeträger entgegenstehen - die Genehmi-
gungsfähigkeit der Haushalte von Städten und Gemeinden und damit deren bisherige 
und zukünftige Investitionen und Freiwilligkeitsleistungen infrage gestellt werden. 
Hinsichtlich etwaiger Investitionen und mit Blick auf noch zu treffende Kostenerstat-
tungsregelungen zwischen Land und Kommunen in der Anschlussunterbringung kann 
                                                           
1
 Handelsblatt v. 15.09.2015, „Die Wohnungsnot verschärft sich“. 
2
 Schwäbische Zeitung v. 13.10.2015, „ Städte warnen vor dem Kollaps des Wohnungsmarktes“. 
Finanz- und Haushaltswirtschaft; steuerliche Aspekte 
Handreichung des Gemeindetags Baden-Württemberg, 2. November 2015  12 
daher das Führen einer Sonderrechnung zweckmäßig sein. Ein geeignetes und prak-
tikables Instrument hierfür ist der Eigenbetrieb (s. nachfolgend dargestellte 2. Alterna-
tive). 
 
2. Alternative Eigenbetrieb: 
(Auslagerung der Unterbringung und Versorgung von (anerkannten) Flüchtlingen, 
Asylbewerbern und Asylberechtigten, Geduldeten in einen Eigenbetrieb.) 
 
Die oben geschilderte Problematik kann am ehesten vermieden werden, wenn es un-
ter der Maßgabe der in einem Zeitraum von mindestens 15 bis 20 Jahren zu erwar-
tenden Rentierlichkeit der Investitionen zur Schaffung von bezahlbarem Wohnraum 
für alle Wohnungssuchenden in einer Kommune möglich ist, die Finanzierung und die 
dafür notwendigen Kreditaufnahmen außerhalb des Kernhaushalts zu bewerkstelli-
gen. 
 
Gemeindetag, Städtetag sowie das Innenministerium und die Gemeindeprüfungsan-
stalt Baden-Württemberg stimmen darin überein, dass dies in der Organisationsform 
des Eigenbetriebs nach § 1 Eigenbetriebsgesetz (EigBG) möglich ist. Diese Organi-
sationsform ist in der Praxis allgemein bekannt und etabliert. Schon bisher bestehen 
im Land einzelne Eigenbetriebe für die kommunale „Wohnungsverwaltung“, in denen 
der kommunale Wohnungsbestand zusammengefasst und verwaltet wird. 
 
Die Eigenbetriebsgründung ist nach § 1 EigBG möglich, da die Betriebsform des Ei-
genbetriebs auch für nichtwirtschaftliche Unternehmen und Einrichtungen eröffnet ist. 
Der Vorteil des Eigenbetriebs besteht insbesondere darin, dass er über eine eigen-
ständige Kreditermächtigung verfügt. Unter der Voraussetzung, dass sich der Eigen-
betrieb wirtschaftlich mittelfristig selbst tragen können soll, wird die Belastung des 
Kernhaushalts durch den Bau von Unterkünften für die (Anschluss-) Unterbringung 
von Flüchtlingen, Asylsuchenden und Asylberechtigten und die damit verbundene 
Kreditaufnahme zunächst vermieden. 
Für die Aufstellung einer Betriebssatzung für den Eigenbetrieb kann das in BWGZ 
18/1993 S. 520 ff. veröffentlichte Muster einer Betriebssatzung als Orientierung die-
nen. 
 
Vor Ort stellt sich zunächst die Frage, welchen Zweck der Eigenbetrieb in welchen 
Sparten verfolgt: 
 
• Nur Bau von Mietwohnungen für sozial Schwächere? 
• Auch Bau von Wohnheimen/Gemeinschaftsunterkünften? 
• Aufgabe der Obdachlosenbehörde im Eigenbetrieb? 
 
Empfohlen wird, den Betriebszweck Wohnungsbau im Eigenbetrieb nicht ausschließ-
lich auf die Anschlussunterbringung von Flüchtlingen zu beschränken, da der soziale 
Wohnungsbau insgesamt bedeutsam erscheint! Die hoheitliche Aufgabe der Obdach-
losenbehörde sollte im Kernhaushalt verbleiben! 
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Nach Auffassung der Geschäftsstelle sollten bei der Eigenbetriebsform folgende As-
pekte mit bedacht werden: 
 
• Wirtschaftliche Aspekte: 
Durch die Festsetzung des Stammkapitals (ja/nein/Höhe, vgl. § 12 Abs. 2 S. 1 
EigBG) kann über den Umfang der Kreditfinanzierung entschieden werden. Der 
Kernhaushalt wird aus einer Kreditaufnahme zunächst nicht belastet. Die erforder-
lichen Kredite sind durch eine eigene Kreditermächtigung des Eigenbetriebs über 
dessen Wirtschaftsplan von der Rechtsaufsichtsbehörde unter dem Gesichtspunkt 
der rentierlichen Schulden zu genehmigen. 
 
Gleichwohl stellt sich die Frage der Refinanzierung über Mieten: 
• Eine kostendeckende Miete wird zu Beginn nicht möglich sein. Dies gilt für 
den Fall, dass es sich um Gebühreneinnahmen für Obdachlosen-/ Flücht-
lingsunterkünfte handelt (vgl. Hinweise in Gt-info 19/2015, Versandtag 
29.12.2014) ebenso wie für den Fall der Vermietung im sozialen Woh-
nungsbau im Allgemeinen. 
• Sofern der Eigenbetrieb über die Anfangsphase hinaus defizitär bleiben 
sollte, müsste ggf. ein ratierlicher Ausgleich aus dem Kernhaushalt (und 
damit aus allgemeinen Steuermitteln) erfolgen. 
 
• Organisation und Darstellung 
Für die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen des Eigenbetriebs besteht 
alternativ zum bekannten Wirtschaftsplan mit Erfolgsplan und Vermögensplan und 
der Bilanzierung unter Rückgriff auf die HGB-Vorschriften („HGB-Eigenbetrieb“) 
die Möglichkeit, die Vorschriften der kommunalen Doppik (NKHR) bei Planung 
und Rechnungslegung anzuwenden (§ 12 Abs. 1 EigGB, „NKHR-Eigenbetrieb“). 
Die zweite Variante würde die später ggf. erforderliche Aufstellung eines Gesamt-
abschlusses erleichtern. 
Bei kleineren Gemeinden wird es häufig entbehrlich sein, einen Betriebsleiter zu 
bestellen und einen Betriebsausschuss zu bilden, sondern diese Aufgaben dem 
Bürgermeister bzw. einem bereits bestehenden Ausschuss zuzuweisen. 
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D) Verbuchung der Einnahmen und Ausgaben für die Unterbringung und Versorgung 
von (anerkannten) Flüchtlingen, Asylbewerbern und Asylberechtigten, Geduldeten 
nach der kameralen VwV Gliederung und Gruppierung und den Vorgaben der Fi-
nanzstatistik  
 
Einige Fragen der haushalts- und finanzstatistischen Zuordnung sind noch mit dem In-
nenministerium und der Finanzstatistik zu klären. 
 
 
Gliederung Bezeichnung 
Relevanz für Unterbrin-
gung von (anerkannten) 
Flüchtlingen, Asylbewer-
bern und Asylberechtig-
ten, Geduldeten 
Einnahmen (beispielhaft) Ausgaben (beispielhaft) 
Kernhaushalt 
11 
Öffentliche Ordnung: 
Obdachlosenangelegenheiten 
Ordnungsamt, Ausländer-
behörde. Unterkünfte für 
Obdachlose bei Abschnit-
ten 43 und 88 
z.B. Ersatzleistungen 
z.B. einzelne Unterbrin-
gungsfälle und Ersatz-
zahlungen für beschlag-
nahmten Wohnraum 
21-23 Allgemeinbildende Schulen 
Besondere Aufwendun-
gen als Schulträger für 
Flüchtlinge 
.... .... 
Überlassung von Schul-
räumen für Vorberei-
tungsklassen  
Ersatzleistung von Dritten?  
Gebäudeunterhaltung 
und -bewirtschaftung 
anteilig 
Überlassung einer Schul-
sporthalle an Landkreis 
Miete / Entgelt / Ersatz vom 
Landkreis 
Eigene Flücht-
lings(anschluss)-
unterbringung in Schul-
sporthalle 
Innere Verrechnung von UA 
436 
42 
Durchführung des Asylbewer-
berleistungsgesetzes und des 
FlüAG (Musterbuchungsplan 
EPl 4 Soziale Angelegenhei-
ten) 
Kommunen als staatliche 
Untere Aufnahmebehörde .... .... 
Gemeinden/Städte auf 
unterster Ebene 
Aufwendungspauschale nach 
§ 18 Abs. 4 FlüAG .... 
4X 
(Neue) Sammelposition für 
kommunale Aktivitäten bei der 
Versorgung/Betreuung von 
Asylbewerbern und Flüchtlin-
gen – in Abgrenzung zu Ein-
richtungen im Unterabschnitt 
436 
Mit Innenministerium und 
Finanzstatistik ist zu 
klären, ob eine neue 
Finanzposition vorgege-
ben wird (z.B. bei Unter-
abschnitt 498?) oder die 
Verbuchung im Abschnitt 
42 erfolgt 
Ersatzleistungen, Spenden, 
…. 
 
Organisation und Be-
treuung ehrenamtlichen 
Engagements, kommu-
nale Koordinierungsstel-
len, Arbeitskreis Asyl, 
Arbeitskreise mit Arbeit-
gebern, Handwerk u.Ä., 
Förderung Dritter, 
Spendenmanagement, 
Sprachkurse ….   
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Gliederung Bezeichnung 
Relevanz für Unterbrin-
gung von (anerkannten) 
Flüchtlingen, Asylbewer-
bern und Asylberechtig-
ten, Geduldeten 
Einnahmen Ausgaben 
Kernhaushalt 
435 Soziale Einrichtungen für Wohnungslose 
Eigene Einrichtungen für 
Obdachlose, Notunter-
künfte, Förderung von 
Einrichtungen Dritter 
Benutzungsgebühren für 
Obdachlosenunterkünfte1)  
436 Soziale Einrichtungen für Aussiedler und Ausländer 
Eigene Wohnheime, 
Gemeinschaftsunterkünfte 
u.Ä. für die Unterbringung 
von Asylbewerbern, 
Förderung von Einrich-
tungen Dritter 
Benutzungsgebühren für 
Flüchtlingsunterkünfte1) 
Bau, Umbau, Renovie-
rung, Sanierung, Anmie-
tung und Unterhaltung 
von Wohnheimen und 
Gemeinschafts-
unterkünften2) 
464/469 Tageseinrichtungen für Kinder  Ersatzleistungen; innere Verrechnung von UA 4X? 
Besondere Aufwendun-
gen für Flüchtlingskin-
der? Abgrenzung zu UA 
4X! Z.B. Transport von 
Kindern mit Taxis zu 
KiGa in anderen Ortstei-
len (bei 4X?) 
561 Sporthallen 
Überlassung von Sport-
hallen an Landkreis für 
vorläufige Unterbringung 
Miete / Entgelt / Ersatz vom 
Landkreis Gebäudeunterhaltung 
und -bewirtschaftung 
anteilig 
eigene Flüchtlings-
(anschluss)unterbringung 
Innere Verrechnung von UA 
436 
62 Wohnungsbauförderung   
Laufende Förderzu-
schüsse an Dritte mit 
Belegungsrechten? 
Investitionszuschüsse? 
88 Allgemeines Grundvermögen 
einschl. eigener Wohnungsbau Gemeindewohnungen
2)
 
Mieten für gemeindeeigene 
Wohnungen; innere Verrech-
nung, falls für die öffentliche 
Einrichtung Obdachlosenun-
terbringung in Anspruch 
genommen? 
 
Bau, Umbau, Renovie-
rung, Sanierung, Anmie-
tung und Unterhaltung 
gemeindeeigener Woh-
nungen 
Anmerkungen     
1) 
Nach dem Satzungsmuster des Gemeindetags erfolgt der Betrieb von Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünften als gemeinsame öffentliche Einrichtung (siehe 
Satzungsmuster GT https://www.gemeindetag-bw.de/mitgliederbereich/bibliothek/satzungsmuster). Die Zuordnung zum Unterabschnitt 435 bzw. 436 ist nach dem 
Schwerpunkt der Einrichtung vorzunehmen. Dies wird gegenwärtig grds. der Unterabschnitt 436 sein. 
2) Für die Abgrenzung zwischen Einrichtungen im Unterabschnitt 436 und Grundvermögen im Abschnitt 88 wird folgende Leitlinie empfohlen: Wohnungen im Abschnitt 88, Wohnräume im Unterabschnitt 436. 
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Verbuchung von Erträgen und Aufwendungen sowie Ein- und Auszahlungen in der 
kommunalen Doppik nach Produktplan und vorgegebenen finanzstatistische Positio-
nen 
Produkt Bezeichnung Hinweise Abgrenzungsfragen 
31.30.01 Hilfen für Flüchtlinge 
Gewährung von Leistungen an Asyl-
bewerber/-innen, Bürgerkriegsflüchtlin-
ge und sonstige Flüchtlinge mit Leis-
tungsanspruch nach dem Asylbewer-
berleistungsgesetz / Flüchtlingsauf-
nahmegesetz 
Entspricht kameral A 42 
Reserviert nur für staatli-
che Behörden oder auch 
kommunale Förderprojek-
te? Empfehlung eines 
neuen Produkts oder ein-
heitlicher Unterprodukte 
für die kommunale Sam-
melposition scheint not-
wendig. Klärung mit In-
nenministerium und Fi-
nanzstatistik ist eingeleitet. 
31.40.01 
Verwaltung und Betrieb 
von Unterkünften und 
Einrichtungen (einschl. 
Betreuung) 
Soziale Einrichtungen u.a. für Woh-
nungslose, für Aussiedler und Auslän-
der …. 
Unter dem Produkt sind alle Aufwen-
dungen für die Verwaltung und den 
Betrieb von Einrichtungen abzubilden. 
Einschl. Pflege- und Betreuungsleis-
tungen innerhalb der Einrichtungen. 
Entspricht kameral UA 
435, 436. 
Empfehlung eines neuen 
Produkts oder einheitlicher 
Unterprodukte für die Un-
terbringung von Flüchtlin-
gen und Asylbewerbern in 
Wohnräumen notwendig. 
Klärung mit Innenministe-
rium und Finanzstatistik ist 
eingeleitet 
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Produkt Bezeichnung Hinweise Abgrenzungsfragen 
11.24.02 
Gebäudebewirtschaftung 
(bebaute Grundstücke 
einschl. technischer Anla-
gen; Energiemanagement) 
Abschluss, Verwaltung und Aufhebung 
von Nutzungsvereinbarungen und 
Nutzungsrechten;  
Bewirtschaftung von eigenen und an-
gemieteten Gebäuden einschl. Gebäu-
dereinigung; 
Begehung, Unterhaltung und Instand-
haltung von Gebäuden einschl. aller 
mit Gebäuden verbundener techni-
scher Anlagen und öffentlicher Uhren 
sowie von Denkmälern und Wegkreu-
zen u. Ä. (ohne Gebäude); 
Energiemanagement einschl. Aufbau 
eines Energie-Controlling-Systems; 
Koordination und Ausarbeitung von 
Konzepten, konkreten Maßnahmen 
und Schulungsangeboten zur Energie-
einsparung für kommunale Liegen-
schaften und die Allgemeinheit; 
Verhandlung, Prüfung und Gestaltung 
von Energielieferverträgen; 
Entwicklung ökologischer Standards 
für kommunale Gebäude und Anlagen 
Entspricht kameral A 88. 
Empfehlung einheitlicher 
Unterprodukte für die Un-
terbringung von Flüchtlin-
gen und Asylbewerbern in 
Wohnungen? Klärung mit 
Innenministerium und 
Finanzstatistik ist eingelei-
tet. 
 
 
 
E)  Flüchtlingsunterbringung und Kommunaler Finanzausgleich 
 
Städte und Gemeinden erhalten zur Finanzierung ihrer Aufgaben im Rahmen des Kommuna-
len Finanzausgleichs jährlich u.a. Schlüsselzuweisungen. Davon sind einwohnerbezogene 
Zuweisungen: 
 
• Zuweisungen nach der mangelnden Steuerkraft einschließlich der Mehrzuwei-
sungen bei besonderer Steuerkraftschwäche (Schlüsselzuweisungen). 
 
• Die kommunale Investitionspauschale (KIP). 
 
Die Aufnahme und Unterbringung von Flüchtlingen in den Städten und Gemeinden erfolgt 
zunächst in Landeserstaufnahmeinrichtungen (LEAs) oder sogenannten bedarfsorientierten 
Erstaufnahmeeinrichtungen (BEAs) durch das Land, dann in der vorläufigen Unterbringung 
durch die Stadt- und Landkreise und schließlich - nach einem positivem Abschluss der Asyl-
verfahren - in der Anschlussunterbringung in den Städten und Gemeinden. Danach erhöht 
sich nicht nur die Einwohnerzahl, sondern vermittelt für die betreffenden Städte und Ge-
meinden auf der Grundlage des nach dem Finanzausgleichsgesetz maßgeblichen Stichtages 
einen Anspruch auf höhere einwohnerbezogene Leistungen. 
 
Maßgeblich dafür ist die nach § 30 FAG i.V.m. § 143 GemO zum Stand 30.06. des jeweiligen 
Vorjahres auf der Grundlage des Melderechts fortgeschriebene Einwohnerzahl 
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(Stichtagsprinzip). Bezüglich des Melderechts gilt es in diesem Zusammenhang zu beachten, 
dass bis zum 31.10.2015 das Meldegesetz Baden-Württemberg (MG) und ab dem 
01.11.2015 das Bundesmeldegesetz (BMG) die Grundlage darstellt. Die im Melderecht vor-
geschriebene Meldepflicht gilt dabei auch für Flüchtlinge. 
 
Eine Veränderung der Einwohnerzahl einer Stadt oder Gemeinde zwischen den Stichtagen 
z.B. durch Zuzug in eine LEA, eine vorläufige oder eine Anschlussunterbringung führt infolge 
des Stichtagsprinzips bezogen auf die maßgebliche Einwohnerzahl zu keiner Veränderung 
der einwohnerbezogenen Zuweisungen des Kommunalen Finanzausgleichs während des 
jeweiligen Finanzausgleichsjahres. Gleiches gilt im umgekehrten Fall bei einem Rückgang 
der Zahl der Flüchtlinge nach dem jeweiligen Stichtag.  
 
Städte und Gemeinden sollten vor diesem Hintergrund bestrebt sein, ihre Melderegister zum 
Stichtag 30.06.2015 aktuell zu führen und ein besonderes Augenmerk darauf zu richten. Er-
forderliche Korrekturen der Melderegister können im Rahmen der Regelungen des FAG be-
rücksichtigt werden. 
 
Gerade wenn eine große Zahl von Flüchtlingen nach dem Stichtag in einer Stadt oder Ge-
meinde untergebracht wird, wird dies regelmäßig kritisiert und die nachträgliche Berücksich-
tigung der Flüchtlinge bei der für den Kommunalen Finanzausgleich maßgeblichen Einwoh-
nerzahl gefordert. Dies ist verständlich. Dem steht entgegen, dass damit für alle anderen 
Städte und Gemeinden im Gegenzug eine Verringerung der einwohnerbezogenen Leistun-
gen aus dem Kommunalen Finanzausgleich einhergehen und zugleich jegliche Planungssi-
cherheit in Bezug auf eine für die kommunalen Haushalte zentrale Finanzierungsquelle ver-
loren gehen würde, da das Volumen der zur Verteilung vorhandenen Finanzmasse unverän-
dert bleibt. Vom damit verbundenen Verwaltungsaufwand durch Nachberechnung, Rückzah-
lungsforderungen und Nachzahlungen ganz abgesehen. 
 
Hinsichtlich der Art der Unterbringung und der Berücksichtigung von Flüchtlingen bei der für 
die Leistungen im Kommunalen Finanzausgleich maßgeblichen Einwohnerzahl sind darüber 
hinaus folgende Besonderheiten zu beachten3: 
 
 
a) Unterbringung in einer LEA  
 
a. Melderecht 
Die Meldepflicht gilt auch für Flüchtlinge. Bei der Unterbringung der Flüchtlinge in 
einer Landeserstaufnahmestelle müssen sich diese daher gemäß § 15 Abs. 1 MG 
innerhalb einer Woche bei der Stadt, in der sich die LEA befindet, anmelden. Ab 
dem 01.11.2015 gilt diese Verpflichtung gemäß § 17 BMG innerhalb von zwei 
Wochen.  
 
Mit dem Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz wurde aber das Bundesmeldege-
setz dahingehend geändert, dass nun statt der persönlichen Anmeldung die für 
die Erfassung von Personen in den Aufnahmeeinrichtungen zuständige Stelle der 
Meldebehörde die für die Anmeldung notwendigen Daten in Form einer Liste 
übermittelt. Statt einer Liste kann auch eine Kopie der ausländerrechtlichen Er-
fassung übermittelt werden. Eine elektronische Übermittlung ist in beiden Fällen 
zulässig. Damit wird das Verfahren zur Anmeldung von Asylbewerbern in Auf-
nahmeeinrichtungen vereinfacht, ohne jedoch die auch künftig bei dieser Perso-
nengruppe uneingeschränkt bestehende Meldepflicht aufzugeben (s. auch Erlass 
                                                           
3
 Vgl. Gemeinsames Schreiben von Städtetag und Gemeindetag Baden-Württemberg "Anrechnung von Flüchtlingen nach FAG" 
(s. Gt-info 1011/2015, Versandtag 29.10.2015) 
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des IM vom 20.10.2015, Anlage 1). Das Listenverfahren findet ausschließlich auf 
Aufnahmeeinrichtungen in Trägerschaft des Landes Anwendung (LEAs und 
BEAs). 
 
b. FAG 
Für den kommunalen Finanzausgleich zählen die gemeldeten Flüchtlinge damit in 
der Standortgemeinde der LEA entsprechend der Stichtagsregelung zum 30.06. 
des Vorjahres als Einwohner gemäß § 30 Abs. 1 FAG. Korrekturen des Meldere-
gisters zum Stichtag 30.06. (z.B. wegen verzögerter Eintragung in das Meldere-
gister) können noch später berücksichtigt werden.  
 
b) Unterbringung in einer BEA 
 
a. Melderecht 
Auch bei der Unterbringung der Flüchtlinge in einer BEA müssen sich diese daher 
gemäß § 15 Abs. 1 MG innerhalb einer Woche bzw. gemäß § 17 BMG innerhalb 
von zwei Wochen bei der Stadt anmelden, in der sich die BEA befindet. Auch für 
die Unterbringung der Flüchtlinge in den BEAs gilt das nach dem Asylverfahrens-
beschleunigungsgesetz vereinfachte Verfahren (vgl. Ausführungen zu 1 a.). Statt 
der persönlichen Anmeldung kann die für die Erfassung von Personen in den 
Aufnahmeeinrichtungen zuständige Stelle der Meldebehörde die für die Anmel-
dung notwendigen Daten in Form einer Liste übermitteln. Statt einer Liste kann 
auch eine Kopie der ausländerrechtlichen Erfassung übermittelt werden. Eine 
elektronische Übermittlung ist in beiden Fällen zulässig.  
 
b. FAG 
Für den kommunalen Finanzausgleich zählen die gemeldeten Flüchtlinge damit in 
der Standortgemeinde der BEA entsprechend der Stichtagsregelung zum 30.06. 
des Vorjahres als Einwohner gemäß § 30 Abs. 1 FAG. Korrekturen des Meldere-
gisters zum Stichtag 30.06. (z.B. wegen verzögerter Eintragung in das Meldere-
gister) können noch später berücksichtigt werden.  
 
c) Vorläufige Unterbringung in Gemeinschaftsunterkunft     
 
a. Melderecht 
Bei der Unterbringung der Flüchtlinge in einer Gemeinschaftsunterkunft (GU) der 
Stadt- und Landkreise gilt wiederum die allgemeine Meldepflicht, d.h. diese müs-
sen sich gemäß § 15 Abs. 1 MG innerhalb einer Woche bzw. gemäß § 17 BMG 
innerhalb von zwei Wochen bei der Belegenheitskommune der GU melden. Das 
vereinfachte Listenverfahren zur Anmeldung findet keine Anwendung (vgl. Aus-
führungen zu 1.a). 
 
Bei der Anmeldung ist zu beachten, dass die bisherige Anschrift im Inland (also 
der LEA oder BEA) angegeben wird, damit das Melderegister dort entsprechend 
korrigiert werden kann (s. auch Ausführungen im Erlass des IM vom 20.10.2015, 
Anlage 1). Ansonsten müssen an den Standorten der LEAs/BEAs die Melderegis-
ter nachträglich verzögert korrigiert werden, was dann ggf. zum Stichtag 30.06. zu 
weniger Einwohnern und damit zu einer nachträglichen Korrektur der FAG-
Zuweisungen führt.  
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b. FAG 
Beim kommunalen Finanzausgleich zählen wiederum die gemeldeten Flüchtlinge 
damit in der Standortgemeinde der GU entsprechend der Stichtagsregelung zum 
30.06. des Vorjahres als Einwohner gemäß § 30 Abs. 1 FAG. Sofern Korrekturen 
des Melderegisters zum Stichtag 30.06. (z.B. wegen verzögerter Eintragung in 
das Melderegister) vorzunehmen sind, weil eine Meldepflicht nach § 15 Absatz 1 
MG bzw. 17 BMG zu diesem Zeitpunkt bestand, können diese noch später be-
rücksichtigt werden.  
 
d) Anschlussunterbringung 
 
a. Melderecht 
Melderechtlich gilt bei der Anschlussunterbringung die allgemeine Meldepflicht 
des Flüchtlings in der Kommune, in der er/sie seinen Wohnsitz in der Anschluss-
unterbringung hat.  
 
b. FAG 
Beim kommunalen Finanzausgleich zählen wiederum die gemeldeten Flüchtlinge 
damit in der Wohnsitzgemeinde entsprechend der Stichtagsregelung zum 30.06. 
des Vorjahres als Einwohner gemäß § 30 Abs. 1 FAG. Korrekturen des Meldere-
gisters zum Stichtag 30.06. (z.B. wegen verzögerter Eintragung in das Meldere-
gister) können noch später berücksichtigt werden.  
 
Aufgrund der melderechtlichen Vorgaben (Anmeldung innerhalb von 1 bzw. 2 Wochen) bleibt 
für die Anwendung des § 30 Abs. 2 Nr. 3 FSAG faktisch kein Raum mehr. Flüchtlinge, die 
am 28.06. in eine LEA oder BEA bzw. in die vorläufige oder die Anschlussunterbringung ge-
kommen sind, aber erst am 02.07. melderechtlich erfasst werden, werden auf den 28.06. als 
Einwohner gemeldet und das Melderegister zum Stichtag 30.06. korrigiert. Sofern es den-
noch Zweifelsfälle Ihrerseits gibt, stehen wir gerne für die Klärung zur Verfügung.  
 
Allgemeine Hinweise: 
 
Uns ist bewusst, dass das geschilderte Verfahren in der derzeitigen Situation bürokratisch 
und umständlich erscheint. Der Rechtsrahmen lässt allerdings wenig Spielraum. Zur Verein-
fachung des Meldeverfahrens regen wir an, Sachbearbeiter aus den Einwohnermeldeämtern 
in große Unterbringungseinheiten, insbesondere den LEAs und BEAs zu entsenden, die dort 
vor Ort die An- und Abmeldungen in Abstimmung mit den Leitungen der Einrichtungen vor-
nehmen. Da eine ordnungsgemäße Erfassung gerade auch für die Zuweisungen aus dem 
kommunalen Finanzausgleich wichtig ist, ist ein korrektes Meldeverfahren im Interesse aller 
Kommunen.  
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4) Planen und Bauen: Rechtliche Rahmenbedingungen zum Thema Unterkunft und  
Unterbringung 
 
A) Bauplanungsrecht 
 
Zum 24.10.2015 sind folgende Änderungen durch das Asylverfahrensbeschleunigungsge-
setz in Kraft getreten. Das Paket beinhaltet in Artikel 6 die Änderungen des BauGB, die wie 
folgt aussehen: 
• Bis zum 31.12.2019 soll im nichtbeplanten Innenbereich vom Erfordernis des Einfü-
gens bei der Nutzungsänderung zulässigerweise errichteter baulicher Anlagen in An-
lagen, die der Flüchtlingsunterbringung dienen, abgewichen werden können (§ 246 
Abs. 8 BauGB-E). Das bedeutet, dass bis zum 31.12.2019 im Rahmen des § 34 
BauGB das Tatbestandmerkmal des "Einfügens" einer Abweichung zugeführt werden 
kann. 
 
• Um die Bedeutung des Belangs der Flüchtlingsunterbringung noch stärker zu beto-
nen, wird § 31 Abs. 1 BauGB bis zum 31.12.2019 mit der Maßgabe gelten, dass dort 
die Genehmigung in den Baugebieten nach den §§ 2 bis 7 BauNVO „in der Regel er-
teilt werden soll“. Damit wird zum Ausdruck gebracht, dass bei Zulassung der ge-
nannten Einrichtungen in der Regel kein Widerspruch zur Zweckbestimmung des je-
weiligen Baugebiets besteht. Darüber hinaus zielt die jetzt gewählte Formulierung 
„sonstige Unterkünfte für Flüchtlinge oder Asylbegehrende“ – wie auch in § 246 Abs. 
10 und allen Folgeabsätzen – auf dezentrale, kommunale Einrichtungen (vgl. § 246 
Abs. 11 bis 17 BauGB-E). Der kommunalen Forderung nach einer Aufweitung der Zu-
lassungstatbestände sowie der Anwendbarkeit der Regelungen auch auf „sonstige 
Unterkünfte für Flüchtlinge oder Asylbegehrende“ wurde nachgekommen. 
 
• Für die auf längstens drei Jahre zu befristende Errichtung von mobilen Unterkünften 
oder die ebenfalls auf drei Jahre zu befristende Nutzungsänderung zulässigerweise 
errichteter baulicher Anlagen in Gewerbe- und Industriegebieten sowie auch in Son-
dergebieten nach den §§ 8 bis 11 BauNVO in Aufnahmeeinrichtungen, Gemein-
schaftsunterkünfte oder sonstige Unterkünfte für Flüchtlinge oder Asylbegehrende, 
soll bis zum 31.12.2019 eine Befreiung auch dann möglich sein, wenn die Grundzüge 
der Planung berührt werden. Die Regelung findet auch in reinen Wohn-, Gewerbe- 
oder Industriegebieten Anwendung (§ 246 Abs. 12 BauGB-E). 
 
• Für die auf längstens drei Jahre zu befristende Errichtung mobiler Unterkünfte sowie 
für die Umnutzung bestehender Gebäude in Aufnahmeeinrichtungen, Gemein-
schaftsunterkünfte oder sonstige Unterkünfte für Flüchtlinge und Asylbegehrende soll 
– nach dem Vorbild des § 246 Abs. 9 BauGB – die Rechtsfolge des § 35 Abs. 4 Satz 
1 BauGB („Begünstigte Vorhaben“) bis zum 31.12.2019 entsprechend gelten. Im Er-
gebnis ist somit eine räumliche Nähe zu nach § 30 Abs. 1 oder § 34 BauGB zu beur-
teilenden Flächen nicht erforderlich. Mit Blick auf das Rückbaugebot ist zudem zu be-
rücksichtigen, dass bei entsprechender Anwendung des § 35 Abs. 5 Satz 3 BauGB 
eine Baulast oder vergleichbare Form der Sicherstellung des Rückbaus verzichtbar 
sein kann, wenn unmittelbarer Vorhabenträger ein Land oder eine Gemeinde ist (§ 
246 Abs. 13 BauGB-E). Gemäß § 246 Absatz 13 Nr. 1 BauGB hat zukünftig ein 
Rückbau grundsätzlich nach Ablauf der dreijährigen Befristung zur Errichtung mobiler 
Unterkünfte zu erfolgen. Dieser Zeitpunkt kann also auch nach dem Termin des 
31.12.2019 liegen. Nach § 246 Absatz 13 Nr. 2 BauGB wird ein Rückbau zudem 
nach dauerhafter Aufgabe der zulässigen Nutzung (vgl. insoweit § 35 Absatz 5 
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BauGB) zu erfolgen haben. Insoweit muss im Einzelfall geprüft werden, wann eine 
Nutzung als Flüchtlingsunterkunft dauerhaft nicht mehr erfolgt. 
 
• Gemäß § 246 Abs. 14 BauGB-E wird geregelt, dass für Aufnahmeeinrichtungen, Ge-
meinschaftseinrichtungen oder sonstige Unterkünfte für Flüchtlinge oder Asylbegeh-
rende bis zum 31.12.2019 von den Vorschriften des BauGB oder den aufgrund des 
BauGB erlassenen Vorschriften in erforderlichem Umfang abgewichen werden kann. 
Dies gilt auch, wenn die Einrichtung von einem Dritten betrieben wird. Die Regelung 
gilt auch für Einrichtungen, die aufgrund von Regelungen nach § 50 Abs. 2 des Asyl-
gesetzes von einer Gemeinde im übertragenen Wirkungskreis betrieben werden. Zu-
ständig ist die höhere Verwaltungsbehörde. Die Ausgestaltung des Verfahrens obliegt 
den Ländern. Die weitreichende Abweichungsbefugnis ist an die Voraussetzung ge-
bunden, dass auch bei Anwendung von § 246 Abs. 8 bis 13 BauGB dringend benötig-
te Unterkunftsmöglichkeiten in einem Gemeindegebiet nicht rechtzeitig bereitgestellt 
werden können. Eine sich aus der örtlichen Situation ergebende Plausibilität der Er-
forderlichkeit eines Vorhabens sollte zur Vermeidung eines ausufernden Gebrauchs 
der Abweichungsbefugnis regelmäßig ausreichend sein. In Anlehnung an § 37 Abs. 2 
Satz 2 BauGB soll in der vorstehend beschriebenen Neuregelung an die Stelle des 
Einvernehmens die Anhörung der Gemeinde treten.  
 
• Nach § 18 Abs. 3 Satz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes kann zukünftig die Geneh-
migungsbehörde in den Fällen des § 34 BauGB davon ausgehen, dass Naturschutz-
belange und Belange der Landschaftspflege von einem Vorhaben nicht berührt wer-
den, wenn sich die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständige Behörde nicht 
binnen eines Monats äußert (§ 246 Abs. 16 BauGB-E). 
 
• In Absatz 17 soll geregelt werden, dass sich die in den Abs. 8 bis 16 vorgesehene 
Befristung nicht auf die Geltungsdauer einer Genehmigung, sondern auf den Zeit-
raum bezieht, in dem insbesondere im bauaufsichtlichen Zulassungsverfahren von 
den Vorschriften Gebrauch gemacht werden kann.  
 
• Laut Auskunft des DStGB hat der Gesetzgeber mit der Formulierung "Flüchtlinge und 
Asylbegehrende" einen weitestgehenden Rahmen setzen wollen. Folglich sind auch 
"Asylbewerber" begrifflich erfasst. Lediglich die Wohnraumversorgung bereits aner-
kannter Flüchtlinge/Asylbegehrender soll baurechtlich nicht betrachtet werden. 
 
• Ein gesondertes gemeindliches Vorkaufsrecht zur Errichtung von Flüchtlingsunter-
künften hat der Gesetzgeber entgegen den kommunalen Forderungen nicht geschaf-
fen. Es muss daher anhand des § 24 BauGB geprüft werden, ob einzelfallbezogen 
das allgemeine Vorkaufsrecht in Frage kommt. 
 
Änderung des BauGB vom 24.11.2014 
• Es ist zu beachten, dass Unterkünfte für Flüchtlinge und Asylbegehrende entweder 
als "Anlagen für soziale Zwecke" oder zum "Wohnen" angesehen werden. Eine weite-
re, dritte Nutzungsart wurde nicht eingeführt. 
 
• Bei § 246 Absatz 10 BauGB handelt es sich um einen Sonderbefreiungstatbestand 
für festgesetzte und faktische Gewerbegebiete. Die Befreiung ist dann möglich, wenn 
an dem betreffenden Standort Anlagen für soziale Zwecke als Ausnahme zugelassen 
werden können oder aufgrund von Festsetzungen allgemein zulässig sind und diese 
Befreiung auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit öffentlichen Belangen 
vereinbar ist.  
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B) Änderungen der Energieeinsparverordnung (EnEV) sowie des EEWärmeG zum  
       01.11.2015 
 
Die vorgesehenen Änderungen des EEWärmeG (Art. 9 des Entwurfs eines Asylverfahrens-
beschleunigungsgesetzes) sowie der EnEV (Art. 3 des Entwurfs einer Verordnung zur Ände-
rung der Beschäftigungsverordnung, der Integrationskursverordnung und weiterer Verord-
nungen) erleichtern die Unterbringung von Flüchtlingen. Die geplanten Regelungen betreffen 
sowohl die Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbegehrenden in zeitlich befristet errichte-
ten Unterkünften sowie auch die Änderung, Erweiterung, den Ausbau und die Nachrüstung 
bereits bestehender Gebäude. Positiv ist zudem die in beiden Regelungen vorgesehene 
„Härtefallklausel“, die im Einzelfall eine zügige Bereitstellung von Unterkünften unterstützen 
kann.  
 
C) Bauordnungsrecht 
Mit Schreiben vom 07.07.2015 hat das Ministerium für Verkehr und Infrastruktur einen Erlass 
an die unteren Baurechtsbehörden übermittelt, der im Rahmen des Bauordnungsrechts fol-
gendes Vorgehen empfiehlt: 
 
• Sofern in dem konkreten Einzelfall offensichtlich keine Nutzungsänderung vorliegt, 
kann die Belegung nach Feststellung der baulichen Eignung ohne weiteres Verfahren 
vorgenommen werden.  
 
• Kann das Vorliegen einer Nutzungsänderung nicht von vorneherein ausgeschlossen 
werden, so sollte vor der Belegung der Räumlichkeit ein informeller Besichtigungs-
termin der jeweiligen Aufnahmebehörde mit der zuständigen Baurechtsbehörde 
durchgeführt werden. Ergibt diese Besichtigung, dass eine offensichtliche materielle 
Rechtswidrigkeit einer Unterkunft für Flüchtlinge und Asylbegehrende vorliegt, so soll-
te eine Belegung nur dann weiterverfolgt werden, wenn die Gründe der materiellen 
Rechtswidrigkeit kurzfristig ausgeräumt werden können. In allen anderen Fällen muss 
das baurechtliche Verfahren eingeleitet werden. Liegen Fälle von besonderer Eilbe-
dürftigkeit zur Vermeidung von Obdachlosigkeit vor, so kann aufgrund des besonde-
ren öffentlichen Interesses an der Unterbringung eine vorläufige Belegung der Räum-
lichkeiten vorgenommen werden. Diese - eventuell - formell rechtswidrige Belegung 
kann durch die Baurechtsbehörde bis zum Abschluss des baurechtlichen Verfahrens 
geduldet werden. Stellt sich nach Ende des baurechtlichen Verfahrens heraus, dass 
die Belegung nicht genehmigungsfähig ist, so muss die Aufnahmebehörde unter Ver-
zicht auf jeglichen Rechtsbehelf die Räumlichkeiten räumen und die Personen an-
derweitig unterbringen. 
 
• Was die Brandschutzanforderungen nach der LBO angeht, so müssen die unteren 
Baurechtsbehörden bei im Einzelfall auftretenden Problemen, die vor Ort nicht gelöst 
werden können, den Regierungspräsidien als den höheren Baurechtsbehörden be-
richten. Finden diese keine vertretbare Lösung, so muss das Ministerium für Verkehr 
und Infrastruktur beteiligt werden.  
 
• Hinsichtlich der materiell-rechtlichen Vorgaben zum Brandschutz dürfen die notwen-
digen Standards nicht vernachlässigt werden, jedoch sind pragmatische Lösungen 
durchaus erwünscht. Zum einen enthalten weder die LBO noch die LBOAVO beson-
dere Brandschutzanforderungen für oben genannte Unterkünfte. Ferner sind die 
Ausnahmevorschriften nach den §§ 56 Absatz 4 und 38 LBO zu beachten. 
 
• Der Runderlass kann der Anlage entnommen werden. Es handelt sich um die Anlage 
mit der Nummer 2. 
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Kommunale Infoline zur Versorgung und Unterbringung von Flüchtlingen 
 
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) hat eine allgemeine Infoline zur 
Versorgung und Unterbringung von Flüchtlingen eingerichtet. Über diese sollen sich die 
Kommunen insbesondere bei Fragen im Energiebereich und zum Vergaberecht informieren. 
 
Die Rufnummer der Infoline lautet: 030 34060 65 70. 
Anfragen sind auch per Mail möglich: Fluechtlingshilfe.Kommune@bmwi.bund.de 
 
Das BMWi weist allerdings darauf hin, dass bei konkreten Fragen auch für Kommunen fol-
gende Adresse eingerichtet wurde: service@bmub.bund.de 
 
D) § 37 BauGB - Bauliche Maßnahmen des Bundes und der Länder 
Zu beachten ist außerdem § 37 Absatz 1 BauGB, der ein Abweichen von den materiellen 
städtebaulichen Vorschriften ermöglicht, wenn die besondere öffentliche Zweckbestimmung 
der Bauten dies erfordert. Nach Urteilen des BVerfG bestehen keine verfassungsrechtlichen 
Bedenken gegen eine Einschränkung der Planungshoheit der Gemeinde bei der Errichtung 
von Bauten des Bundes und der Länder mit besonderer öffentlicher Zweckbestimmung. 
 
E) Vergaberecht 
Das Vergabeverfahren muss insgesamt einfacher gestaltet werden. Dies bezieht sich insbe-
sondere auf die freihändige und beschränkte Ausschreibung. Oberhalb der EU-
Schwellenwerte können bereits die Möglichkeiten für das beschleunigte Verfahren genutzt 
werden. Im beschleunigten nicht offenen Verfahren können die Fristen für die Teilnahmean-
träge auf 15 Tage und für die Abgabe von Angeboten auf 10 Tage herabgesetzt werden, 
sofern der Auftrag besonders dringlich ist. Dies ist im Zusammenhang mit der Unterbringung 
von Flüchtlingen derzeit regelmäßig anzunehmen. Weiterhin kommt auch das Verhand-
lungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb dann in Betracht, wenn aus dringenden unvor-
hergesehenen Gründen im Einzelfall gar keine Fristen eingehalten werden können. Dabei 
müssen drei Voraussetzungen erfüllt sein (unvorhergesehenes Ereignis, dringliche und 
zwingende Gründe, kausaler Zusammenhang; der kausale Zusammenhang muss zwischen 
den beiden vorgenannten Voraussetzungen bestehen). Das unvorhergesehene Ereignis so-
wie die dringlichen und zwingenden Gründe werden aufgrund des Anstiegs der Flüchtlings-
zahlen regelmäßig angenommen.  
 
Es ist dringend geboten, auch im Bereich unterhalb der EU-Schwellenwerte, eine deutliche 
Vereinfachung der Vergabeverfahren zu eröffnen. Gute Beispiele können aus anderen Bun-
desländern herangezogen werden. Thüringen lässt mittlerweile eine freihändige Vergabe bis 
zu einem Wert von 3 Mio. Euro zu. Nordrhein-Westfalen vergibt sogar bis zum Schwellen-
wert freihändig. Bisher gibt es für Baden-Württemberg keine diesbezügliche Regelung, aller-
dings bietet das Vergabewesen an sich bereits Möglichkeiten einer beschleunigten Vergabe. 
Der Gemeindetag wird sich daher weiterhin dafür einsetzen, auch in Baden-Württemberg 
eine flexiblere Anwendung des Vergaberechts zu erreichen. 
 
F) Landesförderprogramm "Wohnraum für Flüchtlinge" 
Das Land Baden-Württemberg hat Ende vergangenen Jahres ein Förderprogramm zur 
Schaffung von neuem Wohnraum für Städte und Gemeinden im Rahmen der Anschluss-
unterbringung aufgelegt. Die für 2015 zur Verfügung stehenden Mittel in Höhe von 30 Mio. 
Euro sind bereits abgeschöpft. Auch für 2016 sind nochmals 30 Mio. Euro vorgesehen. Wei-
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tere Informationen zum Förderprogramm inklusive Antragsformular und Verwaltungsvor-
schrift sind im Internet auf der Seite der L-Bank abrufbar: 
(https://www.l-bank.de/lbank/inhalt/nav/foerderungen-und-finanzierungen/alle-
foerderangebote/fh-finanzhilfen/wohnraum-fuer-fluechtlinge.xml?ceid=124462).  
Der Gemeindetag wird sich für eine dauerhafte Verstetigung und Erhöhung der Mittel in die-
sem Förderprogramm (im Rahmen der auf Landesebene einberufenen interministeriellen 
Arbeitsgruppe) sowie für die Etablierung weiterer Förderlinien auf Landesebene einsetzen. 
 
 
G) Zweckentfremdungsverbot bei Satzungen 
Das Gesetz über das Verbot von Zweckentfremdung von Wohnraum (Zweckentfremdungs-
verbotsgesetz) dient der Erhaltung des Wohnraumangebotes in Gebieten, in denen die Ver-
sorgung der Bevölkerung mit ausreichendem Wohnraum zu angemessenen Bedingungen 
besonders gefährdet ist und in denen nicht mit anderen Mitteln abgeholfen werden kann. 
Das Zweckentfremdungsverbotsgesetz soll den Gemeinden mit Wohnraummangel ermögli-
chen, durch den Erlass eigener Satzungen das Gesamtwohnraumangebot zu erhalten, so-
weit dem Wohnraummangel nicht mit anderen Mitteln abgeholfen werden kann. 
 
Aus Sicht des Gemeindetages ist eine solche Satzung zum jetzigen Zeitpunkt im Hinblick auf 
den sozialen Frieden risikobehaftet. Bevor eine solche Satzung erlassen wird, sollten andere 
Optionen erwogen werden. 
 
H) Beschlagnahme von Wohnungen und Kündigungen  
 
Die Beschlagnahme von leer stehenden Wohnungen ist als polizei- bzw. ordnungsrechtlicher 
Notstand nur ausnahmsweise möglich. Es muss dabei eine unmittelbar bevorstehende Stö-
rung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung oder eine bereits eingetretene Störung vorlie-
gen, die nicht auf andere Weise verhindert oder beseitigt werden kann. Das heißt u.a., dass 
eine Beschlagnahme nur dann in Betracht kommt, wenn eine Stadt oder Gemeinde (im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit als Obdachlosenbehörde) selbst keine geeigneten Räume zur 
Verfügung stellen oder anmieten kann, die den Anforderungen an eine Flüchtlingsunterkunft 
genügen. 
 
Nach baden-württembergischer Rechtslage (siehe insbesondere §§ 9 und 33 PolG) darf eine 
Beschlagnahme auch nur maximal sechs Monate aufrechterhalten werden. Der Wohnungs-
eigentümer bzw. -besitzer, dessen Wohnung beschlagnahmt worden ist, hat gegenüber der 
Gemeinde als Ortspolizeibehörde einen Entschädigungsanspruch (zu vgl. §§ 55 und 56 
PolG). Dabei ist im Regelfall die ortsübliche Miete samt (umlagefähigen) Nebenkosten als 
Entschädigung zu bezahlen. War die Wohnung kurz vorher noch vermietet, kommt als Ent-
schädigung sogar die vorher vertraglich festgesetzte Miete in Betracht, es sei denn, diese 
war vergleichsweise überhöht angesetzt. Zwar hat die Gemeinde gegenüber dem Eingewie-
senen nach § 57 PolG einen Ersatzanspruch. Dieser wird sich aber häufig -mangels eige-
nem Einkommen des Eingewiesenen - nicht durchsetzen lassen. Darüber hinaus wird von 
der Rechtsprechung allgemein ein Folgenbeseitigungsanspruch des Wohnungseigentümers 
bzw. -besitzers anerkannt, in Ausnahmefällen sogar ein Schadenersatzanspruch für von dem 
Eingewiesenen verursachte Schäden (insbesondere bei verspäteter Räumung durch die 
Gemeinde). 
 
Darüber hinaus entspricht es auch allgemein gültiger Rechtsprechung, dass Gemeinden not-
falls den Mietern kündigen können, um Asylbewerber bzw. Flüchtlinge unterzubringen. Die 
jeweiligen Kündigungsgründe ergeben sich aus § 573 BGB. Danach kann ein Vermieter nur 
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kündigen, wenn er ein berechtigtes Interesse an der Beendigung des Mietverhältnisses hat. 
Dass dazu auch öffentlich-rechtliche Verpflichtungen bzw. Aufgabenstellungen gehören, ist 
in der Rechtsprechung anerkannt, auch wenn diese nicht in den Fallgruppen des § 573 
Abs. 2 BGB enthalten sind. Diese Fallgruppen stellen nämlich keine abschließende Aufzäh-
lung dar. Auf die Darstellung in BWGZ 1997, 907, wird hingewiesen. 
 
Der Gemeindetag hält die Beschlagnahme von leer stehenden Wohnungen bzw. die Kündi-
gung gemeindeeigener Wohnungen zugunsten der Unterbringung von Flüchtlingen bzw. 
Asylbewerbern nur in besonderen Notfällen für gerechtfertigt. Die Folgewirkungen, auch auf 
der (kommunal-)politischen Ebene, sollten dabei unbedingt beachtet werden. 
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5)  Integration in den Städten und Gemeinden; welche Möglichkeiten gibt es? 
- Kinder und Jugendliche - 
A) Frühkindliche Bildung und Betreuung 
Der Rechtsanspruch auf frühkindliche Förderung in einer Kindertageseinrichtung oder der 
Kindertagespflege (U3) bzw. der Förderung in einer Kindertageseinrichtung (Ü3) gelten voll-
umfänglich auch für Kinder aus Flüchtlingsfamilien, wenn diese rechtmäßig oder aufgrund 
einer ausländerrechtlichen Duldung ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben. Nach    
§ 3 Abs. 2a KiTaG ist der Bedarf nach einem Betreuungsplatz mindestens 6 Monate vor der 
geplanten Inanspruchnahme bei der Gemeinde oder dem öffentlichen Träger der Jugendhilfe 
anzuzeigen. 
 
Das bis 31.08.2015 befristete Flexibilisierungspaket für die Kleinkindbetreuung (U3) ist trotz 
vehement geäußerter Bedenken des Gemeindetags fristgerecht ausgelaufen. Es ermöglichte 
seither eine schnelle Umsetzung flexibler Handlungsoptionen durch eine Selbstverpflich-
tungserklärung des Trägers an den KVJS, beispielsweise bei der Aufnahme von Kindern mit 
2 Jahren und 9 Monaten in Angebotsformen ab 3 Jahren oder der Ausweitung der Höchst-
gruppenstärke bei entsprechender Aufstockung des Personals. Bereits im Sommer wies der 
Gemeindetag in seiner Stellungnahme zum Auslaufen des Flexibilisierungspakets darauf hin, 
dass bei der Vielzahl zu erwartender Flüchtlingskinder eher über weitere Handlungsoptionen, 
ebenfalls für den Bereich Ü3, diskutiert werden sollte, als das Flexibilisierungspaket fristge-
recht auslaufen zu lassen. Das Kultusministerium signalisierte aufgrund dieser Einwände 
und den zu erwartenden Problemstellungen bei der Schaffung geeigneter Betreuungsplätze 
für Flüchtlingskinder seine Bereitschaft zu gegebener Zeit Gespräche über mögliche Lö-
sungswege zu führen. Auf Landesebene wird weiterhin nach Lösungen zur Schaffung geeig-
neter Betreuungsplätze von Flüchtlingskindern gesucht. Der Gemeindetag wird sich hier 
auch in Zukunft für pragmatische, schnelle Möglichkeiten einsetzen. 
 
Derzeit sind flexible Handlungsoptionen wie die Ausweitung der Höchstgruppenstärken für 
alle Gruppenformen nur durch einen positiv beschiedenen Antrag beim KVJS möglich. Dies 
braucht eine adäquate Bearbeitungszeit, die eingerechnet werden sollte. Für Einrichtungen 
bei denen ein verstärkter Bedarf bereits absehbar ist, empfiehlt es sich, möglichst frühzeitig 
eine Ausnahmegenehmigung zu beantragen. 
 
B) Sprachförderung 
 
Im Moment ist die einzige Fördermöglichkeit zur Integration von Flüchtlingskindern in Kin-
derbetreuungseinrichtungen die Sprachförderung. Hierfür wurde das bereits etablierte 
SPATZ Konzept (Sprachförderung in allen Tageseinrichtungen für Kinder mit Zusatzbedarf) 
entsprechend adaptiert. 
 
SPATZ-Richtline 2015 
 
Reguläre Sprachfördergruppen 
 
Kinder mit Sprachförderbedarf können ab 2 Jahren und 9 Monaten in Gruppen ab 3 Kindern 
und bis zu 7 Kindern in IKS (Intensive Sprachförderung im Kindergarten) oder SBS (Singen-
Bewegen-Sprechen) Gruppen gefördert werden. Bei SBS kann die Gruppe zudem mit Kin-
dern ohne Sprachförderbedarf auf bis zu 20 Kinder aufgefüllt werden. Pro Gruppe wird ein 
Förderbetrag von 2.200 Euro bei 120 Stunden gewährt. Bei geringerem Stundenumfang ver-
ringert sich die Förderung, bzw. ist keine Förderung mehr möglich. Die Bezuschussung von 
Maßnahmen zur Einbeziehung von Eltern können mit zusätzlich 500 Euro gefördert werden. 
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Sprachförderung von Flüchtlingskindern in Kleingruppen von 4 Kindern 
 
Flüchtlingskinder sollen in kleinen ISK-Gruppen sprachlich gefördert werden. Dabei umfasst 
die rechnerische Gruppengröße 4 Kinder. Bei mehr als 4 förderberechtigten Kindern kann 
die Fördergruppe geteilt und eine weitere Fördergruppe gebildet werden. Dies ist beschränkt 
auf die ISK-Gruppen, weil bei SBS (Singen-Bewegen-Sprechen) größere Gruppen sinnvoll 
sind. 
 
Nachträgliche Gruppenbildung  
 
Die nachträgliche Gruppenbildung (ISK) für neu hinzugekommene Kinder (Flüchtlingskinder) 
ist, bei einem Förderumfang von mindestens 60 Stunden, bis 15. Februar 2016 möglich. 
 
Beantragung 
 
Eine SPATZ-Fördergruppe kann bei der L-Bank beantragt werden. Informationen und Do-
kumente finden Sie unter nachfolgendem Link: 
 
https://www.l-bank.de/lbank/inhalt/nav/foerderungen-und-finanzierungen/alle-
foerderangebote/fh-finanzhilfen/sprachfoerderung-in-allen-tageseinrichtungen-fuer-kinder-
mit-zusatzbedarf-spatz.xml?ceid=116102  
 
C) Schule  
 
Schulrecht und Schulpflicht  
 
Nach Schätzungen dürften 2015 mehr als 300.000 Kinder und Jugendliche unter den nach 
Deutschland kommenden Flüchtlingen sein. Den Aussagen des Landes Baden-Württemberg 
zufolge sind etwa 20 Prozent der Flüchtlinge, die in Baden-Württemberg ankommen, Kinder 
und Jugendliche. Der Anteil der schulpflichtigen Kinder liegt in etwa bei 90 Prozent.  
 
Die Schulpflicht besteht nach dem Schulgesetz auch für Kinder von Flüchtlingen/Asyl-
bewerbern, wenn der Aufenthalt aufgrund eines Asylantrags in Baden-Württemberg gestattet 
ist oder die Betreffenden geduldet werden. Dies gilt unabhängig davon, ob der Betreffende 
selbst diese Voraussetzungen erfüllt oder nur ein Elternteil. Der Beginn der Schulpflicht be-
ginnt nach den gesetzlichen Regelungen sechs Monate nach dem Zuzug aus dem Ausland 
und besteht ggf. bis zur Erfüllung der Ausreisepflicht (§ 72 Abs. 1 SchG). 
 
Diese Regelung ist notwendig, weil Kinder von Asylbewerbern keinen Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt begründen, der für die Schulpflicht nach § 72 SchG sonst aus-
schlaggebend wäre.  
 
Nach der Anerkennung als Asylbewerber können diese Kinder und Jugendlichen einen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt begründen. Ihre Schulpflicht ergibt sich dann aus 
den Regelbestimmungen wie für andere schulpflichtige Kinder.  
 
Das Recht in eine Schule aufgenommen zu werden, besteht für Kinder von Flüchtlingen und 
Asylbewerbern vom ersten Tag des Aufenthalts in Baden-Württemberg an (Schulrecht).  
 
Vorbereitungsklassen 
 
Die Flüchtlingskinder kommen zunächst in sogenannte Vorbereitungsklassen, die vom Land 
eingerichtet werden. In erster Linie geht es hier um den Spracherwerb und um die Vermitt-
lung von Alltagssituationen (Einkaufen, Arztbesuch u.v.m.). Die Vorbereitungsklassen wer-
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den zwischenzeitlich für alle Schularten eingerichtet (vgl. unten). Ziel ist der Übergang in 
eine Regelklasse.  
 
Häufig wurden die Vorbereitungsklassen an den LEAs eingerichtet. Da dort die räumlichen 
Bedingungen für das Lernen jedoch kaum noch gegeben sind, ist das Kultusministerium da-
zu übergegangen, die Vorbereitungsklassen an den Orten der vorläufigen Unterbringung, 
meistens in den Sammelunterkünften der Landkreise, einzurichten. Die Einrichtung von Vor-
bereitungsklassen ist jedoch auch direkt an Schulen möglich. 
 
Die bislang vorgesehene Mindestzahl von zehn Schülerinnen und Schülern für eine Vorbe-
reitungsklasse hat das Kultusministerium angesichts der aktuellen Situation außer Kraft ge-
setzt, um den Schulen eine schnelle Reaktion zu ermöglichen. Das Ministerium geht davon 
aus, dass die Klassen durch den derzeitigen starken Zuzug aufgefüllt werden. Falls keine 
weiteren Klassen zusammengestellt werden können, sind auch Vorbereitungskurse ab vier 
Schülerinnen und Schülern möglich. 
 
Es folgt eine Übersicht der derzeit eingerichteten Zahl von Vorbereitungsklassen und ihrer 
Schülerzahlen:  
 
1.000 Klassen an Grundschulen       ca. 13.000 Schülerinnen und Schüler 
   444 Klassen an Hauptschulen      ca.   6.500 Schülerinnen und Schüler 
     60 Klassen an GMS                    ca.      800 Schülerinnen und Schüler 
     42 Klassen an Realschulen        ca.      550 Schülerinnen und Schüler  
 
Dies bedeutet, dass in allgemein bildenden Schulen derzeit rund 21.000 Schülerinnen und 
Schüler im Rahmen von ca. 1.550 Vorbereitungsklassen unterrichtet werden. Voraussichtlich 
werden während des Schuljahres weitere Klassen eingerichtet. Es ist davon auszugehen, 
dass auch eine nicht unerhebliche Zahl dieser Schülerinnen und Schüler Schritt für Schritt in 
die Regelklassen integriert werden muss. Dies kann auch für die kommunalen Schulträger 
gewisse organisatorische und finanzielle Herausforderungen mit sich bringen.   
 
Im beruflichen Schulwesen sind derzeit ca. 300 Klassen eingerichtet.  
 
Laut Pressemitteilung des Kultusministeriums vom 10.09.2015 sind ab dem Schuljahr 
2014/2015 bis zum aktuellen Schuljahr 2015 zusätzlich 562 Lehrerstellen für die Unterrich-
tung von Flüchtlingen in Vorbereitungsklassen und -kursen geschaffen worden. Von den ins-
gesamt 562 Neueinstellungen entfallen 257 auf die allgemein bildenden und 305 auf die be-
ruflichen Schulen.  
 
Ein großes Problem stellt nach Aussagen des Landes die Gewinnung von (geeigneten) Leh-
rern dar.  
 
Zwischenergebnis:  
 
Für die Einrichtung von ausreichenden Vorbereitungsklassen ist das Land zuständig. Das 
Land muss hierfür auch das ausreichende Lehrpersonal, ggf. auch Schulpsychologen, zur 
Verfügung stellen und die Aus- und Fortbildung der Lehrer im Umgang mit den Flüchtlings-
kindern sicherstellen. Zur Gewinnung von Lehrern müssen alle denkbaren Wege ausge-
schöpft werden (Pensionäre, Seiteneinsteiger).  
 
Es darf dabei nicht übersehen werden, dass der Flüchtlingsstrom, der alle bisherigen Prog-
nosen übertrifft, ganz besondere Herausforderungen an die Organisation von Vorbe-
reitungsklassen stellt. Aufgrund mangelnder Kenntnisse über die zu erwartende Anzahl an-
kommender Flüchtlingskinder ist eine annähernd exakte Ressourcensteuerung kaum mög-
lich. 
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Für die Schulträger ergeben sich u.U. bereits im Rahmen der Vorbereitungsklassen, aber 
spätestens dann, wenn die Schüler in die Regelklassen integriert werden müssen, erhebliche 
organisatorische, aber auch finanzielle Auswirkungen. Dabei stellen die mangelnden oder 
nicht frühzeitig eingehenden Informationen über die Anzahl und die Herkunft der Flüchtlings-
kinder noch ein weiteres Problem dar, weil Gruppengrößen, Raumbedarfe und die Beschaf-
fung von Materialien nicht geplant werden können. Hinzu kommt, dass auch der Verbleib am 
Wohnort der Schule ungewiss ist. Die Fluktuation ist nicht berechenbar. Auf kommunaler 
Ebene empfiehlt sich daher, sich auf kurzfristig notwendig werdende Entscheidungen einzu-
stellen. 
 
Auswirkungen auf die Schulfinanzierung  
 
Aufgrund der Systematik zur Ermittlung der Sachkostenbeiträge, für welche die landesweiten 
Gesamtausgaben einer Schulart und die landesweiten Schülerzahlen zugrunde gelegt wer-
den, sinkt der Sachkostenbeitrag pro Schüler, wenn die Schulausgaben nicht erheblich an-
steigen, die Schülerzahl sich aber erhöht. Dies könnte eine Folge sein, wenn die Zahl der 
Schüler im Land erheblich durch den Zugang von Flüchtlingskindern steigen würde.  
 
Die schulstrukturpolitischen Entscheidungen des Landes über die Einrichtung und Erhaltung 
von Schulstandorten werden auf der Grundlage von prognostizierten (und zwischenzeitlich 
veralteten) Mindestschülerzahlen getroffen. Dies führt mancherorts auch zu Schul-
schließungen. Es ist davon auszugehen, dass nahezu die Hälfte der seitherigen Haupt- und 
Werkrealschulstandorte ersatzlos wegfallen werden.  
 
Angesichts des enormen Zuzugs von jungen Flüchtlingen stellt sich die grundsätzliche Fra-
ge, ob es sinnvoll ist, weitere Haupt- und Werkrealschulen zu schließen.  
 
Es wird zudem nicht ausbleiben, dass Schulgebäude und -räume, die gar nicht mehr oder 
nur noch teilweise für Schulzwecke belegt sind, für Vorbereitungsklassen genutzt werden 
müssen.  
 
Damit stünden solche Gebäude oder Räume nicht mehr zur Disposition des betroffenen 
Schulträgers. Kurz- bzw. mittelfristig bedeutet dies einen Eingriff in die örtlichen Schulstruk-
turen. Zudem können dem Schulträger durch die Nutzung der Räumlichkeiten als Vorbe-
reitungsklassen (des Landes) zusätzliche Kosten entstehen, wie z.B.: Personalkosten (z.B. 
Hausmeister, Reinigungskräfte), Heizungs- und Stromkosten. 
 
Der Gemeindetag wird auch diese Fragestellungen in die anstehenden Beratungen mit dem 
Land einbringen. 
 
 
- Erwachsenenbildung - 
 
A) Sprachförderung 
 
a) Während des Asylverfahrens 
 
Bundesagentur für Arbeit 
 
Flüchtlinge mit guter Bleibeperspektive erhalten frühzeitig die Möglichkeit, Deutsch zu lernen, 
um sich möglichst schnell und eigenständig in Deutschland orientieren und verständigen zu 
können. Die Bundesagentur für Arbeit (BA) hat auf Basis des Asylverfahrens-
beschleunigungsgesetzes beschlossen, bei in diesem Jahr noch beginnenden Sprachkursen 
für Flüchtlinge mit guter Bleiberechtsperspektive unbürokratisch mit Beitragsmitteln der Ar-
beitslosenversicherung zu helfen. Dies gilt einmalig und nicht verlängerbar für die erste all-
Integration in den Städten und Gemeinden; welche Möglichkeiten gibt es? 
Handreichung des Gemeindetags Baden-Württemberg, 3. November 2015  31 
gemeine Sprachförderung vor Ort. Wo immer geeignete Sprachvermittler für die ersten Er-
kenntnisse der deutschen Sprache vor Ort verfügbar sind, sollen sie auch eingesetzt und 
bezahlt werden können. Neben allen von den fachkundigen Stellen nach dem SGB III zuge-
lassenen Trägern können auch Volkshochschulen und die vom Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge zugelassenen und bei der Durchführung von Sprachkursen erfahrenen Träger im 
Rahmen der neuen Fördermöglichkeiten eingesetzt werden. Die Träger akquirieren selbst 
förderungsfähige Personen und führen entsprechende Sprachkurse durch. Die Preise sollen 
sich an den ortsüblichen Preisen der bisherigen Anbieter unter Berücksichtigung der anfal-
lenden Fahrtkosten der Teilnehmenden orientieren. Nach Abschluss der Maßnahme rechnet 
der Träger mit einfacher Rechnungsstellung und Teilnehmerliste mit der Agentur für Arbeit 
ab. Bezahlt wird die Kursgebühr auf Basis der Teilnehmenden am Kursbeginn. Die Kurse 
müssen vor dem 31.12.2015 beginnen, damit sie von der BA gefördert werden können. 
 
VwV-Deutsch für Flüchtlinge 
 
Für Asylbewerber und Flüchtlinge hat das Integrationsministerium in Baden-Württemberg im 
Rahmen eines Förderprogramms ein Angebot an Grund- und Aufbaukursen in Deutsch als 
Fremdsprache geschaffen. Das Angebot ist auch offen für Flüchtlinge, die sich bereits länger 
hier aufhalten sowie für Ausländer mit einem Aufenthaltsrecht, soweit ein entsprechender 
Bedarf wegen des fehlenden Zugangs zu anderen Sprachförderangeboten, insbesondere zu 
den Integrationskursen des Bundes, nicht abgedeckt werden kann. Die wahlweise zu beauf-
tragenden Kursträger sollen grundsätzlich nach den Standards (Kursformate und Qualifikati-
on der Lehrkräfte) des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge (BAMF) arbeiten, sodass 
die Kurse in Umfang, Niveau und Übergängen anschlussfähig an reguläre BAMF-Kurse und 
grundsätzlich zertifizierbar sind. Die Förderung kann darin bestehen, komplette Kurse für 
eine ausreichend große Gruppe von Personen einzurichten oder einzelnen Personen die 
Teilnahme an bestehenden Integrationssprachkursen des BAMF (Grund- und Aufbaukursen) 
oder sonstigen Sprachkursen (Grund- und Aufbaukursen) zu ermöglichen. Als ausreichende 
Gruppengröße werden in der Regel mindestens zwölf Personen angesehen; sie soll 20 Per-
sonen nicht überschreiten.  
 
Antragsberechtigt sind in Baden-Württemberg die Stadt- und Landkreise. Durch die Förde-
rung eines solchen Grundkurses wird das Mindestsprachförderangebot nach dem Flücht-
lingsaufnahmegesetz ersetzt. Das Land übernimmt dabei 60 % der Kosten, der jeweilige 
Stadt- und Landkreis 40 %. Voraussetzung für eine Förderung ist darüber hinaus, dass die 
Kreise Netzwerke einrichten, um die Integrationsmaßnahmen für Asylbewerber und Flücht-
linge zu steuern.  
 
b) Nach Beendigung des Asylverfahrens (Anerkennung) 
 
Integrationskurse (§ 43 AufenthG) 
 
Wenn sich die anerkannten Flüchtlinge und Asylberechtigten noch nicht auf einfache bezie-
hungsweise ausreichende Art auf Deutsch verständigen können, besteht für sie die Pflicht, 
einen Integrationskurs machen. Im Rahmen von solchen Integrationskursen erhalten sie ei-
nen Basis- und einen Aufbausprachkurs von jeweils gleicher Dauer zur Erlangung ausrei-
chender Sprachkenntnisse sowie einen Orientierungskurs zur Vermittlung von Kenntnissen 
der Rechtsordnung, der Kultur und der Geschichte in Deutschland. Die Ausländerbehörde 
stellt die Teilnahmeverpflichtung fest, wenn sie den Aufenthaltstitel ausstellt. Sobald die An-
erkannten von der Ausländerbehörde einen Berechtigungsschein erhalten haben, können sie 
sich einen Integrationskursträger aussuchen, der auf der Webseite des BAMF geführt wird. 
Außerdem stellt auch die Ausländerbehörde oder die Migrationsberatungsstelle eine Liste 
der im Umkreis tätigen Kursträger zur Verfügung. Sobald ein Kursträger gefunden wurde, 
muss der Asylberechtigte bzw. anerkannte Flüchtling sich bei diesem anmelden und seinen 
Berechtigungsschein abgeben. Für jede Unterrichtsstunde des Integrationskurses muss der 
anerkannte Asylbewerber bzw. Flüchtling 1,20 Euro zahlen (Kostenbeitrag). Den Rest über-
Integration in den Städten und Gemeinden; welche Möglichkeiten gibt es? 
Handreichung des Gemeindetags Baden-Württemberg, 3. November 2015  32 
nimmt das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge. Da ein allgemeiner Integrationskurs aus 
660 Stunden besteht, kostet der Kurs insgesamt 792,00 Euro. Bei Bezug von Arbeitslosen-
geld II oder Sozialhilfe kann der Asylberechtigte bzw. anerkannte Flüchtling auf Antrag vom 
Kostenbeitrag befreit werden.  
 
Berufsbezogene Sprachkurse (ESF-BAMF-Kurse) 
 
Die berufsbezogene Deutschförderung des ESF-BAMF-Programms verbindet Deutschunter-
richt, berufliche Qualifizierung und Praktikum effektiv miteinander. Zielsetzung des Pro-
gramms ist es, die Chancen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer auf eine nachhaltige Integ-
ration in den ersten Arbeitsmarkt deutlich zu erhöhen. Die Maßnahmen verstehen sich als 
ein Element im Kontext weiterer Fortbildungsangebote mit Bezug zum Arbeitsmarkt und sol-
len neben der direkten Aufnahme einer Beschäftigung oder Ausbildung auch die Einmün-
dung in weitergehende Qualifizierungsmaßnahmen ermöglichen. Das BAMF hat für die För-
dergebiete Projektträger – meist mit Kooperationspartnern – ausgewählt. Der vom BAMF 
ausgewählte Projektträger stellt mit den an ihn entsandten Teilnehmern berufsbezogene 
Deutschkurse zusammen. Die Agentur für Arbeit sowie die Grundsicherungsstelle sollen po-
tenzielle Teilnehmer beraten und gegebenenfalls mit einem vorgegebenen Meldeformular 
(Meldebogen) an den Projektträger verweisen. Der Projektträger führt mit den potenziellen 
Teilnehmern eine Kompetenzfeststellung durch, um ihre Lernvoraussetzungen, Qualifikatio-
nen, Sprachstand sowie Sprach- und Qualifizierungsbedarf zu ermitteln. Bei ausreichender 
Teilnehmerzahl kann der Träger einen Projektantrag für einen konkreten Sprachkurs stellen.  
 
Teilnehmer müssen als Teilnahmevoraussetzung grundsätzlich einen Integrationskurs des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge absolvieren und mindestens das Sprachniveau 
A1 erreichen. Wenn die potentiellen Teilnehmer bereits über ausreichende Deutschkenntnis-
se (Niveau B1) verfügen oder am Bundesprogramm „ESF-Integrationsrichtlinie Bund“ teilge-
nommen haben, dann müssen sie keinen Integrationskurs besucht haben.  
 
Integration ins Gemeindeleben 
 
Schaffung von Flüchtlings-/Integrationsbeauftragten über die VwV-Integration. 
 
Aufgrund des anhaltenden Flüchtlingszustroms hat das Integrationsministerium das Förder-
programm VwV-Integration dahingehend angepasst, dass nun auch die Einsetzung von 
Flüchtlingsbeauftragten oder die Aufstockung der Stellen von Integrationsbeauftragten zu 
diesem Zweck förderfähig sind. Diese Ansprechstelle kann dann die zentrale Anlauf-, Bera-
tungs- und Koordinierungsstelle für alle Flüchtlingsangelegenheiten vor Ort bilden, die Tätig-
keit der vielen ehrenamtlich Engagierten koordinieren und die Flüchtlingsarbeit bündeln und 
mit steuern.  
 
Die Schaffung einer solchen Stelle wird als Anschubfinanzierung im Wege eines Festbetrags 
in Höhe von 40.000 Euro je Kommune im ersten Jahr, 35.000 Euro im zweiten Jahr und 
30.000 Euro im dritten Jahr gefördert. Bei einem geringeren Stellenumfang als 100 % wird 
die dem eingerichteten beziehungsweise aufgestockten Stellenumfang prozentual entspre-
chende Höhe der Festbetragsfinanzierung gefördert.  
 
Aktuell ist eine Antragsstellung nur einmal im Jahr bis Ende September möglich. Allerdings 
wird sich der Gemeindetag aufgrund der hohen Zahl an Flüchtlingszugängen dafür einset-
zen, dass auch eine unterjährige Antragstellung möglich wird.  
 
B) Ehrenamt 
 
Integration kann nur vor Ort verwirklicht werden. Hierzu bedarf es auch ehrenamtlich enga-
gierter Menschen, die bereit sind, Zeit für Flüchtlinge aufzubringen. Die Ausgestaltung von 
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Konzepten zur Integration von Flüchtlingen ist je Stadt und Gemeinde sehr individuell. Sie 
reichen von unterschiedlich gestalteten Patenschaftsmodellen für Familien oder einzelne 
Flüchtlinge über Fahrradwerkstätten oder Kulturprojekte, die Flüchtlinge einbeziehen, bis hin 
zur Wiederbelebung alter Freizeitanlagen, wie z.B. Minigolfplätzen oder Boccia-Bahnen. 
Wichtig ist, gemeinsame Projekte mit der Bevölkerung vor Ort zu entwickeln, die deren indi-
viduellen Interessen und Fähigkeiten entsprechen und so auch von den Engagierten getra-
gen werden können. Beratung zur individuellen Ausgestaltung von Konzepten des Bürger-
schaftlichen Engagements leistet auch das Gemeindenetzwerk Bürgerschaftliches Engage-
ment, die Homepage des Gemeindenetzwerks finden Sie unter 
http://www.gemeindenetzwerk-be.de. Eine Verzahnung und Koordination der Strukturen der 
Bürgerschaftlich Engagierten, freiwilligen Helfer, "Freundeskreise" oder der "Arbeitskreise 
Asyl" durch die Kommune ermöglichen dabei zielgenauere Hilfestellungen. 
 
Versicherung im Ehrenamt 
 
Es empfiehlt sich in jedem Fall, die freiwillig Engagierten zu erfassen. 
 
Ehrenamtlich/freiwillig Tätige für das Gemeinwohl, die ihre Tätigkeit in Baden-Württemberg 
ausüben, sind über die Sammelversicherung des Landes Baden-Württemberg mit der Eccle-
sia Versicherung unfall- und haftpflichtversichert. Informationen und Formulare zur Sammel-
versicherung für Baden-Württemberg finden Sie unter folgenden Link sowie in der Anlage 3: 
 
http://www.ecclesia.de/ecclesia-allgemein/service/ehrenamt/baden-wuerttemberg-haftpflicht-
und-unfall-sammelvertraege 
 
Engagieren sich Freiwillige ehrenamtlich im Auftrag der Kommune, greift die Unfallversiche-
rung der UKBW. Diese und weitere Informationen zur Thema Versicherung im Ehrenamt 
finden Sie auf den Seiten der UKBW unter: 
 
http://www.uk-bw.de/versicherte/ehrenamtlich-taetige.html  
 
Die UKBW bietet darüber hinaus weitere Informationen zum Thema Versicherungen im Zu-
sammenhang mit der Arbeit mit Flüchtlingen. Diese finden Sie auf den Seiten der UKBW 
unter folgendem Link: 
 
http://www.uk-bw.de/aktuelles/wichtige-rubriken/wichtige-rubriken/fluechtlingshilfe.html  
 
Sofern Ehrenamtliche in rechtlich selbstständigen Strukturen (z.B. Vereinen) organisiert sind, 
greift deren Versicherungsschutz. 
 
Darüber hinaus steht es Kommunen frei, sich bei den gängigen Versicherern über weitere 
Leistungen zu informieren. 
 
Gemeinsam in Vielfalt 
 
Das Sozialministerium hat das Förderprogramm „Gemeinsam in Vielfalt – Lokale Bündnisse 
für Flüchtlingshilfe“ ausgeschrieben. Gegenstand der Förderung waren Lokale Bündnisse für 
Flüchtlingshilfe, die dem Engagement für Flüchtlinge, der Gewinnung und der Koordinierung 
des Engagements für Flüchtlinge und insbesondere dem Zusammenwirken und der Vernet-
zung der im Sozialraum agierenden Akteure dienen. Netzwerke sollen auf- und ausgebaut 
werden. Insgesamt konnten angesichts der viel zu knapp bemessenen Fördermittel von ca. 
150 gestellten Anträgen nur 67 positiv beschieden werden, die Projekte starten bereits. 
 
Neben der Säule der Projektförderung umfasst das Programm auch die Möglichkeit der Fort-
bildung von ehrenamtlichen Helfern vor Ort. Die genaue Ausgestaltung ist derzeit noch in der 
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Planungsphase. Eine Fortführung bzw. Weiterentwicklung des Förderprogramms soll noch 
im Herbst im Landeskabinett beraten werden. 
 
Bundesfreiwilligendienst 
 
Auf Bundesebene wurde beschlossen, zur Stärkung des ehrenamtlichen Engagements den 
Bundesfreiwilligendienst um bis zu 10.000 neue Stellen aufzustocken. Um die Kommunen 
bei der Bewältigung der Flüchtlingsströme zu unterstützen, sollen schnellstmöglich Voraus-
setzungen geschaffen werden, um 10.000 zusätzliche Stellen im Bundesfreiwilligendienst für 
die Kommunen und ihre Einrichtungen als Einsatzstellen praktisch nutzbar zu machen. Zum 
derzeitigen Zeitpunkt ist noch offen, wie der praktische Einsatz des Sonderkontingents für 
die Flüchtlingshilfe erfolgen soll. Auch wenn die Details der Verabredung auf Bundesebene 
noch nicht abschließend geklärt sind, können Kommunen bereits jetzt aktiv werden, um den 
Bundesfreiwilligendienst für die Flüchtlingshilfe vor Ort zu nutzen. 
 
Bei der Umsetzung aktueller Möglichkeiten, wie sich die Einrichtungen in den Kommunen als 
Einsatzstellen für den Bundesfreiwilligendienst anerkennen lassen, Interessierte für den 
Bundesfreiwilligen anwerben und Vereinbarungen mit den Bundesfreiwilligen abschließen 
können, ist folgendes zu beachten: 
 
1. Bereits in den Kommunen eingesetzte Bundesfreiwillige können auch im Bereich der 
Flüchtlingshilfe eingesetzt werden. Dafür ist es notwendig, den bisherigen Einsatzbereich 
des Freiwilligen in Absprache mit dem Anerkennungsreferat des zuständigen Bundesamts 
für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAFzA) um den Asyl- und Flüchtlingsbe-
reich erweitern zu lassen. Dies kann schriftlich und formlos dem BAFzA mitgeteilt werden. 
Grundsätzlich besteht die Möglichkeit, auch Flüchtlinge selbst für den Bundesfrei-
willigendienst einzusetzen. Die Voraussetzungen hierfür werden derzeit noch im Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) geprüft.  
 
2. Gleichzeitig kann ein Antrag auf Aufstockung der Plätze für eine bereits anerkannte Ein-
satzstelle gestellt werden. Auch hier genügt eine formlose, schriftliche Mitteilung an das 
BAfzA, die auch gemeinsam mit dem Erweiterungsantrag eingereicht werden kann.  
 
3. Kommunen können bereits jetzt einen Antrag stellen, um neue Einrichtungen, z.B. Flücht-
lingswohnheime, als Einsatzstellen anerkennen zu lassen. Eine bereits anerkannte Ein-
satzstelle muss nicht neu registriert werden. Die Anerkennung durch das BAfzA ist für ei-
nen Zeitraum von drei Jahren befristet. 
 
4. Es bleibt bei dem bisherigen Anerkennungs- und Registrierungsverfahren des Bundes-
freiwilligendienstes. 
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6) Möglichkeiten zur Integration in den Arbeitsmarkt 
 
Die Rolle der Kommunen beim Thema "Arbeitsmarktzugang für Asylsuchende" sollte die 
eines Moderators sein mit dem Ziel, sowohl den Asylsuchenden als auch den interessierten 
Unternehmen Hilfestellungen anzubieten sowie als Vermittler zu fungieren.  
 
• In den ersten drei Monaten nach Stellung des Asylantrags besteht ein grundsätzli-
ches Arbeitsverbot (§ 61 Abs. 1 AsylVfG).  
 
Die Menschen haben allerdings die Möglichkeit einer Arbeitsgelegenheit nach § 5 
AsylbLG nachzugehen. Es handelt sich hierbei um Tätigkeiten in der und für die Ein-
richtung und der dort lebenden Menschen, die stundenweise verrichtet werden kön-
nen. Dafür erhalten sie eine Aufwandsentschädigung von 1,05 Euro pro Stunde. Es 
kommen auch Arbeiten bei staatlichen, kommunalen oder gemeinnützigen Trägern in 
Betracht, wenn diese nicht anderweitig verrichtet werden könnten. Der Verdienst bei 
maximal 80 Stunden pro Monat ist auf 84 Euro ohne Abzüge begrenzt.  
 
• Nach drei Monaten ist dem Asylsuchenden der Arbeitsmarktzugang eingeschränkt 
möglich (§ 61 Abs. 2 AsylVfG, § 32 BeschV).  
 
Sobald der Asylsuchende eine Arbeitsstelle, einen Berufsausbildungs- oder Prakti-
kumsplatz gefunden hat, muss er bei der zuständigen Ausländerbehörde eine Ar-
beitserlaubnis beantragen. Dort wird dem Asylsuchenden ein Formular zur Stellenbe-
schreibung ausgehändigt, das Fragen zum Betrieb sowie den zu leistenden Arbeits-
stunden und Arbeitszeiten enthält und vom Arbeitgeber ausgefüllt werden muss. Das 
ausgefüllte Formular leitet die Ausländerbehörde weiter an die Bundesagentur für Ar-
beit (BA). Diese prüft die Arbeitsbedingungen und ob für die beabsichtigte Arbeitsstel-
le kein bevorrechtigter deutscher Arbeitnehmer, EU-Bürger oder Ausländer zur Ver-
fügung steht (Vorrangprüfung). Für einige Berufsgruppen, die von der Bundesagentur 
für Arbeit festgelegt sind, gibt es generell keine Vorrangprüfung. Wenn die BA inner-
halb von zwei Wochen keine Rückmeldung gibt, gilt die Zustimmung als erteilt. Die 
Ausländerbehörde stellt nun eine Arbeitserlaubnis aus, die allerdings auf die Tätig-
keit, den Arbeitgeber, die Region und einen bestimmten zeitlichen Umfang der Tätig-
keit begrenzt werden kann.  
 
Darüber hinaus sind bei einem Praktikum noch folgende Besonderheiten zu berück-
sichtigen: 
 
• Asylbewerber können ohne Zustimmung der BA und ohne Mindestlohnanspruch be-
rufsorientierte Praktika mit einer Dauer von bis zu drei Monaten absolvieren. Das 
heißt im Umkehrschluss, es ist nur noch die Genehmigung der Ausländerbehörde er-
forderlich. Bei Schnupperpraktika, bei denen der Praktikant das Geschehen eher be-
obachtet und passiv ist, kann auch auf die Arbeitserlaubnis der Ausländerbehörde 
und damit auch die Zustimmung der BA verzichtet werden, da kein Beschäftigungs-
verhältnis vorliegt. Der Einsatz bei solchen Schnupperpraktika ist auf wenige Tage 
begrenzt, außerdem besteht keine Vergütungspflicht für den Arbeitgeber.   
 
In der Praxis kommt häufig der Fall einer sogenannten Probebeschäftigung vor. Der 
Asylbewerber wird zunächst auf seine Eignung für die Arbeitsstelle für eine bestimm-
te Dauer getestet. Er ist dabei in die Arbeits- und Produktionsabläufe des Betriebs 
eingegliedert. Für solche Probebeschäftigungen ist die Zustimmung der BA erforder-
lich, außerdem sind sie mindestens mit dem gesetzlichen Mindestlohn zu vergüten.  
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Weitere Informationen sowie eine Kurzübersicht zu Praktikumsmöglichkeiten können 
Sie der Anlage 4 entnehmen. 
• Nach Ablauf von 15 Monaten besteht eine Gleichstellung auf dem Arbeitsmarkt, so-
dass keine Vorrangprüfung mehr durchgeführt wird und die BA dann nur noch kon-
trolliert, ob die Arbeitsbedingungen eingehalten werden.  
 
• Nach vier Jahren entfällt die Zustimmung der BA komplett und es besteht ein unein-
geschränkter Zugang zum Arbeitsmarkt. Nach diesem Zeitraum können auch Tätig-
keiten als Zeitarbeitnehmer/in angenommen werden (§ 40 AufenthG).  
 
• Für anerkannte Flüchtlinge und Asylsuchende besteht mit dem Tag der Anerkennung 
ein uneingeschränkter Arbeitsmarktzugang ohne eine vorherige Konsultation der BA 
(§ 31 BeschV).  
        
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
      Quelle: Gemeindetag Baden-Württemberg
Arbeitsverbot für die ersten drei Monate 
gemeinnützige Tätigkeiten für 1,05 Euro möglich 
 
eingeschränkter Arbeitsmarktzugang (4. - 48. Monat) 
Genehmigung der Ausländerbehörde und der Bundesagentur für Arbeit  
(Vorrangprüfung und Prüfung der Arbeitsbedingungen erforderlich) 
 
ab. 16. Monat: Gleichstellung auf dem Arbeitsmarkt 
Vorrangprüfung durch die Bundesagentur entfällt 
 
uneingeschränkter Arbeitsmarktzugang nach vier Jahren 
 
keine Genehmigung mehr erforderlich 
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Meldepflicht bei Asylbewerbern in Aufnahmeeinrichtungen  
 
 
  
Das Innenministerium weist aus aktuellem Anlass darauf hin, dass Asylbewerber, die in 
zentralen Aufnahmeeinrichtungen untergebracht sind, bei der Meldebehörde des jeweili-
gen Standortes der Aufnahmeeinrichtung anzumelden sind.  
  
Bis 31. Oktober 2015 muss gemäß § 15 Absatz 1 Meldegesetz des Landes (MG) die An-
meldung bei der Meldebehörde innerhalb einer Woche nach dem Einzug in der Aufnah-
meeinrichtung erfolgen. Ab Inkrafttreten des Bundesmeldegesetzes (BMG) und damit mit 
Wirkung zum 1. November 2015 wird die Frist zur Anmeldung auf zwei Wochen verlän-
gert, vgl. § 17 Absatz 1 BMG. 
 
Die Verpflichtung zur Anmeldung von Asylbewerbern gilt uneingeschränkt, obwohl der 
Aufenthalt in Aufnahmeeinrichtungen in der Regel nur vorübergehend erfolgt. Die melde-
rechtlichen Ausnahmeregelungen von der Meldepflicht bei den so genannten „vorüberge-
henden“ Aufenthalten im Inland gelten nicht für Ausländer, die in einer Aufnahmeeinrich-
tung oder sonstigen Durchgangsunterkunft wohnen, vgl. § 21 Absatz 2 Nummer 2 Satz 2, 
Halbsatz 2 MG bzw. ab 1. November 2015 die Regelung in § 27 Absatz 3 Nummer 2 
BMG. 
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Ab 1. November 2015 soll in § 27 Absatz 3 BMG das Verfahren zur Anmeldung von Asyl-
bewerbern in Aufnahmeeinrichtungen vereinfacht werden (vgl. Anlage). Danach kann die 
Meldepflicht bei dieser Personengruppe dadurch erf̈llt werden, dass die f̈r die Erfassung 
von Personen in den Aufnahmeeinrichtungen zusẗndige Stelle der Meldebeḧrde die f̈r 
die Anmeldung notwendigen Daten in Form einer Liste ̈bermittelt. Statt einer Liste kann 
auch eine Kopie der ausl̈nderrechtlichen Erfassung ̈bermittelt werden. Eine elektroni-
sche ̈bermittlung ist in beiden F̈llen zul̈ssig.  
 
Damit wird das Verfahren zur Anmeldung von Asylbewerbern in Aufnahmeeinrichtungen 
vereinfacht, ohne jedoch die auch künftig bei dieser Personengruppe uneingeschränkt be-
stehende Meldepflicht aufzugeben.  
 
Hintergrund der Neuregelung ist, dass sich die Asylbewerber nach BMG innerhalb von 
zwei Wochen nach Bezug einer Aufnahmeeinrichtung bei der zusẗndigen Meldebeḧrde 
pers̈nlich anmelden m̈ssen, §§ 17 Absatz 1, 27 Absatz 3 BMG. Angesichts der drastisch 
gestiegenen Zahlen von Schutzsuchenden führte jedoch die Verpflichtung zum persönli-
chen Erscheinen bei der Meldebehörde zu einem hohen Verwaltungsaufwand. Zur Verfah-
renserleichterung wird daher die M̈glichkeit er̈ffnet, dass die f̈r die Anmeldung benötig-
ten Daten der Meldebehörde im darstellten (neuen) Anmeldeverfahren ̈bermittelt werden 
können. Eine Unterschrift der meldepflichtigen Person ist in diesem Fall entbehrlich. Die 
Änderung des BMG wurde im Bundestag im Rahmen des Asylverfahrensbeschleuni-
gungsgesetzes verabschiedet.  
 
Nach dem Auszug aus der Aufnahmeeinrichtung und Zuweisung auf die Kommunen sind 
die betreffenden ausländischen Personen bei der Meldebehörde der jeweiligen Zuzugs-
gemeinde erneut innerhalb der genannten Fristen am neuen Wohnsitz anzumelden, vgl.  
§ 15 Absatz 1 MG und §17 Absatz 1 BMG. Dabei ist bei der Erfassung des Zuzugs wich-
tig, dass die bisherige Adresskette korrekt wiedergegeben und im Melderegister erfasst 
wird. Dies bedeutet, dass bei der genannten Personengruppe, die sich bereits in einer 
Aufnahmeeinrichtung in Deutschland aufgehalten hat, als Zuzug die bisherige Anschrift im 
Inland und nicht etwa ein Zuzug aus dem Ausland zu erfassen ist. Bei der Anmeldung per 
vorausgefüllten Meldeschein sind die korrekten Daten zugrunde zu legen und der beste-
hende Datensatz zu übernehmen. 
 
Melderegisterdaten bilden die Grundlage für zahlreiche regelmäßige Datenübermittlungen 
an Behörden und sonstige öffentliche Stellen, welche diese Daten zur Aufgabenerfüllung 
benötigen. So erfolgen zum Beispiel Datenübermittlungen an das Bundeszentralamt für 
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Steuern zum Zwecke der Zuleitung der Identifikationsnummer oder die statistischen Ämter 
zwecks Fortschreibung der Bevölkerungszahl. Eine genaue Erfassung des Zu- und Weg-
zugs ist darüber hinaus für die Festlegung der Zuweisungen nach dem Finanzausgleichs-
gesetz (FAG) relevant. Nicht zuletzt greifen auch zahlreiche Sicherheitsbehörden aus 
Gründen der inneren Sicherheit auf tagesaktuelle Melderegisterdaten zu.  
 
In diesem Zusammenhang wird ferner darauf hingewiesen, dass ab 1. November 2015 
das Rückmeldeverfahren erst mit der Einarbeitung der Auswertung der Rückmeldung als 
abgeschlossen gilt. Sofern im Anschluss an das Rückmeldeverfahren regelmäßige Daten-
übermittlungen zu veranlassen sind, aber eine Fortschreibung nicht rechtzeitig erfolgt, ist 
die Datenübermittlung erst nach Abschluss des Rückmeldeverfahrens vorzunehmen. Eine 
manuelle Übermittlung ungeprüfter Daten ist unzulässig. 
 
Die Meldebehörden werden um Beachtung der Hinweise gebeten. 
 
gez. Hellstern 
Ministerialdirigent 
 
 
ANLAGE  
 
 
 
Änderung des Bundesmeldegesetzes (BMG)  
 
 
 
§ 27 Absatz 3 des Bundesmeldegesetzes vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1084), das zuletzt 
durch Artikel 2 a des Gesetzes vom 20. Juni 2015 (BGBl. I S. 970) geändert worden ist, wer-
den folgende Sätze 2 bis 4 angefügt:  
 
„Die Meldepflicht nach Satz 1 Nummer 2 kann erfüllt werden, indem die für die Erfassung von 
Personen in den Aufnahmeeinrichtungen zuständige Stelle der Meldebehörde die für die Anmeldung 
notwendigen Daten in Form einer Liste übermittelt. Statt einer Liste kann auch eine Kopie der 
ausländerrechtlichen Erfassung übermittelt werden. Eine elektronische Übermittlung ist in beiden 
Fällen zulässig.“ 
 
 
Begründung: 
 
Asylbewerber haben sich innerhalb von zwei Wochen nach Bezug einer Aufnahmeeinrich-
tung bei der zuständigen Meldebehörde persönlich anzumelden (§§ 17 Absatz 1, 27 Absatz 
3 Bundesmeldegesetz (BMG)). Ein ordnungsgemäßer Vollzug des Melderechts führt bei ei-
ner drastischen Steigerung der Zahl Schutzsuchender zu einem entsprechend hohen Ver-
waltungsaufwand. Ein Verzicht auf eine Anmeldung dieses Personenkreises würde in der 
Praxis zu erheblichen Problemen führen. Zur Verfahrenserleichterung wird daher die Mög-
lichkeit eröffnet, dass die für die Erfassung von Personen in den Aufnahmeeinrichtungen zu-
ständige Stelle der Meldebehörde die für die Anmeldung notwendigen Daten in Form einer 
Liste übermittelt. Eine Unterschrift der meldepflichtigen Person ist in diesem Fall entbehrlich. 
Statt einer Liste kann auch eine Kopie der ausländerrechtlichen Erfassung übermittelt wer-
den. Das Listenverfahren ist derzeit nach den rahmenrechtlichen Regelungen des Melde-
rechtsrahmengesetzes möglich und wird bereits in einigen Ländern aufgrund landesrechtli-
cher Ausgestaltung genutzt. Mit der Ergänzung wird den Ländern diese Option auch zukünf-
tig nach dem Bundesmeldegesetz eingeräumt.  
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Anlage 1 
 
Hinweise zur Rechtsprechung in Verfahren zu bauplanungsrechtlichen Fragen 
bei der Genehmigung von Unterkünften für Flüchtlinge und Asylbegehrende 
 
A) Rechtsprechung auf der Grundlage der Neuregelungen nach dem BauGB- 
Maßnahmengesetz vom 26.11.2014 (BGBl. I S. 1748) 
 
 In einem Beschluss des VG Karlsruhe vom 2. Februar 2015, Az.: 5 K 2972/14 
zur Nutzungsänderung einer Seniorenwohnanlage in eine Gemeinschaftsun-
terkunft für Asylbewerber wird ausgeführt, dass unabhängig von der Einstufung 
von Gemeinschaftsunterkünften für Asylbewerber als Wohnnutzung oder als 
Anlage für soziale Zwecke diese Nutzung in jedem Fall nach der Art der bauli-
chen Nutzung in einem allgemeinen Wohngebiet zulässig ist. Durch das Vor-
haben wird weder der typische Charakter eines allgemeinen Wohngebiets in 
Frage gestellt noch das Baugebiet beeinträchtigt, es wird auch keine Umstruk-
turierung des faktischen allgemeinen Wohngebiets eingeleitet wird. 
 
 In einem Beschuss des OVG Nordrhein-Westfalen vom 23. Februar 2015, Az.: 
7 B 1343/14 wurde der Gebietserhaltungsanspruch der Antragstellerin aus  
§ 34 Absatz 2 BauGB i.V. m. § 8 BauNVO aufgrund der Befreiungsregelung 
des § 246 Absatz 10 BauGB verneint. Dies folgt aus der Rechtsnatur des  
§ 246 Absatz 10 BauGB als Befreiungstatbestand. Dabei kann dem Vorhaben 
nach summarischer Prüfung voraussichtlich eine Befreiung nach § 246 Absatz 
10 BauGB erteilt werden. Erwähnenswert bei dieser Entscheidung ist auch, 
dass die Prüfung von etwaigen Alternativstandorten allenfalls im Rahmen der 
anzustellenden Ermessenabwägungen auf der Rechtsfolgenseite in Betracht 
kommt.  
 
 In einem Beschluss des VGH Mannheim vom 11. März 2015, Az.: 8 S 492/15 
wirft der VGH die wichtige Frage auf, ob der nur bis zum 31. Dezember 2019 
geltende § 246 Absatz 10 BauGB die Erteilung von unbefristeten Befreiungen 
und auf ihrer Grundlage auch die Erteilung von unbefristeten Baugenehmigun-
gen ermöglicht. Diese Frage wird bejaht. Auch an das Ministerium für Verkehr 
und Infrastruktur war diese Frage kurz nach Inkrafttreten der Regelungen 
schon mehrfach herangetragen worden und wurde bzw. wird in dem Sinne, wie 
hier auch gerichtlich bestätigt, beantwortet und vertreten.  
 In einem Beschluss des OVG Hamburg vom 28. Mai 2015, Az.: 2 Bs 23/15 fin-
det sich, unabhängig von der Entscheidung, eine differenzierte Darstellung des 
bauplanungsrechtlichen Begriffs des Wohnens. Danach gehört zum Wohnen 
eine auf Dauer angelegte Häuslichkeit, die Eigengestaltung der Haushaltsfüh-
rung und des häuslichen Wirkungskreises sowie die Freiwilligkeit des geführ-
ten Lebens „in den eigenen vier Wänden“. Gemessen an diesen Begriffs-
merkmalen handelte es sich bei der streitbefangenen Flüchtlingsunterkunft in 
diesem Fall schon deshalb um keine Wohnnutzung, weil es an der Eigenge-
staltung und Freiwilligkeit des Aufenthalts fehlte. Der Aufenthalt in der Unter-
kunft erfolgte aufgrund einer öffentlich-rechtlichen Einweisung und der Aufent-
halt in der Unterkunft unterlag einem nicht unerheblichen Maß der Reglemen-
tierung durch die Mitarbeiter in der Unterkunft. 
 
 In einem aktuellen Urteil des VG Karlsruhe vom 23. Juni 2015, Az.: 4 K 
2006/15 hat sich das Verwaltungsgericht eingehend mit der neuen Befreiungs-
regelung des § 246 Absatz 10 BauGB auseinandergesetzt und die Möglichkeit 
der Erteilung unbefristet geltender Befreiungen bejaht. Das Urteil stellt im Wei-
teren die Regelung des § 246 Absatz 10 BauGB unter Berücksichtigung des 
Nachbarschutzes ausführlich dar und bejaht nach umfassender Prüfung die 
Rechtmäßigkeit der Genehmigung für eine Nutzungsänderung eines Gewer-
begebäudes zu einer Gemeinschaftsunterkunft. 
 
B) Rechtsprechung zur Frage der Fortführung der Nutzung eines Gebäudes als 
Wohngebäude oder Vorliegen einer Nutzungsänderung bei Unterbringung 
von Flüchtlingen und Asylbewerbern in diesem Gebäude 
 
( =Übernahme von Abs. 1 sowie der 3 Unterpunkte aus dem Schreiben an die RPen 
vom 20. 12. 2013) 
 
Unproblematisch sind solche Unterbringungsvorhaben, bei denen Asylsuchende 
in einem Wohngebäude untergebracht werden und es dabei bei einer Wohnnut-
zung bleibt. Nach der Rechtsprechung des BVerwG sind die Kriterien, nach de-
nen zu beurteilen ist, ob es sich um Wohnnutzung im Sinne der Baunutzungsver-
ordnung (BauNVO) handelt: eine auf Dauer angelegte Häuslichkeit, Eigengestal-
tung der Haushaltsführung und des häuslichen Wirkungskreises sowie Freiwillig-
keit des Aufenthalts (BVerwG, Beschluss v. 25.03.1996 –  4 B 302/95).  
 
In den folgenden Fällen hat die Rechtsprechung eine Wohnnutzung eines Gebäudes 
durch  Asylsuchende bejaht:     
 
 Im Beschluss des OVG für das Land Schleswig-Holstein vom 14.10.1991 – 1 M 
49/91 – wurde festgestellt, dass ein Gebäude mit 3 Zimmern von zusammen 66 
qm, einem Bad und einer Diele mit integrierter Küche von zusammen ca. 24 qm 
sowie Abstell- und Heizungsraum für insgesamt 11 Personen zum Wohnen geeig-
net ist. Die beengten räumlichen Verhältnisse würden die häusliche Lebensfüh-
rung nicht aufheben, sondern sie nur schwieriger gestalten. Die Dauer des Auf-
enthalts von Asylbewerbern in Wohngebäuden sei auch angesichts der derzeitigen 
Asylverfahrensdauer in der Regel nicht als nur vorübergehend zu qualifizieren. Al-
lerdings wurde die zulässige Wohnnutzung im streitgegenständlichen Fall auf 
max. 8 Personen begrenzt, da die Wohnumgebung durch 
Einfamilienhausbebauung gekennzeichnet war (§ 15 Abs. 1 BauNVO). 
 
 Nach dem Urteil des VGH Baden-Württemberg vom 11.05.1990 – 8 S 220/90 – 
kann bei einem Gebäude mit 12 abgeschlossenen Drei- bzw. Zweizimmerwoh-
nungen, die jeweils mit einer eigenen Küchen und einem Bad ausgestattet sind, 
wobei 6 der Wohnungen zur Aufnahme von 48 Asylsuchenden bestimmt sind 
(Zweizimmerwohnung mit jeweils 7 Personen, Dreizimmerwohnung mit jeweils 9 
Personen) noch von „Wohnen“ gesprochen werden. Als Argument für die Wohn-
nutzung führt der VGH an, dass die bautechnische Ausführung des Gebäudes ei-
nem normalen Wohngebäude entspricht. Alleine die potentielle Anzahl der Be-
wohner einer Wohnung sei kein taugliches Kriterium für die Abgrenzung eines 
Wohngebäudes von einer sozialen Einrichtung. Die Wohnungen seien so geplant, 
dass eine selbständige Versorgung und Lebensführung noch möglich sei. Zudem 
wirke sich die soziale Betreuung der Asylsuchenden nicht negativ auf ihre selb-
ständige Haushaltsführung aus. Gegen das Wohnen spreche auch nicht, dass die 
Aufnahme der Asylsuchenden nur von vorübergehender Natur sei.  
 
 Das VG Freiburg kam in seinem Beschluss vom 26.06.2013 – 2 K 860/13 – zu 
dem Ergebnis, dass es sich bei einem Gebäude mit insgesamt 8 Wohnungen, wo-
von 3 mit einer 9-, einer 8, und einer 6-köpfigen Asylbewerberfamilie und 2 weitere 
Wohnungen mit einer schwangeren Asylbewerberin mit Kind, 2 Asylbewerberpaa-
ren und einer alleinstehenden Asylbewerberin belegt wurden, um Wohnnutzung 
handelt. Die maximale Wohnungsgröße von 85,63 m² und die damit verbundene 
Belegungsdichte ändere hieran nichts. Wohnen zeichne sich durch eine auf Dauer 
angelegte Häuslichkeit, die Eigengestaltung der Haushaltsführung und des häusli-
chen Wirkungskreises sowie die Freiwilligkeit des Aufenthalts aus. Es sei eine 
Bewertung des Einzelfalls notwendig. Maßgeblich sei, dass die Bewohner ein 
häusliches Leben entfalten können, das auch nach der allgemeinen Lebensauf-
fassung der Wohnnutzung durch andere Personen im Wesentlichen entspreche. 
Es handele sich um baulich abgeschlossene Wohnungen, die jeweils mit eigen-
ständigen sanitären Einrichtungen und eigener Küche ausgestattet seien. Der 
umgrenzte Zeitraum der Nutzung sei immer noch so lang, dass dieser nicht als 
Provisorium zur Überbrückung eines kurzfristigen Wohnbedarfs erscheine. Die 
Freiwilligkeit des Aufenthalts bilde zwar ein Kriterium für die Zuordnung eines Ge-
bäudes zum baurechtlichen Begriff der Wohnnutzung, allerdings nur insoweit als 
die Unterscheidung der Freiwilligkeit oder Unfreiwilligkeit auf eine unterschiedliche 
bodenrechtliche Relevanz der Raumnutzung hinweise. Dies konnte das VG Frei-
burg in diesem Fall nicht erkennen, da die Asylsuchenden hinsichtlich der Gestal-
tung ihres Aufenthalts ebenso selbstbestimmt wie sonstige Wohnungsinhaber sei-
en. Auch der Umstand, dass eine Wohnung mit verschiedenen Einzelpersonen, 
Ehepaaren und Kleinfamilien belegt werden könne, spreche nicht gegen ein Woh-
nen.  
 
Auch wenn die Gerichte in den erwähnten Entscheidungen von einer Wohnnutzung 
und damit keiner Nutzungsänderung ausgegangen sind, ist in jedem Fall als weiterer 
Prüfungsschritt das Gebot der Rücksichtnahme (§ 15 Abs. 1 BauNVO) zu beachten. 
Dieses kann im Einzelfall dazu führen, dass trotz (fortgeführter) Wohnnutzung ein 
Vorhaben baurechtlich nicht bzw. nur eingeschränkt zulässig ist. (Vgl. bspw. den be-
reits oben dargestellten Beschluss des OVG für das Land Schleswig-Holstein vom 
14.10.1991 – 1 M 49/91).        
 
 
Anlage            Stand Januar 2015 
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Standorte für Flüchtlingsunterkünfte 
 
Tabellarische Darstellung von Rechtsprechung zur bauplanungsrechtlichen Zulässigkeit von Unterkünften für Flüchtlinge bzw. 
Asylbewerber in den verschiedenen Gebietskulissen 
 
 
Hinweis: Die hier aufgeführten gerichtlichen Entscheidungen, die vor dem 26.11.2014 ergangen sind, konnten die Neuregelungen 
durch das Gesetz über Maßnahmen im Bauplanungsrecht zur Erleichterung der Unterbringung von Flüchtlingen vom 20. November 
2014 (BGBl. I S. 1748) nicht berücksichtigen. Zu beachten ist dies insbesondere bei den Entscheidungen, die sich auf Vorhaben in 
den Gebietskulissen „Gewerbegebiet“ und „Außenbereich“ beziehen. Ausdrücklichen Bezug auf die Neuregelung nimmt nur das VG 
Augsburg in seinem Urteil vom 27. November 2014 (siehe Seite 3). 
 
Fundstelle Gebietskulisse Sachverhalt/Besonderheit(en) Zulässigkeit (i. E.) 
VG Mainz, Beschluss vom 
6. März 2014, Az.: 3 L 59/14.Mz 
(nicht rechtskräftig) 
faktisches 
allgemeines 
Wohngebiet 
Baugenehmigung zur Änderung der Nutzung eines 
Verwaltungs- und Schulungsgebäudes als Unterkunft für 
70 Flüchtlinge 
obj.  Zulässigkeit nicht 
Prüfungsgegenstand; 
nachbarschützende 
Vorschriften nicht verletzt 
VG Hannover, Beschluss vom 
7. Oktober 2013, Az.: 4 B 
6483/13 
Wohngebiet  Baugenehmigung für die Errichtung und den Betrieb einer 
Flüchtlingsunterkunft für zehn Jahre unter Befreiung 
gemäß § 31 Abs. 2 BauGB; Bebauungsplan weist 
Grundstück als Spielfläche aus 
obj.  Zulässigkeit nicht 
Prüfungsgegenstand; 
nachbarschützende 
Vorschriften nicht verletzt 
BVerwG, Beschluss vom 4. Juni 
1997, Az.: 4 C 2/96 
allgemeines 
Wohngebiet 
 
auf fünf Jahre befristete Baugenehmigung für die 
Aufstellung eines Wohncontainers zur Unterbringung von 
Asylbewerbern; Bebauungsplan weist Grundstück als 
Fläche für Gemeinbedarf mit der Konkretisierung „Kirche“ 
und „Kindertagesstätte/Kindergarten“ aus. 
zulässig (i. R. d. 
Kostenentscheidung nach 
Erledigung der 
Hauptsache) 
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OVG Münster, Urteil vom 
5. Dezember 1997, Az.: 7 A 
6206/95 
(wohl) 
faktisches 
reines 
Wohngebiet 
(i. E. offen 
gelassen) 
Baugenehmigung für drei Gebäude als Unterkunft für 125 
Asylbewerber; Vorhaben würde Gebietscharakter eines 
reinen Wohngebiets nicht widersprechen 
obj.  Zulässigkeit nicht 
Prüfungsgegenstand; 
nachbarschützende 
Vorschriften nicht verletzt 
OVG Saarlouis, Urteil vom 
5. Dezember 1995, Az.: 2 R 3/95 
(faktisches) 
reines oder 
(festgesetztes) 
allgemeines 
Wohngebiet 
(i. E. offen 
gelassen) 
auf fünf Jahre befristete Baugenehmigung für 
Wohncontainer-Neubau; betroffene Fläche ist im B-Plan 
als Fläche für Gemeinbedarf („Kirche“ bzw. 
„Kindertagesstätte/Kindergarten“) und zugleich als 
„allgemeines Wohngebiet“ ausgewiesen 
(Doppelfestsetzung); Umgebungsbebauung entspricht 
bisher einem reinen Wohngebiet 
obj.  Zulässigkeit nicht 
Prüfungsgegenstand; 
nachbarschützende 
Vorschriften nicht verletzt 
VGH Mannheim, Urteil vom 
11. Mai 1990, Az.: 8 S 220/90 
reines 
Wohngebiet 
Baugenehmigung für Wohnhaus mit zwölf Wohneinheiten, 
sechs davon vorübergehend zur Unterbringung von 
Asylbewerbern (48 Plätze); als Wohngebäude zulässig 
(Hauptsacheverfahren:) 
zulässig 
VGH Mannheim, Beschluss vom 
19. Mai 1989, Az.: 8 S 555/89 
reines 
Wohngebiet 
Baugenehmigung für zwölf Mietwohnungen, sechs davon 
vorübergehend für Asylbewerber (48 Plätze); als Anlage 
für soziale Zwecke im reinen Wohngebiet wohl nicht 
zulässig 
(einstweiliges 
Rechtschutzverfahren:) 
wohl unzulässig 
OVG Berlin, Beschluss vom 
2. Juni 1987, Az.: 2 S 38/87 
Allgemeines 
Wohngebiet  
Baugenehmigung zur Nutzungsänderung eines 
Altenheims (39 Plätze) in eine Unterkunft für 71 
Asylbewerber; Grenze der Gebietsverträglichkeit wird 
(nach summarischer Prüfung im einstweiligen 
Rechtsschutzverfahren) allein durch die Erweiterung der 
Belegungskapazität von 39 auf 71 Personen überschritten; 
Belegung mit 39 Asylbewerbern ist dagegen mit Charakter 
eines allgemeinen Wohngebiets vereinbar. 
Unzulässig, soweit die 
(ursprüngliche) 
Belegungskapazität von 
39 Plätzen überschritten 
wird 
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OVG Hamburg, Beschluss vom 
12. Januar 2015, Az.: 2 Bs 
247/14 
 
Gemengelage / 
Mischgebiet / 
Grünfläche 
Nachbar wehrt sich gegen eine Flüchtlingsunterbringung, 
die ohne Baugenehmigung als polizeirechtlicher Realakt 
auf einer ausgewiesenen Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung Sportanlage errichtet wurde. Das OVG 
hat ebenso wie das VG den Eilantrag mit der Begründung 
zurückgewiesen, nachbarschützende Vorschriften des 
Baurechts seien nicht verletzt. 
zulässig 
VGH München, Urteil vom 
13.09.2012, Az. 2 B 12.109 
Gemengelage / 
Mischgebiet 
auf fünf Jahre befristete Verlängerungsgenehmigung für 
zentrale Erstaufnahmeeinrichtung für 230 Asylbewerber; 
Beschränkung der Nutzerzahl wurde nicht eingehalten, 
Überbelegung (bis zu 500 Asylbewerber) war aktenkundig 
und wurde jahrelang geduldet;  
 zulässig 
 
VG Augsburg, Urteil vom 27. 
November 2014, Az.: Au 5 K 
14.649 (berücksichtigt neue 
Gesetzeslage vom 26. November 
2014) 
Gewerbegebiet Verpflichtungsklage auf Aufhebung des alten und Erteilung 
eines neuen Bauvorbescheids zur Umnutzung eines 
leerstehenden Bürogebäudes in ein Wohnheim für 
Asylbewerber. Bebauungsplan sieht ein Gewerbegebiet 
nach § 8 BauNVO vor. Die Zulässigkeit des Wohnheims 
wird ausdrücklich auf die neue Gesetzeslage vom 26. 
November 2014 gestützt. 
zulässig  
BayVGH, Urteil vom 30. Oktober 
2014, Az.: 1 N 13.2273 
Gewerbegebiet Normenkontrollantrag, Folgende Festsetzung im 
Bebauungsplan eines Gewerbegebiets: „Anlagen für 
soziale Zwecke (z.B. Sammelunterkünfte für 
Asylbewerber, Aus- und Übersiedler)“ ist unwirksam.  
Bebauungsplan leidet an einem Abwägungsfehler, wenn 
für den Ausschluss sämtlicher Anlagen für soziale Zwecke 
keine städtebaulichen Gründe i.S.v. § 9 Abs. 1 BauGB, § 1 
Abs. 6 BauNVO erkennbar sind. 
Normenkontrollantrag 
zulässig und begründet, 
da Festsetzung im 
Bebauungsplan 
unwirksam. Zulässigkeit 
der 
Asylbewerberunterkunft 
nicht Gegenstand der 
Entscheidung. 
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VG Karlsruhe, Beschluss vom 11. 
August 2014, Az. 4 K 1942/14 
Gewerbegebiet / 
Mischgebiet 
Nutzungsänderung eines Bürogebäudes in eine 
Asylbewerberunterkunft auf einem Grundstück, das im 
geltenden Bebauungsplan teilweise als Gewerbegebiet, 
teilweise als Mischgebiet ausgewiesen ist. Der Großteil 
des bestehenden Gebäudes liegt im Gewerbegebiet. Eine 
Baugenehmigung einschl. einer Befreiung wurde (noch) 
nicht erteilt. Vorhaben ist formell illegal und „mit hoher 
Wahrscheinlichkeit“ auch materiell illegal. 
unzulässig 
VG München, Urteil vom 03. Juni 
2014, M 1 K 14.339 
Gewerbegebiet Aufstellung von Containern zur Unterbringung von 
Asylbewerbern stellt Anlage für soziale Zwecke dar; 
Asylbewerberunterkunft ist grdsl. im GE 
gebietsunverträglich 
unzulässig 
VGH Mannheim, Beschluss vom 
17. Dezember 2013, Az.: 8 S 
2350/13 (die vorinstanzliche 
Entscheidung des VG Stuttgart, 
Beschluss vom 14. Oktober 
2013, Az.: 11 K 2941/13 
abändernd) 
(beschränktes) 
Gewerbegebiet 
Baugenehmigung unter Befreiung nach § 31 Abs. 2 
BauGB zur Änderung der Nutzung eines Wohnheims mit 
Werkstatt und Schulungsräumen als 
Asylbewerberunterkunft; Befreiung ist nach summarischer 
Prüfung rechtswidrig, da nach Aktenlage viel dafür 
spreche, dass die Grundzüge der Planung berührt sind; 
ein Grundzug des Bebauungsplan „Handwerkergebiet“ sei 
es, aus Immissionsschutzgründen eine Art „Pufferzone“ 
zwischen einem benachbarten Industriegebiet und einem 
nördlich anschließenden Wohngebiet zu schaffen; es sei 
auch nicht feststellbar, dass der mit der „Pufferzone“ 
verfolgte Interessenausgleich durch die bisherige 
tatsächliche Entwicklung im Baugebiet bereits nachhaltig 
gestört sein könnte 
unzulässig 
OVG Hamburg, Beschluss vom 
17. Juni 2013, Az.: 2 Bs 151/13 
Gewerbegebiet auf zwei Jahre befristete Baugenehmigungen unter 
Befreiung nach § 31 Absatz 2 BauGB zur Unterbringung 
von 120 Asylbewerbern teils in vorhandenen Gebäuden, 
teils in zwei neu zu errichtenden Containeranlagen; 
Bebauungsplan schließt Ausnahmen für Anlagen für 
unzulässig 
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soziale Zwecke aus; Befreiungsvoraussetzungen  liegen 
nicht vor, weil die Grundzüge der Planung berührt werden; 
Senat  weist auf den Weg, die beabsichtigte Nutzung unter 
den Vorbehalt einer Planänderung mit dem Ziel der 
Festsetzung einer befristeten Zwischennutzung zu stellen, 
hin; Senat hält es zudem für mehr als naheliegend, 
Asylbewerberunterkünfte im Gewerbegebiet regelmäßig 
als abstrakt gebietsunverträglich anzusehen 
VGH Mannheim, Beschluss vom 
14. März 2013, Az.: 8 S 2504/12 
(beschränktes) 
Gewerbegebiet 
Baugenehmigung als Ausnahme nach § 31 Abs. 1 BauGB 
zur Änderung der Nutzung eines Wohnheims mit Werkstatt 
und Schulungsräumen in Asylbewerberunterkunft (sowie 
Büros und Lagerräume); aufgrund ihrer Wohnähnlichkeit 
ist Asylbewerberunterkunft auch als Anlage für soziale 
Zwecke im Gewerbegebiet nicht gebietsverträglich; Senat 
lässt mangels Entscheidungserheblichkeit offen, ob es 
sich um Wohnnutzung oder um Anlage für soziale Zwecke 
handelt; wohnähnliche Nutzungsformen seien im 
Gewerbegebiet regelmäßig abstrakt gebietsunverträglich - 
auch ein beschränktes Gewerbegebiet entspreche nach 
seiner allgemeinen Zweckbestimmung dem Typus eines 
Gewerbegebiets; in Gewerbegebieten soll nicht gewohnt 
werden; neben einer Wohnnutzung nach § 8 Abs. 3 Nr. 1 
BauNVO könne allein ein sehr kurzfristiger, 
vorübergehender Aufenthaltszweck in Anlagen nach § 8 
Abs. 3 Nr. 2 BauNVO zulässig sein; die Eigenart des 
konkreten Gewerbegebiets sei für die typisierende 
Gebietsverträglichkeit der zugelassenen Nutzung nicht 
relevant, sondern erst bei der Anwendung des § 15 Abs. 1 
BauNVO; Senat weist darauf hin, dass er bisher allenfalls 
in Fällen einer Befreiung eine Asylbewerberunterkunft im 
Gewerbegebiet als rechtmäßig angesehen hat; für den Fall 
eines tatsächlichen und erheblichen Mangels an 
unzulässig 
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Unterbringungsmöglichkeiten könne hieran gedacht 
werden; im Übrigen spricht der Senat die bis dahin nicht 
erörterte Frage an, ob die Nutzung als 
Gemeinschaftsunterkunft für Asylbewerber nicht (teilweise) 
von der möglicherweise ursprünglich erteilten 
Baugenehmigung für ein Wohnheim mitumfasst und 
abgedeckt wird, sofern diese Baugenehmigung noch 
wirksam sein sollte; sofern bereits ursprünglich eine 
wohnähnliche Nutzung genehmigt worden sein sollte, 
könne sich dies möglicherweise auch auf die 
Schutzbedürftigkeit der Eigentümer der 
Nachbargrundstücke auswirken.  
(Im Hauptsacheverfahren zur Anfechtung der 
Baugenehmigung hat VG Stuttgart am 22.07.2014 (Az. 11 
K 3170/13) die Baugenehmigung aufgehoben. Das Urteil 
ist nicht rechtskräftig.) 
VG Augsburg, Urteil vom 
29. November 2012, Az.: 5 K 
11.1967 
(faktisches) 
Gewerbegebiet 
Baugenehmigung als Ausnahme gemäß § 31 Abs. 1 
BauGB zur Errichtung einer Unterkunft für 30 
Asylbewerber in zuvor leer stehenden, ehemaligen 
Güterbahnhofs- und Sozialgebäuden  
zulässig 
VG Schwerin, Beschluss vom 
29. September 2012, Az.: 2 B 
409/12 
Gewerbegebiet  Baugenehmigung als Ausnahme gemäß § 31 Abs. 1 
BauGB zur Nutzungsänderung einer Pension in eine 
Unterkunft für 51 Asylbewerber; Asylbewerberunterkunft 
ist nicht gebietsverträglich mangels funktionalem 
Zusammenhang zwischen dieser und der 
Zweckbestimmung des Gewerbegebiets; Befreiung hätte 
auch keine Aussicht auf Erfolg gehabt, da städtebaulich 
nicht vertretbar 
unzulässig 
VGH München, Beschluss vom 
24. März 1994, Az.: 14 CS 
93.3945 
Gewerbegebiet Baugenehmigung unter Befreiung nach § 31 Abs. 2 
BauGB zur Errichtung einer aus zwei Containergebäuden 
bestehenden Asylbewerberunterkunft für 300 Personen in 
Im einstweiligen 
Rechtsschutz vorläufig 
zulässig, da 
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Mitte eines langgezogenen und schmalen 
Gewerbegebiets; Mietvertrag über sieben Jahre 
abgeschlossen; Gewerbegebiet und Umgebung noch 
weitgehend unbebaut; fraglich, ob Grundzüge der Planung 
berührt sind 
Erfolgsaussichten in HS 
offen 
OVG Lüneburg, Beschluss vom 
25. März 1993, Az.: 6 M 1207/93 
- NVwZ 1993, 532 
Gewerbegebiet Baugenehmigung als Ausnahme gemäß § 31 Abs. 1 
BauGB zur Errichtung einer auf fünf Jahre befristeten 
barackenähnlichen, städtischen Unterkunft für 60 
Asylbewerber auf unbebautem Grundstück; Vorprägung: 
benachbarter Gewerbebetrieb darf Betriebsfahrzeuge nur 
eingeschränkt zwischen 6 und 22 Uhr bewegen und darf 
bestimmte Lärmwerte mit Rücksicht auf ein benachbartes 
Mischgebiet nicht überschreiten 
zulässig 
VGH München, Beschluss vom 
1. Oktober 1992, Az.: 26 CS 
92.176 
Gewerbegebiet Baugenehmigung als Ausnahme gemäß § 31 Abs. 1 
BauGB für Errichtung von drei Gebäuden für max. 266 
Asylbewerber, befristet auf Bestehen des sachlichen 
Zwecks (Unterbringung von Asylbewerbern), spätestens 
jedoch nach zehn Jahren zu beseitigen; als Anlage für 
soziale Zwecke gebietsunverträglich, da mit 
Gebietscharakter des Gewerbegebiets nicht vereinbar; es 
fehlt an einem Bezug zu den das Gewerbegebiet 
prägenden gewerblichen Nutzungen 
unzulässig 
OVG Münster, Beschluss vom 
27. August 1992, Az.: 10 B 
3439/92 
Gewerbegebiet Baugenehmigung unter Befreiung nach § 31 Abs. 2 
BauGB zur Errichtung von zwei Wohncontainern für 112 
Asylbewerber 
obj.  Zulässigkeit nicht 
Prüfungsgegenstand; 
nachbarschützende 
Vorschriften nicht verletzt 
VGH Mannheim, Beschluss vom 
17. Juli 1992, Az.: 8 S 1621/92 
Gewerbegebiet auf sechs Jahre befristete Baugenehmigung unter 
Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauGB zur Errichtung von 40 
Wohncontainern, vier Küchencontainern, acht Wasch- 
bzw. WC-Containern und zur Herstellung von 13 
Stellplätzen für Asylbewerber; erhebliche Vorbelastung 
zulässig 
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des Standorts durch Verkehrslärm auf der nördlich 
vorbeiführenden Bundesstraße 
OVG Koblenz, Beschluss vom 
16. Oktober 1991, Az.: 8 B 
11727/91 
Gewerbegebiet auf dreieinhalb Jahre befristete Baugenehmigung unter 
Befreiung nach § 31 Absatz 2 BauGB zur Umgestaltung 
und Umnutzung einer Schreinerwerkstatt mit Büro in eine 
vorläufige Aussiedlerunterkunft; Gewerbebetrieb des 
klagenden Nachbarn grenzt an anderer Seite bereits an 
(außerhalb des Gewerbegebiets liegende) Wohnbebauung 
an, d.h. es herrscht bereits ein Nebeneinander 
unterschiedlicher Nutzungsarten 
zulässig 
OVG Schleswig, Beschluss vom 
16. Oktober 1991, Az.: 1 M 53/91 
(faktisches) 
Gewerbegebiet  
auf fünf Jahre befristete Baugenehmigung als Ausnahme 
gemäß § 31 Abs. 1 BauGB für Umbau eines ehemaligen 
Verwaltungsgebäudes in Unterkunft für 85 Asylbewerber 
am Rand eines Gewerbegebiets; als Wohnbebauung 
angesehen; wäre aber auch als Anlage für soziale Zwecke 
konkret gebietsunverträglich; widerspricht allgemeinen 
städtebaulichen Grundsätzen 
unzulässig 
OVG Lüneburg, Beschluss vom 
5. September 1991, Az.: 6 M 
3203/91 
Gewerbegebiet auf zwei Jahre befristete Baugenehmigung unter Befreiung 
nach § 31 Abs. 2 BauGB zum Bau einer Unterkunft für 78 
Asylbewerber; Nebenbestimmung verpflichtet zur 
unaufgeforderten Beseitigung zum Fristablauf 
obj. Zulässigkeit nicht 
Prüfungsgegenstand; 
nachbarschützende 
Vorschriften nicht verletzt 
VGH Mannheim, Beschluss vom 
29. August 1991, Az.: 5 S 
1990/91; NVwZ 1992, 591  
Gewerbegebiet auf zehn Jahre befristete Baugenehmigung als Ausnahme 
gemäß § 31 Abs. 1 BauGB für Errichtung eines massiven 
Gebäudes (reine Baukosten von 1,65 Mio. DM); 
gerichtlicher Hinweis, dass Befreiung (§ 31 Abs. 2 BauGB) 
nur in Betracht kommt, wenn Errichtung der 
Asylbewerberunterkunft vernünftigerweise geboten ist, weil 
sie in anderen Gebieten (Mischgebiet, allg. Wohngebiet) 
als Regelbebauung nicht möglich ist 
unzulässig 
OVG Münster, Urteil vom 
3. November 1988, Az.: 11 A 
(faktisches) 
Gewerbegebiet 
Baugenehmigung für Nutzungsänderung in 
Asylbewerberunterkunft für 45 Personen; ist nicht konkret 
unzulässig 
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56/86 gebietsverträglich; kein funktionaler Zusammenhang zu 
einer gewerblichen Hauptnutzung; Voraussetzungen für 
Befreiung lägen auch nicht vor, da städtebaulich nicht 
vertretbar: widerspricht Ziel des § 1 Abs. 5 BauGB, ein 
Leben in menschenwürdiger Umwelt zu sichern 
 
 
OVG Münster, Beschluss vom 
4. November 2003, Az.: 22 B 
1345/03 
Industriegebiet Baugenehmigung (Nutzungsänderung) für 
Asylbewerberunterkunft; ist nicht gebietsverträglich, d.h. 
mit der Zweckbestimmung des Industriegebiets nicht 
vereinbar; es fehlt an einem funktionalen Zusammenhang 
zwischen der Asylbewerberunterkunft und einem 
Gewerbebetrieb 
unzulässig 
OVG Münster, Urteil vom 10. 
April 2014, Az.: 7 D 100/12.NE 
(siehe auch nachfolgendes Urteil 
VG Gelsenkirchen) 
durch 
Bebauungsplan 
festgesetzte 
Gemeinbedarfs- 
fläche 
Normenkontrollantrag. Bebauungsplan setzt für das 
Plangebiet u.a. eine Fläche für den Gemeinbedarf mit der 
Zweckbestimmung „Erstaufnahmeeinrichtung für 
Asylbewerber (EAE/Verwaltung) fest auf dem Areal einer 
ehemaligen Schule für Gehörlose. Grenzziehung 
hinsichtlich der erforderlichen Einbeziehung von 
Störungen und Belästigungen in der Abwägung des 
Plangebers. Plangeber muss nur solche von 
bodenrechtlicher Relevanz einbeziehen. 
zulässig 
 
VG Gelsenkirchen, Urteil vom 
23. Oktober 2013, Az.: 10 K 
1393/11  
durch 
Bebauungsplan 
festgesetzte 
Gemeinbedarfs-
fläche 
Baugenehmigung unter Befreiung nach § 31 Abs. 2 
BauGB für Nutzungsänderung einer Gehörlosenschule zu 
einer Erstaufnahmeeinrichtung für Asylbewerber (max. 
350 Personen) auf Grundstück, das u.a. als „Einrichtung 
für den Gemeinbedarf - Gehörlosenschule“ im B-Plan 
festgesetzt ist; Nachbar (allgemeines Wohngebiet) hat 
keinen Gebietsgewährleistungsanspruch; ein solcher 
besteht nur innerhalb desselben Baugebiets und vermittelt 
obj.  Zulässigkeit nicht 
Prüfungsgegenstand; 
nachbarschützende 
Vorschriften nicht verletzt 
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keinen gebietsübergreifenden Nachbarschutz; 
Grundstücke, für die innerhalb eines 
Bebauungsplangebiets unterschiedliche Nutzungsarten 
festgelegt sind, liegen nicht innerhalb eines, sondern in 
unterschiedlichen Baugebieten; Nachbar kann sich 
mangels Unzumutbarkeit bzgl. der 
Befreiungsentscheidung auch nicht mit Erfolg auf 
drittschützendes Gebot der Rücksichtnahme berufen 
VG Hamburg, Beschluss vom 
13. September 2013, Az.: 9 E 
3452/13  
durch 
Bebauungsplan 
festgesetzte 
Gemeinbedarfs-
fläche 
auf 1,5 Jahre befristete Baugenehmigung unter Befreiung 
nach § 31 Abs. 2 BauGB für Nutzungsänderung eines 
ehemaligen Schulgebäudes zu einer 
Gemeinschaftsunterkunft für Obdachlose und Zuwanderer 
(30 Wohneinheiten für je zwei Bewohner) auf einer als 
„Baugrundstücke für Gemeinbedarf“ mit dem Zusatz 
„Schule“ ausgewiesenen Fläche; kein 
gebietsübergreifender Gebietserhaltungsanspruch des 
Nachbarn (eingeschossiges reines Wohngebiet); ein 
solcher kommt nur dann in Betracht, wenn nach dem 
erkennbaren Willen des Plangebers Gebietsausweisungen 
in einem B-Plan auch dem Schutz des jenseits der 
Gebietsgrenze liegenden benachbarten Bebauung dienen 
soll; kein Verstoß gegen das Gebot der Rücksichtnahme 
obj.  Zulässigkeit nicht 
Prüfungsgegenstand; 
nachbarschützende 
Vorschriften nicht verletzt 
VG München, Beschluss v. 10. 
Oktober 2014, Az.: M 11 E 
14.4377 
Außenbereich Antrag auf Einstweilige Anordnung. Aufstellung von 
Wohncontainern für ca. 2-3 Jahre zur Unterbringung von 
Asylbewerbern auf einem Freizeitgelände mit Badesee, 
Freibad, Liegewiese und Jugendzeltplatz 
Unzulässig (nach 
summarischer Prüfung) 
OVG Mecklenburg-Vorpommern, 
Beschluss vom 12. Dezember 
1996, Az.: 3 M 103/96  
Außenbereich Baugenehmigung zur Änderung der Nutzung einer 
Soldatenunterkunft für 100 Soldaten in eine Unterkunft für 
225 Asylbewerber; beabsichtigte Nutzung überschreitet 
unzulässig 
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die Variationsbreite der zuvor ausgeübten militärischen 
Nutzung und weist neue städtebauliche Probleme auf; 
neben verkehrlicher Erschließung würde die neue Nutzung 
auch weitergehende Ansprüche an den Außenbereich 
stellen, um Bedürfnisse des täglichen Lebens der 
Asylbewerber zu befriedigen; Entstehung einer 
Splittersiedlung ist zu befürchten; Vorhaben hat nach 
Fläche und Umfang der Nutzung erhebliches Gewicht und 
kann gewisse Sachzwänge für die Notwendigkeit zur 
Errichtung von zusätzlichen Baulichkeiten hervorrufen 
OVG Münster, Urteil vom 31. Juli 
1992, Az.: 10 B 3144/92  
Außenbereich Befristete Baugenehmigung zur Errichtung und Nutzung 
von Wohncontainern für 69 Asylbewerber auf 
Außenbereichsgrundstück im Anschluss an 
Siedlungsbereich  
obj.  Zulässigkeit nicht 
Prüfungsgegenstand; 
nachbarschützende 
Vorschriften nicht verletzt 
OVG Münster, Urteil vom 27. Juli 
1992, Az.: 7 B 2686/92  
Außenbereich (wegen Unbestimmtheit unwirksame) Baugenehmigung 
zur Errichtung einer Asylbewerberunterkunft für 110 
Asylbewerber auf Außenbereichsgrundstück in 
Nachbarschaft zu allgemeinem Wohngebiet 
obj.  Zulässigkeit nicht 
Prüfungsgegenstand; 
nachbarschützende 
Vorschriften nicht verletzt 














   
 
Fragen & Antworten zum Unfallversicherungsschutz im 
Rahmen der Flüchtlingshilfe 
 
Immer mehr Menschen aus Krisen- und Kriegsgebieten suchen Schutz und Aufnahme in Deutschland. 
Viele Bürger/-innen alleine oder in Vereinen und Arbeitskreisen unterstützen die Gemeinden bei der 
Flüchtlingshilfe ehrenamtlich oder im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit. 
 
Die nachfolgenden Ausführungen beschäftigen sich mit dem Versicherungsschutz der Helfer/-innen, 
der Flüchtlingen sowie den Leistungen der Unfallkasse Baden-Württemberg. 
 
 
Versicherungsschutz der Helfer/-
innen 
 
Sind Beschäftigte der Gemeinden oder des 
Landes auch dann unfallversichert, wenn 
sie auf Anweisung ihres Arbeitgebers 
Tätigkeiten außerhalb ihres regulären 
Arbeitsbereichs im Bereich der Flüchtlings-
hilfe übernehmen? 
 
Ja, z. B. ist auch die Mitarbeit in Arbeits-, 
Helfer- und Unterstützerkreisen versichert. 
 
 
Unter welchen Voraussetzungen sind 
Bürger/-innen versichert, wenn sie die 
Gemeinden im Rahmen der Flüchtlings-
hilfe unterstützen? 
 
Ehrenamtliche und unentgeltliche Helfer/-
innen, die sich in der Flüchtlingshilfe enga-
gieren, sind dabei versichert, wenn sie hierzu 
von den Gemeinden beauftragt werden. 
 
Der Auftrag ist an keine Form gebunden und 
kann schriftlich oder mündlich erfolgen. 
Ein allgemeiner Aufruf an die Bürger/-innen 
erfüllt die Voraussetzungen für das Bestehen 
des Unfallversicherungsschutzes dagegen 
nicht. 
 
Als Nachweis für den Auftrag ist es sinnvoll, 
dass die Kommune Listen führt, aus denen 
ersichtlich ist, wer welche Aufgaben 
wahrnimmt.  
Eine namentliche Meldung der Helfer/-innen 
an die Unfallkasse Baden-Württemberg im 
Vorfeld ist nicht erforderlich.  
 
 
Können die Gemeinden auch Vereine und 
andere private Organisationen mit der 
Durchführung von Maßnahmen zur Flücht-
lingshilfe beauftragen? 
Ja, die Gemeinden können auch privatrecht-
lichen Organisationen wie Vereine, Helfer-
kreise etc., die sich im Bereich der Flüchtlings-
hilfe ehrenamtlich engagieren, entsprechende 
Aufgaben übertragen. 
 
Wichtig ist dabei, dass die Gemeinde die 
organisatorische Verantwortung für die 
Durchführung der Aufgaben hat, die 
Organisationsmittel zur Verfügung stellt, das 
wirtschaftliche Risiko (Kosten) trägt und nach 
außen als Verantwortliche auftritt. 
 
Auch hier gilt, dass der Auftrag an keine Form 
gebunden ist und schriftlich oder mündlich 
erteilt werden kann. 
 
Als Nachweis für den Auftrag und die 
durchgeführten Tätigkeiten empfehlen wir den 
Gemeinden oder den beauftragten 
Organisationen Listen zu führen, aus denen 
ersichtlich ist, wer welche Aufgaben 
wahrnimmt. 
 
Eine namentliche Meldung der Helfer/-innen 
an die Unfallkasse Baden-Württemberg im 
Vorfeld ist auch in diesen Fallkonstellationen 
nicht erforderlich.  
 
 
Welche Tätigkeiten der ehrenamtlichen 
bzw. unentgeltlichen Helfer/-innen werden 
vom Versicherungsschutz umfasst? 
 
Der Unfallversicherungsschutz erstreckt sich 
auf  
 
- alle Tätigkeiten, die im Auftrag der 
Gemeinden verrichtet werden,  
- in diesem Zusammenhang stehende 
Vor- und Nachbereitungshandlungen 
und  
- auf die damit zusammenhängenden 
unmittelbaren Wege, 
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unabhängig davon ob es sich bei den Helfer/-
innen um Einzelpersonen oder um Mitglieder 
von beauftragten Vereinen, Arbeitskreisen etc. 
handelt. 
 
Beispiele: 
 
- die Beratung der Flüchtlinge in Sozial- 
und in Alltagsfragen bzw. zur 
Organisation des täglichen Lebens, 
- die Mitwirkung an Kleidersammlungen 
oder der Kleiderausgabe, an Vor-
trägen, Informationsveranstaltungen 
oder Ausstellungen, 
- die Begleitung zu Ämtern oder 
Arztbesuchen,  
- Fahrdienste mit dem eigenen PKW, 
- die Betreuung von Flüchtlingskindern 
zur Entlastung der Eltern bei Sprach-
kursen oder Arztbesuchen, die Durch-
führung von Spielnachmittagen für die 
Kinder, 
- Übersetzungs- und Dolmetschertätig-
keiten, Sprachförderung, 
- die Teilnahme an Renovierungs-
arbeiten in kommunalen Gebäuden, 
- die Organisation von Sportveran-
staltungen zur besseren Integration 
etc.   
 
Ebenfalls gesetzlich unfallversichert sind für 
die Flüchtlingshilfe notwendige Fortbildungs-
maßnahmen und Besprechungen, wenn diese 
durch die Gemeinden veranlasst werden. 
 
Sind auch Tätigkeiten von Bürgerinnen und 
Bürgern oder Vereinen etc. bei der 
Unfallkasse Baden-Württemberg versichert, 
die ohne Auftrag der Gemeinden erfolgen?  
 
Nein, Tätigkeiten und Unternehmungen von 
Bürgerinnen und Bürgern sowie Vereinen mit 
und für Flüchtlinge, die ohne Auftrag der 
Gemeinde durchgeführt werden, sowie 
Aktivitäten auf privater Ebene (z. B. private 
Ausflüge, sportliche Aktivitäten, Einladungen 
zum Essen etc.) sind nicht bei der Unfallkasse 
Baden-Württemberg unfallversichert. 
Für Bürger/-innen, die für kirchliche 
Einrichtungen oder Organisationen der 
Wohlfahrtspflege tätig werden, kommt 
Versicherungsschutz bei der für die jeweilige 
Einrichtung zuständigen Fach-Berufs-
genossenschaft in Betracht. 
 
 
 
 
 
 
 
Wir bitten Sie sich diesbezüglich bei-
spielsweise an die  
Verwaltungs-Berufsgenossenschaft (VBG) 
Deelbögenkamp 4 
22297 Hamburg 
Tel.  040 - 5146-0 
Fax. 040 - 5146-2146 
E-Mail: kundendialog@vbg.de 
oder an die  
Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst 
und Wohlfahrtspflege (BGW)  
Hauptverwaltung 
Pappelallee 33/35/37 
22089 Hamburg 
Tel.   (040) 202 07 – 0 
Fax.  (040) 202 07 - 24 95 
zu wenden. 
 
 
Wie verhält es sich mit dem 
Versicherungsschutz von ehrenamtlichen 
Angehörigen der in der Flüchtlingshilfe 
eingesetzten Hilfeleistungsunternehmen? 
 
Während der Durchführung von Tätigkeiten im 
Rahmen der Flüchtlingshilfe sind die 
Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehren bei 
uns, die ehrenamtlichen Angehörigen des 
Arbeiter-Samariter-Bundes, der Johanniter-
Unfall-Hilfe und des Malteser Hilfsdienstes bei 
der Berufsgenossenschaft für 
Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege 
gesetzlich unfallversichert. 
Versichert sind beispielsweise: 
 
- medizinische Erstbetreuung von 
Flüchtlingen in Notunterkünften, 
Lebensmitteltransporte, 
- Koordination und Durchführung von 
Aufbauarbeiten, Materialtransporten,  
- Informationsveranstaltungen zum 
Brandschutz etc. 
 
 
 
Sind Schüler/-innen versichert, die an 
Schulprojekten zur Flüchtlingshilfe teil-
nehmen? 
 
Schüler/-innen, die an schulischen Projekten 
und an so genannten außerunterrichtlichen 
Schulveranstaltungen zum Thema Flücht-
lingshilfe teilnehmen, sind ebenso bei der 
Unfallkasse Baden-Württemberg ver- 
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sichert, wenn diese Veranstaltungen im 
organisatorischen Verantwortungsbereich der 
Schule erfolgen, z. B. 
 
- Sportliche Aktivitäten für Flücht-
lingskinder, 
- Aktionen zur Verständigung und zum 
Sprachenlernen, 
- Durchführung von Spenden- und 
Sammelaktionen etc. 
 
 
Versicherungsschutz der 
Flüchtlinge / Asylbewerber 
 
Unter welchen Voraussetzungen sind 
Flüchtlinge / Asylbewerber versichert? 
 
Flüchtlinge / Asylbewerber sind versichert, 
wenn sie im Auftrag der Gemeinden 
Arbeitsgelegenheiten, insbesondere zur 
Aufrechterhaltung und Betreibung von Auf-
nahmeeinrichtungen etc., nach § 5 Asyl-
bewerberleistungsgesetz gegen Zahlung einer  
Aufwandsentschädigung von € 1,05 je Stunde 
verrichten, z. B.: 
 
- Arbeitsgelegenheiten im Bereich der 
Pflege und Erhaltung von Außen-
anlagen, 
- Arbeitsgelegenheiten im Bereich 
Naturschutz etc. 
 
Des Weiteren besteht für Flüchtlinge 
Versicherungsschutz, wenn sie im Auftrag der 
Gemeinden oder des Landes unentgeltlich 
bzw. ehrenamtlich tätig sind bzw. Praktika bei 
Mitgliedsunternehmen der Unfallkasse Baden-
Württemberg absolvieren, z. B.:  
 
- Dolmetschertätigkeiten, 
- Praktikum im gemeindlichen Bauhof 
etc. 
 
 
Welche Tätigkeiten der Flüchtlinge sind 
versichert? 
 
Der Versicherungsschutz umfasst alle 
Tätigkeiten, die im Rahmen der Arbeits-
gelegenheiten nach § 5 Asylbewerber-
leistungsgesetz bzw. im Auftrag der 
Gemeinden verrichtet werden sowie die damit 
zusammenhängenden Wege. 
 
 
Besteht Versicherungsschutz während der 
Teilnahme von Flüchtlingen an Sprach-
förderungsmaßnahmen?  
 
Versichert ist die Teilnahme 
 
- an Sprachkursen für Erwachsene zur 
beruflichen Integration und 
 
- an Sprachkursen für Kinder im 
Kindergarten nach der SPATZ-
Richtlinie sowie  
 
die damit zusammenhängenden 
unmittelbaren Wege.  
 
Kein Versicherungsschutz besteht während 
der Teilnahme an Kursen und Maßnahmen, 
die keine beruflichen Sprachkenntnisse, 
sondern allgemeine Sprachkenntnisse zur 
gesellschaftlichen Integration der Flüchtlinge 
vermitteln.  
 
 
Sind Flüchtlingskinder versichert, die 
Kindertageseinrichtungen oder Schulen 
besuchen? 
 
Ja, für Flüchtlingskinder, die Kindertages-
einrichtungen und Schulen besuchen, besteht 
Versicherungsschutz. 
 
Nicht versichert ist die Teilnahme an 
Veranstaltungen, die nicht im organi-
satorischen Verantwortungsbereich von 
Tageseinrichtungen und Schulen stattfinden,  
z. B.: 
- Spielenachmittage von Vereinen, 
- Betreuung in Eltern-Kind-Gruppen etc. 
 
 
Welche Tätigkeiten der Flüchtlinge sind 
nicht versichert? 
 
Kein Versicherungsschutz besteht für  
 
- die Teilnahme an Behördengängen, 
Arztbesuchen, Fahrradtouren oder 
sonstigen privaten Veranstaltungen, 
die die ehrenamtlichen Helfer/-innen 
mit den Asylbewerbern unternehmen 
und 
 
- Tätigkeiten die dem privaten eigen-
wirtschaftlichen Lebensbereich der 
Flüchtlinge zuzurechnen sind, wie 
beispielsweise das Essen, Trinken 
oder Schlafen sowie Aktivitäten in der 
Freizeit. 
 
 
Unfallmeldung und Kosten des 
Versicherungsschutzes 
 
 
Welche Schäden sind bei der Unfallkasse 
Baden-Württemberg versichert? 
 
Versichert sind Personen- nicht aber 
Sachschäden. 
 
 
 
-4- 
 
Was ist nach Eintritt eines Unfalles zu tun? 
 
Sollten die Beschäftigten der Gemeinde oder 
des Landes bzw. die ehrenamtlichen Helfer/-
innen einen Unfall erleiden, benötigen wir von 
der Gemeinde bzw. dem Land eine 
Unfallanzeige 
Den entsprechenden Vordruck „Unfall-
anzeige“ finden Sie auf unserer Homepage 
www.ukbw.de unter der Rubrik „Aktuelles“.  
 
 
Was kostet der Versicherungsschutz? 
 
Der Versicherungsschutz ist beitragsfrei und 
besteht ohne vorherige Anmeldung. 
 
 
Leistungen nach einem 
Versicherungsfall 
 
Welche Leistungen werden von der 
Unfallkasse Baden-Württemberg im Falle 
eines Unfalls bzw. einer Berufskrankheit 
gewährt? 
 
Kommt es trotz aller Erfolge in der 
Arbeitssicherheit und im Gesundheitsschutz zu 
Arbeitsunfällen, Wegeunfällen oder Berufs-
krankheiten, haben unsere Versicherten, je 
nach Art und Schwere der Verletzungen, 
umfangreiche Ansprüche auf Sach- und 
Geldleistungen, wie beispielsweise: 
 
 
Leistungen zur medizinischen Reha-
bilitation 
 
z. B.: 
- Erstversorgung, ärztliche und zahn-
ärztliche Behandlung, einschließlich 
der Versorgung mit Zahnersatz,  
- Versorgung mit Arznei-, Verband-, 
Heil- und Hilfsmitteln sowie physika-
lische Therapien, Sprachtherapien und 
Belastungserprobung, 
- häusliche Krankenpflege,  
- Behandlung in Krankenhäusern und 
Rehabilitationseinrichtungen etc. 
 
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
 
z. B.:  
- Berufliche Fortbildung, Ausbildung und 
Umschulung,   
- Leistungen zur Erhaltung oder 
Erlangung eines Arbeitsplatzes ein-
schließlich der Leistungen zur För-
derung der Arbeitsaufnahme, 
- Berufsvorbereitungsmaßnahmen etc. 
 
 
 
 
 
Leistungen zur Teilhabe am Leben in der 
Gemeinschaft  
 
z. B.: 
- Kraftfahrzeughilfe 
- Wohnungshilfe  
- Haushaltshilfe 
- Reise- und Fahrtkosten 
- ärztlich verordneter Rehabilitations-
sport etc. 
 
Geldleistungen 
 
z. B.: 
- Verletztengeld bei Arbeitsunfähigkeit,  
- Übergangsgeld bei einer Leistung zur 
Teilhabe am Arbeitsleben, 
- Pflegegeld, 
- besondere Unterstützungen und Mehr-
leistungen, 
- Renten an Versicherte, 
- Sterbegeld, 
- Renten an Hinterbliebene, 
- Beihilfen an Hinterbliebene etc. 
 
Prävention 
 
Für die ehrenamtlichen Helfer/-innen der 
Gemeinden und des Landes sowie die im 
Rahmen des Asylbewerberleistungsgesetzes 
tätigen Flüchtlinge gelten dieselben Arbeits-
schutzvorschriften wie für die Beschäftigten 
der Gemeinden, z. B. 
 
- die Bereitstellung von persönlichen 
Schutzausrüstungen, 
- regelmäßige und geeignete Unter-
weisungen zu Sicherheit und Gesund-
heitsschutz am Arbeitsplatz etc. 
 
Aus Gründen der Unfallprävention empfehlen 
wir bei Bedarf die in der jeweiligen Gemeinde 
zuständige Fachkraft für Arbeitssicherheit 
heranzuziehen.  
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                                                                                                   Stand: 29.07.2015  
 
Kurzübersicht „Praktika“ für  
Asylbewerber und geduldete Personen 
 
 
Die in dieser Kurzübersicht dargestellten Regelungen gelten ausschließlich für Asylbewerber und 
geduldete Personen, da hier besondere Vorgaben zu beachten sind. Dies gilt nicht für Menschen, 
die als Flüchtlinge anerkannt worden sind und eine „Aufenthaltserlaubnis“ aus völkerrechtlichen, 
humanitären oder politischen Gründen erhalten haben. Diese dürfen jede Beschäftigung 
annehmen – hier müssen Betriebe keine Besonderheiten beachten. 
 
Asylbewerber und geduldete Personen dürfen eine Erwerbstätigkeit grundsätzlich nur mit 
Erlaubnis der Ausländerbehörde aufnehmen. Dafür muss die Ausländerbehörde in der Regel die 
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit (BA) einholen. Bei der aufenthaltsrechtlichen 
Beurteilung ist nicht entscheidend, wie eine Tätigkeit bezeichnet wird. Der Begriff Praktikum findet 
im Sprachgebrauch Verwendung für eine Vielzahl unterschiedlicher Tätigkeiten mit sehr 
unterschiedlicher Zielrichtung. Die aufenthaltsrechtliche Beurteilung bedarf deshalb immer einer 
konkreten Einzelfallbetrachtung. Welche Voraussetzungen bei der Beschäftigung von 
Asylbewerbern und geduldeten Personen in diesem Zusammenhang zu beachten sind, richtet 
sich danach, wie die Tätigkeit konkret ausgestaltet sein soll, also nach den tatsächlichen und 
objektiven Gegebenheiten.    
 
 
 
1. Hospitation 
 
Um Hospitanten handelt es sich nur bei solchen Personen, die ohne Eingliederung in den 
Betriebsablauf lediglich als „Gast“ Kenntnisse über den betrieblichen Ablauf erlangen wollen, 
ohne dabei betriebliche Arbeitsleistungen von wirtschaftlichem Wert zu verrichten. Ein Hospitant 
sieht sich den Betrieb und die Arbeitsabläufe an. Er schaut den im Betrieb regulär Beschäftigten 
„über die Schulter“. Eine Hospitation stellt keine Beschäftigung im Sinne des § 7 SGB IV dar. 
Deshalb ist für eine Hospitation keine Zustimmung der BA und keine Genehmigung der 
Ausländerbehörde erforderlich (§ 4 Abs. 3 i.V.m. § 2 Abs. 2 AufenthG).  
 
 
2. Praktika 
 
Praktikanten sind Personen, die sich durch eine bestimmte betriebliche Tätigkeit in einem 
Unternehmen praktische Kenntnisse zur Vorbereitung auf eine künftige berufliche Tätigkeit oder 
Ausbildung aneignen wollen. Mit einem Praktikumsverhältnis ist grundsätzlich ein Mindestmaß 
an Eingliederung in den Betriebsablauf verbunden. Insofern handelt es sich bei 
Praktikumsverhältnissen grundsätzlich um Beschäftigungsverhältnisse, für die bisher 
grundsätzlich eine Zustimmung der BA erforderlich ist. Nach der am 29.07.2015 beschlossenen 
Änderung der Beschäftigungsverordnung (BeschV) werden zukünftig bestimmte Arten von 
Praktika von der Zustimmungspflicht der BA ausgenommen. 
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 Anerkennung eines ausländischen Berufsabschlusses 
 
Asylbewerber und Geduldete, die einen ausländischen Berufsabschluss haben, der aber im 
Inland noch nicht anerkannt ist, können mit Zustimmung der BA eine befristete praktische 
Tätigkeit ausüben, wenn dies für die Feststellung der Gleichwertigkeit des ausländischen 
Berufsabschlusses oder die Erlangung einer Berufserlaubnis erforderlich ist (§ 32 Abs. 5 Nr. 1 
i.V.m. § 8 BeschV).   
 
 
 Eignungsfeststellung  
 
Möchte sich ein Arbeitgeber ein Bild darüber machen, ob ein Asylbewerber oder Geduldeter die 
grundsätzliche Eignung für eine Arbeitsstelle aufweist, kann dies im Rahmen einer durch die BA 
geförderten Maßnahme nach § 45 SGB III erfolgen. Es handelt sich dabei um eine 
zweckbezogene Maßnahme mit dem Ziel der Feststellung der grundsätzlichen berufsfachlichen 
Eignung für den Zielberuf und der Beseitigung von Vermittlungshemmnissen. Diese betriebliche 
Maßnahme darf die Dauer von sechs Wochen nicht überschreiten. Die Teilnehmer/innen einer 
solchen Eignungsfeststellung dürfen keine Arbeitsleistung verrichten, die üblicherweise nur 
gegen Entgelt erbracht wird. Sie dürfen auch nicht in die Arbeitsorganisation des Betriebes 
eingegliedert und der Weisungsbefugnis des Arbeitgebers unterworfen sein. Für Tätigkeiten im 
Rahmen einer Maßnahme nach § 45 SGB III ist keine Zustimmung der BA erforderlich.  
 
 
 Berufsorientierung 
 
Haben Asylbewerber oder Geduldete noch keine abgeschlossene Berufsausbildung, und 
streben sie in Deutschland die Aufnahme einer Ausbildung an, haben sie die Möglichkeit, ein 
Berufsorientierungspraktikum in einem Betrieb zu absolvieren. Voraussetzung ist, dass die 
betriebliche Tätigkeit einen Bezug zu der angestrebten Berufsausbildung aufweist. Die Dauer 
des Berufsorientierungspraktikums darf maximal drei Monate betragen. Asylbewerber und 
Geduldete erlangen durch diese vorübergehende, betriebliche Tätigkeit praktische Kenntnisse 
und Erfahrungen. Für ein Berufsorientierungspraktikum ist die Genehmigung der 
Ausländerbehörde erforderlich. Mit der am 29.07.2015 beschlossenen neuen BeschV ist 
zukünftig jedoch keine Zustimmung der BA mehr erforderlich (§ 32 Abs. 2 Nr. 1 BeschV). Der 
allgemeine Mindestlohn gilt bei einem Berufsorientierungspraktikum nicht (§ 22 Abs. 1 Satz 1 Nr. 
2 MiLoG).  
 
 
 Einstiegsqualifizierung 
 
Strebt ein/e Asylbewerber/in oder Geduldete/r eine bestimmte Berufsausbildung an, kommt im 
Vorfeld eine durch die BA geförderte Qualifizierungsmaßnahme nach § 54a SGB III in Betracht. 
Dabei können Betriebe Ausbildungsinteressenten an eine Ausbildung in ihrem Betrieb 
heranführen, wenn sie aktuell noch nicht in vollem Umfang für eine Ausbildung geeignet oder 
lernbeeinträchtigt und sozial benachteiligt sind. Diese Maßnahme bietet die Gelegenheit, 
berufliche Handlungsfähigkeit zu erlangen sowie Fähigkeiten und Fertigkeiten über einen 
Zeitraum von sechs bis zwölf Monaten im täglichen Arbeitsprozess zu beobachten. 
Voraussetzung ist der Abschluss eines Vertragsverhältnisses im Sinne des § 26 BBiG, in dem 
insbesondere die Inhalte der Qualifizierungsmaßnahme definiert sowie Kündigungsfrist und 
Vergütung festgelegt werden. 
 
Eine betriebliche Ausbildung können Asylbewerber und Flüchtlinge ohne Zustimmung der BA 
beginnen.  
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Mit der aktuellen, am 29.07.2015 beschlossenen Änderung der BeschV wird geregelt, dass auch 
für mindestlohnfreie Einstiegsqualifizierungen nach § 22 Abs. 1 Nr. 4 MiLoG bei Asylbewerbern 
und Geduldeten zukünftig keine Zustimmung der BA mehr erforderlich ist.   
 
 
3. Probebeschäftigung / „Schnupperpraktika“ 
 
Sollen Asylbewerber oder Geduldete vorübergehend eine betriebliche Tätigkeit ausüben, um in 
den Betrieb „hinein zu schnuppern“, weil festgestellt werden soll, ob sich der/die Betroffene für 
eine anschließende, längerfristige Beschäftigung eignet, dann handelt es sich in der Regel um 
eine Probebeschäftigung – und zwar unabhängig davon, wie die Tätigkeit bezeichnet wird.  
 
Bei einer Probebeschäftigung soll die Eignung für eine Arbeitsstelle getestet werden, indem 
die/der Betroffene für eine bestimmte Dauer die später angestrebte Tätigkeit tatsächlich 
probeweise verrichtet und dabei in die Arbeits- und Produktionsabläufe des Betriebes 
eingegliedert ist. Für eine Probebeschäftigung ist die Zustimmung der BA erforderlich (§ 39 
AufenthG, § 32 Abs. 1 BeschV). Probebeschäftigungen oder sogenannte Schnupperpraktika 
sind mindestens mit dem allgemeinen gesetzlichen Mindestlohn zu vergüten.  
 
 
 
Anmerkung: Es handelt sich bei diesen Ausführungen um eine kurze Übersicht. Sie erhebt 
nicht den Anspruch auf Vollständigkeit und kann die Voraussetzungen für den 
Arbeitsmarktzugang nicht vollumfänglich abdecken. 
 
 
Bei Fragen für alle aufenthaltsrechtlichen Angelegenheiten, einschließlich der Erlaubnis zur 
Ausübung einer Erwerbstätigkeit sind die Ausländerbehörden als Ansprechpartner zuständig. 
 
Die Bundesagentur für Arbeit erteilt Auskünfte zu betrieblichen Tätigkeiten und Praktika bei 
Asylbewerbern und Geduldeten unter der     
 
zentralen Rufnummer  +49 (0) 228 713 2000 
 
 
 
Die Kontaktdaten und regionalen Zuständigkeiten der Teams des 
Arbeitsmarktzulassungsverfahrens finden Sie unter: 
 
 
www.arbeitsagentur.de/arbeitsmarktzulassung 
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 Qualifizierung von
Ehrenamtlichen in der
Flüchtlingshilfe
 
Im Rahmen des Aktionsfonds
„Qualifiziert.Engagiert.“ sind
Maßnahmen aus verschiedenen
Themenfeldern förderfähig, z.B.
Interkulturelles Training,
Ehrenamtlicher Sprachunterricht,
Psychische Belastungen und
Traumata erkennen und damit
umgehen, Argumentationstrainings,
Rechtliche Rahmenbedingungen,
Aufgabe und Grenzen des
Ehrenamtes.
mehr
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Flüchtlinge in Baden-Württemberg
View image | gettyimages.com
Nachdem der Zustrom von Flüchtlingen nach Baden-Württemberg Ende 2015 seinen Höhepunkt erreicht hat, kommen
seit der Schließung der Balkanroute inzwischen wieder wesentlich weniger Menschen an (Stand: Ende Juni 2016).
Zum Vergleich: im November 2015 nahm Baden-Württemberg fast 40.000 Flüchtlinge auf, im Mai 2016 waren es nur
noch 2.700. Die Situation in den Erstaufnahmeeinrichtungen des Landes hat sich deshalb merklich entspannt,
provisorische Unterkünfte wie Turnhallen oder aufblasbare Zelte sind inzwischen wieder geschlossen worden.
Im Jahr 2015 hat Baden-Württemberg insgesamt 185.000 Menschen aufgenommen, von denen knapp 98.000 einen
Asylantrag gestellt haben (die anderen sind auf andere Bundesländer weiterverteilt worden, weitergereist oder
konnten erst später einen Asylantrag stellen).
Im Jahr 2016 hat Baden-Württemberg bislang 34.000 Flüchtlinge aufgenommen, von denen 21.000 einen
Asylantrag gestellt haben (Januar bis Mai 2016). Zum Vergleich: auf dem Höhepunkt des Jugoslawien-Krieges
kamen im gesamten Jahr 1992 rund 52.000 Menschen in den Südwesten Deutschlands.
Die Anstrengungen von Land und Kommunen fokussieren sich jetzt darauf, für anerkannte Asylbewerber/innen
geeigneten Wohnraum zu finden und die Menschen in das Bildungssystem und den Arbeitsmarkt zu integrieren. Eine
wichtige Rolle spielen weiterhin die vielen ehrenamtlichen und hauptamtlichen Helfer, die in der Flüchtlingshilfe aktiv
sind.
Übersicht
1. Aktuelle politische Beschlüsse
2. Wer kommt nach Baden-Württemberg?
3. Wo werden die Flüchtlinge untergebracht?
4. Wie kann ich helfen?
5. Gibt es auch in Baden-Württemberg Anschläge auf Flüchtlingsheime?
6. Welche Pläne hat die Landesregierung?
7. Wer ist für die Flüchtlinge zuständig?
8. Wo finde ich mehr Informationen?
1. Aktuelle politische Beschlüsse
Nach der baden-württembergischen Landtagswahl am 13. März 2016 haben Grüne und CDU am 2. Mai 2016 ihren
Koalitionsvertrag präsentiert. Darin finden sich auch mehrere Beschlüsse, die sich mit der Situation von
Flüchtlingen in Baden-Württemberg beschäftigen:
Sachleistungskarte: Zukünftig sollen Flüchtinge in Erstaufnahmeeinrichtungen kein Bargeld mehr erhalten, um ihren
persönlichen Bedarf zu decken, sondern eine Sachleistungskarte. Diese soll monatlich aufgeladen werden können,
ihre Nutzung soll räumlich begrenzt werden.Die Sachleistungskarte stellt einen Kompromiss zwischen den Positionen
von Grünen und CDU dar: die Grünen hatten sich für eine Bargeldauszahlung eingesetzt, die CDU für Sachleistungen.
Gesundheitskarte: Die Einführung einer Gesundheitskarte für Flüchtlinge, mit denen diese medizinische Leistungen
in Anspruch nehmen können, wird im Koalitionsvertrag nicht erwähnt. Die Grünen hatten sich für eine
Gesundheitskarte eingesetzt. Die CDU war dagegen, weil sie zusätzliche Anreize für Asylbewerber/innen befürchtete,
nach Deutschland zu kommen. Momentan können Flüchtlinge Gesundheitsleistungen nur auf Antrag und vor allem in
Notfällen in Anspruch nehmen.
Integrationsministerium: Das bundesweit einmalige Integrationsministerium, das 2011 unter der grün-roten
Landesregierung auf Betreiben der SPD eingerichtet worden war, wird aufgelöst. Die Aufgaben werden auf das
Sozial- und das Innenministerium verteilt.
Resolution des Landtages vom 23. September 2015 gegen Extremismus und Hass
gegen Flüchtlinge
Vor dem Hintergrund fremdenfeindlicher Anschläge haben am 23. September 2015 sämtliche im baden-
württembergischen Landtag vertretene Fraktionen einstimmig eine Resolution gegen Extremismus und Hass gegen
Flüchtlinge verabschiedet. Der komplette Text lautet:
Entschließungsantrag
der Fraktion der CDU
der Fraktion GRÜNE,
der Fraktion der SPD und
der Fraktion der FDP/DVP
Demokratie und Rechtsstaat verteidigen – Extremismus und Hass gegen Flüchtlinge haben in Baden-
Württemberg keinen Platz!
Hunderttausende Menschen sind auf der Flucht vor Krieg, Gewalt und Tod und suchen Schutz in Europa, vor allem in
Deutschland. Die Aufnahme von Menschen, die vor Krieg und politischer Verfolgung zu uns fliehen, gehört zu unserer
Rechts und Werteordnung. Flüchtlinge zu schützen und ihnen zu helfen, ist grundlegendes Selbstverständnis unseres
Gemeinwesens und gelebter Ausdruck christlicher Nächstenliebe.
Auch in Baden-Württemberg gibt es Brandanschläge auf geplante und bewohnte Flüchtlingsunterkünfte und wer den
Kriegswirren entronnen ist, wird dadurch erneut von Gewalt bedroht.
Auch in Baden-Württemberg versuchen Rechtsradikale, aus rassistischen Hassparolen gegen vertriebene und
geschundene Menschen politischen Profit zu ziehen und hetzen gegen den demokratischen und sozialen
Rechtsstaat.
Unsere demokratische und rechtsstaatliche Kultur verteidigen wir mit aller Entschlossenheit gegen Extremismus und
Fremdenhass. Wir lassen nicht zu, dass einige Wenige das Klima in unserem Land vergiften. Wir verurteilen jede Form
ausländerfeindlicher Straftaten aufs Schärfste. Wir stehen an der Seite aller Bürgerinnen und Bürger, die Verfolgten im
ganzen Land helfen.
Gleichzeitig nehmen wir die Sorgen der Menschen ernst und lassen sie mit ihren Befürchtungen nicht alleine. Denn
sonst werden radikale Kräfte profitieren. Zuwanderung und Integration stellen unsere Gesellschaft vor erhebliche
Herausforderungen. Diese wollen wir meistern und gemeinsam lösen.
Der Landtag von Baden-Württemberg erklärt daher Folgendes:
Der Rechtsstaat wird mit seinen Sicherheitsbehörden und seiner Justiz alles ihm Mögliche tun, damit
rassistische Gewalttaten so rasch als möglich aufgeklärt und geahndet werden. Straftaten im Umfeld von
Flüchtlingsaufnahmestellen muss durch eine erhöhte Polizeipräsenz begegnet werden. Angesichts der
Zunahme der Bevölkerung muss die Polizeistärke entsprechend angepasst werden.
Das Schicksal der Flüchtlinge und ihre Integration in unsere Gesellschaft dürfen nicht im Wahlkampf
missbraucht werden.
Wer nicht bedroht ist an Leib und Leben, wer ein Auskommen hat, der bleibt in seiner Heimat. Deshalb sind
auf allen politischen Ebenen Anstrengungen zur Beseitigung der Fluchtursachen unerlässlich. Die
Abwanderung von Fachkräften lähmt die Wirtschaft in den Herkunftsstaaten. Deshalb müssen Fehlanreize im
hiesigen Asylsystem abgebaut werden.
Die Menschen, die sich ehrenamtlich und auch beruflich der Aufnahme- und Integrationsaufgabe stellen,
haben unsere hohe Anerkennung und Unterstützung. Baden-Württemberg ist ein weltoffenes und
freundliches Land. Wir haben keinen Platz für rechtsradikales Verführertum, Hass und Gewalt. Unsere
verfassungsmäßige Ordnung ist die Grundlage des Zusammenlebens und die Voraussetzung gelungener
Integration. Diese Grundsätze zu achten fordern wir nicht nur von denjenigen, die bereits hier leben, sondern
auch von den Flüchtlingen, die zu uns kommen.
23. 09. 2015
Wolf und Fraktion
Sitzmann und Fraktion
Schmiedel und Fraktion
Dr. Rülke und Fraktion
Chronik: Flüchtlinge in Baden-Württemberg seit 2014
09. März 2016: Baden-Württemberg als Modell für Geldkarte in Erstaufnahmeeinrichtungen?
Baden-Württemberg könnte bundesweites Modell für die Einführung einer Geldkarte für Flüchtlinge in
Erstaufnahmeeinrichtungen werden. Bei der Karte geht es um das Taschengeld von 143 Euro im Monat für den
persönlichen Bedarf. Bis zum Frühsommer ist die Einführung in Baden-Württemberg geplant, auch Bayern, Berlin,
Sachsen und Sachsen-Anhalt wollen die im neuen Asylrecht favorisierte Umstellung von Geld- auf Sachleistungen
angehen. Andere Bundesländer wie Rheinland-Pfalz, Nordrhein-Westfalen, Thüringen und Hamburg wollen an der
Auszahlung des Taschengeldes festhalten.
13. Januar 2016: Mehr Asylbewerber als je zuvor
2015 haben laut dem Baden-Württembergischen Integrationsministerium rund 98 000 Flüchtlinge erstmals einen
Antrag auf Asyl gestellt. Im Vergleich zu 2014 hat sich die Zahl der Asylanträge damit fast verdreifacht.
28. November 2015: 200 000 Flüchtlinge für 2015 erwartet
In den Baden-Württembergischen Landeserstaufnahmestellen (Lea) sind nsch Informationen der Badischen Zeitung
zwischen dem 1. Januar und dem 26. November rund 160 000 Flüchtlinge angekommen. Bis Jahresende dürfte sich
die Zahl auf 200 000 erhöhen. Das zuständige Bundesamt für Migration hatte am Jahresanfang für 2015 100 000
Flüchtlinge prognostiziert. Das Land verhandelt momentan über mehrere neue Lea-Standorte, die Zahl der
Erstaufnahmeplätze wurde bisher auf rund 43 000 ausgebaut.
28. November 2015: Baden-Württemberg erwartet 3700 minderjährige Flüchtlinge
Baden-Württemberg muss 3700 minderjährige Flüchtlinge, die ohne Verwandte gekommen sind, aus anderen
Bundesländern aufnehmen. Das ergibt sich aus der bundesweit geltenden Neuregelung der Verteilung der
unbegleiteten minderjährigen Ausländer. Deren Zahl ist seit Anfang des Jahres gravierend gestiegen, in der Stadt
Freiburg beispielsweise von 192 im Jahr 2014 auf rund 500 im Jahr 2015.
23. September 2015: Mannheim wird zum Drehkreuz für Flüchtlingsverteilung
Der Großteil der Flüchtlinge kommt über die sogenannte Balkanroute über Grenzübergänge in Bayern nach
Deutschland. Anfang September haben Bund und Länder gemeinsam beschlossen, Bayern stärker zu entlasten und
die ankommenden Flüchtlinge analog dem Königsteiner Schlüssel rasch auf ganz Deutschland zu verteilen. Dafür
richtet Baden-Württemberg ab Ende September am Mannheimer Hauptbahnhof ein Drehkreuz ein. In Mannheim
sollen Sonderzüge mit Flüchtlingen aus Bayern ankommen und von dort aus weiter nach Hessen, Rheinland-Pfalz,
das Saarland und in die Erstaufnahmeeinrichtungen in Baden-Württemberg verteilt werden.
16. September 2015: Heidelberg soll zum Drehkreuz für Flüchtlinge werden
In Baden-Württemberg ankommende Flüchtlinge sollen zukünftig alle in Heidelberg registriert und  gesundheitlich
untersucht werden. In einem neuen, zentralen Aufnahmezentrum sollen sie auch ihren Asylantrag stellen können,
bevor sie auf weitere Einrichtungen im Land verteilt werden. Das neue Drehkreuz soll auf dem Gelände einer früheren
Wohnsiedlung für amerikanische Soldaten, dem Patrick-Henry-Village, eingerichtet werden.
Nach den Plänen der Landesregierung sollen neu ankommende Flüchtlinge nur zehn Tage im Heidelberger
Aufnahmezentrum bleiben und in dieser Zeit alle notwendigen Schritte durchlaufen. Danach sollen sie auf
Erstaufnahme-Einrichtungen des Landes verteilt werden, die sich unter anderem in Karlsruhe, Ellwangen und
Meßstetten befinden.
3. September 2015: Zahl der illegal eingereisten Menschen steigt
Die Bundespolizei hat in den ersten sieben Monaten rund 5900 illegal eingereiste Menschen in Baden-Württemberg
aufgegriffen. Das waren rund 1700 Menschen mehr als im gleichen Zeitraum des Vorjahres, bestätigte am Donnerstag
ein Sprecher der Bundespolizeidirektion Stuttgart einen Bericht der „Heilbronner Stimme“. Im selben Zeitraum nahm
die Bundespolizei 63 mutmaßliche Schleuser fest - im Vergleich zu 89 in den ersten sieben Monaten des Vorjahres.
Der CDU-Spitzenkandidat für die Landtagswahl, Guido Wolf, forderte in der Zeitung ein härteres Vorgehen gegen
Schleuser, die Flüchtlinge nach Deutschland bringen. „Jeder Lkw, der Richtung Europa rollt, muss an den EU-
Außengrenzen kontrolliert werden“, sagte er.
31. April 2015: Wieder Flüchtlinge in der Sigmaringer Kaserne
Die letzten Flüchtlinge verlassen die Bundeswehrkaserne in Sigmaringen. Nach rund zehn Wochen wird die Kaserne
als Flüchtlingsunterkunft wieder geschlossen, so das Regierungspräsidium Tübingen. Wegen zurückgehender
Flüchtlingszahlen und der neuen Landeserstaufnahmestelle (LEA) in Ellwangen sei die Unterbringung in Sigmaringen
nicht länger notwendig. In der Sigmaringer Kaserne standen seit Mitte Februar 343 Betten bereit - die Bundeswehr
nutzte das Areal parallel weiter. Im Schnitt lag die Belegungszahl im Februar bei 280, im März bei 188 und im April bei
78 Bewohnern. Die meisten Flüchtlinge kamen aus dem Kosovo.
Anfang August 2015 sind wieder Flüchtlinge in der Graf-Stauffenberg-Kaserne in Sigmaringen eingetroffen. Damit
wurde wegen der steigenden Zahlen von Asylbewerbern eine neue Erstaufnahmestelle von der Landesregierung
eröffnet. Bis Anfang 2016 könnten die Kapazitäten bei einer Anzahl von 1.000 Asylsuchenden liegen.
29. März 2015: Aufnahme von traumatisierten Frauen
In Baden-Württemberg läuft das Sonderprogramm für traumatisierte Frauen aus dem Nordirak an. Die ersten 23
Frauen und Mädchen sind bereits angekommen. Ihr Aufenthaltsort wird jedoch geheim gehalten. Bis zum Jahresende
sollen insgesamt rund 650 Frauen und Mädchen nach Baden-Württemberg gebracht werden. Der Großteil von ihnen
wird wohl der religiösen Minderheit der Jesiden angehören.
Die Frauen und Mädchen werden auf Einrichtungen im ganz Baden-Württemberg verteilt. So hatten sich die Kirchen
bereiterklärt, einige von ihnen vorübergehend aufzunehmen. Ministerpräsident Winfried Kretschmann erklärte, dass
die Unterbringungsorte der Frauen und Mädchen auch aus Sicherheitsgründen nicht bekanntgegeben würden.
Finanziert werden soll das Sonderprogramm aus finanziellen Rücklagen des Landes. Wie hoch die Kosten tatsächlich
sein werden, ist noch offen. Zunächst kalkuliere das Land aber mit rund 30.000 Euro pro Person - erst mal für einen
Zeitraum von zwei Jahren. Das Land verhandelt mit den kommunalen Spitzenverbänden darüber, inwieweit die Kreise
für Kosten dieses Sonderprogramms mit aufkommen können.
Flüchtlinge aus dem Kosovo
Vier von fünf neu eintreffenden Asylbewerbern in Baden-Württemberg kommen zurzeit aus dem ehemaligen
Jugoslawien. Zunehmend Sorgen macht der Anstieg der Asylbewerber insbesondere aus dem Kosovo. Bis Mitte
Februar 2015 haben allein in Baden-Württemberg über 4.000 Kosovaren einen Asylantrag gestellt. Damit kam im
Januar jeder dritte Flüchtling in Baden-Württemberg aus dem Kosovo, seit Anfang Februar jeder zweite. Nahezu alle
Asylanträge werden abgelehnt.
Als Reaktion sollen die Asylverfahren in Baden-Württemberg, Bayern, Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen auf 14
Tagen verkürzt werden. Darauf haben sich die Innenminister von Bund und Ländern geeinigt. Um die Verfahren zu
beschleunigen, soll das Personal beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge aufgestockt werden. Um die in
Baden-Württemberg laufenden Asylverfahren schneller zum Abschluss bringen zu können, will das Land die Stellen in
den vier Verwaltungsgerichten aufstocken.
Der Landkreistag in Baden-Württemberg sowie Bayern haben sich angesichts der geringen Anerkennungsquote für
Asylbewerber aus dem Kosovo dafür ausgesprochen, den Balkanstaat zum sicheren Herkunftsland zu erklären.
Mehr Platz für Flüchtlinge
12. Februar 2015: Baden-Württemberg hat kurzfristig zwei weitere Einrichtungen für Flüchtlinge eingerichtet. In einer
Bundeswehrkaserne in Sigmaringen können bis April 350 Flüchtlinge unterkommen. 200 bis 300 finden Platz in einer
ehemaligen Wohnsiedlung der französischen Streitkräfte in Villingen-Schwenningen.
Die Kapazitäten des zunehmend dezentralen Netzes für die Erstaufnahme von Flüchtlingen sind nach Angaben des
Integrationsministeriums nahezu erschöpft. In der Graf-Stauffenberg-Kaserne in Sigmaringen soll nun so lange Platz
für Asylbewerber geschaffen werden, bis im April die nächste Landeserstaufnahmeeinrichtung (LEA) in Ellwangen
(Ostalbkreis) eröffnet werden kann. Die ebenfalls kurzfristig nutzbare Unterkunft in Villingen-Schwenningen soll als
„Bedarfsorientierte Erstaufnahmeeinrichtung“ (BEA) geführt werden. Eine erste solche BEA gibt es bereits in
Heidelberg.
Nach dem Flüchtlingsgipfel: Aufnahme von Opfern gestaltet sich schwierig
Circa 1.000 Frauen und Mädchen, die Opfer sexueller Gewalt im Nordirak und Syrien wurden, sollen Zuflucht in
Baden-Württemberg erhalten. Dieses Vorhaben vom Flüchtlingsgipfel im Oktober 2014 gestaltet sich nun als
schwierig. Ministerpräsident Winfried Kretschmann hat Probleme bei der geplanten Aufnahme eingeräumt.
Die Landesregierung tue alles, damit die Aufnahme klappe, sagte Kretschmann bei einer Pressekonferenz am
16.12.2014 in Stuttgart. Es seien schwierige Angelegenheiten, da der Bund und internationale Stellen miteinbezogen
werden müssten. Der Grünen-Politiker wies Vermutungen zurück, er habe das Sonderkontingent aus rein taktischen
Motiven angekündigt, um nach seiner umstrittenen Zustimmung zur schwarz-roten Asylrechtsreform im Bundesrat den
linken Parteiflügel der Grünen ruhigzustellen. 
Laut Kretschmann sind bislang 150 Opfer sexueller Gewalt ausgemacht, die besonders dringend behandelt und
deshalb nach Baden-Württemberg gebracht werden sollen. Weitere 500 würden genauer überprüft. Dabei gestalte
sich die Ausstellung der Visa schwierig. Einen Zeitplan für die Ankunft der ersten Frauen und Mädchen im Südwesten
gebe es nicht. 
Die Städte Stuttgart, Freiburg und Schwäbisch Gmünd haben sich laut Kretschmann bereit erklärt, Menschen aus dem
Kontingent aufzunehmen.
Mehr Landeserstaufnahmestellen
Die Landeserstaufnahmestelle (LEA) für Flüchtlinge in Karlsruhe mit ihren Außenstellen platzt aus allen Nähten. Mit
der Schaffung weiterer Aufnahmestellen in Baden-Württemberg soll sie entlastet werden. Besonders gut eignen sich
dafür ehemalige Bundeswehrkasernen. Hier sind Strom, Heizung, Wasser und Küchen vorhanden. LEAs in Wertheim,
Tübingen und Freiburg sind geplant, in Meßstetten und Ellwangen gab es bereits den Startschuss für weitere
Einrichtungen. Innerhalb eines Jahres soll die Zahl von derzeit 9.000 verfügbaren Plätzen mehr als verdoppelt
werden.
Im Oktober 2014 kamen erste Flüchtlinge nach Meßstetten. Dort hat der Gemeinderat sein Einverständnis dazu
gegeben, dass in den Gebäuden der früheren Zollernalbkaserne eine zweite baden-württembergische
Landeserstaufnahmeeinrichtung für Flüchtlinge eingerichtet wird. Politisch war der Weg zur Umnutzung der Kaserne
damit geebnet; die Zustimmung ihrer Eigentümerin, der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, galt als Formsache.
Bis zum Frühjahr 2015 wird auf dem Gelände der ehemaligen Reinhardt-Kaserne in Ellwangen, befristet auf zunächst
fünf Jahre, Platz für 500 bis maximal 1000 Asylbewerber geschaffen. Im Südteil des Kasernenareals der einstigen
Panzergrenadierbrigade 30 stehen eine ganze Reihe von Kompaniegebäuden leer. Mit der Zustimmung des
Gemeinderats zur Erstaufnahmestelle im November 2014 dürfte einem einheitlichen Miteinander von Flüchtlingen und
Einheimischen nichts mehr im Wege stehen. Formal wäre das Land nicht auf den Beschluss angewiesen gewesen.
Die Immobilie gehört dem Bund, die Flüchtlingsaufnahme obliegt dem Land.
In Wertheim (Main-Tauber-Kreis) soll in der Polizeihochschule eine LEA mit bis zu 1.000 weiteren Plätzen entstehen.
Aufnahmestopp im Landkreis Esslingen
Für einiges Aufsehen hat der Landkreis Esslingen in der Flüchtlingsfrage gesorgt. Als erster Landkreis bundesweit
kündigte er an, ab dem 15. Oktober 2014 keine Flüchtlinge mehr aufzunehmen. Der Grund: es mangele an den
notwendigen Unterbringungsmöglichkeiten und finanziellen Mitteln.
Inzwischen ist Esslingen wieder zurückgerudert. Entgegen der ursprünglichen Ankündigung, keine Hilfesuchenden
mehr unterzubringen, will der Kreis in den kommenden Monaten nur 40 bis 50 Hilfesuchende - statt mehr als 200
monatlich - aufnehmen, so Landrat Heinz Eininger (CDU). Der Kreis schaffe zusätzlich weitere 650 Plätze, die nach
und nach im kommenden halben Jahr bereitgestellt werden könnten. In Esslingen war für November 2014 die
Aufnahme weiterer 244 Flüchtlinge vorgesehen. Der Landkreis erhält nach dem Verteilschlüssel rund fünf Prozent der
Asylbewerber, die im Land ankommen.
Laut dem Landkreistag bringt die schnelle Verteilung der Flüchtlinge von der Erstaufnahmestelle auf die Kreise – ohne
Aufnahme von Asylanträgen und Gesundheitsuntersuchung – Probleme mit sich. Die ausufernden Kosten würden die
Kreise zunehmend belasten und wohl zur Erhöhung der Kreisumlagen führen. In diesem Jahr bleiben die Landkreise
demnach auf 49 Millionen Euro sitzen. Sie gäben mehr für die Flüchtlinge aus, als das Land ihnen über die
Pauschalen zukommen lässt. Im kommenden Jahr würden es 81 Millionen Euro. Nur wenige Kreise kämen mit den
Pauschalen aus.
Illegal eingereiste Flüchtlinge
2014 ist die Bundespolizeidirektion Stuttgart, die für Baden-Württemberg zuständig ist, im Land auf 8.900 illegal
eingereiste Flüchtlinge gestoßen. 2013 sind es nur 2.800 gewesen. Die meisten von ihnen kommen aus Syrien,
Eritrea, dem Kosovo, Gambia und Afghanistan. Gleichzeitig sind 138 Schleuser festgenommen worden. Das ist eine
Steigerung um 70 Prozent.
Manche Flüchtlinge haben selbst auf sich aufmerksam gemacht, andere wollten eigentlich weiter in die Niederlande
oder nach Skandinavien und sind bei Kontrollen ertappt worden.
Experten gehen davon aus, dass mindestens ein Drittel der Asylbewerber im Land auf illegalem Weg aus anderen
EU-Staaten eingereist ist. Laut Bundesamt für Migration und Flüchtlinge ist der offizielle Anteil dieser Fälle zuletzt
zwischen 16,6 und 22,5 Prozent geschwankt. Die Dunkelziffer dürfte deutlich höher liegen. 
Die Kontrollen in Baden-Württemberg wurden erheblich verschärft. In erster Linie, um den Asylsuchenden zu helfen
und den Schleuserbanden das Handwerk zu legen.
2. Wer kommt nach Baden-Württemberg?
Im Mai 2016 sind 2703 Flüchtlinge in Baden-Württemberg angekommen ( Quelle). Im gleichen Zeitraum haben
1971 Menschen einen Antrag auf Asyl gestellt ( Quelle) (die Abweichung kommt dadurch zustande, dass manche
Flüchtlinge nach ihrer Ankunft auf andere Bundesländer verteilt werden, selber weiterreisen oder ihren Asylantrag
nicht direkt nach ihrer Ankunft stellen können).
Im Vergleich zum Vormonat April sind die Flüchtlingszahlen somit im Mai 2016 weiter gesunken.
Im Mai 2016 waren die größten Gruppen Flüchtlinge aus Gambia (18 Prozent), Syrien (13 Prozent), Afghanistan (9
Prozent) und Irak (9 Prozent). 
mehr Informationen: Zahlen und Herkunftsländer
Im Oktober 2015 hatten in Baden-Württemberg 17.300 Menschen einen Antrag auf Asyl gestellt - so viele wie noch nie.
Die Zahl der Anträge lag 2015 bei etwa 100.000. Nach der Schließung der Balkanroute im März 2016 ging die Zahl
der Flüchtlinge drastisch zurück.
Ein großer Teil der Menschen kommt aus Ländern, in denen Bürgerkrieg herrscht, beispielsweise Syrien, Afghanistan
oder dem Irak. Andere Menschen kommen aus Ländern, in denen viele Menschen in Armut leben oder diskriminiert
werden, wie Albanien, Serbien oder dem Kosovo. Nicht jeder hat ein Recht auf Asyl in Deutschland.
Zahlen und Fakten zum Thema Flüchtlinge in Baden-Württemberg findet man hier:
Ministerium für Integration Baden-Württemberg: Zahlen und Daten
3. Wo werden die Flüchtlinge untergebracht?
Das Heidelberger Drehkreuz in der ehemaligen US-Wohnsiedlung Patrick-Henry-Village hat am 28. September 2015
seine Arbeit für neu angekommene Flüchtlinge im Südwesten aufgenommen. Künftig sollen bis zu 600 Flüchtlinge pro
Tag in Heidelberg registriert und medizinisch untersucht werden. 
Mit 40 sogenannten Verfahrensstraßen sollen die Flüchtlinge in der Einrichtung durch verschiedene Stationen der
Registrierung bis hin zum Stellen des Asylantrags geleitet werden. Anschließend werden sie auf andere
Landeserstaufnahmestellen (LEA) weiterverteilt. 
Bislang werden Neuankömmlinge zunächst in den Erstaufnahmestellen des Landes Baden-Württemberg 
untergebracht, wo sie gesundheitlich untersucht werden und einen Asylantrag stellen können - wegen des großen
Ansturms gab es in den vergangenen Monaten aber teilweise Probleme damit. Nach spätestens drei Monaten werden
die Flüchtlinge auf Städte und Landkreise weiterverteilt.
Eine Karte der Stuttgarter Zeitung zeigt, wo momentan (18. September 2015) Flüchtlinge in Baden-Württemberg
untergebracht sind.
mehr Informationen: Erstaufnahmestellen platzen aus allen Nähten
Neu ankommende Flüchtlinge in Baden-Württemberg werden zunächst in Landeserstaufnahmeeinrichtungen (LEA)
untergebracht. Hier werden die Flüchtlinge registriert und gesundheitlich untersucht. Momentan baut Baden-
Württemberg, in Heidelberg ein zentrales Aufnahmezentrum auf. Dort sollen Flüchtlinge registriert und
gesundheitlich untersucht werden sowie einen Asylantrag stellen dürfen. Danach sollen sie auf andere Einrichtungen
im Land verteilt werden.
Von den Erstaufnahmestellen werden die Flüchtlinge nach etwa sechs Wochen auf die Land- und Stadtkreise
weiterverteilt. Dort bleiben sie, bis ihr Asylverfahren abgeschlossen ist, längstens jedoch für zwei Jahre. Danach
werden sie auf die Kommunen verteilt, die für ihre Unterbringung verantwortlich sind. Die Flüchtlinge können sich
jedoch auch eine private Unterkunft suchen. Kreise und Kommunen versuchen häufig, für die Unterbringung
leerstehende Wohnhäuser oder Hotels anzumieten. Teilweise müssen Flüchtlinge auch in Baden-Württemberg in
Turnhallen unterkommen.
Wer ein freies Zimmer in seiner Wohnung oder Wohngemeinschaft und dort einen Flüchtling aufnehmen möchte, kann
sich hier registrieren: www.fluechtlinge-willkommen.de
Wo befinden sich die Erstaufnahmestellen?
Lange Zeit befand sich nur in Karlsruhe eine solche Erstaufnahmestelle mit neun Außenstellen im Stadtgebiet. In den
vergangenen Monaten hat Baden-Württemberg zwei weitere Erstaufnahmeeinrichtungen eingerichtet: sie befinden
sich in Meßstetten (Zollernalbkreis, Außenstelle in Sigmaringen) und Ellwangen (Ostalbkreis).
Aufgrund des starken Anstiegs der Flüchtlingstzahlen gibt es zusätzlich Bedarfsorientierte
Erstaufnahmeeinrichtungen (BEA) in Bruchsal (Kreis Karlsruhe), Donaueschingen (Schwarzwald-Baar-Kreis),
Eggenstein-Leopoldshafen (Kreis Karlsruhe), Freiburg  (Lea-Neubau geplant), Hardheim (Neckar-Odenwald-Kreis),
Hechingen (Zollernalbkreis), Heidelberg,  Mannheim, Neuenstadt am Kocher (Kreis Heilbronn), Philippsburg-
Huttenheim (Kreis Karlsruhe),  Rottenburg-Ergenzingen (Kreis Tübingen), Sasbachwalden (Ortenaukreis),
Sigmaringen, Stuttgart,  Villingen-Schwenningen (Schwarzwald-Baar-Kreis), Weingarten (Kreis Ravensburg) und
Wertheim (Main-Tauber-Kreis).
Immer wieder werden auch andere Immobilien vorübergehend als Erstaufnahmestellen genutzt, wenn kurzfristig
Busse oder Züge mit mehreren hundert Flüchtlingen eintreffen.
Wegen des Zustroms der Flüchtlinge reichen die Gebäude nicht mehr aus: in Neuenstadt am Kocher (Landkreis
Heilbronn) wurden erstmals Zelte aufgestellt, in Freiburg werden Flüchtlinge in einem großen, beheizbaren Zelt
untergebracht. Die Kapazität der Erstaufnahmestellen liegt bei 14.000 Menschen, mit 20.000 Menschen sind sie zur
Zeit stark überbelegt (3. September 2015). Geplant sind deshalb weitere Erstaufnahmestellen an unterschiedlichen
Standorten.
In Stuttgart ist das Land weiterhin auf der Suche nach einer geeigneten Liegenschaft für eine
Erstaufnahmeeinrichtung.
Informationen zur Unterbringung von Flüchtlingen und vielen anderen Themen hat das baden-württembergische
Integrationsministerium zusammengestellt.
4. Wie kann ich helfen?
Das ehrenamtliche Engagement der Baden-Württemberger ist enorm. In vielen Orten gibt es Initiativen und
Organisationen, die sich um Flüchtlinge kümmern. Sie rufen neue Asylfreundeskreise ins Leben, veranstalten
Sprachcafés oder Gottesdienste für Asylbewerber. Auch wenn es um weitere Unterbringungsmöglichkeiten für
Asylsuchende geht, werden Baden-Württemberger kreativ und bieten eigene Immobilien an. Unsere
Zusammenstellung hilft Ihnen, wenn Sie selber aktiv werden wollen.
Portalseite der Arbeits- und Helferkreise Asyl in Baden Württemberg: www.asyl-bw.de
Handbuch für ehrenamtliche Helfer
Viele Menschen in Baden-Württemberg engagieren sich in der
Flüchtlingshilfe und überlegen sich, es zu tun. Für sie hat das
Staatsministerium ein Handbuch zusammengestellt, das die
wichtigsten Fragen beantwortet: wie gründe ich einen Helferkreis?
Wie kann ich mich mit Menschen verständigen, die nur arabisch
reden? Wie sammle ich Spenden?
Das Handbuch wurde zusammen mit ehrenamtlichen und
hauptamtlichen Helfern erstellt und enthält zahlreiche Tipps für die
Praxis, Ansprechpartner mit Adressen und gute Beispiele.
Download
Bestellen
Flüchtlinge begleiten (Handreichung und
Arbeitshilfe)
Informationen für Ehrenamtliche und Hauptamtliche in Baden-
Württemberg
Um Ehrenamtlichen und Hauptamtlichen bei der Arbeit mit Flüchtlingen zur Seite zu stehen, haben die
Spitzenverbände der Caritas und der Diakonie in Baden-Württemberg eine neue Broschüre aufgelegt. Unter dem Titel
„Flüchtlinge begleiten“ werden auf mehr als 50 Seiten ausdifferenziert Informationen zum Thema geboten. Von den
Möglichkeiten ehrenamtlichen Engagements in der Flüchtlingsarbeit, Übersichten über Unterstützungs- und
Förderungsangeboten bis hin zu Beschreibung des Asylverfahrens und Definitionen und Erklärungen finden sich alle
Facetten des Themas.
Download
Bestellen
Flüchtlinge bei sich aufnehmen
Es gibt Baden-Württemberger, die eine Mietwohnung besitzen oder
ein freies Zimmer in ihrer Wohngemeinschaft haben und sich
angesichts der überlaufenen Unterkünfte überlegen, einen Flüchtling
bei sich aufzunehmen. Man muss aber wissen, dass frisch in Baden-
Württemberg eingetroffene Flüchtlinge keine Privatunterkunft beziehen können. Sie werden zunächst in
Erstaufnahmeeinrichtungen untergebracht, wo sie registriert und medizinisch untersucht werden. Danach werden sie
auf Kommunen und Landkreise verteilt, wo sie solange bleiben, bis über ihren Asylantrag entschieden worden ist -
oder bis 24 Monate seit ihrer Ankunft vergangen sind. Nur anerkannte Asylbewerber oder Menschen, die bereits
seit zwei Jahren in Deutschland leben, dürfen sich eine private Unterkunft suchen. Wer eine entsprechende
Wohnung anbieten möchte, kann sich an das Sozialamt in seiner Kommune wenden. Falls Asylbewerber noch nicht
für den eigenen Lebensunterhalt aufkommen, übernimmt das Sozialamt die Miete.
Hier finden Sie die Kontaktdaten der baden-württembergischen Sozialämter
Mehr Informationen: Adressen und Tipps für ehrenamtliches Engagement und
Sachspenden
Wer sich ehrenamtlich für die Flüchtlinge engagieren oder etwas spenden will, hat dafür zahlreiche Möglichkeiten.
Fast in allen Kommunen haben sich inzwischen Helferkreise gegründet, die Flüchtlinge bei Behördengängen
unterstützen, Deutschkurse geben oder Kleiderkammern unterhalten. Die Kontaktdaten erhält man in der Regel von
der Kommune.
Der baden-württembergische Flüchtlingsrat hat eine Übersicht erstellt, in der die Ansprechpartner nach einzelnen
Landkreises geordnet sind. Hier findet man sowohl die Adressen der zuständigen Behörden (rechte Spalte) als auch
ehrenamtliche Helferkreise (linke Spalte).
Baden-württembergischer Flüchtlingsrat: Lokale Übersicht zur Flüchtlingshilfe
Wie kann ich Kleidung, Spielzeug oder Fahrräder spenden?
Viele Menschen wollen Flüchtlingen mit nicht mehr benötigter Kleidung, Spielzeug oder Fahrrädern helfen. Der Bedarf
ist sehr unterschiedlich: an vielen Standorten quellen die Kleiderkammern über, an anderen Standorten wird noch
einiges gebraucht. Wer helfen will, sollte sich auf jeden Fall vor Ort erkundigen, was genau gebraucht wird - und nur
saubere, gut erhaltene Kleidung abgeben. Wenn eine Kleiderkammer geschlossen ist, sollte man auf keinen Fall die
Tüten einfach vor die Eingangstür stellen - das verursacht den Helfern nur zusätzliche Arbeit.
Baden-württembergischer Flüchtlingsrat: Lokale Übersicht zur Flüchtlingshilfe
Übersicht für verschiedene Regionen
Stuttgart:
In der Landeshauptstadt ist der Bedarf an Sachspenden für die nächste Zeit überwiegend gedeckt. Behörden und
Helfer nehmen keine weitere Kleidung oder Spielzeug mehr an, weil sie mit dem Sortieren nicht mehr nachkommen.
Beim Secondhand-Kaufhaus der Caritas kann man gebrauchte Kleidung, Spielzeug und Fahrräder weiterhin
abgeben - diese kommen zum Teil Flüchtlingen zugute, zum Teil anderen bedürftigen Menschen.
Kontaktdaten: Fairkauf - Secondhand-Kaufhaus, Steiermärkerstraße 53, 70469 Stuttgart, Telefon: 0711/657060.
Sachspenden können von Montag bis Freitag, 8 bis 18 Uhr angeliefert werden. Die Caritas-Mitarbeiter können leider
nichts zu Hause abholen. Unterwäsche kann man nicht abgeben
Eine Übersicht mit zahlreichen Helferkreisen in den Stadtteilen und den städtischen Ansprechpartnern findet man
unter www.stuttgart.de/wir-fuer-fluechtlinge
Im sozialen Netzwerk Facebook gibt es die Gruppe "Refugees, welcome to Stuttgart". Wer diese Seite mit einem
"Like" versieht, bekommt angezeigt, was in Stuttgart gerade benötigt wird - beispielsweise Fußballschuhe und
ehrenamtliche Schiedsrichter für ein Turnier für Flüchtlingskinder.
Südbaden
Die Badische Zeitung hat eine Übersicht für Freiburg und Umgebung zusammengestellt:
Wie kann man Flüchtlingen in Südbaden helfen?
5. Gibt es auch in Baden-Württemberg Anschläge auf Flüchtlingsheime?
Es ist ein Trugschluss zu glauben, dass Flüchtlingsheime nur im Osten Deutschlands angegriffen werden. Auch in
Baden-Württemberg gibt es immer wieder Übergriffe. Am 1. Oktober hat Ministerpräsident Winfried Kretschmann die
Angriffe auf Flüchtlingsheime in einer Regierungserklärung vor dem Landtag scharf verurteilt.
Am 18. Februar 2016 haben in Unterensingen (4700 Einwohner, bei Nürtingen, Landkreis Esslingen) Unbekannte
am frühen Morgen im Rohbau einer geplanten Asylunterkunft Feuer gelegt. Laut Polizei wurde mutmaßlich
Brandbeschleuniger eingesetzt.
Am 25. Dezember 2015 brannte in Schwäbisch Gmünd (59.000 Einwohner, Ostalbkreis) ein Gebäude, das im
Frühjahr 2016 als Asylunterkunft eingeweiht werden sollte. Der Brand wurde schnell entdeckt und konnte deshalb
nicht viel Schaden anrichten. Die Polizei geht „mit hoher Wahrscheinlichkeit“ davon aus, dass das Feuer gelegt wurde.
Am 20. Oktober 2015 wurde in Remseck am Neckar (23.000 Einwohner, bei Stuttgart) ein leerstehendes Gasthaus
durch ein Feuer beschädigt. Im Nebengebäude waren etwa 50 Geflüchtete untergebracht, die unverletzt blieben. Der
Besitzer des leerstehenden Gebäudes hatte den Behörden das Gasthaus als mögliche Unterkunft für Asylbewerber
angeboten. Die Polizei geht von Brandstiftung aus, ein Täter ist bislang nicht gefunden.
Am 29. September 2015 hat in Oberteuringen (4.500 Einwohner, Bodenseekreis) eine Lagerhalle gebrannt, in dem
bald  70 Flüchtlinge untergebracht werden sollten. Die Staatsanwaltschaft geht davon aus, dass Brandstifter von
außen ein Feuer an die Fassade gelegt haben. Eine zwölfköpfige Sonderkommission soll das Feuer aufklären.  
Am 20. September 2015 ist in Wertheim (22.000 Einwohner, Main-Tauber-Kreis) eine geplante Flüchtlingsunterkunft
abgebrannt. In der Turnhalle einer Polizeiakademie waren einen Tag vorher Betten aufgestellt worden, damit das
Gebäude als Notunterkunft für Flüchtlinge genutzt werden kann. Es gibt Hinweise auf Brandstiftung. Die Halle ist
einsturzgefährdet und kann nicht mehr benutzt werden.
Am 7. September 2015 sind von Asylbewerbern benutzte Wohncontainer in Rottenburg am Neckar (43.000
Einwohner, Landkreis Tübingen) in Brand geraten. Sechs Menschen wurden verletzt: sie erlitten
Rauchgasvergiftungen oder Knochenbrüche, als sie aus Fenstern kletterten, um sich vor dem Feuer zu retten. Viele
verloren darüber hinaus durch das Feuer ihr letztes Hab und Gut.
Die Polizei hat mitgeteilt, dass kein Brandbeschleuniger am Tatort gefunden worden ist, was Brandstiftung
unwahrscheinlich macht. Auch ein technischer Defekt könne weitgehend ausgeschlossen werden. Möglicherweise ist
das Feuer ausgebrochen, weil Bewohner innerhalb der Container geraucht haben. Endgültig wird sich die
Brandursache wohl nicht mehr klären lassen, weil die meisten Spuren durch die starke Hitze zerstört worden sind.
Die zuständige Ermittlungsgruppe der Polizei ist am 21. September 2015 aufgelöst worden.
Am 24. August 2015 haben bislang unbekannte Brandstifter in Weissach am Tal (7000 Einwohner, Rems-Murr-Kreis,
nordwestlich von Stuttgart) eine frühere Druckerei angezündet, die komplett niederbrannte. Die Täter sind bislang (18.
September 2015) nicht gefunden worden. Der Weissacher Gemeinderat hat am 17. September 2015 beschlossen, das
Gebäude an der gleichen Stelle wieder aufzubauen.
Am 18. Juli 2015 ist in Remchingen (12.000 Einwohner, Enzkreis, nordwestlich von Pforzheim) ein Gebäude
abgebrannt, das als Flüchtlingsunterkunft vorgesehen war. Verletzt wurde niemand, doch das Gebäude kann nicht
mehr genutzt werden.
Brandanschläge auf Flüchtlingswohnheime in Baden-Württemberg
6. Welche Pläne hat die Landesregierung?
Um für die wachsende Zahl an Flüchtlingen an angemessene Unterbringung und Betreuung zu gewährleisten, hat
sich die grün-rote Landesregierung in Baden-Württemberg zweimal zu Flüchtlingsgipfeln mit den maßgeblichen
Akteuren getroffen.
In einem Nachtrag zum Doppelhaushalt von 2015/16 versucht die Landesregierung, das Flüchtlingsproblem zu
regeln. 365 Millionen Euro mehr als bisher geplant gibt Baden-Württemberg für diesen Komplex aus. Darunter fallen
höhere Erstattungen an die Landkreise, Investitionen in neue Erstaufnahmestellen in Freiburg, Mannheim und
Schwäbisch Hall von insgesamt knapp 80 Millionen Euro. Es sind aber auch zusätzliche Senate für die
Verwaltungsgerichte, damit dort Klagen von abgewiesenen Asylbewerbern schneller behandelt werden können. Und
es ist auch ein Mehr fürs Innenministerium zur „Verstärkung des Aufgabenbereichs Abschiebung".
Regierungserklärung von Ministerpräsident Winfried Kretschmann am 1.10.2015:
Integration fordern und Integration fördern
„Es ist unsere humanitäre Verpflichtung, Menschen in Not zu helfen“, betonte Kretschmann. Er sei unendlich stolz auf
die unglaubliche Hilfsbereitschaft, mit der die Bürgerinnen und Bürger Baden-Württembergs die Flüchtlinge begrüßten
und unterstützten. Gleichzeitig verurteilte er Hass und Ausgrenzung gegenüber Flüchtlingen.
„Wir wollen die Menschen, die dauerhaft bei uns bleiben, integrieren“, sagte Kretschmann. Das verlange viel ab, von
uns wie auch von den Flüchtlingen. Dabei sei klar, dass die Integration nur auf der Basis des Grundgesetzes
stattfinden könne. „Wir können es schaffen, wenn wir die Sache mutig, pragmatisch und realistisch angehen."
Regierungserklärung
Ergebnisse des 2. Flüchtlingsgipfels (27. Juli 2015)
Ergebnisse des 2. Flüchtlingsgipfels vom 27. Juli 2015
Mehr Aufnahmeplätze, eine Task-Force und konsequentere Abschiebungen. So will die grün-rote Landesregierung in
Baden-Württemberg der wachsenden Zahl von Flüchtlingen begegnen. Ministerpräsident Kretschmann stellte das
Maßnahmenpaket nach dem zweiten Flüchtlingsgipfel vor. 
Seit dem Flüchtlingsgipfel im Herbst 2014 sind die Flüchtlingszahlen so rasant gestiegen, dass die damals
beschlossenen Maßnahmen zum Teil schon längst überholt sind. Deswegen berieten Vertreter von Politik, Wirtschaft
und Gesellschaft am 27. Juli 2015 erneut über Maßnahmen im Umgang mit den steigenden Flüchtlingszahlen.
Ministerpräsident Winfried Kretschmann hatte zu einem Flüchtlingsgipfel eingeladen.
Ergebnisse:
Die Zahl der Erstaufnahmeplätze  soll von derzeit rund 9.000 auf rund 20.000 im nächsten Jahr steigen. Die
ursprünglich für Anfang 2016 beschlossene Regelung, nach der die Mindestwohnfläche für Flüchtlinge von
4,5 auf 7 Quadratmeter steigen soll, wird für zwei Jahre ausgesetzt.
Die Landesregierung will darauf hinarbeiten, dass Flüchtlinge mit guten Chancen auf ein Bleiberecht wie
zum Beispiel Bürgerkriegsflüchtlinge aus Syrien möglichst gar nicht erst in Landeserstaufnahmestellen (LEA)
kommen, sondern gleich in die Kommunen verteilt werden. Auf diese Weise könnten die Einrichtungen
entlastet werden, hieß es. Das Land kläre derzeit mit dem Bund ab, ob und wie solche Asyl-Schnellverfahren
für Syrer möglich sein können. Flüchtlinge ohne Aussicht auf ein Bleiberecht sollen dagegen möglichst nicht
auf die Kommunen verteilt, sondern schon aus der LEA heraus abgeschoben werden. Damit kommt die
Landesregierung unter anderem Forderungen des baden-württembergischen Städtetags entgegen.
Abgelehnte Asylbewerber sollen stärker zu einer freiwilligen Rückkehr bewegt werden. Man werde auch über
Restriktionen reden, so Ministerpräsident Kretschmann.
Bis zum Winter 2015 sollen laut Integrationsministerin Bilkay Öney rund 5.700 neue Plätze zur Erstaufnahme
geschaffen werden. Zudem will die grün-rote Landesregierung innerhalb weniger Tage eine
Lenkungsgruppe mit Vertretern aus Staats-, Innen-, Integrations- sowie Wirtschafts- und Finanzministerium für
alle Fragen der Flüchtlingsproblematik einrichten.
Finanzminister Nils Schmid will zudem 2016 mindestens 30 Millionen Euro für ein Wohnraumprogramm zur
Unterbringung von Flüchtlingen auflegen. Die Ausbildungs- und Arbeitsmöglichkeiten für Flüchtlinge sollen
ausgeweitet und Integrationsmaßnahmen gestärkt werden. Das Land fordert den Bund auf, für Flüchtlinge
vom Westbalkan legale Zugangsmöglichkeiten zum deutschen Arbeitsmarkt zu schaffen.
Ergebnisse des 1. Flüchtlingsgipfels (13. Oktober 2014)
Zusätzlich 30 Millionen Euro will Baden-Württemberg bis 2016 für die Unterbringung von Flüchtlingen
bereitstellen. Verfolgte Mädchen und Frauen sollen verstärkt aufgenommen werden. Das wurde auf dem
Flüchtlingsgipfel am 13. Oktober 2014 im Neuen Schloss in Stuttgart beschlossen.
Vertreterinnen und Vertreter der Landesregierung, der Parteien, der kommunalen Spitzenverbände, der Kirchen,
Wohlfahrtsverbände und Flüchtlingshilfsorganisationen kamen zu dem Gipfel von Ministerpräsident Winfried
Kretschmann zusammen. Sie diskutierten über den richtigen Weg bei der Aufnahme, Unterbringung und Integration
von Flüchtlingen in Baden-Württemberg. Es war der erste Flüchtlingsgipfel, den ein Bundesland abgehalten hatte.
Ergebnisse
Künftig sollen 1.000 Mädchen und Frauen aus Syrien und dem Nordirak, die Opfer sexueller Gewalt
geworden sind, zusätzlich im Land Zuflucht erhalten. Dazu gebe es Gespräche mit dem
Bundesinnenministerium.
Das Land will zusätzliche Stellen bei der Polizei schaffen, um den steigenden Flüchtlingszahlen in den
kommenden Monaten und Jahren gerecht zu werden. Beim Innenministerium soll ein interministerieller
Verwaltungsstabs („Task-Force“) eingerichtet werden.
Außerdem sollen 3.000 zusätzliche Notunterkünfte eingerichtet werden, um die Landeserstaufnahmestelle in
Karlsruhe und die in Meßstetten entstehende vorübergehende Aufnahmestelle zu entlasten. Eine
Arbeitsgruppe sucht nach Gebäuden, die man dafür vorübergehend nutzen kann.
Den Kreisen wird eine Erhöhung der Pauschale (derzeit 12.?566 Euro pro Flüchtling in 18 Monaten) in
Aussicht gestellt.
Auch die Kommunen, die Unterkünfte für Flüchtlinge suchen, sollen besser unterstützt werden. Die
Landesregierung zahlt in den kommenden beiden Jahren 30 Millionen Euro Zuschüsse für den Bau von
Flüchtlingswohnungen.
Was die Soziale Integration der Flüchtlinge angeht, sollen sie einen unkomplizierten Zugang zu
Deutschkursen erhalten. Für die Sprachförderung in den Unterkünften der Kreise soll es 200 zusätzliche
Lehrerstellen für Vorbereitungsklassen an Schulen und Berufsschulen geben und zusätzlich 2,4 Mio. Euro für
den vorschulischen Bereich. Das Wissenschaftsministerium will Stipendienprogramme ausbauen für
Flüchtlinge, die entsprechende Voraussetzungen mitbringen. Bereits an den Landesaufnahmestellen sollen
schulische und berufliche Qualifikationen der Flüchtlinge erhoben werden. So könne man eine eine
zielgerichtete Förderung der Flüchtlinge zu ermöglichen.
View image | gettyimages.com
7. Wer ist für die Flüchtlinge zuständig?
Grundsätzlich ist in Deutschland der Bund für die Asylverfahren verantwortlich. Die Bundesländer müssen eine
angemessene Unterbringung und Betreuung der Flüchtlinge gewährleisten.
mehr Informationen: Zuständigkeiten und Gesetze
Für Flüchtlinge sind in Deutschland verschiedene Ebenen zuständig.
Die Bundesebene ist für die Durchführung der Asylverfahren zuständig. Die verantwortliche Behörde ist das
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge. Die Einzelheiten sind im Asylverfahrensgesetz geregelt.
Auf Landesebene werden in Baden-Württemberg die Themen Flüchtlingspolitik und das Flüchtlingsrecht
hauptsächlich vom Ministerium für Integration und vom Innenministerium abgedeckt. Das Ministerium für Integration
ist oberste Landesbehörde für alle Grundsatzfragen im Zusammenhang mit der Aufnahme, Unterbringung und
Versorgung von ausländischen Flüchtlingen. Die Zuständigkeiten für das Aufenthaltsrecht und des
Asylverfahrensrecht liegen hingegen beim Innenministerium Baden-Württemberg. Die Einzelheiten sind im
Flüchtlingsaufnahmegesetz geregelt.
8. Wo finde ich mehr Informationen?
Behörden und Institutionen, Medien und Nicht-Regierungsorganisationen informieren fortlaufend darüber, wie sich die
Situation der Flüchtlinge entwickelt. Neuigkeiten findet man unter anderem hier:
Flüchtlingsrat Baden-Württemberg: Aktuelles
Innenministerium Baden-Württemberg: Asylbewerber und Flüchtlinge.
Integrationsministerium Baden-Württemberg:  Asyl und Flüchtlinge.
Staatministerium: Flüchtlingshilfe Baden-Württemberg
Informationen, Arbeitshilfen, Anregungen für ehrenamtlich Engagierte in der Flüchtlingshilfe in Baden
Württemberg
Stuttgarter Nachrichten: Flüchtlinge
Stuttgarter Zeitung: Flüchtlinge
SWR Dossier:  Flüchtlinge bei uns
Quellen und weiterführende Links
Anlage 10: Stadt Heidelberg, Registrierungszentrum PHV 
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Die Anzahl an Menschen, die in Deutschland Schutz vor Verfolgung suchen, steigt 
stetig an. Die Herausforderungen, die sich vor diesem Hintergrund abzeichnen,  
betreffen uns alle. Während es derzeit noch vermehrt darum geht, die Menschen 
schnell mit dem Notwendigsten zu versorgen und ihnen ein zügiges und menschen-
würdiges Asylverfahren zu ermöglichen, werden gleichzeitig die Weichen für die 
langfristige Integration gelegt: Denn viele derjenigen, die zu uns kommen, werden 
für lange Zeit oder sogar für immer in Deutschland leben und hier eine neue Heimat 
finden.  
Die vorliegende Expertise bietet in bisher einmaliger Form einen umfassenden 
Einblick in die behördliche Praxis der Kommunen im Umgang mit Flüchtlingen und 
Asylsuchenden. Im Spannungsfeld bundesgesetzlicher und föderaler Vorgaben und 
der Reaktionen der lokalen Bevölkerung werden Gestaltungsmöglichkeiten und
Handlungsspielräume der Kommunen aufgezeigt. Durch die Analyse verschiedener 
Formen der Wohnunterbringung, der Einbeziehung der lokalen Bevölkerung und 
der Unterstützung zivilgesellschaftlicher Initiativen wird deutlich, unter welchen 
Bedingungen die Integration von Flüchtlingen in den Kommunen gelingen kann. 
Die Autorinnen haben hierfür zu Jahresbeginn 2015 kommunale Entscheidungs-
träger zu ihren Erfahrungen befragt. Die aktuellen Entwicklungen wie auch die 
anstehenden gesetzlichen Änderungen waren zu diesem Zeitpunkt nicht absehbar. 
Gleichwohl liegt mit der vorliegenden Expertise eine Untersuchung vor, die bei  
den aktuellen Herausforderungen nicht die Zukunft aus dem Blick verliert und  
entscheidende Impulse für eine zukunftsfähige Gesellschaft bietet:
Transparenz schaffen, Teilhabe ermöglichen, Orientierung bieten
Sowohl für die bereits ansässige Bevölkerung als auch für die Flüchtlinge selbst  
müssen bisherige Formen des Zusammenlebens neu definiert werden. Solch ein 
Prozess fordert Offenheit von beiden Seiten. Dies ist jedoch nur möglich, wenn alle 
Beteiligten vor Ort in die Entscheidungen mit eingebunden sind und aktiv an der 
Gestaltung ihrer Gesellschaft teilhaben können.
   
Vernetzung aktiv voranbringen 
Um handlungsfähig zu bleiben, setzen viele Kommunen auf eine verstärkte  
Vernetzung der verschiedenen Akteure. Dies schließt neben den Regeldiensten  
auch die immense Anzahl an ehrenamtlich Engagierten mit ein. Diese Vernetzung  
gilt es aktiv zu gestalten und, wo immer möglich, zu institutionalisieren. 
Vorwort
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Flüchtlinge als Zielgruppe kommunaler Integrationspolitik mitdenken
Die Erfahrungen der kommunalen Arbeit zeigen: Die Zeiten, in denen Flüchtlinge 
nicht in lokalen Integrationskonzepten mitgedacht wurden, sind vorbei. Viele  
Kommunen stützen sich bereits seit längerem auf Konzepte, die Flüchtlinge als  
Zielgruppe kommunaler Integrationspolitik mit einbeziehen, und leisten somit  
einen entscheidenden Beitrag des gemeinsamen Zusammenlebens. 
Auch die Robert Bosch Stiftung denkt in eine ähnliche Richtung. Die im März 2015 
einberufene Robert Bosch Expertenkommission zur Neuausrichtung der Flüchtlings- 
politik verfolgt mit ihren praxisorientierten Empfehlungen, u. a. zu den Themen  
Unterbringung und kommunale Zusammenarbeit, Integration von Anfang an.  
Dazu führt die Kommission das Fachwissen von möglichst vielen beteiligten Stellen  
strukturiert zusammen. Wir hoffen, dass wir dadurch  auch im Jahr 2016 einen  
entscheidenden Beitrag zu Verbesserungen leisten können. 
Was wir trotz oder gerade wegen der Herausforderungen dieses Jahres in Deutsch-
land erleben durften, sind entscheidende Zeichen einer mehrheitlich aufnahme- 
bereiten und unterstützenden Gesellschaft. Die kommunalen Behörden leisten  
zusammen mit den vielen Ehrenamtlichen derzeit Unermessliches und gehen mit  
großem Engagement beispielhaft voran. Die Expertise würdigt deren Arbeit in  
besonderer Weise. In diesem Sinne gilt unser Dank sowohl Dr. Jutta Aumüller,  
Dr. Priska Daphi und Celine Biesenkamp für ihre Arbeit als auch allen Beteiligten  
und Befragten.
Uta-Micaela Dürig
Geschäftsführerin Robert Bosch Stiftung
November 2015
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Deutschland erlebt gegenwärtig die größte Flüchtlingszuwanderung seit den 1990er 
Jahren. Damals waren 350.000 Kriegsflüchtlinge aus Jugoslawien nach Deutschland 
geflüchtet. Heute sind es die Krisenherde im Nahen und Mittleren Osten und in zer-
fallenden afrikanischen Staaten, die die Asylzahlen wieder in enorme Höhen anstei-
gen lassen. Knapp 203.000 Flüchtlinge stellten 2014 einen Asylantrag in Deutsch-
land. Im laufenden Jahr 2015 wird diese Zahl vermutlich um das Vierfache steigen. 
Die wachsende Zahl an Asylanträgen stellt die Länder und Kommunen in Deutsch-
land vor große Herausforderungen. Diese betreffen nicht nur die Bereitstellung von 
ausreichendem Wohnraum, sondern auch die adäquate Betreuung und Integration 
der Flüchtlinge. Die vorliegende Expertise untersucht die gegenwärtige Flüchtlings- 
aufnahme in den Bundesländern und Kommunen hinsichtlich der gesetzlichen 
Rahmenbedingungen, der behördlichen Praxis, der Rolle des zivilgesellschaftlichen 
Engagements und der Reaktionen der Anwohnerschaft auf die Flüchtlingsunter-
bringung.
Steigende Asylantragszahlen hatten in den 1970er Jahren dazu geführt, dass in 
Deutschland eine föderale Verteilung asylsuchender Menschen auf die Bundeslän-
der eingeführt wurde. Damals setzte auch eine zunehmende Schlechterstellung von 
Asylsuchenden gegenüber anderen Migrantengruppen ein. Dies geschah einerseits 
durch legislative Maßnahmen, wie die im 1982 verabschiedeten Asylverfahrens- 
gesetz (AsylVfG) nahegelegte Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften, die 
Residenzpflicht sowie das 1993 erlassene Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG). 
Durch Letzteres wurden die Sozialleistungen für Asylbewerber und geduldete 
Flüchtlinge signifikant gegenüber dem regulären Sozialhilfesatz abgesenkt und  
die Bereitstellung dieser Leistungen in Form von Sachleistungen angeordnet.  
Andererseits sorgten auch öffentliche Diskurse, die sich an der »Asylantenflut«, an 
»Wirtschaftsflüchtlingen« und »Scheinasylanten« festmachten, für ein negatives 
Image des Asylrechts in weiten Teilen der Bevölkerung.
Einleitung:  
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Die rechtliche Schlechterstellung und der negativ besetzte öffentliche Diskurs  
wirken heute noch nach und prägen die rechtlichen und gesellschaftlichen Rahmen-
bedingungen, unter denen die Aufnahme und Integration von Flüchtlingen in den 
Ländern und Kommunen erfolgt. Dennoch ist ersichtlich, dass Deutschland zugleich 
um ein neues Selbstbild als Einwanderungsland ringt und das Asyl zunehmend als 
eine Form der befristeten oder dauerhaften Einwanderung begriffen wird. So erlebt 
man in Deutschland gegenwärtig beides: Haltungen des Willkommens und der  
Ablehnung gegenüber asylsuchenden Menschen.
Aufbau und Fragestellung der Studie
Die Absicht der vorliegenden Studie ist es, die Handlungsmöglichkeiten von  
Kommunen angesichts dieser enormen Herausforderung zu untersuchen. Zwischen 
der Verpflichtung der Kommunen, asylsuchende Menschen unterzubringen und  
zu versorgen, und der Akzeptanz dieser unfreiwilligen Mitbewohner im Kreis der 
örtlichen Bevölkerung eröffnet sich ein Spannungsfeld, in dem erweiterte kommunal- 
politische Kompetenzen gefordert sind. Die Verfasserinnen richten ihr Augenmerk 
auf dieses Spannungsfeld und analysieren, wie Kommunen im Rahmen bundesge-
setzlicher und föderaler Vorgaben agieren und wie kommunale Handlungsstrategien 
an die lokale Bevölkerung vermittelt werden können. Die Stärkung der Handlungs-
kompetenz kommunalpolitischer und zivilgesellschaftlicher Akteure spielt hierbei 
eine zentrale Rolle, um lokal angepasste Strukturen für den Umgang mit Flüchtlings-
zuwanderung zu schaffen, die nach aller Voraussicht auch in den nächsten Jahren 
anhalten wird. Die Grundlage der Studie bilden empirische Recherchen in deutschen 
Kommunen, anhand derer Konfliktsituationen, aber auch Beispiele einer guten  
Praxis nachgezeichnet werden.
Die Studie ist in zwei Teile untergliedert: Der erste Teil befasst sich mit den gesetz- 
lichen Rahmenbedingungen der Flüchtlingsunterbringung und ihrer Umsetzung in 
den Bundesländern und Kommunen. Der zweite Teil setzt sich mit den Reaktionen 
der Lokalbevölkerung auf Flüchtlingsunterkünfte auseinander. Beide Teile gehen 
innerhalb ihrer Schwerpunkte auch auf die Rolle von zivilgesellschaftlichem Engage-
ment vor Ort ein, das sowohl in der Ausgestaltung der Unterbringung als auch in den 
Reaktionen der Lokalbevölkerung eine zentrale Rolle spielt. In beiden Teilen werden 
entsprechende kommunale Erfahrungen exemplarisch recherchiert und ausgewertet. 
Die Rahmenbedingungen kommunaler Flüchtlingsunterbringung stehen im Mittel- 
punkt des ersten Teils. Obwohl hierzu in den letzten beiden Jahren bereits Überblicks- 
darstellungen von Pro Asyl und dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) vorgelegt wurden (Müller 2013; Wendel 2014a), ist ein Rückbezug in dieser 
Studie notwendig, um die Komplexität des Asylverfahrens im Rahmen des föderalen 
Mehrebenensystems nachzuzeichnen. Darüber hinaus sollen aber auch Verbindungen 
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der Asylpolitik zur Integrationspolitik der Länder aufgezeigt werden. Analysiert 
werden die unterschiedlichen Praktiken der Unterbringung und die damit verbun-
denen Chancen einer Integration von Flüchtlingen in die lokale Gesellschaft, die sich  
in besonderer Weise in eigenständigen kommunalen Konzepten zur Flüchtlingsunter- 
bringung niederschlagen. Hierzu werden die unterschiedlichen Formen der Unter-
bringung dargestellt und auf ihre Implikationen für die Integration hin untersucht. 
Darüber hinaus sollen gute Praktiken der Unterbringung und gesellschaftlichen  
Einbindung von Flüchtlingen identifiziert werden. Auch wenn die Aufnahme von 
Asylsuchenden nach wie vor dem staatlichen Gebot der Nicht-Integration unterliegt 
(vgl. Aumüller 2009, S. 113 ff.), sind viele Bundesländer darin aktiv geworden, die  
Bedingungen der Unterbringung und Integration von Flüchtlingen zu verbessern. 
Fast überall existieren vor Ort Formen der Integration von Flüchtlingen, die durch 
ein breites ehrenamtliches Engagement getragen, aber auch durch öffentlich ge-
förderte Angebote unterstützt werden. Dabei interessieren vor allem Formen einer 
guten Praxis, die gegenwärtig in solchen Gemeinden, Städten und Landkreisen  
entstehen, die die Unterbringung mit Konzepten einer systematischen Begleitung 
und sozialen Betreuung von Flüchtlingen verbinden. Untersucht wird, welche  
Rahmenbedingungen auf kommunaler und höherer Ebene notwendig sind, um  
dieses Engagement zu unterstützen. 
Der zweite Teil der Studie nimmt die Reaktionen der Lokalbevölkerung auf die 
Flüchtlingsunterkünfte in den Blick, als eine wichtige Grundlage der Flüchtlings-
integration. Hier wird der Frage nachgegangen, wie die unterschiedlichen Reakti-
onen auf Flüchtlingsunterkünfte – zwischen massiver Ablehnung und engagierter 
Unterstützung – zu erklären sind. Obwohl in der Flüchtlingsaufnahme oft eine hohe 
Empathie in der Bevölkerung festzustellen ist, ist sie ein potenziell konfliktträchtiges 
Thema. In vielen Städten und Gemeinden, in denen Einrichtungen für Flüchtlinge 
vorhanden oder geplant sind, regt sich Widerstand. Aber es gibt auch Standorte, an 
denen die Unterbringung von Flüchtlingen weithin akzeptiert wird und konkrete 
Unterstützungsangebote aus der Bevölkerung kommen. Brisant bleibt dieses Thema 
auch weiterhin, da der Gipfel der Flüchtlingsaufnahme noch nicht erreicht ist. Durch 
den Vergleich exemplarischer Fallstudien werden die Hintergründe der lokalen 
Reaktionen auf Flüchtlingsunterkünfte beleuchtet. Da vergleichende Studien solcher 
Reaktionen bisher weitgehend fehlen, bietet dieser Teil erste Einblicke in die kom-
plexe Dynamik der Anwohnerreaktionen. Die Fallstudien gehen dabei speziell auf 
den Zusammenhang zwischen diesen Reaktionen und der kommunalen Unterbrin-
gungspraxis sowie den zivilgesellschaftlichen Initiativen vor Ort ein. 
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In einem gemeinsamen abschließenden Teil möchten wir Handlungsperspektiven 
aufzeigen, die sich aus der in den untersuchten Kommunen vorgefundenen Situa-
tion und der Einschätzung der dort befragten Akteure in der Flüchtlingsaufnahme 
ergeben.
Überblick über den Forschungsstand
Das öffentliche und wissenschaftliche Interesse am Thema Asyl ist in Deutschland  
in den letzten Jahren groß. Aufgrund der Vielzahl der Publikationen können wir  
an dieser Stelle keinen Gesamtüberblick bieten und beschränken uns auf diejenigen 
thematischen Bereiche, die die Fragestellungen in dieser Studie in besonderer  
Weise tangieren. So wird die deutschsprachige Forschung zu den Implikationen  
des EU-weiten Dublin-Übereinkommens für die Asylpolitik im Folgenden nicht  
berücksichtigt. 
Nach einem Forschungseinbruch, der in den 1990er Jahren durch den sogenannten 
Asylkompromiss eingeleitet wurde, ist das sozialwissenschaftliche Interesse am  
Thema Asyl und Asylpolitik in den letzten Jahren in Deutschland wieder stark ge-
wachsen. So widmen sich verschiedene Studien den Lebensbedingungen und der 
sozialen Mobilität von Flüchtlingen, zum Beispiel hinsichtlich von Bildungschancen 
(Studnitz 2011; Ekmescic 2011; Schwaiger/Neumann 2014) und des Arbeitsmarkt-
zugangs (Weiß 2011; Grehl-Schmitt 2014; Gag/Voges 2014; Gag 2012). Ferner wurde 
die Integration von Flüchtlingen in einzelnen Städten und Kommunen analysiert 
(Ottersbach 2011; Aumüller/Bretl 2008). Mit der flüchtlingspolitischen Handlungs-
kompetenz von Kommunen hat sich besonders Aumüller (2009) befasst, in neuerer 
Zeit auch Bötel/Steinbrück (2014) und Schammann (2015).
Die unterschiedlichen politischen Aufnahmebedingungen für Asylbewerber und 
geduldete Flüchtlinge in den Bundesländern wurden von Müller (2013) und Wendel 
(2014a) zusammengefasst. Insbesondere in der Studie von Wendel werden zugleich 
auch die Wohnbedingungen für Asylsuchende in den Blick genommen. Eine kritische 
Analyse zur Politik der Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften legte Tobias 
Pieper mit seiner Dissertation »Die Gegenwart der Lager – Zur Mikrophysik der Herr-
schaft in der deutschen Flüchtlingspolitik« vor (Pieper 2008a; 2008b). Nur vereinzelt 
existieren vertiefte Erhebungen zur Flüchtlingspolitik einzelner Bundesländer, 
so beispielsweise eine empirische Untersuchung des Flüchtlingsrats NRW zu den 
Asylunterkünften im Bundesland (Flüchtlingsrat NRW 2013). Die genannten Studien 
bilden zugleich eine wichtige Referenz für die vorliegende Expertise. Im Übrigen 
dominiert in diesem Themenfeld graue Literatur, die von Flüchtlingshilfsorganisati-
onen, Wohlfahrtsverbänden und anderen Institutionen der Lobby- und Sozial- 
arbeit erstellt wird und in der sich zugleich der rasche Wandel in diesem Politikfeld 
abbildet. Ein komplett unbeleuchtetes Feld bilden zudem von der Politik in Auftrag 
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gegebene Gutachten und Expertisen zur Praxis der Flüchtlingsaufnahme, von  
denen nur ein Teil überhaupt in die Öffentlichkeit gelangt.
Vergleichsweise viele Studien beschäftigen sich mit der Einstellung zu Migranten 
und Flüchtlingen in Deutschland im Allgemeinen. Sie bieten einen ersten Einblick in 
die Hintergründe der Einstellungen gegenüber Flüchtlingen. Allerdings basieren sie 
auf allgemeinen Umfragen und bieten keine Einblicke in die Dynamik von Ablehnung 
und Unterstützung von Flüchtlingen vor Ort. Sie ermöglichen damit nur eine be-
grenzte Erklärung der Reaktionen auf Flüchtlingsunterkünfte. Studien zur Einstel-
lung gegenüber Migranten allgemein zeigen, dass die Offenheit gegenüber Migranten 
und das Bewusstsein darüber, dass Deutschland ein Einwanderungsland ist, seit 
2012 gestiegen sind (Bertelsmann Stiftung 2015). Auch wurde ein Rückgang aus-
länderfeindlicher Einstellungen in Deutschland seit 2002 festgestellt (Decker et al. 
2014). Die Einstellungen gegenüber Flüchtlingen jedoch haben sich in den letzten 
Jahren anders entwickelt: Während ablehnende Einstellungen gegenüber Migranten 
in den letzten Jahren abgenommen haben, hat die Ablehnung gegenüber Flüchtlin-
gen seit 2011 stark zugenommen.1 So ist der Anteil derjenigen, die eine großzügige 
Prüfung von Asylanträgen seitens des Staates ablehnen, von knapp 26 Prozent im 
Jahr 2011 (vgl. Heitmeyer 2012) auf 76 Prozent im Jahr 2014 gestiegen (Decker et al. 
2014). Auch vermuten 55 Prozent der Befragten im Jahr 2014, dass die meisten 
Flüchtlinge in ihrer Heimat nicht wirklich verfolgt werden – im Jahr 2011 waren es 
knapp zehn Prozent weniger (ebd.). Eine Studie der Robert Bosch Stiftung aus dem 
Jahr 2014 zeigt zudem, dass zwar viele befragte Personen bereit sind, Flüchtlinge 
durch Sachspenden (45 %) und Deutschkurse (30 %) zu unterstützen; deutlich we-
niger erklären sich jedoch bereit, politisch für die Verbesserung der Situation von 
Flüchtlingen in Deutschland aktiv zu werden (18 %) (Robert Bosch Stiftung 2014).
Bislang fehlen Untersuchungen, die das Zusammenspiel von behördlicher Praxis, 
zivilgesellschaftlichem Engagement und Reaktionen der lokalen Bevölkerung auf die 
Unterbringung von Flüchtlingen analysieren. Diese Lücke soll mit der vorliegenden 
Studie geschlossen werden. Wir verfolgen die übergeordnete Frage, wie sich die 
Ausgestaltung der Aufnahmebedingungen und die Akzeptanz von Asylsuchenden in 
der Bevölkerung zueinander verhalten und welche Rolle dabei zivilgesellschaftliche 
Akteure spielen. Damit wollen wir Aufschluss darüber gewinnen, welche Formen der 
Wohnunterbringung, der Einbeziehung der lokalen Bevölkerung, der Unterstützung 
zivilgesellschaftlicher Initiativen und der Flüchtlingsintegration geeignet sind, um 
eine positive Aufnahmebereitschaft für Flüchtlinge in den Städten und Gemeinden 
zu fördern.
1  Die Ablehnung im Vergleich zum Jahr 1993 ist jedoch gesunken (vgl. Robert Bosch Stiftung 2014). 
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Methodik und Auswahl der untersuchten Fallbeispiele
Für unsere Fragestellung haben wir entsprechende kommunale Erfahrungen  
exemplarisch recherchiert und ausgewertet. Die Basis unserer Studie bilden zum 
einen qualitative Interviews, die mit Vertretern der Kommunalverwaltung und  
Kommunalpolitik, Integrationsfachleuten sowie professionellen und ehrenamtlichen 
Akteuren in der Flüchtlingsaufnahme geführt wurden (siehe Anhang). Zudem greift 
die Expertise auf die Auswertung von Dokumenten und Veröffentlichungen zur 
Situation und Entwicklung der Flüchtlingsunterbringung zurück – dies beinhaltet 
verfügbare amtliche Dokumente und graue Literatur, die von Verwaltungen und 
Kommunen, politischen Akteuren, Nicht-Regierungsorganisationen und Initiativen 
im Rahmen ihrer Tätigkeit erstellt wurden, darunter auch Landesintegrations- 
konzepte und kommunale Unterbringungskonzepte. In Teil 2 wurden zudem  
Medienberichte mit aufgegriffen. 
In beiden Teilen werden verschiedene kommunale Erfahrungen der Flüchtlings- 
unterbringung und Reaktionen der Lokalbevölkerung exemplarisch recherchiert 
und ausgewertet. Berücksichtigt wurden hierbei Kommunen und Standorte ver-
schiedener Bevölkerungsgröße und in verschiedenen Bundesländern.2 Darüber 
hinaus wurden für Teil 1 und Teil 2 Fälle gewählt, die zu der jeweiligen Fragestel- 
lung einen signifikanten Beitrag leisten konnten. Für Teil 1 betraf dies insbesondere 
Fälle mit innovativen Ansätzen in den verschiedenen Handlungsfeldern kommunaler 
Flüchtlingspolitik, um Beispiele guter Praxis nachzeichnen zu können. Zudem war  
in diesem Teil die Auswahl durch frühere Forschungserfahrung im Bereich der  
lokalen Integrationspolitik und die Bereitschaft beteiligter Akteure, Auskunft über 
ihr Fachgebiet zu geben, beeinflusst. In Teil 2 wurden verschiedene Standorte  
von Gemeinschaftsunterkünften ausgewählt, die sich in der Reaktion der Lokal- 
bevölkerung und der Unterbringungspraxis unterscheiden (siehe Teil 2, Kapitel 1), 
um den Zusammenhang von Reaktionen und Unterbringungspraxis zu beleuchten.  
Ein Teil dieser Fälle überschneidet sich mit den Fällen, die in Teil 1 besprochen  
werden, um die Bezüge innerhalb der Expertise zu erhöhen.
Kommunen und Flüchtlingsintegration
Flüchtlinge unterliegen einer Vielzahl rechtlicher Kategorisierungen und behörd-
licher Restriktionen. Mit ihrer Aufnahme verbinden sich in nationalstaatlicher 
Perspektive grundsätzliche Strategien der Inklusion und Exklusion – wer gehört zu 
Deutschland und wer nicht? – und der politischen Legitimation – wie inklusiv darf 
eine Aufnahmestrategie sein, damit die regierende Partei von der Wahlbevölkerung 
mehrheitlich akzeptiert wird? Anders stellt sich die Flüchtlingsaufnahme in  
 
2  Dennoch ist diese Auswahl keineswegs repräsentativ und lässt keine allgemeinen Aussagen  
über den Einfluss bestimmter sozialräumlicher und gemeindetypologischer Strukturmerkmale auf  
die Flüchtlingsaufnahme zu. 
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kommunaler Perspektive dar. Kommunen haben keinen Einfluss darauf, wie viele 
und welche Flüchtlinge sie unterbringen müssen. Hingegen sind sie dafür zuständig, 
die praktischen Probleme der Unterbringung und Versorgung zu lösen. Es verwun-
dert daher nicht, dass Kommunen einen tendenziell pragmatischen Blick auf asyl- 
suchende Menschen haben. Sie werden als Mitbewohner auf kürzere oder längere 
Zeit betrachtet, die in vieler Hinsicht einen Integrationsbedarf wie andere Migranten 
auch haben. Die Prämisse, dass die überwiegende Mehrheit der Asylsuchenden 
Deutschland ohnehin wieder verlassen würde, war stets allenfalls partiell zutreffend. 
Tatsächlich war und ist die durchschnittliche Verweildauer von Asylsuchenden und
Geduldeten bundesweit sehr hoch. Insbesondere die Praxis der Kettenduldungen 
führt dazu, dass in Deutschland Zehntausende nicht anerkannte Flüchtlinge leben, 
die sich bereits seit vielen Jahren hier aufhalten, ohne dass realistischerweise eine 
Rückführung zu erwarten ist.3 Auch sie müssen aus kommunaler Sicht in irgendeiner 
Weise integriert werden bzw. ihre Integration selbstständig vor Ort bewerkstelligen. 
Faktisch war das Gebot der Nicht-Integration von Flüchtlingen in den Kommunen  
nie realisierbar.
In der aktuellen hohen Flüchtlingszuwanderung ist ein erneuter Wandel in der 
Integrationsfrage zu beobachten – und zwar auf allen Ebenen des föderalen Systems. 
Anfang 2015 betrug die Schutzquote für Asylsuchende 41,6 Prozent – darunter für 
Flüchtlinge aus Syrien 86 Prozent, aus dem Irak 94 Prozent und aus Eritrea 75 Pro-
zent – und war damit so hoch wie nie zuvor in der bundesdeutschen Asylgeschichte. 
Ein großer Teil der heute asylsuchenden Menschen wird langfristig zur deutschen 
Bevölkerung gehören. Die Politik handelt gegenwärtig auf verschiedenen Ebenen 
und hat zahlreiche Maßnahmen erlassen, die eine Integration von Flüchtlingen  
erleichtern bzw. beschleunigen sollen. Damit wird ein tiefgreifender Paradigmen-
wechsel eingeleitet, der sich zunehmend auch mit Diskursen zur Arbeitsmarkt- 
entwicklung und zur Gestaltung des demografischen Wandels verbindet.
Einige Begriffe und wie wir sie verwenden
Es sind eingangs einige Begriffe zu erklären, die wir in dieser Studie verwenden wer-
den. Dies ist zunächst der Flüchtlingsbegriff selbst. Flüchtling ist ein Sammelbegriff 
für Personen, die ihren Heimatort verlassen haben, um einer bedrohlichen Situation 
zu entkommen, und zumeist in einem anderen Land um Asyl ersuchen. Wenn wir von 
Flüchtlingen sprechen, meinen wir – sofern nicht anders vermerkt – Menschen, die 
als asylsuchend nach Deutschland gekommen sind und bislang keinen geregelten 
Aufenthaltsstatus in Form eines Aufenthaltstitels erlangt haben. Das umfasst aus-
drücklich Personen mit unterschiedlichem Rechtsstatus. Im rechtlichen Sinn handelt 
es sich bei den Personen, um die es in dieser Studie geht, sowohl um Asylsuchende, 
3  Genaue Zahlen sind einer Broschüre des Flüchtlingsrats Brandenburg zu entnehmen  
(Wendel 2014b).
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Asylantragsteller (oder auch Asylbewerber), um subsidiär Schutzbedürftige wie auch 
um geduldete Flüchtlinge, deren Asylantrag abgelehnt wurde und deren Abschie-
bung aus verschiedenen Gründen ausgesetzt wurde. Mit der Antragstellung auf Asyl 
verfügen diese Menschen über eine Aufenthaltsgestattung, d. h. über das Recht, sich 
bis zum Abschluss ihres Asylverfahrens in Deutschland aufhalten zu dürfen. Aus 
Gründen der Lesbarkeit verzichten wir in der Regel auf die korrekte juristische Be-
zeichnung. 
In der Aufnahmegesellschaft herrscht häufig ein sehr verallgemeinerndes Bild von 
Flüchtlingen. Die Menschen, die zum Beispiel in einer Flüchtlingsunterkunft leben, 
werden als homogene Gruppe wahrgenommen. Dabei ist sie alles andere als gleich-
förmig. Um nur einige Merkmale zu nennen: Dort leben Menschen unterschiedlicher 
Nationalität, unterschiedlichen Alters und unterschiedlicher sozialer Herkunft meist 
auf engem Raum zusammen. Außerdem leben einige Menschen schon seit vielen  
Jahren in solchen Unterkünften, weil sie keine Aufenthaltserlaubnis bekommen  
haben, aber nicht abgeschoben werden können. Sie haben unter Umständen schon 
viele andere Flüchtlinge ein- und ausziehen sehen, während sie selbst in einer un- 
veränderbaren Situation feststecken. Die subjektive Perspektive von Flüchtlingen 
wird in dieser Außenwahrnehmung häufig vernachlässigt. Diese Diversität der 
Flüchtlingsbevölkerung bedeutet faktisch aber eine zusätzliche Herausforderung  
in der kommunalen Flüchtlingspolitik.
Wenn in dieser Studie die Rede von der kommunalen Flüchtlingspolitik ist, dann  
sind damit alle diejenigen behördlichen und politischen Maßnahmen gemeint, die 
die Lebenssituation von asylsuchenden und geduldeten Menschen vor Ort beein-
flussen. Wie kommunale Integrationspolitik im Allgemeinen findet auch kommunale 
Flüchtlingspolitik in unterschiedlichen Handlungsfeldern statt. Dazu zählen die 
Wohnungspolitik, die Bildungsintegration in Kitas und Schulen, die Sprachförde-
rung, der Umgang mit Anwohnern, die Mediation von Nachbarschaftskonflikten, die 
Bekämpfung von Fremdenfeindlichkeit, lokale Maßnahmen der Beschäftigungsför-
derung u. a. m. In dieser Vielfältigkeit reicht kommunale Flüchtlingspolitik über die 
Zuständigkeitsbereiche von Ausländerbehörde und Sozialamt hinaus. Kommunale 
Konzepte einer Willkommenskultur für Flüchtlinge oder der Flüchtlingsaufnah-
me, die in manchen Städten bereits entstanden sind, sind ein Ausdruck dafür, dass 
auch dieser Bereich zunehmend als ein eigenständig zu gestaltendes kommunales 
Handlungsfeld aufgefasst wird. Zivilgesellschaftliche Gruppen wie Bürgerinitiativen, 
kirchliche Träger und Vereine spielen zudem in der kommunalen Flüchtlingspolitik 
eine wichtige Rolle, sind jedoch von den behördlichen und politischen Akteuren zu 
unterscheiden: Ihre Ressourcen, Motive und Handlungsoptionen sind anders ge-
staltet. Anerkannte Flüchtlinge sind im Allgemeinen nicht länger Adressaten dieser 
Politik, da sie mit der Anerkennung einen Anspruch auf reguläre Integrations- und 
Einleitung: Flüchtlingsaufnahme zwischen Willkommen und Ablehnung14
soziale Maßnahmen – wie alle anderen Migranten – haben. Allerdings erleben wir 
derzeit, dass auch anerkannte Flüchtlinge weiterhin in den örtlichen Gemeinschafts-
unterkünften leben müssen, da für sie kurzfristig keine eigene Wohnung zu Ver-
fügung steht. In der Praxis lässt sich also keine trennscharfe Unterscheidung von 
kommunaler Integrations- und Flüchtlingspolitik treffen. 
Mittlerweile ist es selbstverständlich geworden, auch von einer Integration von 
Flüchtlingen zu sprechen. Der Integrationsbegriff als solcher soll hier nicht weiter 
vertieft und problematisiert werden. Mit der Integration von Flüchtlingen sind alle 
Prozesse gemeint, die die sprachliche, kulturelle, soziale und strukturelle Eingliede-
rung von Menschen mit und ohne geregelten Aufenthaltsstatus in die Aufnahme- 
gesellschaft vorantreiben und eine verbesserte Teilhabe zum Ziel haben. Zur Inte-
gration gehört auch die Sensibilisierung der Aufnahmegesellschaft für die Anliegen 
von Flüchtlingen, beispielsweise durch den Abbau von Vorurteilen und Diskriminie-
rung sowie eine interkulturelle Öffnung von Verwaltungen und Vereinen. 
Schließlich erscheinen hier noch einige Anmerkungen zum Begriff der Gemein-
schaftsunterkunft notwendig, die gegenwärtig noch immer das vorherrschende 
Modell der Unterbringung von Menschen im Asylverfahren darstellt. Der Begriff 
Gemeinschaftsunterkunft taucht erstmals im Asylverfahrensgesetz von 1982 auf. 
Seinerzeit konnte sich der Begriff gegen die konkurrierenden Vorschläge »Sammel-
unterkunft« oder »Sammellager« durchsetzen, was der positiven Konnotation des 
»Gemeinschafts«-Begriffsbestandteils geschuldet gewesen sein dürfte, obwohl der 
gemeinschaftsfördernde Charakter dieser Einrichtungen von jeher fraglich war 
(Wendel 2014a, S. 10). Kennzeichnend für die Gemeinschaftsunterkunft ist die vor-
übergehende Unterbringung, häufig verbunden mit dürftigen Lebensverhältnissen. 
Kritiker dieser Praxis und Menschenrechtsaktivisten sprechen deshalb häufig von 
einer »Lagerstruktur« in der Unterbringung von Asylsuchenden, um den abschre-
ckenden Charakter dieser Lebensbedingungen zu pointieren (vgl. Pieper 2008b, 
S. 118). Nach längerem Zögern haben wir uns im folgenden Text für die Verwendung 
dieses Begriffs entschieden, da dies auch der Praxis der Kommunen entspricht,  
deren Unterbringungskonzepte in dieser Studie untersucht werden. Die Text- 
verständlichkeit soll durch einen heterodoxen Begriffsgebrauch nicht unnötig  
erschwert werden.
Personenbezogene Bezeichnungen, die sich zugleich auf Frauen und Männer  
beziehen, führen wir zur besseren Lesbarkeit nur in der männlichen Form an.  
Gemeint sind ausdrücklich auch alle nicht männlichen Personen. 
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Teil 1
Rahmenbedingungen der  
Flüchtlingsaufnahme und ihre  
Umsetzung in den Kommunen
Jutta Aumüller
Einführung
Die Aufnahme von Flüchtlingen erfolgt in Deutschland in einem hochbürokratisier-
ten, komplexen Verfahren, dessen Grundzüge in diesem Teil referiert werden sollen. 
In den Kommunen wird dieses Verfahren in eine lokale Praxis umgesetzt, wobei  
die Flüchtlingsunterbringung vor Ort durchaus auch in einer eigenen, angepassten 
Handlungslogik betrieben wird. In diesem Teil soll aufgezeigt werden, dass die 
Unterbringung und Integration von Asylsuchenden, Menschen mit einem humani-
tären Schutzstatus und Geduldeten zunehmend ein eigenständiges Aktionsfeld in 
den Kommunen begründet, das in einem weiteren oder engeren Bezug zur kommu-
nalen Integrationspolitik wie auch weiteren kommunalpolitischen Handlungsfeldern 
steht. Thematisch ist dieser Teil in folgende Unterkapitel gegliedert:
::   Kapitel 1 befasst sich mit der Flüchtlingsaufnahme im föderalen System und 
beschreibt die Zuständigkeiten der verschiedenen Akteursebenen – Bund, Länder 
und Kommunen – bei der Aufnahme und Unterbringung von Flüchtlingen.
::  Kapitel 2 ist der Frage gewidmet, wie sich die Aufnahme und Wohnunterbringung 
vor Ort tatsächlich gestaltet. Im Vordergrund steht dabei die Analyse zentraler 
und dezentraler Formen der Unterbringung. Ein zweiter Schwerpunkt in diesem 
Kapitel befasst sich mit kommunalen Konzepten zur Wohnunterbringung von 
Flüchtlingen, mit denen Kommunen ihren eigenen Gestaltungsspielraum in  
diesem Feld ausloten.
::   In Kapitel 3 werden Ansätze einer kommunalen Flüchtlingsintegration über die 
Wohnunterbringung hinaus untersucht. Ausgangspunkt dieser Darstellung ist  
die Tatsache, dass die kommunale Flüchtlingsaufnahme weit mehr als eine Ver-
waltungsaufgabe ist, vielmehr viele Lebensbereiche der örtlichen Gesellschaft 
insgesamt berührt und immer stärker als eine vor Ort gemeinschaftlich  
zu bewerkstelligende Aufgabe begriffen wird.
::   Kapitel 4 schließlich wagt sich auf ein – bislang noch – eher heikles Terrain, indem 
die Aufnahme von Flüchtlingen mit der Frage der gesamtgesellschaftlichen 
demografischen Entwicklung verknüpft wird. Erfragt wurden in den Interviews 
auch Zukunftsvorstellungen über den Verbleib der heutigen Asylsuchenden in 
den Kommunen. Deutlich werden hierbei Erwartungsperspektiven, für deren  
Umsetzung gangbare Wege erst noch gefunden und erprobt werden müssen.
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1 
Die Flüchtlingsaufnahme  
im föderalen System
In diesem Kapitel werden die Zuständigkeiten der Flüchtlingsaufnahme auf den  
verschiedenen Ebenen des föderalen Systems dargestellt. Ein erster Schwerpunkt 
liegt auf den Flüchtlingsaufnahmegesetzen der Länder sowie weitergehenden Über-
legungen zur Integration von Asylsuchenden in den Landesintegrationskonzepten. 
Den zweiten Schwerpunkt dieses Kapitels bildet die Frage, welche Handlungsspiel-
räume die Kommunen in der Integration von Flüchtlingen besitzen.
1.1 Zuständigkeit der Bundesländer in der Flüchtlingsaufnahme
Die Flüchtlingsaufnahme erfolgt in Deutschland im Rahmen eines Systems geteilter 
Zuständigkeiten zwischen dem Bund, den Ländern und den Kommunen, dessen  
heutige Form im Asylverfahrensgesetz (AsylVfG) aus dem Jahr 1982 festgelegt wurde. 
Die Aufgabe des Bundes ist es dabei, das Asylverfahren durchzuführen. Die Bundes-
länder sind für die Unterbringung Asylsuchender und die Gewährung existenzsi-
chernder Leistungen zuständig. Mit der Durchführung dieser Aufgaben werden in 
letzter Instanz die Kommunen betraut, die hierfür eine finanzielle Kompensation 
durch das jeweilige Bundesland erhalten.
Flüchtlinge im Asylverfahren sowie abgelehnte Asylbewerber, deren Abschiebung 
ausgesetzt ist, verfügen über kein Mitspracherecht bei der Wahl des Wohnortes in 
Deutschland.4 Ihre Unterbringung wird in einem mehrstufigen Verfahren organisiert, 
das von Bundesland zu Bundesland variiert.5 Zuständig für das Vorhalten von Wohn-
raum und für die Versorgung von Flüchtlingen sind in letzter Instanz die Kommunen.
Die Verteilung neu einreisender Asylsuchender auf die Bundesländer erfolgt nach 
dem sogenannten Königsteiner Schlüssel, mit dem die Verteilungsquoten an aufzu-
nehmenden Flüchtlingen für die einzelnen Länder jährlich berechnet werden. Diese 
Berechnung erfolgt auf der Grundlage der Steuereinnahmen sowie der Bevölke-
rungszahl eines Bundeslandes. Asylsuchende werden in der so ermittelten zuständi-
gen Erstaufnahmeeinrichtung des Landes aufgenommen, wo auch die Erstanhörung 
im Asylverfahren stattfindet. Die zeitliche Dauer dieser Unterbringung soll sechs 
bis maximal zwölf Wochen betragen. Von dort werden Asylbewerber dann auf die 
Kommunen (Landkreise und kreisfreie Städte) weiter verteilt. Auch innerhalb der 
einzelnen Bundesländer erfolgt die sogenannte Anschlussunterbringung in den 
Kommunen zumeist nach einem vorab festgelegten Verteilungsschlüssel.
4  Als einzige Ausnahme gilt das Prinzip der Einheit der Familie; d. h. die in Deutschland lebenden 
Mitglieder einer Familie haben das Recht, eine gemeinsame Unterkunft an einem Ort zugewiesen zu 
bekommen (§ 51 Abs. 1 AsylVfG).
5  In jüngerer Zeit wurden ausführliche Darstellungen dieses Systems und seine Ausgestaltung in den 
einzelnen Bundesländern von Müller (2013) und Wendel (2014a) vorgelegt.
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Die einzelnen Bundesländer erlassen Gesetze zur landesweiten Regelung der 
Aufnahme und Unterbringung von Flüchtlingen. Darin werden die landesinternen 
behördlichen Zuständigkeiten für die Aufnahme und Unterbringung, das Verfahren 
zur Verteilung der Asylsuchenden innerhalb des Bundeslandes sowie zur Refinan-
zierung der Kommunen für die bei der Flüchtlingsunterbringung entstandenen 
Aufwendungen festgelegt. Die Bundesländer haben unterschiedliche Vorgaben, was 
die Trägerschaft, den Betrieb und die politisch-administrative Ausgestaltung der  
Anschlussunterbringung in den Kommunen betrifft (vgl. Müller 2013, S. 15). In den 
meisten Bundesländern wird ein Verfahren praktiziert, bei dem die Flüchtlinge 
direkt aus der vom Land betriebenen Erstaufnahmeeinrichtung auf die Kommunen 
verteilt werden. Diese sind dann für die Beschaffung geeigneter Einrichtungen zur 
Wohnunterbringung zuständig. Der Freistaat Bayern bildet insofern eine Ausnahme, 
als dass dort die Regierungsbezirke für die Anschlussunterbringung von Asylsu-
chenden zuständig sind; eine Aufgabenübertragung an die Kommunen findet laut der 
bayerischen Asyldurchführungsverordnung (DVAsyl) nicht statt. Ein zentralisiertes 
einstufiges Verfahren wird in den Stadtstaaten Berlin und Hamburg praktiziert. Dort 
liegt die Verantwortung für die Erstaufnahme und die weitere Unterbringung direkt 
bei der Landesregierung (Wendel 2014a, S. 12). Die Kosten werden entsprechend 
direkt von der Landesregierung getragen.
Bislang konzentrieren sich die Flüchtlingsaufnahmegesetze der Länder fast aus-
schließlich auf die Gestaltung der Wohnunterbringung. Weitergehende Richtlinien, 
die auch eine psychosoziale Begleitung von Flüchtlingen vorsehen, existieren in 
kaum einem Aufnahmegesetz. Eine Ausnahme bildet das novellierte Flüchtlingsauf-
nahmegesetz (FlüAG) des Landes Baden-Württemberg, das 2014 in Kraft getreten 
ist. Hier wird in den Richtlinien zur Erstaufnahme festgeschrieben, dass neu eintref-
fende Asylsuchende einen Anspruch auf eine qualifizierte Sozial- und Verfahrens-
beratung haben und besonders schutzbedürftige Personen bei der Erstaufnahme zu 
identifizieren sind. Weiterhin schreibt das Gesetz den »unteren Aufnahmebehörden« 
(in den Landkreisen) vor, eine angemessene Flüchtlingssozialarbeit zu gewähr-
leisten, den Schulbesuch von Kindern zu organisieren sowie sicherzustellen, »dass 
unentgeltlich Grundkenntnisse der deutschen Sprache erworben werden können« 
(§ 13). Dies ist ein Novum in der Ländergesetzgebung zur Flüchtlingsaufnahme, dass 
auch psychosoziale und integrative Angebote als verpflichtende Maßnahmen fest- 
geschrieben werden. 
Eine vergleichbare Verpflichtung zur psychosozialen Versorgung von Flüchtlingen 
findet sich allenfalls noch im nordrhein-westfälischen Flüchtlingsaufnahmegesetz. 
Hier wird verbindlich festgeschrieben, dass von den für die Flüchtlingsunter- 
bringung vorgesehenen Landesmitteln, die an die Kommunen fließen, 4,5 Prozent 
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ausschließlich für die soziale Betreuung der Asylsuchenden zu verwenden sind  
(§ 4 FlüAG des Landes NRW). 
Hinsichtlich der Mindeststandards von Flüchtlingsunterkünften gibt es im Asylver-
fahrensgesetz keine bundesweite Regelung. Auch in den Bundesländern existiert 
dazu keine einheitliche Praxis:
»Auch auf Länderebene gibt es keine einheitlichen Mindestanforderungen für die Un-
terbringung von Asylsuchenden. In manchen Ländern gibt es Regelungen, in manchen 
nicht. Auch die bestehenden Regelungen unterscheiden sich erheblich, sei es in ihrer 
Verbindlichkeit, sei es inhaltlich. Die Lebensbedingungen von Flüchtlingen sind also 
stark vom Wohlwollen der jeweils zuständigen staatlichen Stellen abhängig.« 
(Cremer 2014, S. 6)
Wichtige gesetzliche Auflagen, die die Wohnfreiheit von asylsuchenden Menschen 
weiterhin beeinträchtigen, sind die Residenzpflicht sowie die Wohnsitzauflage.  
Die Residenzpflicht beschränkt den Aufenthalt von Asylbewerbern und geduldeten 
Flüchtlingen auf einen festgelegten räumlichen Radius (z. B. Landkreis, Bundesland). 
Seit 2013 wurden in fast allen Bundesländern die bestehenden Gesetze gelockert 
und die Residenzpflicht auf das gesamte Landesgebiet ausgeweitet (in Berlin und 
Brandenburg sowie in Bremen und Niedersachsen jeweils auf beide Länder). In 
Bayern und Sachsen ist das Aufenthaltsrecht derzeit noch auf die Regierungsbezirke 
eingeschränkt. Seit dem 1. Januar 2015 ist die Residenzpflicht für Asylbewerber und 
Geduldete auf drei Monate begrenzt, sofern der Lebensunterhalt dieser Personen 
gesichert ist.
Laut Bundesrecht sind die Ausländerbehörden grundsätzlich ermächtigt, Wohnsitz-
auflagen zu erteilen. Die Wohnsitzauflage ist eine Art sozialhilferechtliche Residenz-
pflicht. Damit besteht keine freie Wahl des Wohnsitzes, wenn eine Person öffentliche 
Sozialleistungen bezieht. Die Wohnsitzauflage kann auch Flüchtlingen mit einer Auf-
enthaltserlaubnis auferlegt werden, sofern sie Leistungen nach SGB II oder SGB XII 
beziehen; darüber hinaus auch Asylsuchenden, die Leistungen nach dem AsylbLG 
beziehen. Die Wohnsitzauflage ist eine in vielen Bundesländern gängige Praxis, an-
erkannten Flüchtlingen und subsidiär geschützten Personen einen Wohnsitz nur in 
dem jeweiligen Bundesland, dem Bezirk oder dem Landkreis, bisweilen sogar nur 
auf eine einzelne Gemeinde beschränkt, zu ermöglichen, in dem die Aufenthaltser-
laubnis ausgestellt wurde. Dadurch soll eine unkontrollierte Binnenwanderung von 
ausländischen Sozialhilfeempfängern verhindert werden, um die Kontrolle über die 
entstehenden Kosten bei Ländern und Gemeinden zu gewährleisten. Sie kann sich je-
doch als hinderlich erweisen, wenn es darum geht, in eine Privatwohnung umzuzie-
hen, wenn diese außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Ausländerbehörde liegt.
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1.2 Flüchtlingspolitik in den Landesintegrationskonzepten 
Sieht man von den Flüchtlingsaufnahmegesetzen ab, so werden in den Ländern in 
den letzten Jahren erste Ansätze sichtbar, Asylsuchende und geduldete Flüchtlinge 
als eine integrale Zielgruppe staatlicher Integrationspolitik – neben dauerhaft hier 
lebenden Menschen mit Migrationshintergrund – zu begreifen. In bislang fünf Bundes- 
ländern werden Flüchtlinge als Zielgruppe in den landeseigenen Integrationskon-
zepten angesprochen. Neben den Stadtstaaten Berlin, Bremen und Hamburg sind 
dies die Länder Brandenburg und Rheinland-Pfalz.
Im Berliner Integrationskonzept »Vielfalt fördern – Zusammenhalt stärken« (2007) 
werden in einem eigenständigen Kapitel Integrationsperspektiven für Flüchtlinge 
thematisiert. Das Ziel der damit verknüpften Integrationsangebote ist es, Asylbewer-
bern und langjährig Geduldeten »eine Perspektive für ein selbstständiges Leben«  
zu ermöglichen (ebd., S. 83). Konkretisiert werden folgende Handlungsbereiche:
::   eine grundsätzliche Gewährleistung von Barleistungen anstelle von Sach- 
leistungen für alle Anspruchsberechtigten von Leistungen nach dem AsylbLG;
::  die Unterbringung von Flüchtlingen in Wohnungen anstelle von Wohnheimen;
::  der Zugang zu niedrigschwelligen Beratungs- und Fürsorgeangeboten;
::  die Unterstützung von langjährig geduldeten Flüchtlingen bei der Arbeitssuche;
::   darüber hinaus verschiedene integrationspolitische Regelungen für Personen 
ohne Aufenthaltsstatus (z. B. Zugang zu sozialer und medizinischer Basis- 
versorgung).
Auch im Bremer »Entwicklungsplan Partizipation und Integration« (2012) wird der 
Lebenssituation von Flüchtlingen ein eigenes Kapitel gewidmet. Die Rahmenziel- 
setzung ist auch hier, Asylbewerbern und langjährig Geduldeten »eine Perspektive  
für ein selbstständiges Leben« zu ermöglichen. Als Ziele und Maßnahmen werden 
dabei die (mittlerweile umgesetzte) Abschaffung der Residenzpflicht, eine verbes- 
serte Gesundheitsversorgung für Flüchtlinge, »ein stufenweiser Abbau von Wohn- 
heimkapazitäten zugunsten der Nutzung von Wohnungen für Flüchtlinge und Asyl-
bewerberinnen und -bewerber« sowie die Schaffung eines Angebots von Deutsch-
kursen in Gemeinschaftsunterkünften formuliert (ebd., S. 18). Im Hamburger Inte- 
grationskonzept »Teilhabe, Interkulturelle Öffnung und Zusammenhalt« (2013) sind 
Flüchtlinge bei den Maßnahmen und Zielen »ausdrücklich mitgemeint« (ebd., S. 9). 
Formuliert werden in den verschiedenen Handlungsfeldern Teilziele, die sich  
explizit an Asylbewerber und geduldete Flüchtlinge richten, zum Beispiel zur ver-
besserten Teilhabe von Flüchtlingskindern an der frühen Bildungsförderung, zur 
Sicherstellung eines Angebots zur sprachlichen Förderung von geduldeten Flücht-
lingen und Asylbewerbern sowie zur gleichberechtigten Teilhabe von geduldeten 
Jugendlichen in der dualen Ausbildung.
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Von den Flächenstaaten haben bislang Rheinland-Pfalz und Brandenburg eigene 
Ausführungen zur Integration von Flüchtlingen in ihre Landesintegrationskonzepte 
aufgenommen. In Rheinland-Pfalz wurde die Zuständigkeit für das AsylbLG sowie 
für Fragen, die den Aufenthalt von Flüchtlingen berühren, vom Innenministerium 
auf das Ministerium für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen übertragen. 
Die Aufnahme von Flüchtlingen wird nicht mehr primär als eine ordnungspolitische 
Frage begriffen, sondern in eine integrationspolitische Perspektive gestellt. Dies 
wird im 2013 verabschiedeten Landesintegrationskonzept als »Paradigmenwechsel« 
bezeichnet (ebd., S. 69). Flüchtlinge, und zwar auch solche, die sich noch im Aner-
kennungsverfahren befinden, sowie abgelehnte Asylbewerber mit einer Duldung 
werden ausdrücklich als Zielgruppe des Integrations- und Migrationskonzepts auf-
geführt. Begründet wird dies damit, dass die faktische Integration Asylsuchender in 
vielen Fällen zu einem asylunabhängigen Bleiberecht führe (ebd., S. 69). 
Ein bislang beispiellos ausführliches Konzept zur verbesserten Aufnahme und  
Integration von Flüchtlingen wurde vom Land Brandenburg im Landesintegrations- 
konzept »Zuwanderung und Integration als Chance für Brandenburg« von 2014  
vorgelegt. Interessant und neu an dem Konzept ist, dass die Asyl- und Flüchtlings- 
politik erstmals als »integrativer Bestandteil der brandenburgischen Integrations- 
und Migrationspolitik« aufgeführt und damit in die Nähe einer demografischen 
Strategie gerückt wird (siehe auch Kapitel 4 in diesem Teil). Fachkräfte und Asyl- 
suchende werden in dem Konzept mehrfach in einem Atemzug genannt und histo-
rische Vorgängertraditionen nachgezeichnet – zurückgehend bis zur Aufnahme von 
Glaubensflüchtlingen durch den Großen Kurfürsten Ende des 17. Jahrhunderts.  
So wird es als ein Ziel der brandenburgischen Integrationspolitik genannt, allen 
Gruppen von Migranten »je nach Lebenssituation passgenaue Angebote zu machen« 
(ebd., S. 9). Dies richte sich »an Fachkräfte genauso wie an Asylsuchende« (ebd.).  
Im Konzept wird davon ausgegangen, dass etwa 70 Prozent der Asylsuchenden  
dauerhaft in Deutschland verbleiben und deshalb ein frühzeitiger Spracherwerb  
den Zugang zum Arbeitsmarkt erheblich erleichtern könne (ebd.).
Die Landesintegrationskonzepte von Brandenburg und Rheinland-Pfalz signali-
sieren einen Paradigmenwandel hin zu einer integrationsorientierten Flüchtlings-
aufnahme, der sich in absehbarer Zeit auch auf weitere Bundesländer ausweiten 
wird. So finden sich in den Koalitionsvereinbarungen der grün-roten Regierung in 
Baden-Württemberg (2011) und der rot-grünen Regierung in Niedersachsen (2013) 
ausführliche Absichtserklärungen zu einer Verbesserung der Lebenssituation von 
Flüchtlingen und Asylbewerbern. In Baden-Württemberg fand diese Absichtser- 
klärung ihren Niederschlag bereits im novellierten Flüchtlingsaufnahmegesetz  
von 2013. Die Öffnung der Landesintegrationspolitik in Bezug auf asylsuchende 
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Menschen bedeutet aber nicht unbedingt, dass sich auch die Flüchtlingsaufnahme-
gesetze integrationsfreundlich gestalten. In vielen Ländern laufen daher ordnungs- 
und integrationspolitische Strategien noch unverbunden nebeneinander her.
1.3 Regelungen zur Kostenerstattung
Für die Unterbringung und Versorgung von Asylsuchenden (Wohnunterbringung 
und Leistungen nach dem AsylbLG) erhalten die Kommunen eine Kostenerstattung 
durch das Land. Die Abrechnung erfolgt entweder pauschal oder »spitz«: Bei der 
pauschalen Abrechnung erhalten die Kommunen eine monatliche, vierteljährliche 
oder jährliche Pauschale pro Person, die aufgenommen wird. Bei der Spitzabrech-
nung übernimmt das Land alle nachgewiesenen Auslagen der Kommunen. Aus Sicht 
mancher Landesregierungen liegt der Vorzug einer pauschalen Kostenerstattung 
darin, dass der Verwaltungsaufwand vermindert wird und sich die Abrechnung 
einfacher gestaltet. In den Stadtstaaten Berlin, Bremen und Hamburg übernimmt das 
Land direkt alle für den Betrieb der Gemeinschaftsunterkünfte sowie alle weiteren 
anfallenden Kosten, so dass den aufnehmenden Bezirken im Prinzip keine eigenen 
Kosten entstehen.
Die nachfolgende Aufstellung ist der Studie von Wendel (2014a) entnommen  
und gibt die Erstattungsregelungen in den Flächenstaaten wieder (Stand: 2014):
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Die Länder Brandenburg und Thüringen gewähren zudem eine Investitions- 
pauschale für die Einrichtung neuer Unterbringungsplätze. In Thüringen wird mit 
dieser Pauschale allerdings nur deren Einrichtung in Gemeinschaftsunterkünften 
gefördert.
Die Tabelle belegt sehr unterschiedliche Formen der Erstattung in den einzelnen 
Bundesländern. Es geht daraus nicht hervor, ob mit dieser Erstattung tatsächlich  
alle für die Kommunen anfallenden Kosten für die Unterbringung und Versorgung 
kompensiert werden. Hierfür liegt bislang keine bundesweite Untersuchung vor.  
Der Frage, wie auskömmlich die Kostenerstattung für die Kommunen ist, soll  
anhand einiger vorliegender Untersuchungen sowie anhand eigener Recherchen  
in Kommunen nachgegangen werden.
Thüringen ist eines der wenigen Bundesländer, für die aufgeschlüsselte Zahlen über 
die Kostendeckung in den einzelnen Landkreisen bzw. kreisfreien Städten vorliegen. 
Landesweit variiert der Kostendeckungsgrad in Thüringen von 46 Prozent (Jena6) bis 
104 Prozent (Kyffhäuserkreis). Das bedeutet, dass in Jena weniger als die Hälfte der 
Kosten durch das Land kompensiert werden. Acht der insgesamt 23 Landkreise und 
kreisfreien Städte erhielten eine leichte Überkompensation von bis zu 104 Prozent. 
Der Kostendeckungsgrad für die übrigen und damit die Mehrheit der Kommunen 
variierte zwischen 80 und 96 Prozent; im Durchschnitt betrug der Deckungsgrad der 
Landeserstattung 91,6 Prozent (Wendel 2014a, S. 28).
Für Sachsen haben Lenk et al. (2014) ein Gutachten zur Auskömmlichkeit der Kos-
tenerstattungspauschale für die Kommunen vorgelegt. Demnach betrug der Kosten-
deckungsgrad im Jahr 2014 im Durchschnitt aller sächsischer Kommunen zwischen 
74 und 78 Prozent – abhängig davon, wie hoch die zusätzlichen Kosten für die kom-
munale Verwaltung angesetzt wurden (Lenk et al. 2014, S. 66 f.). Dabei zeigten sich 
starke Unterschiede der anfallenden Kosten zwischen den einzelnen Landkreisen 
bzw. kreisfreien Städten, so dass – wie im Thüringer Beispiel – die lokale Kostenbilanz 
sehr unterschiedlich ausfiel. In privat betriebenen Gemeinschaftsunterkünften be-
trug die Kostenspanne in den Landkreisen von 1.300 Euro bis zu 3.400 Euro jährlich 
pro Unterbringungsplatz. Bei der zentralen Unterbringung ohne Abschluss eines 
Betreibervertrages variierte die Kostenspanne in den meisten Kommunen zwischen 
2.500 Euro und 4.000 Euro (Lenk et al. 2014, S. 36 f.), wobei einige Großstädte deut-
lich darüber hinausreichende Durchschnittskosten (von bis zu 9.400 Euro pro Platz) 
aufwiesen. Selbstverständlich ist hierbei von differierenden Qualitätsstandards in 
der Ausstattung und im Leistungsangebot der einzelnen Unterkünfte auszugehen. 
6  Diese geringe Auskömmlichkeit mit den erstatteten Landesmitteln dürfte damit zusammenhängen, 
dass in Jena die durchschnittlichen Kosten der Unterbringung in einer Gemeinschaftsunterkunft mit 
5.122 Euro extrem hoch liegen (Wendel 2014a, S. 31).
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Auch führen hohe Belegungskonzentrationen zu einem stärkeren Verschleiß bei  
Inventar und Bausubstanz. Die Autoren weisen zudem darauf hin, dass insbesondere 
bei klassischen Gemeinschaftsunterkünften das Konfliktpotenzial steige, was  
wiederum den Aufwand für Bewachung und soziale Betreuung erhöht (Lenk et al. 
2014, S. 38).
Für Osnabrück liegen Zahlen zur Auskömmlichkeit im »Konzept zur Wohnraum-
raumversorgung und Integration von Flüchtlingen« für das Jahr 2013 vor. Die Stadt 
erhielt vom Land Niedersachsen 2013 eine jährliche Pauschale von 5.036 Euro pro 
untergebrachte Person, die 2014 auf 5.932 Euro erhöht wurde. Für das Jahr 2013 
wurde das Defizit für die Unterbringung und Versorgung von der Stadt mit 800.000 
Euro angegeben. Legt man dieses Defizit auf die Zahl der damals untergebrachten 
Flüchtlinge um, so würde eine auskömmliche Pauschale bei ca. 6.370 Euro liegen. 
Aber auch eine direkte Kostenübernahme durch das Land bedeutet noch nicht,  
dass die kommunalen Einheiten kostenneutral aus der Flüchtlingsunterbringung 
hervorgehen. Für den Berliner Bezirk Neukölln beispielsweise wies der zuständige 
Sozialstadtrat im Interview darauf hin, dass der Bezirk auch solche Kosten für die 
medizinische Betreuung und für die Integration asylsuchender Menschen überneh-
me, die vom Land nicht refinanziert werden. Dies betrifft etwa die Bereitstellung  
von Impfstoffen oder die Einrichtung von Willkommensklassen an den Schulen für 
die Kinder aus Flüchtlingsfamilien.7
In den meisten Bundesländern müssen aus diesen Pauschalen auch die Kosten für 
die gesundheitliche Betreuung der Asylbewerber beglichen werden. Hier gibt es ei-
nige Ausnahmen: In Hessen übernimmt das Land die Kosten für die gesundheitliche 
Versorgung, die den Betrag von 10.226 Euro pro behandelter Person übersteigen. 
In Rheinland-Pfalz übernimmt das Land die finanziellen Aufwendungen, die im Fall 
einer stationären Behandlung im Krankenhaus entstehen. In Sachsen und Thüringen 
übernimmt das Land jeweils Mehraufwendungen für die medizinische Versorgung, 
die 7.670 Euro bzw. 2.556 Euro jährlich pro Person übersteigen (Stand 2013; Müller 
2013, S. 14). Spezifizierte Berechnungen zur Kostenbelastung der Kommunen durch 
medizinische Aufwendungen liegen bislang nicht vor. Allerdings sind die Kommunen 
mit Aufwendungen belastet, die die gesetzlich vorgesehene Akutversorgung deutlich 
übersteigen. Durch Krieg und Flucht erlittene Verletzungen und Traumatisierungen 
erfordern eine nachhaltige und andauernde medizinische Versorgung, die im Falle 
der befragten Kommunen in der Regel von diesen übernommen wird. Um die Kom-
munen hierbei zu entlasten, fordert der Deutsche Städte- und Gemeindebund vom 
Bund die Einrichtung eines Gesundheitsfonds für Flüchtlinge, aus dem diese kom-
munalen Aufwendungen refinanziert werden können.
7 Interview mit Bernd Szczepanski, Bezirksstadtrat für Soziales, Berlin-Neukölln, am 18.12.2014.
29
Die vorliegenden Beispiele zeigen, dass die Kostenerstattung der Länder zur Flücht-
lingsunterbringung für die Kommunen kaum auskömmlich sein dürfte. Besonders 
schwierig wird es mit einer einmaligen pauschalen Kostenerstattung, wie sie das 
Land Baden-Württemberg praktiziert. Zieht sich das Asylverfahren in die Länge, 
schließt sich eine Duldung an, so übersteigen die kommunalen Kosten die Rücker-
stattung leicht um ein Vielfaches. Mehrere Bundesländer praktizieren eine Kap-
pungsregelung, die die Kostenerstattung auf eine bestimmte Zeitdauer beschränkt. 
Wendel (2014a, S. 33) geht davon aus, »dass die Kappungsregelung als Anreiz für 
die kommunalen Gebietskörperschaften wirkt, den Druck auf Geduldete mit weite-
ren Restriktionen zu erhöhen, um eine schnellere Abschiebung der als finanzielle 
Belastung angesehenen Personen zu erreichen«, kann dies empirisch allerdings 
nicht nachweisen.8 Bereits frühere Fallstudien haben erbracht, dass sich gerade die 
Kommunen für eine rasche Arbeitsmarktintegration von Flüchtlingen stark machen, 
nicht zuletzt um diese Personen möglichst rasch aus dem kommunalen Unterhalt 
und aus der Sozialhilfe herauszunehmen (Aumüller 2009, S. 122 f.).
1.4 Flüchtlingspolitische Handlungsspielräume der Kommunen
Das bislang dargestellte Aufnahmeverfahren weist den Kommunen eine große Ver-
antwortung in der Unterbringung und Versorgung von Asylsuchenden zu, ohne dass 
sie an der Ausgestaltung der rechtlichen Rahmenbedingungen mitwirken können. 
Noch immer sind Asylbewerber und geduldete Flüchtlinge von vielen regulären 
Angeboten und Möglichkeiten der bundesdeutschen Integrationspolitik ausge-
schlossen. Zwar haben in jüngerer Zeit einige Auflockerungen in der bis dato sehr 
restriktiven Aufnahmepolitik des Bundes stattgefunden. Aber immer noch haben 
Asylsuchende keinen Anspruch auf Teilhabe an den gesetzlichen Integrationskur-
sen; auch bleibt die Eingliederung in den Arbeitsmarkt trotz des zeitlich herabge-
setzten Beschäftigungsverbotes (auf drei Monate) noch immer problematisch – um 
mit Sprache und Arbeit die beiden wichtigsten Säulen von Integration anzuführen.
Seit jeher haben die Kommunen – ungeachtet einer restriktiven staatlichen Flücht-
lingspolitik – einen besonderen Blick auf die vor Ort lebenden Flüchtlinge und 
oftmals einen sehr pragmatischen Umgang mit ihnen entwickelt. Zum einen wird 
gerade in der Kommune die humanitäre Komponente des Asyls deutlich: Menschen 
flüchten vor Verfolgung, Krieg und Armut, werden mit ihren Bedürfnissen und  
Traumata sichtbar, müssen im Asylverfahren begleitet werden und benötigen eine 
Orientierung, selbst wenn ihr Aufenthalt nicht dauerhaft sein sollte. Zum anderen 
bedeutet Nicht-Integration eine vollständige Abhängigkeit der Flüchtlinge von Sozi-
alhilfeleistungen, für die die Kommunen, wie oben festgestellt, vor allem bei einem 
längeren Aufenthalt keine auskömmliche Kompensation durch das Land erhalten. 
8  »Es lässt sich nicht nachweisen, dass Bundesländer mit Kappungsregelung eine höhere  
Abschiebungsquote haben als solche ohne oder mit Spitzabrechnung« (Wendel 2014a, S. 34).
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Entgegen dem lange Zeit verordneten Verdikt, dass für Asylsuchende keine Inte-
gration in Deutschland vorgesehen sei, entwickelten viele Kommunen eine Praxis, 
getragen von unterschiedlichen Akteuren, wie Asylsuchende und langjährig ge-
duldete Flüchtlinge dennoch einen Zugang zu Sprache, Bildung und Beschäftigung 
finden können. Seit den 2000er Jahren haben zahlreiche Kommunen zudem eigene 
Konzepte für die Flüchtlingsunterbringung vor Ort erarbeitet und implementiert. Bei 
allen diesen Maßnahmen handelt es sich um freiwillige Leistungen der Kommunen, 
oftmals gepaart mit einem sehr hohen ehrenamtlichen Engagement ortsansässiger 
Bürger für Flüchtlinge. 
Es liegen bislang nur wenige Studien vor, die die kommunalen Aktivitäten für eine 
verbesserte Unterbringung und Integration von Flüchtlingen untersuchen. Eine aus-
führliche Untersuchung wurde 2008 von Jutta Aumüller und Carolin Bretl vorgelegt. 
Dieser Studie lagen ausgiebige Fallstudien in vier deutschen Städten zugrunde, die 
jeweils unterschiedliche Strategien für eine verbesserte Integration von asylsuchen-
den Menschen eingeschlagen hatten. Alle Strategien aber zielten auf eine verbesser-
te Sprachförderung und Möglichkeiten einer Arbeitsmarkteingliederung der vor  
Ort lebenden Asylbewerber und geduldeten Flüchtlinge ab (Aumüller 2009, S. 121). 
Zu den Akteuren der kommunalen Integration von Flüchtlingen gehörten sowohl 
öffentliche als auch wohlfahrtsverbandliche und ehrenamtliche Anbieter.
Integrative Maßnahmen für Flüchtlinge ohne geregelten Aufenthaltsstatus lassen 
sich vor Ort im Wesentlichen über vier Kanäle realisieren (siehe dazu ausführlich 
Aumüller 2009, S. 124 ff.): 
::   durch die Inanspruchnahme von Fördermitteln, die explizit für diese Zielgruppe 
vorgesehen sind – so können Kommunen über europäische Förderprogramme 
(v. a. Europäischer Flüchtlingsfonds, Europäischer Sozialfonds) Finanzmittel 
akquirieren, die auch die Integration von Flüchtlingen zum Ziel haben  
(Aumüller/Bretl 2008, S. 22 f.);
::   durch die Einbeziehung von nicht anerkannten Flüchtlingen in allgemeine  
integrationspolitische Maßnahmen wie beispielsweise Unterstützungsangebote 
für Schüler, Freizeitangebote für Kinder und Jugendliche, Sprachkurse, Berufs-
praktika, allgemeine Begegnungsangebote;
::   indem integrative Maßnahmen in den Kommunen nicht auf spezielle  
Statusgruppen zugeschnitten werden, sondern die gesamte Bevölkerung eines  
bestimmten Sozialraumes erreichen (z. B. Maßnahmen im Rahmen des  
Bundesprogramms »Soziale Stadt«); 
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::   indem besondere Möglichkeiten geschaffen werden, um auch Flüchtlinge in  
die Regelförderung der Integration zu überführen. Dies erfolgt beispielsweise  
im Rahmen der 2007 beschlossenen Altfallregelung für langjährig geduldete 
Flüchtlinge, die nach mehrjähriger Wartezeit unter bestimmten Bedingungen 
eine Aufenthaltserlaubnis aus humanitären Gründen erhalten können.
Darüber hinaus verfügen Kommunen über bestimmte Ermessensspielräume im 
Umgang mit Flüchtlingen. Einen Aufschluss darüber, wie dieses Ermessen genutzt 
wird, geben zwei Detailstudien, die sich mit der kommunalen Praxis der Leistungs-
gewährung für Asylbewerber sowie mit dem kommunalen Umgang mit irregulären 
Migranten befassen (Bötel/Steinbrück 2014; Wilmes 2013). Beide Studien zeigen, 
dass das Ermessen im jeweiligen lokalen Kontext unterschiedlich genutzt wird. 
Kommunale Ermessensspielräume, die das Asylbewerberleistungsgesetz einräumt, 
beziehen sich auf die Gewährung sogenannter »sonstiger Leistungen«, die im Gesetz 
im Einzelnen nicht spezifiziert werden, auf die Möglichkeit der Leistungseinschrän-
kung sowie das Ermessen, Sach- oder Geldleistungen zu gewähren. Auch im Umgang 
mit Flüchtlingen ohne Papiere betreiben manche Städte auf eigene Initiative hin eine 
aktive Integrationspolitik (Wilmes 2013). Auch diese beiden Studien belegen, dass 
die Flüchtlingsaufnahme nicht in allen, aber in vielen Kommunen ein eigenständig 
ausgestaltetes Handlungsfeld bildet. 
Ein wichtiger Ermessensspielraum ergibt sich schließlich aus dem Umstand, dass  
bei weitem nicht alle Bundesländer eine verpflichtende Unterbringung von Flücht-
lingen in Gemeinschaftsunterkünften vorschreiben. Hier haben die Kommunen 
freie Hand bei der Gestaltung der Unterbringung. Mit diesem Thema wird sich das 
folgende Kapitel eingehend befassen. Auch können die Kommunen vielfach selbst 
entscheiden, ob die Leistungen nach dem AsylbLG in Form von Sach- oder von  
Geldleistungen gewährt werden. 
Letztlich liegt es bislang auch an den Kommunen selbst, ob die Flüchtlingsaufnahme 
als eine möglichst rasch zu überbrückende Notsituation oder als eine längerfristige 
Aufgabe gestaltet wird. Begreift man die Flüchtlingszuwanderung als eine länger-
fristige Aufgabe, möglicherweise auch aus demografischen Erwägungen heraus, 
dann wird sie nicht nur zu einer sozialen, sondern auch zu einer infrastrukturellen, 
städtebaulichen und generell gesellschaftspolitischen Frage, für die tendenziell  
ressortübergreifende Strategien zu entwickeln sind. 
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Die Aufnahme von Flüchtlingen erfolgt in einem System geteilter Zuständigkeit  
zwischen Bund, Ländern und Kommunen. Die einzelnen Bundesländer unterscheiden 
sich in den Bestimmungen, die sie zur Unterbringung und Versorgung von Asyl-
suchenden erlassen. Bislang enthalten nur einzelne Landesaufnahmegesetze auch 
Bestimmungen zur psychosozialen Begleitung von Flüchtlingen. Von vielen regulären 
Integrationsmaßnahmen bleiben Flüchtlinge, deren Aufenthaltsstatus ungeklärt ist, 
ausgeschlossen. Allerdings werden in neueren Landesintegrationskonzepten Ansätze 
sichtbar, wonach auch Asylbewerber und geduldete Flüchtlinge eine Zielgruppe 
staatlicher Integrationspolitik bilden.
Für die Wohnunterbringung und Versorgung von Flüchtlingen erhalten die Kommu-
nen eine Kostenerstattung durch die Länder, die sich zumeist als nicht auskömmlich 
erweist. In den Kommunen selbst wird ein pragmatischer Umgang mit den vor Ort 
lebenden Flüchtlingen gepflegt, der tendenziell integrationsfreundlich ist. Zuneh-
mend erarbeiten die Kommunen eigene Konzepte für die Flüchtlingsunterbringung 
vor Ort, in denen behördliche und zivilgesellschaftliche Maßnahmen der Einglie-
derung strukturiert und aufeinander bezogen werden. Obwohl die Gestaltungs-
spielräume, die Kommunen für die Unterbringung und Versorgung von Flüchtlingen 
zur Verfügung stehen, beschränkt sind, werden diese vielfach ausgenutzt, um ein 
konfliktarmes Nebeneinander – im günstigen Falle auch Miteinander – von örtlicher 
Bevölkerung und Bewohnern im Asylverfahren zu ermöglichen.
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2 
Formen und Praxis der Wohn- 
unterbringung in den Kommunen
In diesem Kapitel werden verschiedene Aspekte der kommunalen Wohnunterbrin-
gung von Flüchtlingen untersucht. Die Auseinandersetzung zwischen restriktiven 
und befürwortenden Positionen in der Flüchtlingsaufnahme wird mit Blick auf das 
Wohnen von Flüchtlingen häufig auf einen Antagonismus von zentraler und dezent-
raler Unterbringung – Gemeinschaftsunterkunft versus Einzelwohnung – fokussiert. 
Dargestellt werden daher verschiedene Formen der Wohnunterbringung sowie  
ihre Vor- und Nachteile aus Sicht der bereithaltenden Kommunen wie auch ihrer 
asylsuchenden Bewohner. Berücksichtigt werden auch Fragen der Organisation und 
Qualität des Wohnraums für Flüchtlinge, die sich gerade in der derzeitigen Phase  
hoher Flüchtlingszuweisungen in besonderem Maße stellen. Die Darstellung in 
Kapitel 2.1 stützt sich stark auf eine Studie zur Unterbringung von Flüchtlingen in 
Deutschland, die Kay Wendel 2014 für Pro Asyl vorgelegt hat (Wendel 2014a). Das 
große Verdienst von Wendels Studie liegt darin, dass weit verstreute Informationen 
zu den unterschiedlichen Ländervorschriften und -praktiken gesammelt und ge- 
bündelt vorgelegt wurden. Da der flüchtlingspolitische Handlungsspielraum der 
einzelnen Kommunen stark von diesen Vorschriften bestimmt wird, werden wir  
zur Vermittlung eines besseren Verständnisses in den Kapiteln 2.1 und 2.2 ausgiebig 
auf diese Studie rekurrieren.
Ein zweiter zentraler Aspekt in diesem Kapitel dreht sich um kommunale  
Konzepte und Strategien zur Wohnunterbringung von Flüchtlingen. Bislang liegen  
in der Forschung hierzu keine Analysen vor. Diese Konzepte werden von immer 
mehr Kommunen zur Handlungsorientierung erstellt und verbinden Festlegungen, 
wie die Unterbringung auszugestalten ist, häufig mit weiterreichenden Planungen 
einer psychosozialen Begleitung von Flüchtlingen und ihrer Einbindung in die lokale 
Gesellschaft. Einige markante Beispiele solcher Konzepte werden vorgestellt und 
die Erfahrungen in der Kommune damit reflektiert. Besondere zivilgesellschaftliche 
Initiativen zur Flüchtlingsunterbringung und ihre Implikation für das Ideal einer 
Stadtgesellschaft mit gleichen Teilhaberechten für alle dort lebenden Menschen wer-
den am Beispiel des »Grandhotel Cosmopolis« in Augsburg in Kapitel 2.7 diskutiert.
 
Die übergreifende Klammer um dieses Kapitel bilden zwei grundlegende Fragen:
::   Gibt es eine Form der Unterbringung, die der besonderen Situation von Flücht- 
lingen – Verlust der bisherigen Lebensperspektive, häufig verbunden mit erlit-
tenen Traumata, Eingewöhnung in eine völlig unvertraute soziale und kulturelle 
Umgebung, Neustart des Lebens nach einer Phase der Verfolgung und Flucht  
bei gleichzeitig ungeklärter Aufenthaltsperspektive – in allen diesen Facetten 
gerecht werden kann? 
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::   Gibt es eine Form der Unterbringung, die in besonderer Weise als allgemein  
verträglich – für alle vor Ort lebenden Personen – charakterisiert werden kann?
Die Antworten der untersuchten Kommunen erweisen sich komplexer als erhofft. 
Sie sollen aber in der gebührenden Differenziertheit möglichst klar nachgezeichnet 
werden.
2.1 Formen der Wohnunterbringung
2.1.1 Die Gemeinschaftsunterkunft als dominierendes Modell der  
Wohnunterbringung
Noch immer werden Asylsuchende mehrheitlich in Gemeinschaftsunterkünften  
untergebracht. Obwohl den Bundesländern diese Form der Unterbringung als  
regulärer Modus nahegelegt wird, besteht hierzu keine Verpflichtung.  
Im Asylverfahrensgesetz ist diese Regelung als Soll-Vorschrift formuliert:
»Ausländer, die einen Asylantrag gestellt haben und nicht oder nicht mehr verpflichtet 
sind, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, sollen in der Regel in Gemeinschafts-
unterkünften untergebracht werden. Hierbei sind sowohl das öffentliche Interesse als 
auch Belange des Ausländers zu berücksichtigen.« (§ 53 Abs. 1 AsylVfG)
Eine unmittelbare Verpflichtung der Bundesländer, Flüchtlinge tatsächlich in  
Sammelunterkünften und nicht in Wohnungen unterzubringen, ist daraus nicht  
abzuleiten. Eine genauere Bestimmung, wie eine Gemeinschaftsunterkunft beschaf-
fen und welche Mindeststandards gewährleistet sein müssen, fehlt im Gesetz:  
»Der Begriff bestimmt lediglich, dass mehrere Personen in einem Gebäude unter-
gebracht werden, dessen Räume nicht anderweitig zum Wohnen oder Übernachten 
vermietet werden« (Wendel 2014a, S. 10). In der Praxis wurden und werden hierfür 
häufig stillgelegte öffentliche Einrichtungen (z. B. Kasernen, Schulen), Plattenbauten  
oder entmietete Hochhäuser genutzt. Häufig handelt es sich zudem um periphere 
Lagen in Industriegebieten, am Stadtrand oder in ländlichen Regionen, die diese 
Unterkünfte von anderen kommunalen Siedlungsformen isolieren.
Mit solchen Gemeinschaftsunterkünften sind grundsätzlich mehrere Nachteile  
psychosozialer, gesellschaftlicher und materieller Art verbunden:
::   Menschen unterschiedlicher Herkunft leben auf engstem Raum miteinander  
und müssen häufig auch Küche und Sanitärräume miteinander teilen. Die Unter-
bringung erfolgt in Mehrbettzimmern, die sich Einzelpersonen mit ihnen frem-
den Menschen teilen. Familien werden gemeinsam in einem Raum untergebracht. 
Die Enge und fehlende Privatsphäre sowie das erzwungene Zusammenleben mit 
Personen, die unter Verfolgungserfahrungen und Traumatisierungen leiden, 
erzeugen eine massive psychosoziale Belastung.
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::   Häufig ist die Sicherheit der Menschen in den Erstaufnahme- und den anschlie-
ßenden Gemeinschaftsunterkünften nicht gewährleistet. Frauen, so kritisiert das 
Deutsche Institut für Menschenrechte, sind einer erhöhten Gefahr von Belästi-
gungen und sexuellen Übergriffen ausgesetzt. Für Kinder und Jugendliche fehlen 
Spiel- und Bewegungsmöglichkeiten sowie eine angemessene Lernatmosphäre 
(Cremer 2014, S. 7).
::   Die minderwertige Ausstattung sowie die räumliche Isolation der Asylsuchenden 
schafft eine Abgrenzung von der einheimischen Bevölkerung. Ein kommunika-
tiver Austausch findet nicht statt; die Bewohner der Gemeinschaftsunterkünfte 
bleiben als fremd und minderwertig stigmatisiert. Damit werden Entfremdungs-
gefühle auch in der einheimischen Bevölkerung erzeugt.
::   Gemeinschaftsunterkünfte erweisen sich in den meisten Fällen als die für den 
Staat teurere Variante der Flüchtlingsunterbringung gegenüber der Unterbrin-
gung in Einzelwohnungen (siehe unten: Abschnitt »Kommunale Kosten der 
dezentralen Unterbringung«).
Als wesentliche Qualitätskriterien benennt Wendel folgende Eigenschaften einer 
Unterkunft: die Mindestwohn- und Schlaﬄäche pro Person, Anzahl der pro Raum 
untergebrachten Personen, die Lage einer Unterkunft, ihre Größe (maximale  
Belegungszahl), abgeschlossene Wohnbereiche mit eigener Kochgelegenheit und 
Sanitärbereich, die Verfügbarkeit von Gemeinschaftsräumen, Kinderspielzimmern 
und Außenanlagen zur Freizeitgestaltung, Regelungen für besonders schutzbe- 
dürftige Flüchtlinge sowie eine Begrenzung der Verweildauer in der Gemeinschafts-
unterkunft (Wendel 2014a, S. 37). 
Nicht in allen Bundesländern gibt es Mindeststandards, die die Ausstattung von  
Gemeinschaftsunterkünften festlegen:9
::   Keine Mindeststandards existieren in den Bundesländern Bremen, Hamburg, 
Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Saarland.
::   Verbindliche Mindeststandards gelten in Baden-Württemberg, Berlin, Branden-
burg, Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen. In Baden-Württemberg gelten 
die Mindeststandards nur für die vorläufige Unterbringung in Gemeinschafts-
unterkünften des Landes, der Landkreise und kreisfreien Städte, nicht aber für  
die Anschlussunterbringung in den kreisangehörigen Gemeinden.
::   Empfehlungen bzw. Leitlinien für die Unterbringung existieren in Bayern,  
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein. In Bayern beziehen sich diese 
Empfehlungen auf Gemeinschaftsunterkünfte in der Trägerschaft der Bezirks-
regierungen, nicht aber für die Unterbringung durch die Landkreise und  
Kommunen.
9 Die folgende Darstellung gründet auf Wendel (2014a, S. 35 ff.).
Rahmenbedingungen der Flüchtlingsaufnahme und ihre Umsetzung in den Kommunen36
Wendel (2014a, S. 37) weist darauf hin, dass der Verzicht auf Mindeststandards nicht 
zwangsläufig mit einer schlechten Unterbringungsqualität gleichzusetzen ist, und 
erinnert an die starke Verankerung der kommunalen Selbstverwaltung in manchen 
Bundesländern. So sind Rheinland-Pfalz und Niedersachsen die Bundesländer mit 
der bundesweit höchsten Unterbringung von Asylsuchenden in Wohnungen.
Bestehende verpflichtende oder empfehlende Vorschriften legen eine Mindestwohn-
fläche von 6 bis 7,5 m2 pro Person fest. Die Vorschriften für die maximale Raumbe-
legung variieren zwischen vier und sechs Personen. Zur Lage der Unterkünfte heißt 
es in Baden-Württemberg, Bayern, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern und 
Sachsen-Anhalt, dass diese in einer geschlossenen Ortschaft oder daran angrenzend 
gelegen sein sollen. In Sachsen, Schleswig-Holstein und Thüringen heißt es dazu, 
dass Unterkünfte über eine Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr 
(ÖPNV) verfügen sollen. Vorhandene Regelungen schreiben die Verfügbarkeit von 
nach Geschlechtern getrennten Sanitäreinrichtungen fest.
Kaum eine Richtlinie thematisiert abgeschlossene Wohneinheiten für die Unter- 
bringung von Flüchtlingen. In Bayern, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein  
existieren Soll-Vorschriften, wonach Familien möglichst in abgetrennten Wohn-
einheiten unterzubringen sind bzw. deren Belange bei der Zimmerzuteilung zu 
berücksichtigen sind. In allen Landesrichtlinien wird die Bereitstellung von mindes-
tens einem Gemeinschaftsraum verpflichtend oder empfehlend festgeschrieben. 
Ebenso ist die Einrichtung eines Kinder- oder Spielzimmers verpflichtend (Bayern, 
Berlin, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Thüringen) oder empfehlend 
(Baden-Württemberg, Brandenburg, Sachsen, Schleswig-Holstein) vorgeschrieben. 
In Schleswig-Holstein und Thüringen existieren darüber hinaus Ist-Vorschriften 
zur Ausstattung der Unterkunft mit Außenanlagen, die eine Freizeitnutzung ermög-
lichen, in Baden-Württemberg, Bayern, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen und 
Sachsen-Anhalt gibt es eine entsprechende Soll-Vorschrift.
Kontrollvorschriften über die Einhaltung der Mindeststandards existieren in Baden-
Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen. Es ist aber aus der vorhandenen 
Literatur heraus nicht zu eruieren, inwieweit diese Kontrollvorschriften tatsächlich 
durchgeführt und bei Verstößen Sanktionen verhängt werden. In Berlin beispiels-
weise werden erst seit Ende 2013 überhaupt Kontrollen über die Einhaltung der Min-
deststandards durchgeführt; bislang gab es Auflagen, aber noch keine Sanktionen 
gegen Betreiber, die dagegen verstoßen.10 Problematische Situationen wie beispiels-
weise in einer Berliner Flüchtlingsunterkunft, in der monatelang kein ausreichender 
Brandschutz vorhanden war, dürften keine Ausnahme bilden.
10 Interview mit Fabio Reinhardt, Mitglied des Abgeordnetenhauses Berlin, am 06.03.2015.
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Unabhängig von den Landesregelungen haben viele Kommunen eigene Standards 
für die Flüchtlingsunterbringung in Gemeinschaftsunterkünften festgelegt 
(siehe Kapitel 2.4).
2.1.2  Zentrale versus dezentrale Unterbringung
Die Qualität der Wohnunterbringung von Asylsuchenden wird häufig auf den Gegen-
satz zwischen zentraler und dezentraler Unterbringung – Gemeinschaftsunterkunft 
versus Einzelwohnung – zugespitzt.11 Es gibt eine Reihe von Argumenten zu den Vor- 
und Nachteilen einer Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften und in Wohnun-
gen. Für die Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften wird häufig argumentiert, 
dass sie gerade Menschen in der Aufnahmephase die Orientierung erleichtere und 
dort eine durchgängige Betreuung gewährleistet werden könne. Auch seien manche 
Personen mit dem selbstständigen Wohnen in der eigenen Wohnung überfordert. Da- 
gegen aber sprechen die in Kapitel 2.1.1 genannten Gründe. Bei einem zu langen Ver-
bleib von Flüchtlingen in der Gemeinschaftsunterkunft besteht die Gefahr, dass sie 
unselbstständig werden. Für die Unterbringung in Wohnungen spreche, dass damit 
den individuellen Bedürfnissen der Menschen besser Rechnung getragen werden 
könne und dass die Integration in die lokale Umgebung dadurch erleichtert werde. 
Für die Lösung konkreter Problemlagen setzt dies allerdings eine gewisse Eigenver-
antwortlichkeit der Bewohner voraus und die Fähigkeit, sich selbstständig vor Ort 
orientieren zu können – auch in Bezug auf Hilfsangebote und soziale Anlaufstellen.
Die Bundesländer haben unterschiedliche Vorgaben für die Kommunen erlassen, wie 
die Unterbringung Asylsuchender zu erfolgen hat (siehe dazu im Einzelnen Müller 
2013, S. 15 ff.). Nicht alle Bundesländer schreiben die Unterbringung von Asylsuchen- 
den in Gemeinschaftsunterkünften verbindlich fest. Eine Verpflichtung, zunächst in 
einer Gemeinschaftsunterkunft zu wohnen, gibt es in Bayern, Bremen, Hamburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Schleswig-Holstein, Sachsen; in Sachsen-Anhalt und 
Thüringen jeweils als Soll-Vorschrift. In Baden-Württemberg gibt es keine verpflich-
tende, aber eine faktische »vorläufige Unterbringung« von Asylsuchenden in Ge-
meinschaftsunterkünften (Wendel 2014a, S. 59 ff.). Brandenburg, Berlin, Hessen, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Saarland schreiben 
hingegen nicht vor, Flüchtlinge in Gemeinschaftsunterkünften unterzubringen oder 
solche auf Landes- und kommunaler Ebene vorzuhalten. Wendel erwähnt in seiner 
Studie eine Reihe von Kommunen, die ihnen zugewiesene Flüchtlinge vollständig in 
Wohnungen unterbringen.12 
11  Allerdings gibt es einige Unterschiede im Gebrauch des Begriffs dezentrale Unterbringung.  
In einigen Bundesländern bedeutet dies nicht die Unterbringung von Asylsuchenden in Wohnungen, 
sondern eine Aufgabenübertragung an die unteren Aufnahmebehörden, die in ihrem Bereich für  
eine Unterbringung zu sorgen haben, unabhängig davon, wie diese konkret ausgestaltet wird.
12  »Außer der erwähnten Stadt Dessau-Roßlau sind das 17 von 36 Landkreisen und kreisfreien Städten 
in Rheinland-Pfalz (…), zwölf Kommunen in Niedersachsen (…), der Landkreis Prignitz in Branden-
burg sowie sechs Landkreise und kreisfreie Städte in Thüringen.« (Wendel 2014a, S. 62, Anm. 29)
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Weiterhin unterschiedlich sind auch die Länderregelungen, nach welcher Aufent-
haltsdauer Flüchtlinge die Gemeinschaftsunterkunft verlassen und in eine Wohnung 
ziehen dürfen – sofern eine landesweite Regelung überhaupt existiert. In Berlin gilt 
formell, dass Flüchtlinge durchweg in Wohnungen unterzubringen sind, ein Aufent-
halt in der Gemeinschaftsunterkunft also eigentlich nicht vorgesehen ist; in Bremen 
dürfen sich Asylsuchende und Geduldete nach drei Monaten Aufenthalt in der Ge-
meinschaftsunterkunft eine eigene Wohnung suchen. Am Ende der Zeitskala stehen 
Bayern und Mecklenburg-Vorpommern, die den Auszug aus der Gemeinschaftsun-
terkunft erst nach vier Jahren gestatten (Wendel 2014a, S. 62 ff.).
Zur Unterbringung von Flüchtlingen in Wohnungen existieren gegenwärtig keine 
aktuellen Zahlen. Die Statistik wird überlagert von einem anhaltenden Zuweisungs-
geschehen, so dass sich die Bestandszahlen in den Ländern und Kommunen ständig 
verändern. Wendel (2014a, S. 68) gibt die Durchschnittswerte für die Jahre 2006 bis 
2013 an. Demnach wurde im Jahr 2007 die in diesem Zeitraum höchste Quote der 
Wohnungsunterbringung erreicht: Damals waren 66 Prozent der Asylbewerber und 
geduldeten Flüchtlinge in Wohnungen untergebracht. Im Jahr 2013 betrug die Quote 
nur noch 55 Prozent. Darin drückt sich der Anstieg der Asylbewerberzahlen aus, 
denn obwohl die Kommunen beständig neue Wohnmöglichkeiten auch in Einzelun-
terbringung akquirieren, zwingt der Anstieg der Flüchtlingszahlen wieder zu einer 
verstärkten Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften.
Die folgende Tabelle, die sich auf das Jahr 2013 bezieht, zeigt die sehr unterschied-
liche Häufigkeit, mit der Asylsuchende in Wohnungen dezentral untergebracht 
werden.
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Tabelle 2: Wohnungsquote nach Bundesländern
Bundesland Wohnungsquote
Rheinland-Pfalz 90,6 %
Niedersachsen 83,6 %
Schleswig-Holstein 71,6 %
Bremen 71,6 %
Hamburg 64,5 %
Berlin 57,8 %
Nordrhein-Westfalen 50,3 %
Thüringen 49,1 %
Mecklenburg-Vorpommern 48,6 %
Bayern 48,0 %
Sachsen-Anhalt 45,8 %
Hessen 45,5 %
Saarland 42,7 %
Sachsen 34,2 %
Brandenburg 34,1 %
Baden-Württemberg 33,5 %
Deutschland gesamt 55,0 %
Quelle: Wendel 2014a, S. 69, S. 70, Anm. 39.
Diese Quote dürfte sich seit 2014 zugunsten einer stärkeren zentralen Unterbrin-
gung verschoben haben. Für Berlin beispielsweise wird gegenwärtig das Verhältnis 
von zentraler und dezentraler Unterbringung auf 60 zu 40 eingeschätzt.13 Umge- 
kehrt findet in Ländern, die bislang auf die grundsätzliche Unterbringung von 
Flüchtlingen in Gemeinschaftsunterkünften bestanden haben, z. B. Bayern, Baden-
Württemberg und Sachsen, keine konsequente Einhaltung dieses Prinzips mehr 
statt.14 In allen Flächen- und Stadtstaaten lässt die hohe Flüchtlingszuwanderung 
gegenwärtig keine prinzipiellen Lösungen mehr zu. Vielmehr sind alle Länder darauf 
angewiesen, verschiedene Wohnformen miteinander zu kombinieren, um ihrer  
Unterbringungspflicht nachzukommen.
2.1.3  Dezentrale Unterbringung von besonders schutzbedürftigen Flüchtlingen
Mehrere Bundesländer (Baden-Württemberg, Bayern, Brandenburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Sachsen-Anhalt) empfehlen, besonders schutzbedürftige Flüchtlinge 
bevorzugt in Wohnungen unterzubringen. Die EU-Aufnahmerichtlinie von 2013, 
welche in Deutschland bislang noch nicht umgesetzt ist, definiert folgende Personen-
gruppen als besonders schutzbedürftig: minderjährige, unbegleitete minderjährige, 
13 Interview mit Fabio Reinhardt, Mitglied des Abgeordnetenhauses Berlin, am 06.03.2015.
14  Interview mit Michael Busch, Landrat des Landkreises Coburg, am 20.02.2015, und mit  
Martina Kador-Probst, Sozialamtsleiterin der Stadt Leipzig, am 04.03.2015.
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behinderte und ältere Flüchtlinge, Schwangere und Alleinerziehende mit minder-
jährigen Kindern, Opfer von Menschenhandel, Personen mit schweren körperlichen 
oder psychischen Erkrankungen sowie Personen, die Folter, Vergewaltigung oder 
sonstige schwere Formen psychischer, physischer oder sexueller Gewalt erlitten 
haben (Wendel 2014a, S. 55).
Ein Clearing-Verfahren zur Identifizierung besonders schutzbedürftiger Personen 
bei der Erstaufnahme ist bislang erst in Baden-Württemberg und Mecklenburg- 
Vorpommern verbindlich vorgeschrieben. Wendel stellt fest, »dass die Versorgung 
unbegleiteter minderjähriger Flüchtlinge im Vergleich zu anderen vulnerablen 
Gruppen noch am besten organisiert ist. In den meisten Bundesländern gibt es für 
UMF [unbegleitete minderjährige Flüchtlinge, Anm.] Clearingstellen, was es für 
andere besonders Schutzbedürftige nicht oder nicht mit den entsprechenden Fach-
kräften gibt« (Wendel 2014a, S. 58).
In den befragten Kommunen wies vor allem Bremen einen sehr hohen Anteil an 
unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen auf, die ein automatisches Bleiberecht in 
der Kommune ihrer Ersteinreise haben und von dort nicht mehr nach einem Schlüs-
sel weiterverteilt werden. Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge sind vor allem ein 
Phänomen der Großstädte; für ihre Unterbringung ist die kommunale Jugendhilfe 
zuständig. In Bremen werden sie nach Möglichkeit in Pflegefamilien untergebracht, 
was für die Hansestadt aufgrund der hohen Zahl dieser Jugendlichen »eine große 
Kraftanstrengung« bedeutet.15 In München wurde über die Unterbringung von  
minderjährigen Jugendlichen in Einrichtungen der Jugendhilfe hinaus ein Konzept 
auch für unbegleitete heranwachsende Flüchtlinge im Alter von 18 bis 25 Jahren 
erstellt, das eine Unterbringung in dezentralen Wohnformen (Wohngemeinschaften) 
außerhalb der Jugendhilfe vorsieht (Landeshauptstadt München 2015).
2.1.4  Kommunale Kosten der dezentralen Unterbringung
Für die Abwägung von zentraler und dezentraler Unterbringung werden häufig  
Kostenargumente ins Feld geführt. Im Folgenden soll anhand verfügbarer  
Informationen dargestellt werden, welche Kosten den Kommunen für welche Form 
der Unterbringung entstehen.
Für Sachsen haben sich Lenk et al. (2014) mit dieser Frage befasst. Sie stellen in  
ihrer detailreichen Untersuchung fest, dass generell die Unterbringungsqualität 
durch kleinräumige, dezentrale Unterbringungskonzepte erhöht werde. Aufgrund 
des kleineren Betreuungsschlüssels und begrenzter Synergiepotenziale sei dies 
jedoch häufig mit vergleichsweise höheren Kosten der Unterbringung verbunden, 
auch wenn in diesem Punkt im kommunalen Vergleich Sachsens wiederum 
15 Interview mit Hilke Wiezoreck, Referat für Integrationspolitik Bremen, am 08.04.2015.
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bemerkenswerte Kostenunterschiede zwischen den Gemeinden auftreten. Zudem 
habe die »Betreiberphilosophie«, die sich bei kleineren Unterkünften häufig qualitativ 
positiv auswirke, einen erheblichen Einfluss auf die Gestaltung der Kosten (Lenk et 
al. 2014, S. 38). Anhand der Angaben der sächsischen Städte und Landkreise stellen 
sie fest, dass Gemeinschaftsunterkünfte insbesondere bei der Unterbringung von 
Einzelpersonen kostengünstiger sind als eine dezentrale Unterbringung, während 
sich bei letzterer die Qualität der Unterbringung erhöhe. Umgekehrt aber zeige 
sich für Familien oder Kleingruppen ein gegenläufiger Effekt, indem sich dezentrale 
Konzepte mittelfristig als kostengünstiger erweisen (ebd.). Kosten der Erstausstat-
tung, Folge- und Nebenkosten seien zudem bei der dezentralen Unterbringung 
schwieriger zu kalkulieren als bei der zentralen Unterbringung. Wie bei den Gemein-
schaftsunterkünften fielen aber auch die Kosten für die dezentrale Unterbringung 
von Flüchtlingen in den einzelnen Kommunen uneinheitlich aus und reichten von 
durchschnittlich 3.000 Euro pro untergebrachter Person und Jahr in großstädtischen 
Gebieten bis zu 1.200 Euro im ländlichen Raum (ebd., S. 37 f.). In der Gesamtschau 
der Antworten der Gebietskörperschaften, so die Autoren, lasse sich festhalten, 
»dass sich die dezentrale Unterbringung wohl insbesondere dort als kostengünstiger 
erweist, wo die Unterkunftskosten (Miete, Nebenkosten etc.) auf mehrere Leistungs-
träger verteilt sind und gleichzeitig kein erhöhter Bedarf für die soziale Betreuung 
besteht, d. h. […] im Wesentlichen bei Familien« (ebd., S. 39). 
Für Hessen belegt eine Aufstellung des Hessischen Landesrechnungshofes einen 
durchschnittlich niedrigeren Kostensatz für die Unterbringung von Asylsuchenden 
in Wohnungen gegenüber der Unterbringung in einer Gemeinschaftsunterkunft.16 
Die Zahlen beruhen auf Angaben aus fünf hessischen Landkreisen und beziehen sich 
auf das Jahr 2012. Zu diesem Zeitpunkt betrugen die Kosten pro Platz in einer Gemein- 
schaftsunterkunft monatlich 241 Euro; im Vergleich dazu betrugen die Wohnungs-
kosten pro untergebrachter Person (Miete plus Erstausstattung) 211 Euro. Die Unter-
bringung in Wohnungen wird als die wirtschaftlichere Variante ausgewiesen.
Für einzelne Städte liegen Kostenvergleiche teilweise aus früheren Jahren vor. So 
betrugen in Leverkusen die Kosten für die Unterbringung in einem Übergangsheim 
bezogen auf das Jahr 2012 pro Person mit allen Nebenkosten 223 Euro monatlich, bei 
Unterbringung in einer Privatwohnung nur 148 Euro (Schillings 2012). Von einem 
signifikant niedrigeren Kostensatz ging auch die Stadt Köln aus, als sie im Jahr 2004 
Leitlinien zur Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen festlegte.17 Seinerzeit 
wurden die durchschnittlichen monatlichen Kosten für die Stadt bei Unterbringung 
in einer Gemeinschaftsunterkunft mit gemeinsamer Küchen- und Sanitärnutzung mit 
16  http://www.rechnungshof-hessen.de/fileadmin/veroeffentlichungen/pressemitteilungen_uepkk/ 
folien-25.pdf.
17  Leitlinien zur Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen, Beschluss des Rates der Stadt Köln 
vom 20.07.2004, S. 10.
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24,56 Euro pro Quadratmeter Wohnfläche, bei Wohnheimen mit abgeschlossenen 
Wohneinheiten mit 17,96 Euro und bei Wohnungen auf dem Kölner Wohnungsmarkt 
mit 11,30 Euro festgesetzt. Begründet wurden diese Unterschiede in der Vergleichs-
berechnung mit personalintensiven Kostenfaktoren (z. B. Hausmeister und Wach-
dienst) bzw. mit einem höheren Instandhaltungsbedarf in den Wohnheimen.
Ein genereller Kostenvergleich dürfte gegenwärtig allerdings schwierig sein.  
Städte wie Köln und Berlin haben vor gut einem Jahrzehnt die Umstellung auf eine 
Wohnungsunterbringung mit den signifikant niedrigeren Kosten begründet.18 Wie 
sich die Kostenlage tatsächlich gestaltet, hängt von der aktuellen Nachfrage auf dem 
Wohnungsmarkt ab. In Berlin beispielsweise haben sich die Chancen für Menschen 
im Transferleistungsbezug, eine preisgünstige Wohnung zu finden, deren Kosten 
vom Jobcenter bzw. Sozialamt übernommen werden, in den letzten Jahren stetig 
verschlechtert. 
Entsprechend gering sind auch die Chancen von Asylbewerbern auf dem freien-
Wohnungsmarkt. Werden Gebäude oder Wohnungen zur Unterbringung von der 
Kommune angemietet, so hängen die Kosten oftmals von der Marktübersicht, vom 
Verhandlungsgeschick und von der Dauer der abgeschlossenen Nutzungsverträge  
ab – und zwar unabhängig davon, ob Immobilien als Gemeinschaftsunterkünfte  
oder für das Einzelwohnen genutzt werden.
Tendenziell aber dürfte die dezentrale Unterbringung die kostengünstigere Vari-
ante sein – nicht zuletzt deshalb, weil Kosten für die Verwaltung, soziale Betreuung, 
Bewirtschaftung und Bewachung minimiert werden bzw. ganz entfallen. 
2.2  Kontrolle der Wohnqualität
Verschimmelte Wände, Ungeziefer in den Räumen, freiliegende Elektrokabel, hoch-
gradig verschmutzte Sanitär- und Kochräume – wer sich mit der Unterbringung  
von Flüchtlingen befasst, kommt um solche Erfahrungsberichte aus Gemeinschafts-
unterkünften nicht herum. Bislang werden noch zu wenige Instrumente angewandt, 
um die geforderte Wohnqualität von Flüchtlingsunterkünften zu überprüfen und 
Verbesserungen durchzusetzen. Die Qualität einer Flüchtlingsunterkunft hängt aber 
nicht nur von einwandfrei hygienischen Wohnverhältnissen ab. Die Gewährleistung 
einer sozialen Betreuung und ein verbrieftes Mitspracherecht der Bewohner bei der 
Ausgestaltung der Unterkünfte sind ebenfalls Merkmale einer Unterbringung, die 
den rechtlich-sozialen und menschlichen Bedürfnissen von Flüchtlingen gerecht 
wird. Die Umsetzung dieser genannten Aspekte ist das Thema dieses Kapitels. 
18  Vgl. ebd.; Ausführungsvorschriften über die Anmietung von Wohnraum durch Leistungsberechtigte 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz, Beschluss des Senats von Berlin vom 05.08.2003.
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2.2.1 »Heim-TÜV« Sachsen
Ein Beispiel für eine öffentliche Qualitätskontrolle bietet der »Heim-TÜV« in Sach-
sen, der seit 2011 in den Gemeinschaftsunterkünften des Landes durchgeführt wird. 
Unter dem Motto »Menschenwürde messbar machen« definiert der »Heim-TÜV« 
Kriterien für angemessene humanitäre Zustände bei der Unterbringung von Asyl- 
suchenden. Er setzt damit auf eine Umsetzungsstrategie für Forderungen an die  
Unterbringung, wie sie beispielsweise von den Wohlfahrtsverbänden und Flücht-
lingsräten formuliert werden.
Der »Heim-TÜV« besteht aus einem Fragenkatalog, der folgende Qualitätskriterien 
einschließt: die Unterbringung von Familien und Frauen in der Unterkunft, Gewähr-
leistung von Sicherheit und Betreuung, eine frauen- und familiengerechte Unter- 
bringung, die Integration von Kindern, Bildungsangebote, Mitwirkungsmöglich- 
keiten, Lage und Ausstattung, Zustand der Einrichtung und ihr Umfeld, gesellschaft-
liche Einbindung. Die Bewertung erfolgt anhand von drei Einstufungsmöglichkeiten: 
Grün für »angemessen bzw. menschenwürdig«; Gelb für »unter Beobachtung«;  
Rot für »unangemessen« (Gillo/Friedrich 2013, S. 369). Der Einstufung liegt ein 
detailliertes Bewertungsschema zugrunde, das eine statistische Auswertung der 
erhobenen Daten ermöglicht.
Die Begehung der Gemeinschaftsunterkünfte erfolgt in einem zweijährigen Turnus 
durch eine öffentliche Kommission, zu der Vertreter der zuständigen Unterbrin-
gungsbehörden, der kommunalen Sozial- bzw. Ordnungsämter, die Koordinatoren 
für Migration der zuständigen Regionalstelle der Sächsischen Bildungsagentur sowie 
die zuständigen kommunalen Integrations- und Ausländerbeauftragten gehören 
(ebd.). Durch die Auswertung ergibt sich die Gelegenheit, erkannte Probleme in den 
Unterkünften abzustellen. Die Erfahrungen der bisherigen Visitationsrunden zeigen, 
dass vorhandene Mängel in einem erheblichen Umfang abgestellt werden konnten; 
die Zahl der Unterkünfte, die sich »im roten Bereich« befinden, hat sich signifikant 
von anfangs ca. 50 Prozent auf zehn Prozent reduziert.
Der »Heim-TÜV« geht von der Prämisse aus, dass eine kostenstabilisierende Flücht-
lingsunterbringung eine angemessene finanzielle Zuwendung durch das Land erfor-
dert. Eine angemessene Unterbringungsqualität sei notwendig, um Vandalismus in 
den Unterkünften sowie Resignation, physischen und psychischen Erkrankungen 
der Bewohner vorzubeugen. Wo dies nicht der Fall sei, steigen die Folgekosten, die 
gemeinschaftlich zu tragen sind. Weiterhin steige die Gefahr, ablehnende Haltungen 
gegen Asylsuchende in der Öffentlichkeit hervorzurufen (ebd., S. 367). Es wird also 
von indirekten Folgekosten ausgegangen, die sich bislang in den formalen Kosten-
nachweisen für die Flüchtlingsunterbringung nicht abbilden lassen.
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Das Beispiel des »Heim-TÜV« zeigt, dass sich Mängel in der Unterbringung von Asyl-
suchenden bearbeiten lassen, wenn der politische Wille sowie die Bereitschaft beste-
hen, einen gewissen Kontrollaufwand dafür aufzubringen. Es wird zugleich Interesse 
an einer menschenwürdigen Unterbringung signalisiert, das notwendig ist, um eine 
allgemeine Akzeptanz für die Flüchtlingsaufnahme in der Bevölkerung herzustellen.
2.2.2  Gewährleistung sozialer Betreuung
Die soziale Betreuung von Flüchtlingen in der Gemeinschaftsunterkunft bezieht sich 
auf die Organisation des Alltags in der Unterkunft bzw. während des Asylverfahrens. 
Davon zu unterscheiden ist die Asylverfahrensberatung, welche Flüchtlinge rechtlich 
hinsichtlich ihres Asylantrages unterstützt. Sie erfordert besondere Kenntnisse  
und sollte in jedem Fall getrennt von der Regelung anderer sozialer Belange erfolgen. 
Auch in der Gewährleistung sozialer Betreuung gibt es in den Bundesländern eine 
große Bandbreite von Positionen, die in einem Kontinuum zwischen integrations- 
fördernd und integrationsvermeidend angesiedelt sind. Wendel (2014a, S. 74) führt 
exemplarisch für die Pole dieses Kontinuums die Länder Bremen und Bayern an:  
In Bremen wird explizit der Tatsache Rechnung getragen, dass ein Großteil der 
Asylsuchenden »unabhängig von den Möglichkeiten, einen Aufenthaltstitel zu erlan-
gen« langfristig in Deutschland bleiben wird. Asylsuchende sind deshalb nicht von 
Angeboten der Integration und Partizipation auszuschließen. Die soziale Betreuung 
von Asylbewerbern und Geduldeten wird in einen integrationspolitischen Gesamt-
zusammenhang gestellt (Die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen 2014, 
S. 12).
In Bayern hingegen rekurriert die noch immer praktizierte Richtlinie zur Asylsozial-
beratung auf einen vorübergehenden Aufenthalt der Asylsuchenden in Deutsch-
land.19 Dabei wird insbesondere auf die niedrigen Anerkennungsquoten in Asylver-
fahren hingewiesen:
»Ein Schwerpunkt der Asylsozialberatung ist, dass die Betroffenen, die sich bis zum 
Abschluss des Asylverfahrens bzw. nach einem ablehnenden Asylverfahren nur  
vorübergehend in Deutschland aufhalten, durch die Bereitstellung von Orientierungs-
hilfen, Beratung und Information in die Lage versetzt werden, die auftretenden  
Alltagsprobleme besser bewältigen zu können.
Da der Personenkreis lediglich sozial zu versorgen ist, darf die Beratung und Betreu-
ung keine Maßnahmen umfassen, die der sozialen, sprachlichen oder beruflichen  
Integration in die deutsche Gesellschaft dienen. Die Fähigkeit zur Reintegration in  
die Herkunftsländer soll erhalten bleiben.«  
(Asylsozialberatungs-Richtlinie Bayern, Nr. 1.1.1)
19 Diese Richtlinie ist formell Ende 2013 abgelaufen, wird aber bis zum Abschluss der Beratungen  
 über die Ausrichtung einer neuen Richtlinie in Bayern fortgeführt.
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Auch in der Frage des Betreuungsschlüssels (Anzahl der Flüchtlinge pro Betreuer-
stelle) gibt es eine große Variationsbreite zwischen den einzelnen Bundesländern. 
Sofern überhaupt ein Betreuungsschlüssel angegeben wird, reicht dieser im güns-
tigsten Fall von einer Betreuerstelle für 96 Flüchtlinge (Mecklenburg-Vorpommern) 
bis hin zum Verhältnis 1:150 (Bayern).
Der Betreuungsschlüssel des Landes sagt noch wenig über die tatsächliche Situation 
in den einzelnen Unterkünften aus. In den Fallbeispielen in Teil 2 lassen sich teil-
weise sehr betreuungsgünstige Konstellationen vorfinden, zum Beispiel in der Stadt 
Hannover, die in ihrem städtischen Unterbringungskonzept einen verbindlichen 
Schlüssel von einer Sozialarbeiterstelle auf 50 Asylbewerber festschreibt (siehe  
Kapitel 2.5 in Teil 2), und ebenso in der Stadt Leipzig, die für die soziale Betreuung  
in der städtischen Erstaufnahmeeinrichtung und in den kleineren Gemeinschafts- 
unterkünften einen Schlüssel von einer Sozialarbeiterstelle für 50 bzw. 40 Asyl- 
bewerber festgelegt hat. In der Gemeinschaftsunterkunft in Hoyerswerda (siehe  
Kapitel 2.2 in Teil 2) waren dies zwei Sozialarbeiter bei einer Aufnahmekapazität  
von 140 Personen, in Berlin-Hellersdorf (siehe Kapitel 2.3 in Teil 2) wiederum zwei 
Stellen für 400 Personen. In der Gemeinschaftsunterkunft Hof Reith in Schlüchtern 
im Main-Kinzig-Kreis (siehe Kapitel 2.4 in Teil 2) existierte jedoch bei einer Aufnahme- 
kapazität von 160 Personen bis 2015 überhaupt keine Sozialarbeiterstelle, sondern 
lediglich eine Hausmeisterstelle; mittlerweile wurde dort eine professionelle sozial-
pädagogische Betreuung eingerichtet.
2.2.3 Heimbeiräte
In verschiedenen Bundesländern werden in Gemeinschaftsunterkünften Heimbei-
räte installiert, so in Sachsen und Sachsen-Anhalt. Diese Beiräte werden von den 
Bewohnern gewählt und sollen ihre Mitwirkung am Heimbetrieb gewährleisten. Hin-
sichtlich der Rolle und Funktion der Heimbeiräte existieren kontroverse Ansichten: 
Von Befürwortern dieses Modells wird auf die Chance einer demokratischen Mit-
wirkung von Asylsuchenden im eigenen Umfeld hingewiesen. Kritiker des Modells, 
die sich besonders in antirassistischen Flüchtlingsunterstützerkreisen befinden, 
schreiben dem Heimbeirat eine Erfüllungsfunktion zu: Er bilde einen verlängerten 
Arm der Heimleitung in der Durchsetzung von Ordnung und Sauberkeit und werde 
in den Dienst eines reibungslosen Ablaufes gestellt.
Leider war es im Rahmen der Recherchen nicht möglich, bisherige Erfahrungen mit 
den Heimbeiräten zu eruieren; entsprechende Anfragen wurden nicht beantwortet. 
Forderungen, in den Gemeinschaftsunterkünften ein Mindestmaß an Partizipation 
der Bewohner zu gewährleisten, beziehen sich auf die Anschlussunterkünfte.  
Einen Orientierungspunkt, wie eine solche Form der Selbstverwaltung ausgestaltet 
werden könnte, sind beispielsweise die Mitspracherechte in Studentenwohnheimen.
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2.3 Erfahrungen mit unterschiedlichen Betreibermodellen
Für den Betrieb von Gemeinschaftsunterkünften gibt es mehrere Modelle: Es werden 
sowohl kommunale, gemeinnützige als auch private Betreiber eingesetzt. In den  
Medien sind privat betriebene Gemeinschaftsunterkünfte in Verruf geraten, nach-
dem Fälle von Verwahrlosung und Schikanen gegen die Bewohner – etwa im Herbst 
2014 in einer Unterkunft im nordrhein-westfälischen Burbach – publik wurden.  
Das Geschäft mit der Flüchtlingsunterbringung gilt als lukrativ; berichtet wird von 
Fällen, in denen sich private Betreiber mit Dumpingpreisen einen Konkurrenzvorteil 
gegenüber gemeinnützigen Mitbewerbern verschaffen.20
Für den Einstieg von immer mehr kommerziellen Betreibern in das Geschäft  
mit Flüchtlingsunterkünften gibt es vielfältige Gründe. Bisweilen sehen sich Kom-
munen oder auch gemeinnützige Wohlfahrtsverbände nicht in der Lage, in die  
Einrichtung von Unterkünften zu investieren. Dies übernehmen stattdessen private 
Unternehmen. Manche gemeinnützige Organisationen lehnen das Angebot ab, 
Wohneinrichtungen kurzfristig in Betrieb zu nehmen, da sie den nach ihren Kriterien 
gebotenen Standard von Ausstattung und Betreuung nicht realisieren können.  
Gerade Wohlfahrtsverbände, die häufig über Erfahrungen im Betrieb von Flüchtlings- 
unterkünften verfügen, sind bemüht, verantwortungsvoll und längerfristig zu  
denken und nicht rasche Zusagen zu machen.21 Zudem haben die öffentlichen Auf-
traggeber bei der Vergabe ein Interesse daran, mit verschiedenen Anbietern zu 
verhandeln, um einen vorteilhaften Preis zu erzielen. Private Anbieter sind in diesen 
Verhandlungen eher bereit, Abstriche beispielsweise beim Personalschlüssel und 
bei der sozialpädagogischen Betreuung zu machen.22 Schließlich ist der kommer-
zielle Betrieb von Flüchtlingsunterkünften ein Geschäftszweig, der angesichts der 
derzeitigen Situation eine langfristige Einnahme gewähren dürfte. Aber obwohl 
diese Argumente für eine fortschreitende Privatisierung und Ökonomisierung der 
Flüchtlingsunterbringung sprechen, lässt sich nicht behaupten, dass private Betrei-
ber grundsätzlich schlecht sind, dagegen gemeinnützige oder öffentliche Betreiber 
in jedem Fall die bessere Alternative darstellen. Viele Menschen, die in diesen  
Unterkünften arbeiten, sind bemüht, ihr Bestes zu geben – und dies in einem insge-
samt schwierigen Feld, in dem viele Akteure mitreden.
Informationen über kommunale Erfahrungen mit unterschiedlichen Betreiber- 
modellen wurden vor allem in den Interviews vor Ort gewonnen. Im Folgenden  
sollen zwei Beispiele den Umgang mit unterschiedlichen Betreibermodellen in  
den Kommunen illustrieren.
20 z. B. »Vier Euro für einen Flüchtling«, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 01.10.2014.
21  Gespräch mit Fabio Reinhardt, Mitglied des Abgeordnetenhauses von Berlin, am 06.03.2015. S. a. 
das Fallbeispiel der Flüchtlingsunterkunft der Gemeinde am Döhrener Turm in Hannover in Teil 2.
22 Ebd.
In Berlin werden Gemeinschaftsunterkünfte ausschließlich von privaten oder ge-
meinnützigen Betreibern geführt. Dabei gab es auch problematische Erfahrungen 
mit einigen privaten Betreibern, die zugesagte Standards nicht einhielten oder 
ehrenamtlichen Unterstützern den Zugang zur Einrichtung untersagten, weil diese 
Kritik an den Unterbringungsbedingungen geübt hatten. Die Zuständigkeit für die 
Flüchtlingsunterbringung liegt bei der Senatsverwaltung für Gesundheit und Sozia-
les; die ausführende Stelle ist das Landesamt für Gesundheit und Soziales (LaGeSo). 
Die Bezirke als die eigentliche kommunale Ebene haben in der Flüchtlingsunterbrin-
gung keine Verantwortlichkeit. Da in Berlin über die Jahre hinweg Kapazitäten zur 
Flüchtlingsunterbringung abgebaut worden sind, wird hier vielfach auf Anbieter 
gesetzt, die kurzfristig in der Lage sind, die Bauträgerschaft und Bauausführung zu 
übernehmen – auch wenn der Betrieb der Einrichtungen in manchen Fällen in die 
Kritik gerät. Ein Beispiel hierfür ist die Firma PeWoBe, die den Betrieb der Flücht-
lingsunterkunft in Berlin-Britz übernommen hat (siehe Kapitel 2.6 in Teil 2). In der 
Unterkunft wurde von Beginn an mit einer personellen Unterbesetzung gearbeitet; 
monatelang wurde die Unterkunft ohne den vorschriftsmäßigen Brandschutz  
betrieben.23 Die Firma betreibt in Berlin mehrere Gemeinschaftsunterkünfte.  
Im Main-Kinzig-Kreis werden Gemeinschaftsunterkünfte überwiegend von den 
Kommunen selbst betrieben, es gibt aber auch einige privat betriebene Unterkünfte.  
Bei der Vergabe werden Betreiber bevorzugt, die selbst in der Kommune leben  
oder dort ihren Firmensitz haben:
»Dem Kreis und den örtlichen Kommunen ist es wichtig, dass der Verantwortliche,  
der Liegenschaftseigentümer oder Betreiber, jemand ist, den wir kennen. Der in der 
Regel auch in der Kommune lebt oder dort seinen Firmensitz hat, der also letztlich auch 
auf seinen eigenen Ruf bedacht sein und dem daran gelegen sein muss, eine gute, d. h. 
seriöse Betreiberleistung zu erbringen.«24
Indem der Landkreis das Prinzip einer dezentralen kleinräumlichen Unterbringung 
verfolgt, nimmt er kommerziell orientierten Anbietern das Interesse an der Errich-
tung von Gemeinschaftsunterkünften. Schließlich sind diese für private Unterneh-
men nur dann rentabel, wenn sie eine bestimmte Mindestgröße aufweisen. 
Der Kreis hingegen verfolgt eine Verteilungsstrategie, wonach der Anteil ausländi-
scher Flüchtlinge an der örtlichen Bevölkerung ein Prozent nicht übersteigen sollte.  
Großunterkünfte werden daher in den Kommunen nicht realisiert: 
23  Interview mit Jürgen Schulte, Anwohnerinitiative »Hufeisern gegen Rechts«, Berlin-Britz,  
am 03.12.2014.
24  Gespräch mit Susanne Simmler, Erste Kreisbeigeordnete, und Klaus Pichl, Leiter des  
Kreissozialamts, beide Main-Kinzig-Kreis, am 10.12.2014.
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»Unsere politische Vorgabe [des Landkreises, Anm.] ist die kleinräumliche Unter-
bringung, dezentral, die auch gemeinschaftverträglich in Kindergarten, Schule und 
örtlicher Gemeinschaft zu organisieren ist. Nur gewinnorientierte Investoren haben an 
einer solchen kleinräumlichen Unterbringung kein Interesse.«25
Bei der dezentralen Unterbringung außerhalb lokaler Gemeinschaftsunterkünfte 
wird der Mietvertrag zwischen dem Vermieter und der Kommune abgeschlossen. 
Der Landkreis legt den kommunalen Mietspiegel als Grundlage für die Erstattung 
der Mietkosten zugrunde. Private Mietspekulation bei der Anmietung von Flücht-
lingsunterkünften konnte weitgehend vermieden werden. Als ein wirkungsvolles 
Regulativ wurden dabei die Runden Tische zur Flüchtlingsaufnahme im Landkreis 
bezeichnet; dadurch, dass sich viele haupt- und ehrenamtlich engagierte Akteure 
regelmäßig zum Austausch über anstehende Fragen der Flüchtlingsunterbringung 
treffen, werden Spekulationsversuche relativ leicht transparent und unterliegen 
einer öffentlichen Kontrolle. 
Mit dem privaten Management von Gemeinschaftsunterkünften sind grundsätzlich 
mehrere Probleme verbunden:
::   Beim Einsatz privater Betreiberfirmen haben die Kommunen über das rechtliche 
Baugenehmigungsverfahren hinaus keinen Einfluss auf die Art und Weise, wie die 
Einrichtung belegt und betrieben wird. Bei konflikthaften Entwicklungen aber 
sind die Kommunen zuständig für das soziale Konfliktmanagement, etwa wenn es 
zu Widerständen in der örtlichen Bevölkerung kommt und Moderationsprozesse 
notwendig werden.
::   In der gegenwärtigen zugespitzten Situation der Flüchtlingsaufnahme werden 
verfügbare Baugrundstücke extensiv genutzt, um Unterbringungsplätze für 
Asylsuchende zu schaffen. Das führt im äußersten Fall zu starken Verdichtungen 
von Unterbringungsplätzen und zu einer verstärkten Lagersituation – besonders 
dann, wenn die Gewinninteressen bei der Unterbringung im Vordergrund stehen.
::   Die kommunalen Behörden haben keinerlei Einfluss darauf, welches Personal in 
den Unterkünften eingesetzt wird und inwieweit die Personen für die vorgesehene 
Tätigkeit qualifiziert sind. In Interviews, die in Berlin geführt wurden, wurde be-
richtet, dass qualifiziertes Personal häufig alternierend an verschiedenen Stand-
orten eines Betreibers eingesetzt wird, um Personalnöte auszugleichen. Für die 
Kontinuität der Ansprache und Entwicklung eines Standortes ist dies abträglich. 
Berichtet wurde auch, dass die Diskrepanz zwischen den Geschäftsinteressen 
privater Betreiber und dem professionellen Verständnis dort eingesetzter  
Leitungspersonen und Sozialarbeiter bisweilen unübersehbar ist.26  
 
25 Ebd.
26  Interview mit Bernd Szczepanski, Bezirksstadtrat für Soziales, Berlin-Neukölln, am 18.12.2014.
 Interview mit Dr. Thomas Bryant, Projektkoordinator, Berlin-Hellersdorf, am 08.12.2014.
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Das Engagement, welches das Personal vor Ort entwickelt, um stabile Strukturen 
innerhalb der Unterkunft und auch zur Realisierung von Hilfsangeboten, von  
ehrenamtlichem Engagement etc. aufzubauen, wird durch eine diskontinuier-
liche Personalpolitik der Firmen konterkariert.
::   Um den Einsatz von Wachschützern wurde im Sommer 2014 ein Skandal in Nord-
rhein-Westfalen aufgedeckt, wonach Mitarbeiter einer privaten Wachschutzfirma, 
die teilweise einen rechtsextremen Hintergrund besaßen, Heimbewohner miss-
handelten. Bislang gibt es keine bundesweit einheitliche Regelung, dass für die 
Tätigkeit als Wachschützer ein polizeiliches Führungszeugnis vorgelegt werden 
muss. Generell verfügen Wachschützer über eine nicht unproblematische Rolle: 
In manchen Unterkünften sind Wachschützer rund um die Uhr präsent – anders 
als Sozialarbeiter oder die Hausleitung. Sie verfügen damit über einen hohen 
reglementierenden Einfluss auf den Alltag der Heimbewohner.
::   Die Betreiber sind berechtigt, Hausverbote für Besucher auszusprechen. Dies 
hat beispielsweise in einigen Fällen in Berlin dazu geführt, dass ehrenamtlichen 
Helfern der Zugang zur Unterkunft untersagt wurde.
::   Bisweilen präsentieren sich private Betreiber als ein Konglomerat von undurch-
schaubaren Betreibern und Interessenverbindungen. In Berlin beispielsweise 
wurde bekannt, dass ein bis 2013 amtierender Staatssekretär in der Landessozi-
alverwaltung als Anteilseigner in eine private Betreiberfirma eingestiegen ist, die 
den Zuschlag für den Aufbau einer Containersiedlung zur Flüchtlingsaufnahme 
erhalten soll.27 Zwar hat sich der gegenwärtig amtierende Sozialsenator Mario 
Czaja im Sommer 2014 geäußert, dass er sich künftig gemeinnützigen Betreibern 
zuwenden möchte, aber eine Umsetzung ist bislang noch nicht erkennbar. 
Problematische Aspekte privater Betreiberschaft beziehen sich auf Großunterkünf-
te, die für das Unternehmen lukrativ sein müssen. In die dezentrale Unterbringung 
sind zwar ebenfalls private Vermieter eingebunden, doch lassen sich nach Auskunft 
unserer kommunalen Interviewpartner hier Vorgaben durch eine Qualitätskontrolle 
der Immobilie sowie die Orientierung am örtlichen Mietspiegel besser durchsetzen. 
Vorhandene Umfragen sowie eigene Recherchen weisen darauf hin, dass die  
meisten Kommunen Schwierigkeiten auch bei der Beschaffung von dezentralen 
Wohnmöglichkeiten haben. 
 
27  Es handelt sich um den CDU-Politiker Michael Büge, der sich zudem zur Mitgliedschaft in einer 
rechtskonservativen Burschenschaft bekannte, welcher Verbindungen zu rechtsextremen Milieus 
nachgesagt werden. Siehe »Lieber Burschenschaftler als Ministerialer: Berliner Senator entlässt 
Staatssekretär«, in: Spiegel Online, 13.05.2013, http://www.spiegel.de/unispiegel/jobundberuf/
staatssekretaer-buege-bleibt-in-burschenschaft-gothia-a-899565.html. Der Ex-Staatssekretär hat 
seine Anteile an der Firma mittlerweile aufgegeben; auch Familienmitglieder, die Anteile hielten,  
sind aus der Firma ausgestiegen.
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In einer 2014 durchgeführten Umfrage des Niedersächsischen Städte- und Gemein-
debundes gaben drei Viertel der auskunftswilligen Kommunen in Niedersachsen 
an, dass es Probleme bei der Bereitstellung von Wohnraum für Flüchtlinge gibt oder 
noch erwartet werden. Ein knappes Drittel gab als einen Grund für diese Schwierig-
keiten Vorbehalte oder die fehlende Bereitschaft der Vermieter an, Wohnraum an 
Asylbewerber zu vermieten. Weitere häufig genannte Probleme auf dem Wohnungs-
markt bildeten die Mietpreisentwicklung und die Kurzfristigkeit der Zuweisungen 
(Niedersächsischer Städte- und Gemeindebund 2014). Wenig überraschend zeich-
nete sich auch in unseren Befragungen ab, dass kleinere Gemeinden und Landkreise 
weniger Schwierigkeiten bei einer dezentralen Unterbringung hatten, als dies in den 
Großstädten der Fall ist. Besonders dort, wo Kooperationen mit kommunalen Woh-
nungsbaugesellschaften möglich waren, zeigte sich eine wesentlich entspanntere 
Situation in der dezentralen Unterbringung.28
2.4 Kommunale Konzepte und Strategien zur Wohnunterbringung von Flüchtlingen
In den letzten Jahren haben zahlreiche Städte und Landkreise eigene Konzepte  
zur Unterbringung von Asylsuchenden erstellt und implementiert. Obwohl diese 
Konzepte lokal unterschiedlich gestaltet sind, bedeuten sie praktisch immer eine 
Verbesserung der Wohnsituation gegenüber den landesgesetzlich vorgeschriebenen 
Standards. Mit kommunalen Vertretern verschiedener Städte und Landkreise, in 
denen Strategien der dezentralen Unterbringung verfolgt werden, wurden Interviews 
geführt und deren Motivation, Praxis sowie weiterführende Integrationsmaßnahmen 
für Asylsuchende vor Ort erfragt.
Auslöser für diese Konzeptentwicklung ist zumeist ein konkreter Anlass, das bisheri-
ge örtliche Verfahren zur Flüchtlingsunterbringung zu überdenken. Oft handelt es 
sich dabei um bevorstehende bauliche Maßnahmen. Die Konzeptentwicklung erfolgt 
in der Regel auf der Grundlage eines konsensualen Beschlusses im Kommunalparla-
ment und erfordert weiterhin eine breite Einbindung von Akteuren, die im engeren 
oder weiteren Sinn in der Kommune mit der Aufnahme von Flüchtlingen befasst sind.
Die Beispiele, die in diesem Kapitel vorgestellt werden, wurden nach der Maßgabe 
einer dezentralen Unterbringung ausgewählt. Diese hat hier einen hohen Stellen-
wert und wird als ausschließliche Unterbringungsform favorisiert oder mit anderen 
Unterbringungsformen kombiniert. Die ausgewählten Fallbeispiele stehen exempla-
risch auch für andere Kommunen, die eine ähnliche systematische Unterbringungs-
politik verfolgen, und illustrieren allgemein den kommunalen Handlungsrahmen in 
diesem Feld. Über den Entstehungshintergrund der Konzepte wurden Interviews 
zumeist mit den Leitungspersonen der Sozialreferate, in deren Zuständigkeit sie 
fallen, oder mit anderen kommunalpolitischen Personen geführt.
28 Interview mit Michael Busch, Landrat des Landkreises Coburg, am 20.02.2015.
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::   Bereits im Jahr 2000 wurde in Leverkusen ein Konzept zur dezentralen Unter-
bringung von Flüchtlingen entwickelt, das seit 2002 in die Praxis umgesetzt wird. 
Den Hintergrund bildeten als untragbar empfundene Zustände, die in den 90er 
Jahren bei der Unterbringung von Asylsuchenden aufgetreten waren. Die Stadt 
stand vor der Wahl, entweder ein umfangreiches Investitions- und Instandhal-
tungsprogramm für Gemeinschaftsunterkünfte aufzulegen oder auch Flüchtlinge 
mit einem ungeregelten Aufenthaltsstatus verstärkt in Privatwohnungen unterzu-
bringen. Aus Kostenüberlegungen fiel die Entscheidung für das letztere Modell. 
Das Konzept wurde kooperativ von Stadtverwaltung, Flüchtlingsrat und Caritas 
erarbeitet und sieht vor, dass neu ankommende Flüchtlinge nach einer kurzen 
Phase in einem Übergangsheim die Möglichkeit erhalten, sich selbst eine Woh-
nung auf dem Wohnungsmarkt zu suchen (Schillings 2012).
::   In Köln wurden 2004 »Leitlinien zur Unterbringung und Betreuung von Flücht-
lingen« durch den Rat der Stadt beschlossen. Erarbeitet wurden diese Leitlinien 
durch einen Runden Tisch für Flüchtlingsfragen, dessen Mitglieder aus der Ver-
waltung, aus den politischen Fraktionen, aus Wohlfahrtsverbänden und Religions- 
gemeinschaften stammen. In ihrer Zielsetzung beziehen sich die Leitlinien auf 
das städtische Leitbild Köln 2020, mit dem sich die Stadt als eine »europäische 
Metropole der Inspiration und Interkulturalität« positioniert und in dem Flücht-
linge als ein integraler Teil der städtischen Gesellschaft aufgefasst werden.29
::   In Osnabrück wurde 2013 das »Konzept zur Wohnraumversorgung und Integ-
ration von Flüchtlingen« von der rot-grünen Ratsfraktion initiiert und von allen 
Fraktionen sowie der Verwaltung zustimmend aufgegriffen. Das Konzept wurde 
in seiner Entstehungsphase weiterhin mit Vereinen, Verbänden und Beteiligten 
unterschiedlicher Art abgestimmt. Damit verbunden war die Erwartung, ein  
verbessertes Gestaltungskonzept sowie eine klare Rahmenregelung zu schaffen, 
wie Flüchtlinge künftig untergebracht werden sollen.30
::   Das Konzept »Wohnen für Berechtigte nach dem Asylbewerberleistungsgesetz  
in Leipzig« wurde 2012 entwickelt, zu einem Zeitpunkt bereits steigender Flücht-
lingszahlen. Die konzeptionelle Arbeit erfolgte im Austausch mit lokalen Akteu-
ren der Flüchtlingsarbeit und Interessenvertretungen von Flüchtlingen. Eine 
Zielstellung war es dabei, die Unterbringung vor allem aus humanitärer Sicht zu 
verbessern. In Sachsen gilt die Vorgabe, Flüchtlinge grundsätzlich in Gemein-
schaftsunterkünften unterzubringen. Nach Auffassung der Stadt Leipzig  
hingegen sollten bestimmte Gruppen von Flüchtlingen nach einer Frist dezentral 
untergebracht werden.31
29  Leitlinien zur Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen, Beschluss des Rates der Stadt Köln 
vom 20.07.2004.
30 Interview mit Rita Maria Rzyski, Sozialstadträtin, Stadt Osnabrück, am 04.02.2015.
31 Interview mit Martina Kador-Probst, Sozialamtsleiterin der Stadt Leipzig, am 04.03.2015.
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::   In Berlin wurden 2003 »Ausführungsvorschriften über die Anmietung von 
Wohnraum durch Leistungsberechtigte nach dem Asylbewerberleistungsgesetz« 
beschlossen.32 Asylsuchende sollten demnach möglichst in Wohnungen statt  
in Gemeinschaftsunterkünften leben. Begründet wurde diese Maßnahme mit  
dem Hinweis, dass das Leben in Wohnungen finanziell günstiger sei und die 
betroffenen Menschen ein selbstständigeres Leben führen könnten als in einer 
Gemeinschaftsunterkunft.
::   Ausgangspunkt eines Konzepts für dezentrale Unterbringung im Landkreis  
Coburg waren Planungen der Bezirksregierung von Oberfranken, in einer Ge-
meinde des Kreises eine große Gemeinschaftsunterkunft mit mindestens 150 
Plätzen einzurichten. Bei einer Bevölkerungsgröße von lediglich 2.500 Einwoh-
nern erschien dem Landkreis eine solche Einrichtung zu überdimensioniert, 
nicht zuletzt unter dem Aspekt, dass ausreichend Kindergarten- und Schulplätze 
bereitzuhalten waren. Im Kreissozialreferat wurde daraufhin ein Konzept zur 
dezentralen Unterbringung entwickelt: Asylsuchende sollten – anteilig zur Ein-
wohnerzahl – auf alle 17 Gemeinden des Kreises verteilt werden. Eingebunden in 
die Konzeptentwicklung wurden die Bürgermeister der Gemeinden, zivilgesell-
schaftliche Akteure sowie die beiden kreiseigenen Wohnungsbauunternehmen, 
da Wohnungen akquiriert werden mussten. Das Konzept fand parteiübergreifend 
Unterstützung; alle kreiseigenen Städte und Gemeinden verpflichteten sich per  
Unterschrift, Wohnungen vor Ort zur Verfügung zu stellen.33
Diese Beispiele bilden die Beweggründe von Städten, Asylsuchende im kommunalen 
Rahmen grundsätzlich oder teilweise in Wohnungen unterzubringen, weitgehend ab. 
Die zentralen Argumente lauten: günstigere Unterbringung für die Kommune und 
ein besserer humanitärer Standard für die betroffenen Menschen.
Nicht alle Konzepte setzen auf ein durchgängig dezentrales Wohnen von Asylsu-
chenden. Fast immer aber sind sie mit weiterführenden Angeboten der psychosozia-
len Betreuung und Begleitung verbunden. Das thematische Spektrum soll im Folgen-
den anhand einiger Fallbeispiele verdeutlicht werden.
32  Obwohl es ein eigenständiges Bundesland ist, soll Berlin – wie an späterer Stelle auch Bremen –  
hier als Beispiel für eine großstädtische Unterbringung von Flüchtlingen angeführt werden.
33 Interview mit Michael Busch, Landrat des Landkreises Coburg, am 20.02.2015.
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2.4.1 Köln: Leitlinien zur Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen
Die 2004 vom Rat der Stadt Köln verabschiedeten Leitlinien haben über Jahre hinweg 
eine bundesweite Vorbildfunktion eingenommen. Wichtige Orientierungspunkte 
bildeten die Sozialverträglichkeit der Flüchtlingsaufnahme (im Sinne der Akzeptanz 
in der lokalen Bevölkerung) sowie eine Kostenminimierung bei der Unterbringung. 
Konzipiert wurde ein dreistufiges Unterbringungsmodell, das in ähnlicher  
Weise später auch in den Konzepten anderer Kommunen wieder aufscheint  
(siehe z. B. Osnabrück und Leipzig):
::   Die Erstunterbringung erfolgt in einer städtischen Erstaufnahmeeinrichtung für 
die Dauer von längstens drei Monaten (sogenannte Orientierungsphase).
::   Daran schließt sich die Unterbringung in einem Wohnheim an. Für solche Wohn-
heime ist in den Leitlinien eine maximale Belegungsgröße von 50 bis 80 Personen 
vorgesehen (sogenannte Integrationsphase I). In dieser Phase sind flexible An-
gebote der psychosozialen Betreuung vorgesehen, die sich an den individuellen 
Bedarfen der Bewohner orientieren sollen. Hierzu gehören Sprach- und Alphabe-
tisierungskurse, Informationen über Normen und Werte sowie über »Formen der 
Konfliktbewältigung in unserer Gesellschaft«.34
::   Nach spätestens 36 Monaten soll der Umzug aus dem Wohnheim in eine Wohnung 
erfolgen (sogenannte Integrationsphase II). In dieser Phase soll die psychosozi-
ale Betreuung im Rahmen der Regelangebote der sozialen Dienste und der freien 
Wohlfahrtspflege erfolgen.
Eine wichtige Orientierungsmarke bildet die Akzeptanz der Flüchtlingsaufnahme in 
der ortsansässigen Bevölkerung. Hierfür ist besonders auf das Erscheinungsbild der 
Wohnheime zu achten: Eine negative Typisierung von Flüchtlingen durch desolate 
Unterbringungsverhältnisse ist zu vermeiden. Die Leitlinien enthalten darüber 
hinaus Vorkehrungen zur Integration von Kindern und Jugendlichen in die schuli-
sche Regelversorgung, zur speziellen Versorgung von kranken und traumatisierten 
Flüchtlingen sowie zur Unterstützung des ehrenamtlichen Engagements in der 
Begleitung von Flüchtlingen.
34  Leitlinien zur Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen, Beschluss des Rates der Stadt Köln 
vom 20.07.2004, S. 14.
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2.4.2 Osnabrück: Konzept zur Wohnraumversorgung und Integration von Flüchtlingen 
In Osnabrück sieht das Konzept zur Wohnraumversorgung und Integration von 
Flüchtlingen vor, Asylsuchende maximal 24 Monate lang in einer Gemeinschaftsun-
terkunft unterzubringen. Spätestens nach dieser Phase sollen Flüchtlinge in eigenen 
Wohnungen leben, die von ihnen selbst angemietet und deren Kosten von der Stadt 
übernommen werden. Eine dezentrale Unterbringung ist auch innerhalb der ersten 
24 Monate möglich, wenn die betreffenden Personen bestimmte Kriterien erfüllen 
und die erforderliche Eigenverantwortlichkeit aufweisen. 
Die Regelunterbringung erfolgt in Gemeinschaftsunterkünften, die idealerweise 
jeweils einen kleineren Zuschnitt haben und über das gesamte Stadtgebiet verteilt 
sind. Die gegenwärtig größte Gemeinschaftsunterkunft verfügt über 120 Plätze, die
sich auf vier benachbarte Wohnhäuser verteilen. In jedem dieser Häuser gibt es fünf 
abgeschlossene Wohneinheiten, in denen jeweils durchschnittlich fünf bis sechs Per-
sonen leben. Familien erhalten eine Wohneinheit für sich. Alleinstehende Personen 
leben in Wohngemeinschaft zusammen, aber sind überwiegend in Einzelzimmern 
untergebracht. Hinzu kommen nach Auskunft der Sozialstadträtin Anfang 2015 
zwölf weitere, über das Stadtgebiet verteilte Gemeinschaftsunterkünfte.35 An zwei 
Standorten teilen sich mehrere alleinstehende Menschen ein Zimmer sowie Gemein-
schaftsduschen. Bei der Belegung wird nach Möglichkeit auf eine sinnvolle Zusam-
mensetzung nach Familien und Alleinstehenden, aber auch nach Herkunftsländern 
und ethnischer Zugehörigkeit geachtet. 
Die weiträumig verteilten kleineren Gemeinschaftsunterkünfte werden als ein 
Zwischenschritt zu einer dezentralen Unterbringung gesehen. Auch Wohnungen 
für Flüchtlinge sind über das gesamte Stadtgebiet verteilt. Sie dienen sowohl der 
Erstaufnahme als auch der Aufnahme von Flüchtlingen, die nach einem positiven 
Asylentscheid aus der Gemeinschaftsunterkunft ausziehen. Im Jahr 2013 lebten  
47 Prozent der städtischen Flüchtlinge in einer Wohnung, 53 Prozent in einer  
Gemeinschaftsunterkunft. Da sich die Zahl der Asylsuchenden 2014 in Osnabrück 
eher moderat um 20 Prozent (von 600 auf 720 Personen) erhöht hat, dürfte sich  
dieses Verhältnis nicht signifikant verschoben haben.36 Die Unterkünfte befinden 
sich teils in städtischer, teils in nicht-öffentlicher Betreiberschaft.
Die Unterbringung wird von einer aufsuchenden Flüchtlingssozialarbeit flankiert. 
2014 wurde von der Stadt eine Koordinierungsstelle Flüchtlingsarbeit eingerichtet, 
die mit zwei Vollzeitkräften besetzt wurde. Sie fungiert als Schnittstelle zwischen 
Verwaltung, freien Trägern und Flüchtlingen.
35 Interview mit Rita Maria Rzyski, Sozialstadträtin, Stadt Osnabrück, am 04.02.2015.
36  Die Stadt Osnabrück bietet eine Immobilie zur Einrichtung einer Erstaufnahmeeinrichtung des  
Landes an, deren Bewohnerzahl auf die Gesamtaufnahmequote der Stadt angerechnet wird.
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2.4.3 Wohnkonzept der Stadt Leipzig
Das Konzept »Wohnen für Berechtigte nach dem Asylbewerberleistungsgesetz in 
Leipzig« sieht ein mehrstufiges Unterbringungsverfahren vor. Die Unterbringung  
erfolgt zunächst in einer größeren Gemeinschaftsunterkunft für eine Dauer von 
sechs bis zwölf Monaten. Modellhaft erfolgt darauf eine Unterbringung in einer  
kleineren Gemeinschaftsunterkunft; am Ende steht das Wohnen im eigenen Wohn-
raum (welches keine Asylanerkennung bzw. keinen Schutzstatus voraussetzt). 
Allerdings besteht auch die Möglichkeit, direkt aus der Erstunterbringung in einer 
größeren Gemeinschaftsunterkunft in eine eigene Wohnung zu ziehen – nämlich 
dann, wenn besondere, im Konzept definierte, humanitäre Gründe vorliegen.  
Die praktische Umsetzung erfolgt also nicht zwingend über drei Stufen.
Die dezentrale Unterbringung erfolgt sowohl in der Form, dass sich Asylsuchende 
selbst eine Wohnung suchen und eigenständig einen Mietvertrag abschließen, als 
auch in der Variante einer Unterbringung in Gewährleistungswohnungen, die von 
der Stadt angemietet werden. Die erste Variante erscheint sehr voraussetzungsvoll; 
allerdings ist über den Betreuungsschlüssel in den Gemeinschaftsunterkünften vor- 
gesehen, dass Asylsuchende eine Unterstützung bei der eigenständigen Wohnungs-
suche erhalten. Außerdem gibt es Betreuungsressourcen bei Trägern der Migranten-
hilfe für diejenigen, die in eigenen Wohnraum ziehen und weiterhin Unterstützungs-
bedarf haben. Sofern das Sozialamt den Mietvertrag abschließt, ist es vorgesehen, 
dass dieser nach einiger Zeit von den Bewohnern selbst übernommen wird.37
Im Februar 2015 verfügte die Stadt Leipzig über zwei große Gemeinschaftsunter-
künfte mit bis zu 300 Plätzen. Die Bewohner leben dort in abgeschlossenen Wohnein-
heiten mit Küche und Bad. Kleinere Gemeinschaftsunterkünfte sind Mehrparteien- 
Wohnhäuser, in denen sich jeweils vier bis fünf Bewohner eine abgeschlossene Woh-
nung teilen. Die Stadt stellt hierfür eine soziale Betreuung. Der Wohnstandard ist 
einfach, den Bewohnern bleibt die Ausgestaltung der Innenräume selbst überlassen. 
Eine soziale Begleitung ist lediglich in den Gemeinschaftsunterkünften vorgesehen. 
Für Flüchtlinge in eigenen Wohnungen ist keine aufsuchende Sozialarbeit vor- 
gesehen; sie sollen dann in der Lage sein, stationäre Anlaufstellen für ihre Anliegen 
in Anspruch nehmen zu können. 
2.4.4 Ländliche Regionen: Praxis der dezentralen Unterbringung im Main-Kinzig-Kreis
Im Folgenden soll ein Blick auf die Praxis der Wohnunterbringung in zwei ländlich 
geprägten Landkreisen geworfen werden. Eine weitgehend dezentrale Unterbringung 
von Flüchtlingen wird im hessischen Main-Kinzig-Kreis praktiziert. Der Main-Kinzig- 
Kreis verfügt über kein formuliertes Konzept zur Flüchtlingsunterbringung, jedoch 
37 Interview mit Martina Kador-Probst, Sozialamtsleiterin der Stadt Leipzig, am 04.03.2015.
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über eine langjährige Praxis und eine insgesamt aufnahmefreundliche Verwaltung, 
was auch in Zeiten einer erhöhten Flüchtlingszuweisung Handlungssicherheit 
schafft. Für die zentrale Aufnahme der Flüchtlinge im Landkreis, die zumeist von 
der Landeserstaufnahmestelle in Gießen zugewiesen werden, steht eine bereits seit 
den 90er Jahren existierende Gemeinschaftsunterkunft als Erstanlaufstelle bereit. 
Verbrachten die Flüchtlinge in früheren Jahren mit geringer Asylmigration die über-
wiegende Zeit ihres Asylverfahrens in dieser zentralen Aufnahmeeinrichtung des 
Kreises, so sank die Verweildauer dort 2014 beträchtlich, da stetig nachrückende 
Asylsuchende eine zügige Weiterverteilung auf die Städte und Gemeinden erfor-
derten. Ende 2014 wurden im Kreis 595 Plätze in 18 Gemeinschaftsunterkünften 
bereitgehalten – die größte davon die zentrale Aufnahmeeinrichtung Hof Reith in der 
Kleinstadt Schlüchtern mit 160 Plätzen (siehe auch Teil 2). In allen anderen Fällen –  
Ende 2014 betrug die Zahl der im Kreis lebenden Flüchtlinge ca. 2.100 Personen – 
erfolgte die Unterbringung der Flüchtlinge dezentral über den Landkreis in ange-
mieteten Wohnungen.
Dezentrale Unterbringung bedeutet im Landkreis sowohl eine Unterbringung von 
Flüchtlingen in kleinen, abgeschlossenen Wohneinheiten als auch deren Verteilung 
über den gesamten Kreis. Die Verteilung innerhalb des Kreises wird anhand einer 
Quotenberechnung vorgenommen, die sich an der Einwohnerzahl der insgesamt  
29 kreisangehörigen Städte und Gemeinden orientiert. Diese Quotenberechnung 
innerhalb des Kreises wird bereits seit 1992 praktiziert und ist ein lange eingeübtes 
Verfahren, das auch in der gegenwärtig gesteigerten Flüchtlingszuwanderung  
politisch nicht verhandelt werden muss. Mit der Zuweisung von Flüchtlingen erfolgt 
ein Gesprächsangebot der Kreisverwaltung, wie diese in einer menschenwürdigen 
Weise in der Gemeinde umgesetzt werden kann. Tatsächlich weist eine Übersicht  
von Aufnahmedefiziten und -überschüssen in den einzelnen kreisangehörigen  
Kommunen nur relativ geringe Abweichungen von der genannten Sollformel bei  
der Verteilung auf die einzelnen Gemeinden auf.38
Angestrebt wird eine dezentrale Unterbringung auch in Bezug auf die Wohnungs-
einheiten, in denen Asylsuchende untergebracht werden. Bisherige Gemeinschafts- 
unterkünfte (mit Ausnahme der Erstaufnahmestelle Hof Reith) weisen eine Platz-
kapazität von maximal 40 Personen auf; eine Zielvorgabe ist es, Gemeinschaftsunter- 
künfte in den Kommunen für nicht mehr als 20 Personen einzurichten. Es sollte  
möglichst rasch nach der Zuweisung in den Landkreis eine Unterbringung in kleinen, 
dezentralen Wohneinrichtungen erfolgen. Familien werden grundsätzlich in  
Wohnungen untergebracht, die von den Kommunen angemietet werden.
38  Klaus Pichl, Bericht für den »Runden Tisch Hof Reith« in Schlüchtern, Daten und Fakten zum  
Thema Asyl, Stand: 26.11.2014. Unveröffentlichte Präsentation.
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2.4.5 Landkreis Coburg
Im oberfränkischen Landkreis Coburg wurde das 2011 entwickelte Modell der  
dezentralen Unterbringung zunächst vom bayerischen Sozialministerium abgelehnt. 
Das Modell sah eine dezentrale Unterbringung von Asylsuchenden in kommunalen 
Wohnungen vor, gleichmäßig verteilt auf die 17 Städte und Gemeinden des Landkrei-
ses. Die Quotierung sollte anhand der Einwohnerzahl in den einzelnen Gemeinden 
erfolgen. Begründet wurde die Ablehnung vom Sozialministerium mit haushalts-
technischen Gründen: Der Landkreis sah in seinem Konzept eine Abweichung vom 
seinerzeit in Bayern geltenden Prinzip der Ausgabe von Sachleistungen vor.  
An deren Stelle sollten Geldleistungen an die Anspruchsberechtigten ausgezahlt 
werden – eine Praxis, die mittlerweile im Landkreis durchgängig gebräuchlich ist. 
Stattdessen wurde die ursprünglich für 150 Personen geplante zentrale Gemein-
schaftsunterkunft dennoch gebaut, wenn auch in einem viel kleineren Maßstab als 
ursprünglich geplant. Die reguläre Kapazität beträgt nunmehr 60 Plätze.
 
Das 2011 zurückgewiesene Konzept wird in der gegenwärtigen Phase hoher Flücht-
lingszuweisungen umständehalber realisiert, ohne dass es dazu noch einer Geneh-
migung durch den Freistaat bedarf: Der Platzmangel in der zentralen Gemeinschafts-
unterkunft des Kreises nötigt zur dezentralen Unterbringung in kommunalen 
Wohnungen, die über den Landkreis verteilt sind. Zum Zeitpunkt des Interviews (im 
Februar 2015) waren zwölf Flüchtlinge pro Woche neu im Landkreis aufzunehmen; 
zu diesem Zeitpunkt waren ca. 300 Flüchtlinge dezentral in den Gemeinden des 
Landkreises untergebracht.39
Eine wichtige Voraussetzung für die Konzepterstellung bildete die seit 2002 im Land-
kreis praktizierte Sozialraumorientierung in der sozialen Arbeit. Im Kreis existiert 
ein flächendeckendes Netzwerk von sozialen Diensten und Jugendpflege sowie allen 
Einrichtungen, die damit verbunden sind (Vereine, Schulen, Kindergärten etc.).  
Die sozialräumliche Ausrichtung bietet eine wichtige Unterstützung bei der Umset-
zung der dezentralen Unterbringung. In der gegenwärtigen Situation erweist sich  
die damalige Konzeptentwicklung als hilfreich, weil dadurch bereits wichtige 
Vernetzungen mit den Gemeinden im Kreis, ihren Bürgermeistern und den dort  
vorhandenen sozialen Angeboten hergestellt wurden. Die Konzeptentwicklung be-
deutet also einen klaren Vorsprung in der interkommunalen Netzwerkarbeit.
39 Interview mit Michael Busch, Landrat des Landkreises Coburg, am 20.02.2015.
Rahmenbedingungen der Flüchtlingsaufnahme und ihre Umsetzung in den Kommunen58
2.5 Kommunale Unterbringungskonzepte im »Stresstest«
Angesichts der rapide gestiegenen Flüchtlingszahlen stellt sich die Frage, welchen 
Stellenwert kommunale Unterbringungsstrategien unter den gegenwärtigen Belas-
tungen haben. Unter den befragten Kommunen sind diese ungleich verteilt; nicht 
alle Kommunen sind von den hohen Zuweisungen gleichermaßen betroffen. Sicher-
lich hängt es nicht von einem bloßen Strategiepapier ab, wie gut oder schlecht eine 
Kommune mit dieser Herausforderung zurechtkommt. In den Interviews aber wurde 
deutlich, dass die Gestaltungsspielräume der Kommunen bei der Bereitstellung von 
Wohnraum unterschiedlich sind:
::   Eine wichtige Rolle spielt die kommunale Liegenschafts- und Wohnungsbau-
politik. Verfügen Kommunen über Grundstücke und Wohnungen im Eigenbesitz 
oder können sie auf Kooperationen mit öffentlichen Wohnungsbaugesellschaften 
zurückgreifen, so sind die Gestaltungsspielräume deutlich größer.
::   Weiterhin ist die Größe der Kommune entscheidend. Vor allem die Großstädte 
sind von den Folgen der Flüchtlingszuwanderung betroffen. Flüchtlinge kon- 
kurrieren hier mit anderen Gruppen – Familien, Studenten, Migranten, sozial 
schwächere Menschen – um kostengünstigen Wohnraum. Hingegen verfügen 
ländliche Regionen zumeist über bessere Möglichkeiten gerade der dezentralen 
Unterbringung.
Die hohe Flüchtlingszuwanderung führt insbesondere in den Großstädten zu 
Schwierigkeiten bei der Unterbringung. Für Köln wurde bereits 2011 in einer Fort-
schreibung des Unterbringungskonzepts von 2004 festgestellt, dass der Auszug von 
Asylsuchenden aus den Wohnheimen in eigene Wohnungen stagniere, da entspre-
chender preiswerter Wohnraum fehle. Festgestellt wurde zudem, dass fast die Hälfte 
der in den städtischen Flüchtlingswohnheimen untergebrachten Menschen bereits 
seit acht Jahren oder noch länger dort wohnte.40 Seitdem hat sich die Situation in  
der Stadt bezüglich der Flüchtlingsaufnahme kontinuierlich zugespitzt; Ende 2014 
hatte die Stadt ca. 5.000 Flüchtlinge einquartiert. Die Stadt war gezwungen, Notun-
terkünfte für neu zugewiesene Flüchtlinge einzurichten, unter anderem in einem 
aufgelassenen Baumarkt; auch wurden zahlreiche Hotels für die Unterbringung 
angemietet. In einem Interview, das im März 2015 auf »Zeit Online« veröffentlicht 
wurde, bezeichnete die Sozialdezernentin der Stadt das ursprüngliche Konzept als 
»eigentlich großartig«, allerdings könnten diese Vorgaben mittlerweile nicht mehr 
eingehalten werden.41 Als Ursachen für die desolate Unterbringungssituation nannte 
die Sozialdezernentin – neben den gestiegenen Flüchtlingszahlen – die Tatsache, 
dass die Stadt über Jahre hinweg bestehende Unterkünfte geschlossen hat, sowie den 
stagnierenden sozialen Wohnungsbau.
40  Leitlinien zur Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen, Beschluss des Rates der Stadt Köln 
vom 20.07.2004, S. 9.
41  »Was sollen wir tun?« Ein Gespräch mit der Sozialdezernentin Henriette Reker. http://www.zeit.de/
gesellschaft/zeitgeschehen/2015-03/fluechtlinge-koeln-reker-asyl (abgerufen am 28.03.2015).
59
In Berlin, wo seit 2003 eine dezentrale Anschlussunterbringung in Wohnungen  
(nach der Erstaufnahmephase von ca. drei Monaten) praktiziert wurde, sind gegen-
wärtig nur noch ungefähr 40 Prozent der Asylsuchenden in Einzelwohnungen  
untergebracht. Dabei gibt es durch die Anwesenheit größerer Herkunfts-Communi-
ties in der Großstadt eine nicht unbeträchtliche Mobilität von Asylsuchenden in der 
Wohnunterbringung. Mittlerweile besteht für Asylbewerber die Möglichkeit, aus  
der Gemeinschaftsunterkunft zu Verwandten in der Stadt zu ziehen, sobald die Auf- 
nahmeprozedur durch das verantwortliche Landesamt für Gesundheit und Sozi-
ales abgeschlossen und der Leistungsbezug nach AsylbLG geregelt ist (etwa drei 
Wochen). Diese Möglichkeit wird durchaus genutzt. Häufiger jedoch können selbst 
Flüchtlinge, deren Asylverfahren abgeschlossen ist, nicht aus der Gemeinschafts-
unterkunft ausziehen, da auf dem Wohnungsmarkt kein bezahlbarer Wohnraum zur 
Verfügung steht. Auf einen Presseaufruf der Sozialsenatorin hin, Asylbewerber als 
Mitbewohner in Privathaushalten oder Wohngemeinschaften aufzunehmen, wurden 
etwa 30 Personen vermittelt.42
Wie in Köln wurde auch in Berlin keine vorausschauende Planung zur Flüchtlings-
unterbringung betrieben. Das dezentrale Unterbringungskonzept von 2003 war der 
damals günstigen Situation auf dem Wohnungsmarkt geschuldet. Von Seiten der  
Bezirke wurde bereits seit mehreren Jahren auf einen bevorstehenden Wohnungs-
mangel hingewiesen. Allerdings habe der Berliner Senat die Flüchtlingsaufnahme 
nicht als eine Gesamtaufgabe, sondern als eine partikulare Angelegenheit des  
Sozialressorts betrachtet.43 
Die Einrichtung von Notunterkünften prägt gegenwärtig vielerorts die Situation in 
der Flüchtlingsunterbringung. Bürogebäude und Sporthallen, Traglufthallen,  
Wohncontainer, die umgenutzt werden, und selbst die kurzfristige Unterbringung in 
Zelten sind Erscheinungen in einem Land, das sich zuvor jahrelang der Flüchtlings-
aufnahme politisch entzogen hatte. Dennoch zweifeln die befragten Kommunen  
auch gegenwärtig nicht an der Sinnhaftigkeit ihrer Unterbringungskonzepte:
::   In der Stadt Leipzig waren Anfang 2015 ca. 2.600 Asylbewerber und geduldete 
Flüchtlinge untergebracht, davon mehr als die Hälfte im eigenen Wohnraum.  
Dies liegt weit über der 2011 prognostizierten Zahl von 1.150 der in der Stadt 
  einzurichtenden Unterbringungsplätze. Es mussten Abstriche an der damals 
  festgelegten Strategie gemacht werden; beispielsweise wird eine größere  
Unterkunft, die eigentlich zur Schließung anstand, weiterhin benötigt. Dennoch 
bleibt das Konzept weiterhin handlungsleitend und bewährt sich als Orientie-
rungsrahmen unter den gegenwärtigen Bedingungen. Gefordert ist allerdings 
eine in allen Bereichen größer dimensionierte Umsetzung.44
42 Interview mit Fabio Reinhardt, Mitglied des Abgeordnetenhauses Berlin, am 06.03.2015.
43 Interview mit Bernd Szczepanski, Bezirksstadtrat für Soziales, Berlin-Neukölln, am 18.12.2014.
44 Interview mit Martina Kador-Probst, Sozialamtsleiterin der Stadt Leipzig, am 04.03.2015.
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::   In Osnabrück blieb der Anstieg der Flüchtlingszahlen 2014 gegenüber dem  
Vorjahr moderat, da die Stadt eine Immobilie für die Landesaufnahmeeinrichtung 
stellt. Die Bewohner dieser Durchgangseinrichtung werden auf die Gesamtauf-
nahmequote der Stadt angerechnet. Das Konzept von 2013 kann weiterhin  
praktiziert werden; es soll daran auch bei steigenden Zuweisungszahlen festge-
halten werden.45 
::   Im Main-Kinzig-Kreis bewährt sich das langjährige Verfahren der Flüchtlings- 
zuweisung innerhalb des Kreises gerade in der derzeitigen Hochphase, da über 
das Verfahren allgemein Konsens besteht.46 Die dezentrale Unterbringung 
erleichtert die Integration in den örtlichen Alltag und trägt nach Einschätzung 
der für die Integration Verantwortlichen des Kreises dazu bei, dass das Thema 
Flüchtlingsaufnahme an die Bevölkerung herangeführt und nicht mehr isoliert 
von Integration generell betrachtet wird.47 Beispielsweise ergeben sich dadurch 
bessere Möglichkeiten der Integration von Flüchtlingen in die Sportvereine. 
::   Im Landkreis Coburg gelangt das zunächst vom Sozialministerium abgelehnte 
Konzept der dezentralen Unterbringung gerade aufgrund der gestiegenen 
Zuweisungen zur praktischen Umsetzung und schafft Handlungssicherheit, da 
Vernetzungsstrukturen bereits bei der Konzepterstellung ausgehandelt worden 
waren.48
2.6 Bessere Akzeptanz von Flüchtlingen durch dezentrale Unterbringung
Das häufig geäußerte Argument, eine dezentrale Unterbringung von Flüchtlingen er-
höhe deren Akzeptanz in der ortsansässigen Bevölkerung, wird durch die Interviews 
in den Kommunen bestätigt. Hierbei wurden mehrere Faktoren hervorgehoben:
Die Art der Unterbringung beeinflusst Haltungen der Akzeptanz bzw. Ablehnung von 
Flüchtlingen. Unterkünfte, die eine bestimmte Aufnahmekapazität überschreiten –  
in den Interviews wurden hier, basierend auf der jeweiligen lokalen Erfahrung, ver-
schiedene Grenzwerte zwischen 50 und 100 Personen genannt – forcieren ablehnende 
Haltungen, da die Integration der Bewohner in die Nachbarschaft blockiert wird  
und Einrichtungen solcher Größe leichter einer rassistischen und rechtsextremen 
Mobilisierung Vorschub leisten. Hingegen waren Anwohnerproteste gegen Flücht-
linge in Einzelwohnungen in den befragten Kommunen weitgehend unbekannt. In 
der Einschätzung der Kommunen gilt es, eine gesteigerte Sichtbarkeit von Flücht-
lingszuwanderung zu vermeiden. Zweitens spielt auch die Bauweise eine Rolle: Die 
Unterbringung in leer stehenden Gebäuden wird in der benachbarten Bevölkerung 
eher akzeptiert, als wenn Behelfsunterkünfte in Form von Containern etc. aufgestellt 
werden. 
45 Interview mit Rita Maria Rzyski, Sozialstadträtin, Stadt Osnabrück, am 04.02.2015.
46 Interview mit Susanne Simmler, Erste Kreisbeigeordnete, und Klaus Pichl, Leiter des  
 Kreissozialamts, beide Main-Kinzig-Kreis, am 10.12.2014.
47 Interview mit Anna Seipel, Integrationsbeauftragte Main-Kinzig-Kreis, am 11.12.2014.
48 Interview mit Michael Busch, Landrat des Landkreises Coburg, am 20.02.2015.
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Auch wenn man Containerlösungen von außen nicht ansehen kann, welchen Wohn-
standard sie im Inneren bieten, schaffen sie schlechte Assoziationen, beispielsweise 
unhygienische Bedingungen.49 Wohnunterkünfte – und auch Einzelwohnungen – für 
Flüchtlinge müssen einen akzeptablen qualitativen Zustand aufweisen, dürfen keine 
Schrottimmobilien sein, damit eine Stigmatisierung vermieden wird. Im günstigen 
Fall kann mit der Flüchtlingsunterbringung sogar eine Wohnaufwertung erzeugt 
werden: Aus nordrhein-westfälischen Kommunen wurde berichtet, dass durch die 
dezentrale Unterbringung örtlichem Wohnungsleerstand begegnet und eine positive 
Quartiersentwicklung initiiert werden konnte (Busch 2015).
Die dezentrale Unterbringung von Asylsuchenden erleichtert deren Integration  
in den örtlichen Alltag. Sie begünstigt zudem das niedrigschwellige ehrenamtliche 
Engagement für Flüchtlinge in einem nachbarschaftlichen Rahmen, und auch die 
Bereitstellung kommunaler Angebote gestaltet sich besser. Dies gilt besonders etwa 
für Kindergärten, Schulen und Jugendfreizeiteinrichtungen. 
Hingewiesen wurde weiterhin darauf, dass die Entwicklung und öffentliche  
Kommunikation eines Konzepts zur Flüchtlingsunterbringung offenbar auch dann 
die Akzeptanz in der Bevölkerung unterstützt, wenn es sich nicht um eine genuin  
dezentrale Unterbringung handelt. In Osnabrück etwa wurde das Konzept zur 
Wohnraumversorgung und Integration von Flüchtlingen während der Entstehungs-
phase mit Vereinen, Verbänden und Beteiligten unterschiedlicher Art abgestimmt. 
Die Bürger der Stadt hatten die Möglichkeit, ihre Rückmeldung zu geben. Durch das 
transparente Verfahren konnte ein weitgehender Konsens in der Bürgerschaft über 
das Verfahren der Flüchtlingsunterbringung hergestellt werden. Bislang habe es 
keine negativen Reaktionen auf Flüchtlinge gegeben.50
Während in den meisten Kommunen der Einfluss einer strategisch und transparent 
angelegten Flüchtlingsaufnahme positiv für die Akzeptanz von Asylsuchenden in 
der lokalen Bevölkerung wahrgenommen wurde, waren die Erfahrungen in der Stadt 
Leipzig zwiespältig. Auch hier warb die Kommunalverwaltung mit ihrem Wohnkon-
zept für eine größere Offenheit in der Flüchtlingsaufnahme. Dennoch waren negative 
Reaktionen in der Bevölkerung auf die Einrichtung kleinerer Unterkünfte durchaus 
vorhanden (nach dem Motto: »Das Konzept ist gut, aber die Flüchtlinge müssen doch 
nicht ausgerechnet hier einziehen!«). Allerdings konnten Kommunalpolitik und 
Verwaltung auf diese Weise signalisieren, dass eine Handlungsstrategie hinter der 
Aufnahme und Verteilung der Flüchtlinge in der Stadt steht. Nach Einschätzung 
der damit befassten Sozialamtsleiterin kann auch ein gutes Konzept dort, wo eine 
massive Ablehnung von Flüchtlingen besteht, kaum etwas bewirken. 
49 Interview mit Fabio Reinhardt, Mitglied des Abgeordnetenhauses von Berlin, am 06.03.2015.
50 Interview mit Rita Maria Rzyski, Sozialstadträtin, Stadt Osnabrück, am 04.02.2015.
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Kritiker seien eher durch das konkrete Erleben und die persönliche Begegnung mit 
Flüchtlingen in ihrer Haltung zu beeinflussen. Die Erfahrung in Leipzig zeigt, dass 
sich Widerstände aus der Bürgerschaft durch das konkrete Zusammenleben beilegen 
lassen. Jedoch erfordern solche Prozesse einen langen Atem.51
2.7 Experimentelle Formen der Unterbringung – Ansatzpunkt für ein neues  
Verständnis von »urban citizenship«?
Zunehmend entstehen auf kommunaler Ebene Initiativen für ein gemeinsames  
Wohnen und Arbeiten von ansässigen und asylsuchenden Menschen. Prominent 
hierfür steht das »Grandhotel Cosmopolis« in Augsburg; dazu gehören aber auch 
»Magdas Hotel« in Wien, ein von der österreichischen Caritas betriebenes »Social 
Business«, das von Hotelfachleuten und Flüchtlingen geführt wird, das im Sommer 
2015 eröffnete »Sharehaus Refugio« der Berliner Stadtmission oder im Beschäf-
tigungsbereich das Projekt »Cucula« in Berlin (siehe Kapitel 3.2). In allen diesen 
Initiativen geht es darum, aufenthalts- und staatsbürgerrechtliche Differenzierungen 
innerhalb der Gesellschaft in einer gemeinsamen urbanen Alltagsgestaltung, die 
Ansässige und Flüchtlinge gleichermaßen umfasst, aufzuheben.
Großes mediales Aufsehen erregte 2013 die Eröffnung der Flüchtlingsunterkunft 
»Grandhotel Cosmopolis« in Augsburg. Initiiert wurde das Projekt durch eine  
Künstlerinitiative, die ein aufgelassenes Altenheim der Diakonie in ein Hotel für 
Gäste mit und ohne Asyl umbaute. Neben den Wohnräumen existieren Künstler- 
ateliers und gastronomische Angebote; das Haus wird zudem als Veranstaltungsort 
für Kulturangebote genutzt. Der Asylbereich ist in einem abgeteilten Gebäudetrakt 
untergebracht und wird offiziell von der Bezirksregierung Schwaben betrieben.  
Hier leben 50 bis 60 Flüchtlinge auf drei Etagen, die über Schlafzimmer, Küchen, 
Bäder, WCs und Aufenthaltsräume verfügen.
In seinem Selbstverständnis versteht sich das Grandhotel – in Anlehnung an den 
Kunstbegriff von Joseph Beuys – als eine »soziale Plastik«: Die Asylbewerber werden 
in ein Wohn- und Kunstprojekt einbezogen, das auf eine Überwindung ihrer bishe-
rigen Ausgrenzung abzielt. Eine wesentliche Intention des Projekts ist es, die hinter 
dem Attribut »Flüchtling« verschwundene Individualität der Personen sichtbar zu 
machen. Alle Bewohner und Mitarbeiter des Grandhotels können mit ihren unver-
wechselbaren Fähigkeiten und ihrer sozialen Kompetenz an einem »gesellschaft- 
lichen Gesamtkunstwerk« mitwirken – unabhängig von rechtlichen Definitionen,  
die über ihre Existenz getroffen werden:
51 Interview mit Martina Kador-Probst, Sozialamtsleiterin der Stadt Leipzig, am 04.03.2015.
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»Wir sehen unser Projekt als ein Kind des 21. Jahrhunderts, in dem staatsbürgerliche 
Definitionen überwunden sein sollten. Wir versuchen diese Definitionen zu hinter- 
fragen und das ‚Wording‘ zu reformieren.«52
Bei den Asylbewohnern im Grandhotel handelt es sich um eine Zufallsauswahl von 
Personen, die von der Bezirksregierung dieser Unterbringung zugewiesen werden. 
Ein wichtiges Anliegen ist die gleichberechtigte Partizipation der Asylbewohner an 
allen Hausangelegenheiten. Mitbestimmung erfolgt im Rahmen eines regelmäßigen 
Haus-Plenums, auf dem gemeinsame Angelegenheiten koordiniert und entschie-
den werden. Für die Bewohner mit Flüchtlingsstatus gibt es die Möglichkeit, in den 
verschiedenen Bereichen des Grandhotels mitzuarbeiten: im Bar-Café, in der Küche, 
in verschiedenen Werkstattangeboten oder auch in politischen Arbeitsgruppen, z. B. 
zum Thema Frauenrechte. Es handelt sich dabei um keine besonderen sozialpäda-
gogischen Angebote, sondern um reguläre Tätigkeiten, um den Hausbetrieb in Gang 
zu halten. Mit dieser Arbeit verbindet sich im Selbstverständnis der Initiatoren ein 
verändertes Verständnis von gesellschaftlich notwendiger Arbeit, in dem Konzepte 
wie »Ehrenamt« und »bezahlte Tätigkeit« ihre dominierende Relevanz verlieren.53
Das »Grandhotel Cosmopolis« wird von verschiedenen Kooperationspartnern und 
Unterstützern mitgetragen. Eine besondere Herausforderung stellt die Kooperation 
mit der Bezirksregierung Schwaben dar. Zwar wurde das Projekt von Beginn an 
von der Bezirksregierung mitgetragen, da anders eine Realisierung nicht möglich 
gewesen wäre. In der praktischen Zusammenarbeit vor Ort jedoch gab es durchaus 
Spannungen, die durch das divergierende Selbstverständnis der Akteure – Heimlei-
tung im Asylbereich einerseits und Initiatorengruppe andererseits – bedingt waren. 
Inzwischen wird die Heimleitung nicht mehr von der Bezirksregierung, sondern vom 
Diakonischen Werk gestellt, wodurch sich die Kooperation stark verbessert hat.54
Das Grandhotel ist eher lose mit anderen Ansätzen der begleitenden Flüchtlings- 
sozialarbeit in Augsburg verknüpft. In einem Nebengebäude befindet sich die Asyl-
beratung des Diakonischen Werks, die auch von den Bewohnern des Grandhotels in 
Anspruch genommen wird. Unter den Aktivisten des Grandhotels entstand die Idee 
zum Aufbau einer Law Refugee Clinic nach dem Vorbild anderer deutscher Vorläufer 
(siehe auch Kapitel 3.3). Diese ist an der Universität Augsburg angesiedelt und be-
findet sich gegenwärtig im Aufbau. Von der Stadt Augsburg wurde das Hotel-Projekt 
anfangs kritisch gesehen. Mittlerweile aber existieren gute Verbindungen zum  
städtischen Kulturamt und das kreative Potenzial des Grandhotels wird für städti-
sche Kulturveranstaltungen angefragt und genutzt.
52 Interview mit Stef Maldener, Grandhotel Cosmopolis, am 13.03.2015.
53 Ebd.
54 Ebd.
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Initiativen wie das »Grandhotel Cosmopolis« arbeiten daran, die gesellschaftliche 
Sichtweise auf »den Flüchtling« als eine marginalisierte soziale Figur zu verändern. 
Das Recht auf Teilhabe wird auf die gesamte Stadtgesellschaft unabhängig vom 
staatsbürgerlichen Status projiziert. Der gemeinsam gestaltete Alltag arbeitet der 
vorherrschenden Hierarchisierung von Bevölkerungsgruppen durch die Zuweisung 
unterschiedlicher Rechte und Aufenthaltstitel entgegen. Sie fügen sich damit in  
lokal fundierte Konzepte der sozialen Partizipation ein, die in der gegenwärtigen 
Forschung unter dem Stichwort »urban citizenship« diskutiert werden – die Mit-
gestaltung und Teilhabe am städtischen Leben durch alle dort lebenden Menschen  
(vgl. Hess/Lebuhn 2014).
2.8 Zentrale und dezentrale Unterbringung in der Praxis: 
Eine Abwägung der Vor- und Nachteile aus Sicht der Kommunen
Bislang existiert keine systematische Untersuchung darüber, welche Anforderungen 
asylsuchende Menschen selbst an eine angemessene Wohnunterbringung stellen und 
für welche Wohnform sie optieren. Das Für und Wider von zentraler und dezentraler 
Unterbringung lässt sich daher nur aus der Perspektive befragter kommunaler und 
flüchtlingspolitischer Akteure rekonstruieren. Auf die Frage nach der »besseren« 
Unterbringungsform fallen die Antworten aus den befragten Kommunen unterschied-
lich aus. Es bedarf in jedem Fall einer differenzierteren Darstellung, als sie der bloße 
Gegensatz zwischen zentral und dezentral bieten kann. Dezentral meint sowohl die 
Unterbringung in Wohnungen wie auch die kleinräumliche Verteilung von Asylsu-
chenden über eine Gebietskörperschaft (siehe Kapitel 2.1.2). Zumeist aber ist diese 
kleinräumliche Verteilung ebenfalls mit einer Unterbringung primär in Einzelwoh-
nungen verbunden.
In keiner der betrachteten Kommunen lässt sich eine dezentrale Unterbringung in 
der gegenwärtigen Situation als durchgängiges Modell praktizieren. Die Städte  
Berlin und Köln, die bereits seit einem Jahrzehnt auf ein solches Modell setzen,  
müssen gegenwärtig mindestens die Hälfte aller Asylsuchenden in Gemeinschafts- 
unterkünften unterbringen. Die Strategie, auf dezentrale Unterbringung zu setzen, 
hat zu einem Abbau von Gemeinschaftsunterkünften geführt. Da es sich in beiden 
Fällen zugleich um Großstädte mit einem stark nachgefragten Wohnungsmarkt 
handelt, kommen derzeit Provisorien wie Turnhallen, Wohncontainer, aufgelassene 
Bürohäuser und Traglufthallen zum Einsatz.
In ländlich strukturierten Räumen lassen sich Konzepte der dezentralen Unter- 
bringung dagegen weiterhin praktizieren. Hier ist in kleineren Orten zumeist leer 
stehender Wohnraum vorhanden, der sich für die Unterbringung nutzen lässt. 
Außerdem erfolgt dort die Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften – beispiels-
weise für die Erstaufnahme in der Kommune – in wesentlich kleiner dimensionierten 
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Einheiten, so dass der Belastungsfaktor für die solcherart untergebrachten  
Menschen verringert wird.
Die Großstädte Leipzig und Osnabrück arbeiten mit mehrstufigen Unterbringungs-
konzepten, die sowohl die Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften wie auch 
in Wohnungen vorsehen. Die zuständigen Sozialreferatsleiterinnen betonen, dass es 
zum einen zwischen den Antipoden »zentral« und »dezentral« eine Reihe von Abstu-
fungen und Differenzierungen gebe und dass zum anderen bei den Asylsuchenden 
selbst unterschiedliche Bedarfe und Voraussetzungen für das Einzelwohnen vorlägen. 
Für die dezentrale Unterbringung spricht besonders, dass die Unterbringung in Ein-
zelwohnungen für die meisten Kommunen die kostengünstigere Variante ist. Zwar 
gibt es hier lokale Unterschiede, und besonders für manche Großstädte mit ange-
spanntem Mietwohnungsmarkt fällt diese Berechnung nicht eindeutig aus. Die vor-
gestellten Fallbeispiele weisen allerdings eine klare Tendenz in diese Richtung auf.
Einhellig wird ein Vorzug der dezentralen Unterbringung darin gesehen, dass  
eine bessere Akzeptanz für die Flüchtlingsaufnahme in der ortsansässigen Bevölke-
rung entsteht. Anders als bei großen Gemeinschaftsunterkünften wird eine Stig-
matisierung der Asylsuchenden vermieden; die Kontaktmöglichkeiten innerhalb 
der Nachbarschaft steigen, »wodurch Vorbehalte ausgeräumt werden können und 
nachbarschaftliches Engagement möglich wird« (Busch 2015, S. 10). Offensichtlich 
bewährt sich die dezentrale Unterbringung gerade in ländlichen Gebieten, da dort 
das Angebot leer stehender Wohnungen im Allgemeinen größer ist. Zudem erhalten 
Bürgerproteste und fremdenfeindliche Mobilisierungen durch den Alltagskontakt 
mit asylsuchenden Menschen ein regulierendes Gegengewicht. Die dezentralen 
Unterkünfte bieten zudem kaum einen räumlichen Angriffspunkt für rechtsextreme 
Attacken.
Bisweilen versuchen Kommunen, mit der dezentralen Unterbringung von Flücht-
lingen kommunalem Wohnungsleerstand zu begegnen. Aus dem nordrhein-west-
fälischen Bergkamen beispielsweise wird berichtet, dass durch die Unterbringung 
von Asylsuchenden in leer stehenden Einzelwohnungen eine positive Quartiersent-
wicklung unterstützt werden konnte (Busch 2015). Weitere Beispiele, wie durch die 
innerörtliche Ansiedlung von Flüchtlingen Wohnungsleerstand und einer Verödung 
von Innenstädten entgegengewirkt werden kann, werden in Kapitel 4 diskutiert. 
Zwei Aspekte aber sind wesentlich, damit sich der integrative Aspekt einer dezent-
ralen Unterbringung nicht in sein Gegenteil verkehrt: die Ausstattung der Wohnung 
und ihre räumliche Lage. Wohnungen für die Flüchtlingsunterbringung sollten nicht 
unter den ortsüblichen Qualitätsstandard fallen, um eine Stigmatisierung der Bewoh-
ner zu vermeiden. Weiterhin ist gerade in ländlichen Regionen von Bedeutung, wie 
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weit Wohnungen für Asylsuchende von geschlossenen Ortschaften abgelegen sein 
dürfen. In jedem Fall muss die Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr 
(ÖPNV) gewährleistet sein, Einkaufsmöglichkeiten und Ärzte müssen erreichbar 
sein. Gleiches gilt auch für die Erreichbarkeit von Behörden und Beratungsmöglich-
keiten im Asylverfahren. Zudem müssen Angebote der psychosozialen Begleitung, 
der Bildung und der Freizeitgestaltung nutzbar sein.
Gerade in der Verfügbarkeit von Hilfsangeboten aber sehen manche Kommunen die 
Schwierigkeit einer konsequenten dezentralen Unterbringung. Sie ist dort nur für 
solche Asylsuchenden vorgesehen, die lange genug mit den örtlichen Einrichtungen 
vertraut und in ihrer Lebensführung eigenständig genug sind, um stationäre An-
gebote der sozialen Beratung in Anspruch nehmen zu können. Dass Konzepte der 
dezentralen Unterbringung allerdings auch mit einer aufsuchenden Sozialarbeit 
verknüpft werden können, beweist das Beispiel des Landkreises Stendal. Hier wird 
im Konzept zur Unterbringung und Betreuung von Asylsuchenden vorgeschrieben, 
dass jede Wohnung außerhalb der Gemeinschaftsunterkunft regelmäßig mindestens 
einmal monatlich von einem Sozialarbeiter aufgesucht werden soll.55
Aus kommunaler Sicht kann zudem die Verfügbarkeit von bestimmten Wohnungen 
eine Schwierigkeit bei der dezentralen Unterbringung darstellen. Aus der Stadt  
Leipzig wurde berichtet, dass es schwierig sei, speziell kleine Wohnungen für  
alleinstehende Personen zu akquirieren.56 Die Wohnungsakquise erfordert stetige 
Kontakte mit städtischen Wohnungsunternehmen, Wohnungsgenossenschaften 
sowie eine beständige Recherche auf dem privaten Wohnungsmarkt. 
In vielen Interviews wurde deutlich, dass die Gemeinschaftsunterkunft nicht in  
jedem Fall als die schlechtere Unterbringungsvariante gesehen wird. Für die  
Beurteilung der Qualität einer Gemeinschaftsunterkunft wurden verschiedene 
Differenzierungsfaktoren genannt: Dies sind primär die sozialräumliche Lage einer 
Unterkunft, ihre absolute Größe gemessen an der Personenkapazität, ihre interne 
Ausstattung (abgetrennte/offene Wohneinheiten) sowie die Verfügbarkeit von  
begleitenden Angeboten für die dort untergebrachten Asylsuchenden.
Gemeinschaftsunterkünfte wurden von den Interviewpartnern dann als eine  
vertretbare Unterbringungsform gewertet, wenn sie die folgenden Mindestanforde-
rungen aufweisen:
55  Konzept zur Unterbringung und Betreuung von nicht dauerhaft aufenthaltsberechtigten Ausländern 
im Landkreis Stendal, veröffentlicht im Amtsblatt für den Landkreis Stendal vom 05.03.2014, Nr. 6.
56 Interview mit Martina Kador-Probst, Sozialamtsleiterin der Stadt Leipzig, am 04.03.2015.
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::   Die Personenkapazität soll überschaubar sein (möglichst nicht mehr als  
50 Personen), keinesfalls aber 100 Personen überschreiten.
::   Innerhalb der Gemeinschaftsunterkunft ist die Unterbringung von Familien oder 
Wohngruppen in kleineren, geschlossenen Wohneinheiten mit eigenen Koch- und 
Sanitärräumen möglich. Beispielsweise werden in Leipzig und Osnabrück leer 
stehende Mehrfamilienhäuser als Gemeinschaftsunterkünfte genutzt.
::   Alleinstehende Personen können in Einzelzimmern untergebracht werden.
::   Bei der Belegung einzelner Gemeinschaftsunterkünfte wird auf eine sozial  
verträgliche Zusammensetzung der Bewohner geachtet. Frauen und Kinder 
müssen sich sicher in der Unterkunft bewegen können und in separaten Zimmern 
untergebracht werden. Den Bedürfnissen von Kindern ist Rechnung zu tragen, 
indem Kinderspielzimmer und Möglichkeiten zur Freizeitgestaltung eingerichtet 
werden.
::   Wichtig ist das Angebot einer psychosozialen Begleitung, das in der Gemein-
schaftsunterkunft vorhanden sein sollte. Ergänzend dazu sind integrative  
Maßnahmen, wie Sprachkurse oder Hausaufgabenhilfe für die Kinder, verfügbar, 
um ein Mindestmaß an gesellschaftlicher Integration zu ermöglichen.
::   Gemeinschaftsunterkünfte müssen im Mindeststandard Gemeinschaftsräume, 
Spielzimmer für Kinder und einen Internetzugang für die Bewohner aufweisen.
::   Es muss sich um feststehende Gebäude handeln; Wohncontainer sind auch für  
die mittelfristige Unterbringung keine akzeptable Lösung.
::   Gemeinschaftsunterkünfte müssen sozial verträglich in die Nachbarschaft  
eingebunden sein und einen insgesamt akzeptabel ansehnlichen Eindruck 
aufweisen, um einer Stigmatisierung der Bewohner aufgrund »unhygienischer 
Wohnverhältnisse« vorzubeugen. 
::   Für die Bewohner muss die Möglichkeit der Freizeitgestaltung im Freien bestehen.
::   Es muss Mitspracherechte für die Bewohner geben. Bisher liegen nur wenige 
Erfahrungen mit Heimbeiräten in Flüchtlingsunterkünften vor. Es wäre jedoch 
notwendig zu bestimmen, wie eine solche Form der Partizipation effektiv  
ausgestaltet werden kann.
::   Für den Einsatz privater Sicherheitsdienste in Gemeinschaftsunterkünften 
müssen Kommunen Qualitätsstandards setzen und ihre Einhaltung kontrollieren. 
Hierzu gehören eine Sicherheitsüberprüfung und ein polizeiliches Führungs-
zeugnis für alle in diesem Bereich beschäftigten Personen, eine Zuverlässig-
keitsbescheinigung des örtlichen Ordnungsamtes, der Nachweis einer abgelegten 
Sachkundeprüfung, für die Unternehmen zudem die Verpflichtung, den  
tariflichen Mindestlohn zu zahlen, und die Mitgliedschaft in einem Arbeitgeber-
verband (vgl. zu Nordrhein-Westfalen Nebe 2015).
::   Gemeinschaftsunterkünfte müssen einen akzeptablen Anschluss an den öffentli-
chen Personennahverkehr mit tagsüber regelmäßig verkehrenden Verbindungen 
aufweisen.
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Die Frage, ob es signifikante Qualitätsunterschiede zwischen öffentlich und privat 
betriebenen Unterkünften gibt, lässt sich anhand der Recherchen nicht eindeutig be-
antworten. Hier liegen in den Kommunen unterschiedliche Erfahrungen sowohl mit 
gemeinnützigen wie auch kommerziellen Betreibern von Flüchtlingsunterkünften 
vor. Der qualitative Standard von nicht-staatlich betriebenen Unterkünften hängt 
entscheidend davon ab, ob sich die Kommunen bei der Vergabe auf ein Preisdumping 
der Anbieter einlassen oder konsequent die Einhaltung von Qualitätsstandards ein-
fordern – auch auf die Gefahr höherer Kosten hin. Private Betreiber von Unterkünften 
müssen zur Einhaltung der Mindeststandards vertraglich verpflichtet werden. 
Schließlich zeigt das Beispiel des »Heim-TÜV« in Sachsen, dass die Kommunen selbst 
initiativ werden können, wenn es um eine Kontrolle der in Gemeinschaftsunter-
künften gebotenen Qualität geht – unabhängig davon, in welcher Betreiberschaft sich 
eine Unterkunft befindet. Es zeigt sich zudem deutlich, dass Kommunen dort einen 
größeren Handlungsspielraum in der Akquise von Gemeinschaftseinrichtungen oder 
privat nutzbarem Wohnraum haben, wo sie auf das Angebot öffentlicher Wohnungs-
unternehmen zurückgreifen können.
Schließlich soll nochmals an innovative Unterbringungsformen in der Flüchtlings-
aufnahme erinnert werden, wie sie beispielsweise das »Grandhotel Cosmopolis« in 
Augsburg bietet. Ein solches Projekt scheint besonders geeignet, Flüchtlingen einen 
anderen Platz als bisher im sozialen Gefüge zuzuweisen – nicht mehr länger den der 
randständigen, flüchtig anwesenden Person, sondern Flüchtlinge als ein integrativer 
Bestandteil der lokalen Gesellschaft und der städtischen Kultur. Auch wenn die breite 
Übertragung eines solchen Modells gegenwärtig unrealistisch ist, können Kommu-
nen doch als Unterstützer solcher Modellprojekte fungieren und damit einer verän-
derten Kultur im gesellschaftlichen Umgang mit Asylsuchenden den Weg bereiten.
Als Fazit aus den Fallstudien lassen sich folgende Erkenntnisse zur konzept- 
gestützten Unterbringung von Flüchtlingen auf kommunaler Ebene festhalten:
::   In allen diesen Kommunen wird die Unterbringung mit verschiedenen  
Maßnahmen der Begleitung und Integration der Asylsuchenden verbunden. 
::   In fast allen Kommunen trägt die dezentrale Unterbringung in einem hohen  
Maß zur Akzeptanz von Flüchtlingen in der örtlichen Bevölkerung bei.
::   Erstaunlicherweise bewährt sich das Modell der dezentralen Unterbringung in 
den meisten befragten Kommunen auch in der gegenwärtigen Phase hoher  
kommunaler Flüchtlingszuweisungen, auch wenn mit Berlin und Köln  
Ausnahmen festzustellen sind.57
57  http://www.inforadio.de/dossier/fluechtlingsunterbringung/beitraege-kein-platz-fuer-fluechtlinge/-
was-sollen-wir-tun--.html.
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Es mag derzeit unrealistisch erscheinen, besonders elaborierte Qualitätsstandards 
für die Unterbringung anzumahnen – geht es doch vielfach darum, für die Erstauf-
nahme in den Kommunen überhaupt ein Dach über dem Kopf zu gewährleisten. 
Allerdings darf nicht übersehen werden, dass viele Flüchtlinge, die entweder auf 
den Abschluss ihres Asylverfahrens warten oder sich in einer Duldung befinden, 
bereits jahrelang in Gemeinschaftsunterkünften leben. Eine Umfrage des nordrhein-
westfälischen Flüchtlingsrates, die 2013 durchgeführt wurde, brachte zutage, dass 
knapp die Hälfte der im Bundesland untergebrachten Flüchtlinge in einer Duldung 
lebte. Durchschnittlich wohnten die Flüchtlinge 4,2 Jahre in den kommunalen 
Gemeinschaftsunterkünften; der längste Aufenthalt betrug in einem Fall 22 Jahre 
(Flüchtlingsrat NRW 2013, S. 15 f.). Allein diese Zahlen zeigen, dass die Flüchtlings-
unterbringung kein akutes Problem der Kommunen ist – auch wenn die aktuell hohen 
Zuweisungszahlen dies so erscheinen lassen –, sondern dass in den Kommunen  
langfristig eine Bevölkerungsgruppe mit einem stark eingeschränkten bürgerlichen 
und sozialrechtlichen Status lebt. Insofern muss die Wohnungsfrage unabhängig  
von aktuellen Zwängen gesehen werden.
2.9 Unterstützungsbedarfe der Kommunen für eine verbesserte Wohnunterbringung 
von Flüchtlingen
Besonders die kommunalen Spitzenverbände setzen sich für eine verbesserte  
Unterstützung der Kommunen bei der Flüchtlingsunterbringung ein. Neben Forde-
rungen der finanziellen Unterstützung – durch eine verbesserte Refinanzierung der 
Kommunen für die Flüchtlingsunterbringung sowie die Einrichtung eines Gesund-
heitsfonds durch den Bund, um die Kommunen von den Kosten der medizinischen 
Versorgung zu entlasten – beziehen sich mehrere Forderungen speziell auf die  
Wohnunterbringung. Dazu gehört die Forderung an die Länder, Flüchtlinge verbind-
lich für eine Dauer von zwölf Wochen in den Erstaufnahmeeinrichtungen der Länder 
zu belassen, um in dieser Zeit das Asylverfahren möglichst zum Abschluss zu bringen 
und abgelehnte Asylbewerber wieder in das Herkunftsland zurückzuführen. Um die 
Kapazitäten für die Flüchtlingsunterbringung zu erhöhen, fordern die kommunalen 
Spitzenverbände weiterhin, Liegenschaften des Bundes (z. B. aufgelassene Kaser-
nen) in den Kommunen zur Verfügung zu stellen.58 
Im Sinne der kommunalen Spitzenverbände wurde im November 2014 das Bau-
planungsrecht per Bundestagsbeschluss geändert.59 War bislang die Errichtung 
von Flüchtlingsunterkünften in Gewerbegebieten nicht möglich, so bietet das neue 
Gesetz nunmehr diese Möglichkeit. Die Errichtung neuer Unterkünfte kann zudem 
aufgrund einer Ermessensentscheidung auch dann genehmigt werden, wenn sich 
58  Positionspapier des Deutschen Städtetages vom 07.05.2015; Positionspapier des Deutschen  
Städte- und Gemeindesbundes vom 31.10.2014.
59  Gesetz über Maßnahmen im Bauplanungsrecht zur Erleichterung der Unterbringung von Flüchtlingen, 
in Kraft getreten am 26.11.2014.
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das Bauvorhaben nicht in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt. Diese Geset-
zesänderung gibt Kommunen eine relativ kurzfristige Handhabe, um neue Unter-
bringungsmöglichkeiten für weiterhin steigende Zuweisungen zu erschließen.  
Ob diese Gesetzesänderung für eine verbesserte Akzeptanz von Flüchtlingen und 
eine beschleunigte Integration derjenigen Personen steht, für die die Schutzquote 
greift, muss bezweifelt werden.
Das Deutsche Institut für Menschenrechte plädiert für eine Aufhebung von pau-
schalen Wohnverpflichtungen in Gemeinschaftsunterkünften und präzisiert dabei 
folgende Forderungen:
::   Asylsuchende sollten die Möglichkeit haben, auch leer stehende Wohnungen  
in anderen Bundesländern in Anspruch nehmen zu können. Dies setzt voraus, 
dass die bestehende Bundesregelung zur Verteilung der Asylsuchenden auf  
die Länder überprüft wird.
::   Asylsuchende sollten die Möglichkeit haben, in Privathaushalten mitwohnen  
zu dürfen (z. B. bei Familienangehörigen, Freunden und Bekannten).
::   Die Länder und Kommunen sollten ein Wohnraummanagement für Asylsuchende 
schaffen, das ihnen die Wohnungssuche erleichtert (z. B. durch Bereitstellung  
von verständlichen Informationen über verfügbare Mietwohnungen).
::   Bund, Länder und Kommunen sollten verstärkt Wohnungen zu sozial verträg-
lichen Mieten schaffen, die auch Asylsuchenden zugutekommen können  
(Cremer 2014, S. 11).
Wichtig ist eine vorausschauende Planung von Flüchtlingsunterkünften: Kommunen 
sollten vom Land so früh wie möglich über bevorstehende Zuweisungen informiert 
werden, damit sie geeignete Unterbringungsmöglichkeiten bereitstellen können.
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Die Wohnunterbringung von Asylsuchenden erfolgt überwiegend in Gemeinschafts-
unterkünften. Der Erlass und die Kontrolle von Mindeststandards für die Ausstattung 
solcher Unterkünfte werden in den Bundesländern unterschiedlich gehandhabt.  
Für die dezentrale Unterbringung in Einzelwohnungen sprechen verschiedene huma-
nitäre Gründe, aber auch tendenziell niedrigere Kosten, die den Kommunen durch 
diese Wohnform entstehen. Die private Trägerschaft von Flüchtlingsunterkünften ist 
mit gewissen Qualitätsrisiken verbunden, bildet aber nicht in jedem Fall die schlech-
tere Alternative zur öffentlichen oder gemeinnützigen Trägerschaft.
Grundsätzlich lassen sich Qualitätsunterschiede in der Unterbringung und Versor-
gung von Asylsuchenden nicht einseitig auf eine zentrale oder dezentrale Wohn-
unterbringung zurückführen. In den meisten Kommunen werden beide Formen der 
Unterbringung praktiziert. Dabei treten in ländlich geprägten Gebieten weniger 
Schwierigkeiten für eine weitgehende Versorgung mit Einzelwohnungen auf, als  
dies in den städtischen Gebieten der Fall ist.
Zentrale Qualitätskriterien für Flüchtlingsunterkünfte aus kommunaler Sicht sind 
eine überschaubare Personenkapazität pro Einrichtung, die dezentrale Verteilung 
von Einrichtungen über das Stadt- bzw. Kreisgebiet, separate Wohneinheiten für 
Familien und kleine Wohngruppen, eine sozial verträgliche Mischung der Bewohne-
rinnen und Bewohner in den einzelnen Unterkünften sowie die Verfügbarkeit einer 
psychosozialen Begleitung.
Zahlreiche Städte und Landkreise verfügen über eigenständige Konzepte zur Unter-
bringung von Asylsuchenden. Darin wird eine dezentrale Unterbringung favorisiert 
bzw. wird ein strukturiertes kommunales Unterbringungsverfahren in mehreren Stufen 
festgelegt. In nahezu allen Fällen sind solche Konzepte mit weiterreichenden Betreu-
ungs- und Integrationsangeboten verbunden. Obwohl die Städte und Gemeinden 
aufgrund der gestiegenen Zuweisungszahlen einem hohen Handlungsdruck ausge-
setzt sind, erweisen sich kommunale Aufnahmekonzepte als vorteilhaft, da sie eine 
Handlungsorientierung schaffen, die Vernetzung von beteiligten Akteuren unterstützen 
sowie die Akzeptanz von Flüchtlingen in der örtlichen Bevölkerung begünstigen.
Unterstützungsbedarfe der Kommunen in der Flüchtlingsaufnahme bestehen in einer 
verbesserten Refinanzierung für die Unterbringung, Versorgung und gesundheitliche 
Betreuung von Asylsuchenden sowie in Vorkehrungen durch Bund und Länder, die 
eine bessere Planbarkeit der Flüchtlingszuweisungen ermöglichen.
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Bürger, Verwaltungsfachleute und Kommunalpolitiker geben sich bei der gegen-
wärtigen Aufnahme von Flüchtlingen nicht mit der Maxime »Hauptsache, ein Dach 
über dem Kopf« zufrieden. Es dürfte wohl kaum eine Kommune geben, in der nicht 
irgendwelche Formen der psychosozialen Begleitung und des zivilgesellschaftli-
chen Engagements für die aufgenommenen Flüchtlinge vorhanden sind. In diesem 
Kapitel sollen deshalb verschiedene Ausprägungen des kommunalen Engagements 
für Flüchtlinge vorgestellt und analysiert werden. Wir beschränken uns hierbei auf 
die Handlungsfelder Sprachförderung, Beschäftigungsförderung und zivilgesell-
schaftliches Engagement für Flüchtlinge – Bereiche, die in den befragten Kommunen 
besonders im Vordergrund standen. Die Informationen für dieses Kapitel wurden 
in Interviews mit den beteiligten Akteuren vor Ort gewonnen. Neben kommunalpo-
litischen Funktionsträgern waren dies zuständige Fachpersonen in der Verwaltung 
sowie ehrenamtlich engagierte Personen. Weiterhin wurden verfügbare Dokumente 
zur lokalen Praxis sowie Hinweise in der Fachliteratur ausgewertet.
Die schulische Integration von Kindern und Jugendlichen ist primär Länderange-
legenheit. Einige Beobachtungen sollen hier deshalb genügen. Das in der UN-Kinder-
rechtskonvention festgeschriebene Recht auf Bildung für alle Kinder und Jugend-
lichen unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus wird seit 2010 auch in Deutschland 
vorbehaltlos anerkannt. In allen Bundesländern besteht nunmehr eine Schulpflicht 
oder zumindest ein Schulbesuchsrecht für Flüchtlingskinder. Allerdings konnte 
nicht in allen befragten Kommunen sichergestellt werden, dass die Einhaltung der 
Schulpflicht bei neu ankommenden Asylsuchenden zuverlässig kontrolliert wird.  
In allen Kommunen wurde zudem der Kita-Besuch von Kindern im Vorschulalter  
befürwortet und nach den verfügbaren Kapazitäten unterstützt – nicht zuletzt im 
Sinne einer frühzeitigen Sprachförderung und Integration dieser Kinder.
Flüchtlingskinder und -jugendliche sind Seiteneinsteiger in das Bildungssystem  
und benötigen deshalb besondere und individualisierte Hilfestellungen. Sie werden  
nach der Einreise zunächst in besonderen Vorbereitungs- oder Willkommensklassen 
beschult. Bildungsfachleute fordern begleitende Maßnahmen, um Flüchtlingskinder 
zügig in die Regelklassen integrieren zu können: etwa ergänzende sozialpädagogische 
Maßnahmen, die Einbeziehung der Eltern und eine Sensibilisierung des Lehrper- 
sonals für die besondere Lebenssituation von Flüchtlingen (Mies-van Engelshoven 
2010, S. 22 f.). In den Kommunen, die wir befragten, konzentrierte sich das kommu-
nale Engagement auf die Bereitstellung von Kita- und Schulplätzen, auf die Ein-
richtung von Willkommensklassen und die Organisation des Schulwegtransports, 
gewissermaßen darauf, zunächst einmal die Rahmenbedingungen für eine  
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Bildungsförderung von jungen Flüchtlingen zu schaffen. Mit den bislang erreichten 
Resultaten war man im Großen und Ganzen zufrieden. Auch wenn die Organisation 
nicht in allen Fällen reibungsfrei ablief, so wurde in den Gesprächen doch deutlich, 
dass in diesem Handlungsfeld eine klare Orientierung bei allen Beteiligten vorhan-
den ist – nämlich dass die Bildungsintegration der Kinder in keiner Weise zur Debatte 
steht. Ergänzende Unterstützungsangebote für die Kinder und Jugendlichen werden 
in erster Linie über zivilgesellschaftliches Engagement in den Kommunen gesichert, 
das beispielsweise Hausaufgabenhilfe in den Unterkünften, Familienpatenschaften 
und Sport- und Freizeitangebote umfasst. Dieses Engagement erfolgt bisweilen auf 
einer Ad-hoc-Basis einzelner aktiver Bürger; es kann aber auch sehr strukturiert 
erfolgen wie in Schwäbisch Gmünd, wo in einem städtischen Bildungs- und Familien-
zentrum systematisch Angebote zur Lernbetreuung für Flüchtlingskinder und ihre 
Eltern entwickelt werden und diese Zielgruppe somit als ein integraler Bestandteil 
der sozialräumlichen Arbeit begriffen wird.
Die Bildungsintegration der Kinder ist ein wichtiger Meilenstein, um eine Form der 
Integrationsnormalität auch für die beteiligten erwachsenen Familienmitglieder 
herzustellen.60 Der Kita- und Schulalltag der Kinder trägt dazu bei, den Familienall-
tag zu strukturieren, und eröffnet auch einen Zugang zu den Eltern. Möglichst gute 
Bildungsmöglichkeiten für die Kinder signalisieren den Eltern, in der Gesellschaft 
angenommen zu sein, und unterstützen damit aus der Sicht der Kommunen positiv 
die Integrationsbereitschaft.
3.1 Orientierung und Integration durch Sprache
Eine zumindest elementare Beherrschung der deutschen Sprache bildet die Basis  
für Integration und die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. Ein kostenfreier  
Anspruch auf das Erlernen der deutschen Sprache besteht bislang nur für zuge-
wanderte Menschen mit einem gesicherten Aufenthaltstitel. Kostenfrei teilnahme-
berechtigt an den Integrationskursen des Bundes sind Ausländer, die bereits längere 
Zeit in Deutschland leben, neu Zugewanderte mit einer Aufenthalts- oder Nieder-
lassungserlaubnis (auch im Rahmen des Familiennachzuges oder aus humanitären 
Gründen), Bürger aus Staaten der Europäischen Union (gegenwärtig nur nach  
Maßgabe freier Kursplätze), Spätaussiedler und deren Familienangehörige sowie 
Deutsche ausländischer Herkunft ohne ausreichende Deutschkenntnisse. Darüber 
hinaus können weitere Interessenten an den Integrationskursen teilnehmen, sofern 
freie Kursplätze zur Verfügung stehen. Für die Teilnahme ist jedoch ein Entgelt zu 
entrichten, das beispielsweise in Berlin 150 Euro für die Belegung eines Moduls  
von 100 Unterrichtsstunden beträgt. Asylbewerber haben bislang also nur die Mög-
lichkeit, einen Integrationskurs des Bundes zu belegen, wenn ein freier Kursplatz 
vorhanden ist und wenn sie in der Lage sind, die geforderte Teilnahmegebühr 
60 Interview mit Klaus Pichl, Leiter des Kreissozialamts Main-Kinzig-Kreis, am 10.12.2014.
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selbstständig aufzubringen. Lediglich Hamburg und das Land Brandenburg finanzie-
ren bei freien Kapazitäten Asylbewerbern die Teilnahme am Integrationskurs.
Ende 2013 legte der Bundesrat einen Gesetzentwurf zur Öffnung der Integrations-
kurse für EU-Bürger und Flüchtlinge vor, über den im Bundestag bislang nicht 
entschieden wurde. Damit soll ein Rechtsanspruch dieser Personenkreise auf einen 
kostenfreien Integrationskurs gesetzlich begründet werden. Der antragstellende 
Bundesrat argumentiert mit dem häufig langjährigen Aufenthalt von Asylbewerbern 
und Geduldeten in Deutschland, bis eine endgültige Asyl- oder Bleiberechtsent-
scheidung erfolgt. Während dieser Zeit haben Flüchtlinge unter bestimmten Voraus-
setzungen einen Anspruch auf Ausbildungsförderung oder berufsqualifizierende 
Maßnahmen, die jedoch wirkungslos bleiben, wenn nicht eine adäquate sprachliche 
Basis vorhanden ist. Bei einem abschließenden positiven Entscheid vergeht damit 
wertvolle Zeit für eine zügige Integration. Zwar wurde die Karenzzeit, bis Asylbewer-
ber einen Zugang zum Arbeitsmarkt erhalten, seit 2015 auf drei Monate verkürzt; 
da jedoch Beschäftigungschancen entscheidend von Sprachkenntnissen abhängen, 
ergibt sich ein handlungslogischer Widerspruch zum andauernden Ausschluss aus 
den regulären Integrationskursen. 
Waren Asylbewerber und geduldete Flüchtlinge lange Zeit von formellen Möglich-
keiten eines kostenfreien Spracherwerbs ausgeschlossen bzw. auf die Initiative 
ehrenamtlich tätiger Menschen und gemeinnütziger Organisationen angewiesen, 
so wird ein frühzeitiger Zugang zu sprachlichen Verständigungsmöglichkeiten 
nunmehr auch für diese Gruppe angestrebt. Dieses Bemühen ist nicht nur in den 
Kommunen zu beobachten, sondern auch von Bund und Ländern gibt es Initiativen, 
Flüchtlingen den Erwerb zumindest minimaler sprachlicher Verständigungsmittel 
zu ermöglichen. Im Koalitionsvertrag von 2013 legte die Bundesregierung fest, dass 
Asylbewerbern und Geduldeten in Zusammenarbeit mit den Ländern ein früher 
Spracherwerb ermöglicht werden soll.61 Bislang wurde dieses Vorhaben noch nicht 
weitläufig konkretisiert. Doch gibt es erste Entwicklungen in diesem Bereich. Seit 
2013 finanziert der Freistaat Bayern aus Landesmitteln das Modellprojekt »Erst- 
orientierung und Deutsch lernen für Asylbewerber«, in dessen Rahmen Personen  
mit einer Aufenthaltsgestattung sowie Personen mit einer Duldung Zugang zu 
Deutschkursen von zertifizierten Bildungsträgern haben. Das Modellprojekt wird 
vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge fachlich begleitet. Das Kursangebot 
umfasst 300 Unterrichtseinheiten. In mehreren Bundesländern werden Erstorien-
tierungskurse für Flüchtlinge angeboten, die über Landes- und EU-Mittel finanziert 
werden. In diesen Kursen wird der Erwerb elementarer Sprachkenntnisse mit einer 
Orientierungshilfe für den Alltag in Deutschland verbunden.  
 
61  Deutschlands Zukunft gestalten. Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD,  
18. Legislaturperiode, S. 110.
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Einige Bundesländer unterstützen Deutschkurse in den Kommunen durch einen 
Zuschuss beispielsweise an die Volkshochschulen.
Ging es lange Zeit vor dem Hintergrund einer Abwehrpolitik darum, die Integration 
von nicht-anerkannten Flüchtlingen in die deutsche Gesellschaft zu unterbinden, so 
stellte das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil vom 18.07.2012 fest, dass auch 
Asylbewerbern »ein Mindestmaß an Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturellen  
und politischen Leben« in Deutschland zu gewähren sei.62 Im Wesentlichen werden 
folgende Argumente angeführt, um auch Asylbewerbern den Erwerb von sprach- 
lichen Grundkenntnissen zu ermöglichen:
::   Ein Mindestmaß an sprachlicher Verständigung zwischen Asylbewerbern und  
ansässiger Bevölkerung ist notwendig, um vor Ort die Akzeptanz von Flücht- 
lingen zu erhöhen und die hohe Bereitschaft zu ehrenamtlichem Engagement  
für Flüchtlinge nutzbar zu machen.
::   Der Erwerb von deutschen Sprachkenntnissen wird als eine Kompetenzer- 
weiterung aufgefasst, die für Flüchtlinge auch dann wertvoll sein kann, wenn  
sie nicht dauerhaft in Deutschland verbleiben.
::   Schließlich aber wird davon ausgegangen, dass ein beträchtlicher Teil der  
asylsuchenden Menschen per Schutzstatus oder Asylanerkennung dauerhaft  
in Deutschland verbleiben wird und dass vorhandene Sprachkenntnisse in  
diesem Fall eine zügige Integration unterstützen.
Auch wenn seit 2005 die Zuständigkeit für die Integrationskurse formell beim  
Bund liegt, so haben sich viele Kommunen parallel dazu immer auch mit eigenen An- 
geboten zur Sprachvermittlung engagiert, sei es über zusätzliche Angebote an den 
Volkshochschulen, durch niedrigschwellig angelegte Deutschkurse für besondere 
Zielgruppen (z. B. Analphabeten, Frauen mit häuslicher Bindung, Senioren), als 
Anbieter besonderer qualifizierungs- oder berufsrelevanter Sprachangebote oder 
durch die Übernahme einer Moderatorenrolle zwischen Trägern und finanziellen 
Förderinstitutionen von Sprachkursen (Schweitzer 2009, S. 444). In der gegenwär-
tigen Flüchtlingszuwanderung entwickeln die Kommunen ein besonderes Engage-
ment, um Asylbewerbern zumindest ein Minimum an kommunikationsnotwendigen 
Deutschkenntnissen zu vermitteln. Hierfür stellen sie eigene Geldmittel zur Verfü-
gung, um über erfahrene Träger, z. B. die örtlichen Volkshochschulen, ein besonde-
res Sprach- und Orientierungsangebot bereitzuhalten. Vielfach aber wird Sprache 
über Ehrenamtliche vermittelt. Manche Kommunen versuchen hierbei, dieses  
zivilgesellschaftliche Engagement durch eine Qualifizierung der Ehrenamtlichen 
oder die Finanzierung von Sachmitteln (Lernmaterialien etc.) zu unterstützen. 
62 BVerfG 1 BvL 10/10, Urteil vom 18. Juli 2012.
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Die Stadt Leipzig beispielsweise finanziert Möglichkeiten des Spracherwerbs  
für Flüchtlinge durch Angebote in den Gemeinschaftsunterkünften und an Volks-
hochschulen. Für das Jahr 2015 hat die Stadt hierfür 40.000 Euro bereitgestellt. 
Berücksichtigt man aber die Zahl der bereits anwesenden Asylbewerber, die Anfang 
2015 bei ca. 2.600 Personen lag, so wird leicht klar, dass dieser Betrag nicht aus-
reicht, um ein erschöpfendes Angebot bereitzuhalten – von den für das Gesamtjahr 
zu erwartenden Zuwächsen zu schweigen.63 Auch die in den Unterkünften vielfach 
angebotenen ehrenamtlichen Sprachkurse können dieses Defizit bei weitem nicht 
ausgleichen. Ähnliche Befunde gab es auch in anderen Städten, in denen Inter-
views mit kommunalen Vertretern geführt wurden. Im Folgenden soll die Praxis der 
Sprachvermittlung im Main-Kinzig-Kreis näher vorgestellt werden. Diese kann in 
ihrer Originalität als ein Beispiel guter Praxis für kommunales Engagement in diesem 
Handlungsfeld dienen.
3.1.1 Sprachvermittlung durch Ehrenamtliche: Das Beispiel der Stadt Schlüchtern 
und des Main-Kinzig-Kreises
In der Kleinstadt Schlüchtern im Main-Kinzig-Kreis existiert bereits seit 2004 ein 
umfangreiches Sprachlernangebot für Flüchtlinge, das von ehrenamtlich Engagier-
ten bereitgehalten wird. Die Initiative »Brücken-Café« (siehe auch Kapitel 2.4 in  
Teil 2) bietet seitdem Sprachkurse für nicht-anspruchsberechtigte Personen an, die 
in der Erstaufnahmeeinrichtung des Kreises leben. Die Kurse finden tagsüber außer-
halb der Unterkunft in den Räumen des städtischen Jugendtreffs statt und wurden 
von Beginn an stark von den Bewohnern der Gemeinschaftsunterkunft frequentiert. 
Seit 2013 existiert auch eine Filiale der Sprachkurse in der benachbarten Gemeinde 
Steinau. Gegenwärtig sind mehr als 20 Ehrenamtliche als Lehrkräfte im Brücken-
Café aktiv; täglich werden zwei Sprachkurse – für Anfänger und Fortgeschrittene 
– angeboten. Die Bewohner der Gemeinschaftsunterkunft erhalten gleich nach ihrer 
Ankunft eine Karte mit einer Information und der Adresse der Sprachkurse.
Durch die derzeit stetige Neuzuweisung von Asylbewerbern ist in den Sprachkur-
sen eine hohe Fluktuation entstanden. Für die Lehrkräfte bedeutet dies eine große 
Herausforderung, da sie beständig neue Teilnehmer in die Kurse integrieren müssen. 
Da die aufzunehmenden Flüchtlinge in einem immer schnelleren Tempo aus der 
Erstaufnahmeeinrichtung in Wohnungen des Landkreises vermittelt werden, wird 
die dezentrale Ausrichtung der Sprachkurse immer wichtiger. Entstanden sind Ideen 
wie »Deutsch auf Rädern« oder »Deutsch am Küchentisch«: Deutschkurse werden  
dezentral angeboten, indem man zu den betreffenden Menschen nach Hause geht. 
63 Interview mit Martina Kador-Probst, Sozialamtsleiterin der Stadt Leipzig, am 04.03.2015.
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Zum Zeitpunkt des Interviews allerdings war die Finanzierungsfrage offen, da 
zumindest für entstehende Mobilitätskosten eine Aufwandsentschädigung für die 
Ehrenamtlichen gefordert wurde.64 Für die Koordinierung dieser ehrenamtlichen 
Arbeit konnten von 2013 bis 2014 aus EU-Mitteln Honorargelder gezahlt werden. 
Um die Weiterfinanzierung der Koordinatorenstelle durch Stadt und Landkreis,  
die letztlich nicht geleistet werden konnte, entspann sich eine hitzige Debatte, die 
auch in der örtlichen Presse ausgetragen wurde.
Aber auch außerhalb des in Schlüchtern angesiedelten Brücken-Cafés findet an vie-
len Orten im Landkreis eine ehrenamtliche Sprachvermittlung für Flüchtlinge statt. 
Das Integrationsbüro des Landkreises bietet eine Schulung von Ehrenamtlichen zu 
Sprachvermittlern an, die über die Unterstützerkreise in den Gemeinden vermittelt 
werden. Das Ziel dieser Schulung ist es, Ehrenamtliche in die Lage zu versetzen, in 
einem niedrigschwelligen Verfahren Deutschkenntnisse für den Alltagsgebrauch an 
Flüchtlinge zu vermitteln. Das Schulungskonzept wurde anhand der Praxis entwi-
ckelt und umfasst drei Tage Methodenschulung und zwei weitere Workshop-Tage, 
die eine interkulturelle Sensibilisierung beispielsweise für verschiedene Lernkul-
turen und teilnehmerorientierte Sprachvermittlung fördern und damit helfen, die 
Sprachvermittlung an den Lernbedürfnissen der Teilnehmer auszurichten. Die Idee 
entstand aus der Erfahrung heraus, dass manche Ehrenamtliche, z. B. pensionierte 
Lehrer, durchaus sehr engagiert in der Sprachvermittlung waren, methodisch aber 
die Bedürfnisse der Lernenden nicht aufgriffen, so dass diese nach wenigen Stunden 
abbrachen. Die auf Asylbewerber zugeschnittene Methodenschulung Deutsch wird 
über die Volkshochschule angeboten, vom Landkreis finanziert und von der Landes-
Ehrenamtsagentur bezuschusst. Bis Ende 2014 wurden damit mehr als 80 ehren-
amtliche Sprachvermittler geschult. Das Angebot erweist sich als eine gute Lösung 
angesichts der knappen Ressourcen für Sprachvermittlung an Flüchtlinge und hat 
eine für die Initiatoren überraschend hohe Nachfrage gefunden. Es gibt im gesamten 
Landkreis kaum Gemeinden, aus denen keine Personen an diesen Ehrenamtlichen-
Schulungen teilgenommen haben.65
64 Interview mit Clas Röhl, Ehrenamtskoordinator Schlüchtern, am 10.12.2014.
65 Interview mit Anna Seipel, Integrationsbeauftragte Main-Kinzig-Kreis, am 11.12.2014.
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3.1.2 Das Beispiel Ravensburg
Zur Unterstützung einer ehrenamtlich betriebenen Sprachvermittlung wurden in 
der Stadt Ravensburg spezielle Willkommensmaterialien für Flüchtlinge entwickelt. 
Entstanden sind die Materialien in einer Kooperation zwischen der Stadt und einer 
türkischen Migrantenorganisation. Das Paket besteht aus verschiedenen Bausteinen, 
die die niedrigschwellige Sprachvermittlung unterstützen sollen – einfache Mate-
rialien zur Erstorientierung in der Stadt, Themenkarten, die zum Gespräch über 
Alltagsdinge anregen sollen, ein Buch mit Zeigebildern, das eine Erstkommunikation 
auch ohne Sprachkenntnisse erleichtern soll, sowie »erste Sätze« in deutscher Spra-
che. Diese Materialien sind zu einem geringen Kostenbeitrag auch für Interessenten 
aus anderen Kommunen verfügbar.
3.1.3 Bedarfe aus Sicht der Kommunen
Das Engagement in den Kommunen – sowohl von kommunaler als auch von ehren-
amtlicher Seite – in der Vermittlung von Sprachkenntnissen an Flüchtlinge ist 
beeindruckend hoch. Dennoch übersteigt der Bedarf an Sprachangeboten die in den 
Kommunen vorhandenen Lernmöglichkeiten. Die Kommunen sind nicht in der Lage, 
diesen Bedarf allein zu bedienen – auch wenn man das umfassende ehrenamtliche 
Engagement einbezieht. In manchen befragten Kommunen wurde als Maximalforde-
rung der kostenfreie Besuch von regulären Integrationskursen auch für Flüchtlinge 
postuliert. Auch bei einer Ablehnung des Asylantrages bilde der Spracherwerb eine 
lohnende Kompetenzerweiterung.66 Bisherige Möglichkeiten, unter bestimmten 
Bedingungen über Programme zur Arbeitsmarktintegration auch eine Sprachför-
derung für Flüchtlinge zu finanzieren, sind einzelfallbezogen und jeweils mit einem 
erheblichen Organisationsaufwand verbunden. Ein grundsätzliches Zugangsrecht  
zu Sprachkursen auf gesetzlicher Grundlage würde diesen Aufwand beseitigen.
Noch aber ist eine solche politische Maßnahme des Bundes nicht in Sicht. Es über-
rascht daher wenig, dass die Kommunen vor allem eine finanzielle Unterstützung 
benötigen, um vorhandene Angebote auf die noch zu erwartenden Asylsuchenden 
auszudehnen und vor Ort weiterzuentwickeln. 
66 Interview mit Susanne Simmler, Erste Kreisbeigeordnete des Main-Kinzig-Kreises, am 10.12.2014.
79
3.2 Maßnahmen der Arbeitsförderung für Flüchtlinge
Neben Sprache und Bildung ist Arbeit eine weitere zentrale Komponente der gesell-
schaftlichen Integration. Blieben Flüchtlinge lange Zeit formell vom Arbeitsmarkt 
ausgeschlossen, so wurden qua Gesetz die Zugangsbedingungen für Asylsuchende 
ohne geregelten Aufenthaltsstatus zu Arbeit und Ausbildung in den letzten Jahren 
schrittweise gelockert. Seit 2015 können Asylbewerber und Geduldete nach einer 
dreimonatigen Wartefrist eine bezahlte Arbeit aufnehmen, sofern die Bundesagentur 
für Arbeit zustimmt. Voraussetzung für diese Zustimmung ist, dass der Arbeitsplatz 
mit keiner anderen anspruchsberechtigten Person besetzt werden kann. Diese Vor- 
rangprüfung der Bundesagentur entfällt nach 15 Monaten Aufenthalt; allerdings  
behält sich die Bundesagentur eine Überprüfung vergleichbarer Arbeitsbedingungen 
vor. Erst nach 48 Monaten Aufenthalt ist die Bundesagentur nicht mehr zustim-
mungspflichtig und ein unbeschränkter Arbeitsmarktzugang für Flüchtlinge gegeben. 
Auf Bundesebene wird der Arbeitsmarktzugang für jugendliche Flüchtlinge  
und Geduldete mit einem zumindest nachrangigen Arbeitsmarktzugang durch das 
ESF-Bundesprogramm zur arbeitsmarktlichen Unterstützung für diese Zielgruppe 
gefördert (bis 2014 XENOS-Programm; seit 2015 ESF-Integrationsrichtlinie Bund, 
Säule »Integration von Asylbewerbern und Flüchtlingen«). Darin vorgesehen  
sind Maßnahmen der berufsbegleitenden Qualifizierung von Bleibeberechtigten 
sowie Maßnahmen, die die Einstellungsbereitschaft von Unternehmen mit Blick auf 
diese Gruppe erhöhen sollen. Auch Flüchtlinge ohne geregelten Aufenthaltsstatus 
können unter bestimmten Bedingungen berufsqualifizierende Fördermöglichkeiten 
nach SGB II in Anspruch nehmen. Jugendlichen Flüchtlingen steht der Weg in ein 
Ausbildungsverhältnis offen, sofern sie einen Arbeitgeber finden, der sich auf das 
Wagnis einer plötzlichen Aufenthaltsbeendigung einlässt.
Zunehmend also treten auch Flüchtlinge als Akteure auf dem regulären Arbeits-
markt auf – in der Schattenwirtschaft waren sie von jeher aktiv. Für die arbeitsmarkt-
lichen Institutionen – Unternehmen, Arbeitsagenturen, Jobcenter, Institutionen der 
Arbeitsmarktförderung – bedeutet dies, dass sie sich auf die Lebensbedingungen, 
auf die Potenziale und Qualifikationen sowie Motivationen von Flüchtlingen einstel-
len müssen. Über Potenziale und Qualifikationen sind bislang nur bruchstückhaft 
Kenntnisse vorhanden, so beispielsweise durch eine bundesweite Befragung unter 
Teilnehmern an Projekten des ESF-Bundesprogramms (Lawaetz-Stiftung 2014).  
Eine große Herausforderung liegt gegenwärtig darin, Instrumente einer Bestands-
aufnahme in das Prozedere der Flüchtlingsaufnahme zu integrieren. 
Modellcharakter weist das Kooperationsprojekt »Early Intervention – Jeder Mensch 
hat Potenzial« zur frühzeitigen Arbeitsmarktintegration von Asylbewerbern auf, das 
von der Bundesagentur für Arbeit und dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
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gemeinsam verantwortet wird. Die Zielgruppe dieses Projekts sind Asylbewerber 
mit einer hohen Wahrscheinlichkeit der Anerkennung. Durch gezielte Maßnahmen 
der Nachqualifizierung und Beratung zur Anerkennung von Abschlüssen soll dieser 
Gruppe ein rascher und möglichst qualifizierter Arbeitsmarkteinstieg nach Erhalt 
der Arbeitserlaubnis ermöglicht werden. Das Modellprojekt wird gegenwärtig 
bundesweit in acht Städten durchgeführt. Im Bericht der wissenschaftlichen Begleit-
forschung zum Modellprojekt werden die grundlegenden Herausforderungen der 
Arbeitsmarktintegration von Personen ohne geregelten Aufenthaltsstatus deutlich:
::   Faktisch setzt der Zugang zum Arbeitsmarkt eine entsprechende  
Sprachkompetenz voraus.
::   Notwendig ist eine zuverlässige Kompetenzfeststellung der mitgebrachten  
beruflich verwertbaren Abschlüsse und Erfahrungen.
::   Die berufliche Qualifizierung und Arbeitsmarktvermittlung von Asylbewerbern 
setzt eine effektive Vernetzung zwischen potenziellen Arbeitgebern, Behörden 
und Institutionen der Berufsförderung voraus.
::   Fachkräfte in der Vermittlung müssen über die komplexen Rechtsvorschriften für 
Asylbewerber sowie über deren besondere Lebensbedingungen informiert sein.
::   Auch weniger qualifizierte Asylbewerber, die mit einer Aufenthaltserlaubnis 
rechnen können, benötigen Unterstützung, um auf dem Arbeitsmarkt Fuß fassen 
zu können (Daumann et al. 2015, S. 5 f.).
Bislang erfolgt die Vermittlung von Flüchtlingen mit einem nachrangigen Zugang 
zum Arbeitsmarkt auf der Basis von Einzelprojekten. Eine wichtige Rolle spielen 
dabei die regionalen Bleiberechtsnetzwerke, die über das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales und den Europäischen Sozialfonds gefördert werden. Über diese 
Förderung erhalten Bleibeberechtigte und Flüchtlinge mit einem nachrangigen 
Zugang zum Arbeitsmarkt eine berufsbezogene Sprachförderung sowie ein Coaching 
für eine bessere Arbeitsmarktintegration. Darüber hinaus wird nicht nur mit den 
Flüchtlingen selbst gearbeitet, sondern auch mit den Arbeitsagenturen, um dort eine 
Sensibilisierung für den Umstand zu erreichen, dass auch Menschen ohne geregel-
ten Aufenthaltsstatus in den Zuständigkeitsbereich der Arbeitsagentur fallen. So 
wurde im Büro der Berliner Integrationsbeauftragten berichtet, dass aufgrund einer 
gewandelten öffentlichen Wahrnehmung der Flüchtlingszuwanderung inzwischen 
von Seiten der Arbeitsagenturen, Jobcenter und Kammern eine hohe Nachfrage nach 
Informationsmaterial und Schulungen besteht, die sich mit rechtlichen Aspekten  
einer verbesserten Arbeitsmarktintegration von Asylbewerbern befassen.67 Neben 
den bisherigen Schulungen zur Rechtslage im Bereich Asyl und Arbeitsmarkt bietet 
das IQ Landesnetzwerk ergänzende Schulungen zur interkulturellen Sensibilisie-
rung in diesen Institutionen an.
67  Interview mit Imke Juretzka und Ellahe Amir-Haeri, Büro der Integrationsbeauftragten  
des Berliner Senats, am 20.04.2015.
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Nach Ansicht der befragten Berliner Rechtsexpertinnen wäre es wünschenswert, 
dass diese Beratungs- und Vermittlungstätigkeiten der Arbeitsagenturen auch 
aufsuchend in den Aufnahmeeinrichtungen der Asylbewerber stattfinden.68 Sinnvoll 
wäre zudem, spezialisierte Ansprechpartner in der Berufs- und Arbeitsberatung für 
diese Zielgruppe zu haben, die zusätzlich mobil in den Aufnahmeeinrichtungen auf 
das Angebot der Arbeitsagentur aufmerksam machen und beraten könnten. In Berlin 
akquiriert die Arbeitsagentur Süd bereits Teilnehmer für das oben genannte Modell-
projekt »Early Intervention« bei Bedarf direkt in den Aufnahmeeinrichtungen.
Da der Arbeitsmarktzugang von Flüchtlingen weitgehend bundesgesetzlich geregelt 
ist, sind die Handlungsmöglichkeiten der Kommunen in diesem Feld begrenzt. 
Sofern Kommunen in diesem Handlungsfeld aktiv werden, handelt es sich um eine 
freiwillige Leistung. Für eine verbesserte Arbeitsmarktintegration von Migranten 
stehen den Kommunen verschiedene Instrumente zur Verfügung: Dazu zählen Maß-
nahmen zur individuellen Qualifizierung von Erwerbspersonen mit Migrationshin-
tergrund (z. B. Sprachkurse kombiniert mit beruflichen Orientierungsmaßnahmen), 
kommunale Projekte, die neue Arbeitsfelder für Migranten eröffnen (z. B. Sprach- 
und Kulturmittler, Integrationslotsen, Gemeindedolmetscher), die Einrichtung 
besonderer lokaler Beratungs- und Unterstützungsstrukturen (z. B. eines regionalen 
Managements für den Übergang von der Schule in das Berufs- und Arbeitsleben),
die Initiierung und Moderation lokaler Netzwerke und Patenschaften, um Migranten 
einen besseren Zugang zu Instrumenten der Arbeitsmarktpolitik zu eröffnen und 
arbeitsmarkpolitische Akteure für ein erweitertes Nachfragespektrum bzw. eine 
veränderte Nutzung von interkulturellen Kompetenzen zu sensibilisieren  
(Bartelheimer/Pagels 2009, S. 479).
Auffällig am gegenwärtigen Flüchtlingsdiskurs in den untersuchten Kommunen ist, 
wie stark er in den Kontext einer hohen Bleibewahrscheinlichkeit der Asylbewerber 
und daraus resultierend mit einer notwendigen Arbeitsmarktintegration, aber  
auch mit der Diskussion um die Entwicklung des künftigen Fachkräftebedarfs in 
Deutschland in Verbindung gebracht wird. In fast allen befragten Kommunen wurde 
davon berichtet, dass Asylbewerber eine hohe Arbeitsmotivation zeigen und sich 
vielfach an gemeinschaftlichen Arbeiten (z. B. beim Ausbau eines örtlichen Gemein-
schaftshauses, im örtlichen Bauhof bei der Instandsetzung öffentlicher Einrichtungen) 
unentgeltlich bzw. auf einer geringfügigen Entgeltbasis beteiligen. Das diffamierende 
Klischee einer »Einwanderung in die Sozialsysteme« wurde in keinem der geführten 
Gespräche in irgendeiner Weise bestätigt.
68  Interview mit Imke Juretzka und Ellahe Amir-Haeri, Büro der Integrationsbeauftragten  
des Berliner Senats, am 20.04.2015.
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In den Kommunen gibt es bereits vereinzelte Ansätze, die Berufs- und Arbeitsmarkt-
integration der Asylbewerber voranzubringen. Diese Aktivitäten konzentrieren sich 
besonders darauf, Flüchtlinge, deren Anerkennungsverfahren noch nicht abge-
schlossen ist, die aber eine gute Bleibeperspektive haben, in arbeitsmarktnahe Qua-
lifizierungen wie berufsbezogene Sprachkurse oder Berufspraktika zu vermitteln. 
Mehrfach wurde berichtet, dass Unterstützer oder Flüchtlingspaten darum bemüht 
sind, die von ihnen begleiteten Flüchtlinge in Betriebspraktika zu vermitteln, um 
ihren Mentees einen Einblick in die hiesige Arbeitswelt zu ermöglichen und umge-
kehrt auch Arbeitgeber auf Flüchtlinge als potenzielle Beschäftigte aufmerksam zu 
machen.
Die Integrationsbeauftragte des Main-Kinzig-Kreises berichtete von Gesprächen 
mit der regionalen Industrie- und Handelskammer über geeignete Maßnahmen, wie 
insbesondere Kontakte zwischen Asylbewerbern und klein- und mittelständischen 
Unternehmen initiiert und unterstützt werden können.69 Gerade in diesem Bereich 
besteht ein Bedarf an Pilotprojekten, wie Flüchtlinge an die Struktur des Arbeits-
marktes in Deutschland, in dem klein- und mittelständische Unternehmen eine 
wichtige Rolle als Arbeitgeber spielen, herangeführt werden und umgekehrt diese 
Unternehmen stärker für eine Beschäftigung von Flüchtlingen sensibilisiert werden 
können. Erfolgreiche Projekte würden hier sicherlich zur Nachahmung anregen. Ein 
zentrales Problem ist die Vermittlung berufsbezogener Sprachkenntnisse. Aus Sicht 
der Kommunen wäre es hilfreich, wenn man auch die Unternehmen dazu motivieren 
könnte, sich an der Finanzierung von Sprachkursen zu beteiligen. Denkbar wären 
hier beispielsweise Pilotprojekte im Pflegebereich, da in den meisten befragten Kom-
munen ein eklatanter Pflegekräftemangel herrscht: Hier könnten Berufspraktika mit 
berufsbezogenen Sprachkursen, die in der finanziellen Verantwortung der Träger 
liegen, kombiniert werden.
3.2.1 Kommunale Fallbeispiele
Die Beschäftigungsförderung von Asylbewerbern und Geduldeten – durch Vermitt-
lung ins Ehrenamt oder in eine gemeinnützige Arbeitsgelegenheit – ist seit jeher ein 
wichtiges Anliegen bei der Flüchtlingsaufnahme in der Stadt Schwäbisch Gmünd.  
In den vergangenen Jahren beteiligten sich Bewohner der Gemeinschaftsunterkunft 
auf Initiative des Oberbürgermeisters an der Ausgestaltung eines Stadtjubiläums 
sowie an der Ausrichtung der Landesgartenschau 2014. Die Akquise gemeinnütziger 
Einsatzstellen für Flüchtlinge wird von der Leitung der Flüchtlingsunterkunft koor-
diniert: Dort werden Anforderungsprofile von möglichen Einsatzstellen entgegenge-
nommen und mit den Kompetenzen und beruflichen Qualifikationen interessierter 
Bewohner abgeglichen.70  
69 Interview mit Anna Seipel, Integrationsbeauftragte Main-Kinzig-Kreis, am 11.12.2014.
70 Interview mit Katja Rettenmeier, Leiterin der Gemeinschaftsunterkunft des Ostalbkreises  
 in Schwäbisch Gmünd, am 12.03.2014.
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Qualifikationen und Kompetenzen werden bei der Aufnahme in der Gemeinschafts-
unterkunft systematisch abgefragt. Bundesweites Aufsehen erregte Schwäbisch 
Gmünd im Jahr 2013, als Flüchtlinge als Kofferträger auf dem Bahnhof eingesetzt 
wurden. Das kommunale Beschäftigungsprojekt, bei dem Asylbewerber auf der 
Basis einer 1,05-Euro-Entlohnung nach AsylbLG eingesetzt wurden, war dem Vor-
wurf der Sklaverei ausgesetzt. Die daran beteiligten Flüchtlinge aber beharrten auf 
der Freiwilligkeit ihres Einsatzes (Caspari 2014). Nach Auskunft der Leiterin der 
Gemeinschaftsunterkunft sind ehrenamtliche Einsatzstellen und gemeinnützige Ar-
beitsgelegenheiten bei den Bewohnern der Unterkunft stark nachgefragt, da sie die 
Integration und Sichtbarkeit der Flüchtlinge in der Stadtgesellschaft erhöhen und 
ihnen Anerkennung und Wertschätzung vermitteln.71
Eine besondere Brisanz erhält das Thema Arbeitsintegration von Flüchtlingen in  
solchen Kommunen, die sich im demografischen Rückgang befinden. Gerade dort 
wird die Flüchtlingsaufnahme von den kommunalen Verantwortlichen mit Bezug auf 
die künftige Fachkräftesicherung und eine Verlangsamung des Bevölkerungsrück-
gangs gesehen. Gefordert werden hier Möglichkeiten, qualifizierte Asylbewerber  
aus dem Asylstatus in einen anderen Rechtsstatus mit ungehindertem Zugang  
zum Arbeitsmarkt wechseln zu lassen (Stichwort »Spurwechsel«). Eine genauere 
Darstellung dieses Zusammenhangs erfolgt in Kapitel 4.
Eine noch periphere, aber dennoch wichtige Rolle für die Arbeitsmarktintegration 
von Flüchtlingen spielen alternative Beschäftigungsinitiativen wie »Cucula« in Berlin.
Cucula (»Refugees Company for Crafts and Design«) ist ein von westafrikanischen 
Flüchtlingen ohne Aufenthaltsstatus aufgebautes Start-up-Unternehmen für Möbel-
design, in dem in Kooperation mit Produktdesignern Möbel hergestellt werden 
(»… aus dem Holz der Schiffe, in denen sie einst flohen«, Süddeutsche Zeitung, 
27.02.2015). Das Startkapital wurde über Crowdfunding eingesammelt. Unternehmen 
wie Cucula erfüllen mehrere wichtige Funktionen: Flüchtlinge schaffen sich einen 
eigenen Arbeitsplatz; darüber können sie entscheidend dazu beitragen, das Bild des 
Flüchtlings in den Köpfen der Mehrheitsgesellschaft zu verändern – Flüchtlinge nicht 
als diejenigen Menschen, die auf eine Integrationschance warten, sondern als aktive 
Produzenten. Damit wird auch die Asymmetrie aufgehoben, die dadurch entsteht, 
dass Flüchtlinge – wie in den oben genannten Maßnahmen geschildert – einseitig die 
Rolle der für den hiesigen Arbeitsmarkt erst zu formenden Subjekte einnehmen. 
Insgesamt zeichnet sich in der kommunalen Praxis ab, dass eine zunehmende  
Überschneidung der Flüchtlingsaufnahme mit lokalen und regionalen Arbeitsmarkt- 
und Fachkräftestrategien erfolgt. Die Forderung nach frühzeitigen beruflichen 
 
71 Interview mit Katja Rettenmeier, Leiterin der Gemeinschaftsunterkunft des Ostalbkreises  
 in Schwäbisch Gmünd, am 12.03.2014.
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Qualifizierungs- und Anpassungsmaßnahmen sowie nach Möglichkeiten des  
»Spurwechsels« bestimmt vielfach die Haltung der kommunalen Verantwortlichen,  
mit denen Interviews geführt wurden. Nicht zuletzt, um den kommunalen Kosten- 
aufwand für die Unterbringung und Versorgung von Flüchtlingen erträglich zu  
halten, sind die Kommunen an einer raschen Arbeitsmarktintegration interessiert.  
Wichtige Schritte hierbei sind:
::   eine systematische Erfassung von Qualifikationen und Kompetenzen möglichst 
bereits in der Erstaufnahmeeinrichtung;
::   die Information von Asylbewerbern über die Regularien des deutschen  
Arbeitsmarktes, nicht zuletzt auch deshalb, um Schwarzarbeit und eine  
Ausbeutung von Flüchtlingen in der Schattenwirtschaft, aber auch in regulären 
Arbeitsverhältnissen zu vermeiden;
::   eine zügige Hinführung auf den Arbeitsmarkt, indem verschiedene Maßnahmen 
(Erwerb von Sprachkenntnissen, Anerkennung des Berufsabschlusses, Maß- 
nahmen zur berufspraktischen Qualifizierung, Betriebspraktika etc.) parallel 
geschaltet werden und um die allgemein hohe Motivation von Asylbewerbern  
zur Integration aufzugreifen;
::   auf kommunaler Ebene konstruktive Vernetzungen zwischen Unternehmen,  
Arbeitgebern und Trägern der Flüchtlingsarbeit zu schaffen.
Nicht zu vergessen sind dabei auch jene Flüchtlinge, die keine Ausbildung mit-
bringen oder, wie viele Frauen, vor allem auf die Betreuung ihrer Kinder fokussiert 
sind. Auch für diese Gruppen wird über sinnvolle Maßnahmen der Eingliederung 
in das Erwerbsleben und in die lokale Gesellschaft nachzudenken sein. Letztlich 
aber dürfen arbeitsmarktorientierte Nützlichkeitserwägungen nicht die Oberhand 
in der Diskussion um die Flüchtlingsaufnahme gewinnen. Am Umgang mit kranken, 
behinderten, alten Flüchtlingen entscheidet sich, was der humanitäre Charakter des 
Asylrechts tatsächlich taugt. 
3.3 Zivilgesellschaftliches Engagement für Flüchtlinge in der Kommune
Ehrenamtliches Engagement verfügt in der Flüchtlingshilfe über eine lange Tradition, 
sei es durch Spenden oder durch aktive Unterstützung. Für die Akzeptanz und so- 
ziale Integration von Flüchtlingen hat das ehrenamtliche Engagement eine Schlüssel- 
rolle inne, wie die Fallbeispiele in Teil 2 detailliert aufzeigen. Mentorenprogramme 
beispielsweise tragen wesentlich dazu bei, die Akzeptanz von Flüchtlingen in der 
lokalen Bevölkerung zu befördern, indem sie Informationen über die eingeschränkte 
Lebenssituation dieser Menschen vermitteln.72 Vor allem dort, wo sich das Asylver-
fahren langwierig gestaltet, bieten Mentoren häufig eine langfristige Begleitung für 
asylsuchende und geduldete Menschen. Empirische Untersuchungen machen 
 
72  Vgl. dazu auch die Ergebnisse der repräsentativen Umfrage »Asyl und Asylbewerber:  
Wahrnehmungen und Haltungen der Bevölkerung« (Robert Bosch Stiftung 2014).
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deutlich, dass die soziale Integration von Flüchtlingen in den lokalen Kontext  
durch das Engagement von ehrenamtlichen Helfern wesentlich unterstützt wird  
(z. B. Aumüller/Bretl 2008; Han-Broich 2015). Der Aufbau persönlicher Beziehungen 
zwischen Ehrenamtlichen und Flüchtlingen kann einen wichtigen Beitrag dazu 
leisten, die Belastungen der Flucht und der häufig provisorischen Aufnahme in 
Deutschland mit allen Unsicherheiten des Aufenthalts und der zukünftigen Lebens-
gestaltung besser zu bewältigen (Han-Broich 2015, S. 45). Eine Voraussetzung dafür 
ist, dass der Kontakt zwischen ehrenamtlichen Begleitern und Flüchtlingen »auf 
Augenhöhe« erfolgt. Ehrenamtsbeziehungen bilden zudem eine Art Sozialkapital:
»Die Beziehungen zu Ehrenamtlichen werden in bestimmten Situationen, beispiels- 
weise bei behördlichen Schwierigkeiten oder bei der Wohnungs- und Arbeitssuche, 
nutzbringend und vorteilhaft für Flüchtlinge eingesetzt.« (ebd., S. 46) 
In der gegenwärtigen Flüchtlingszuwanderung ist in der Bevölkerung eine enorm 
hohe Bereitschaft zur Unterstützung zu beobachten. Belegt sind vielfach Beispiele, 
in denen eine zunächst eher skeptisch-ambivalente Haltung der örtlichen Bevöl-
kerung gegenüber der Einrichtung von Flüchtlingsunterkünften letztlich in eine 
hohe Hilfsbereitschaft umschlug (z. B. Aumüller/Gesemann 2014, S. 141; siehe auch 
die Fallbeispiele Anzing und Berlin-Hellersdorf in Teil 2). Die in Teil 2 vorgestellten 
Fallbeispiele belegen, dass ein transparenter kommunaler Umgang mit Flüchtlings-
zuweisungen sowie eine lösungsorientierte Kommunikationsstrategie in der lokalen 
Bevölkerung die Akzeptanz und sogar eine aktive Hilfsbereitschaft enorm befördern 
können. Praktisch immer zeigt sich in der örtlichen Bevölkerung eine Dreiteilung: 
Es gibt die Gruppe derjenigen, die in jedem Fall gegen Zuwanderung sind und in 
ihrer Haltung kaum beeinflusst werden können, und es gibt diejenigen, die grund-
sätzlich offen für Flüchtlinge sind. Den größten Teil bildet die Gruppe dazwischen, 
die »ambivalente Mitte«. Diese ambivalente Mitte spielt in Willkommensstrategien 
eine besondere Rolle. Es handelt sich um jene Menschen in der lokalen Bevölkerung, 
die auf gesellschaftliche Wandlungsprozesse häufig mit Verlustängsten reagieren, 
zugleich aber wenig Kontakte zu Flüchtlingen und Zugewanderten haben und kaum 
über belegbare Informationen darüber verfügen. Sie müssen in besonderer Weise  
in ihren Wertvorstellungen und Emotionen angesprochen werden, um sie in eine  
unterstützende Haltung einzubinden (vgl. dazu Welcoming America o. J.). Auch in 
den von uns untersuchten Kommunen wurde dieses Muster im zivilgesellschaftli-
chen Engagement beobachtet.73
73  So beispielsweise im Main-Kinzig-Kreis; Interview mit Clas Röhl, Ehrenamtskoordinator Schlüchtern, 
am 10.12.2014.
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In der Unterstützung von Flüchtlingen bildet die Alltagsbetreuung einen zentralen 
Bereich. Die Begleitung bei Behördengängen, Sprachunterricht, die Unterstützung 
im Umgang mit bürokratischen Angelegenheiten, Übersetzungsdienste und Bera-
tung in sozialen Angelegenheiten sind zentrale Tätigkeitsfelder der Ehrenamtlichen 
(Karakayali/Kleist 2014, S. 28). Ehrenamtliche unterstützen Flüchtlinge bei der  
Orientierung vor Ort, beim Einkauf, bei Arztbesuchen, organisieren gemeinsame 
Freizeitunternehmungen und bieten ihnen die Möglichkeit, mit Einheimischen zu 
kommunizieren – all dies sind aus kommunaler Sicht sehr wichtige Aktivitäten.  
Besonders hoch ist die Hilfsbereitschaft bei Sachspenden. Die Sachspende ermög-
licht es auch solchen Menschen zu helfen, bei denen der Wunsch danach mit einer 
Scheu vor der direkten Begegnung mit Flüchtlingen gepaart ist. Die Kunst, ehren-
amtliches Engagement für Flüchtlinge zu befördern, besteht auch darin, Unter- 
stützer in ihrer spezifischen Hilfsbereitschaft abzuholen. 
Einen besonderen Bedarf sehen kommunale Stellen und ehrenamtliche Unterstützer 
in der Bereitstellung von Übersetzungsleistungen. Die vielfache Einbeziehung von 
Integrationslotsen mit eigenem Migrationshintergrund oder von Migrantenorgani- 
sationen trägt örtlich nur teilweise zur Lösung des Problems bei, schließlich kommt 
es auf die Kompatibilität der vorhandenen Sprachkenntnisse an. Häufig gefragte 
Sprachen sind derzeit Arabisch und die in Afghanistan gesprochenen Regional- 
sprachen, für die es vor Ort auch unter Migranten häufig keine Sprachträger gibt. 
Um die Aufnahme von Flüchtlingen in den Kommunen entstehen gegenwärtig neue 
und kreative Formen des Engagements, die nicht zuletzt auch neue Perspektiven für 
die Zukunft des zivilgesellschaftlichen Engagements in Deutschland eröffnen. Bei-
spielhaft sei auf das Konzept der Refugee Law Clinics hingewiesen, in denen Studie-
rende der Rechtswissenschaften ihr Wissen unentgeltlich für die Rechtsberatung 
von Asylsuchenden und Geduldeten zur Verfügung stellen. Die Zahl dieser Refugee 
Law Clinics, die gegenwärtig an deutschen Universitäten existieren oder in Grün-
dung sind, dürfte mittlerweile mindestens ein Dutzend betragen. So wurde während 
unserer Recherchen zum »Grandhotel Cosmopolis« in Augsburg eine Refugee Law 
Clinic an der juristischen Fakultät der hiesigen Universität gegründet. Law Clinics 
greifen das Vorbild US-amerikanischer Hochschulen auf, die ein Beratungsangebot 
für Menschen bereitstellen, die aufgrund ihrer finanziellen und persönlichen Situa- 
tion nur einen eingeschränkten Zugang zu qualifizierter Rechtsberatung haben.
Refugee Law Clinics versuchen, die bestehenden Defizite in der rechtlichen Beratung 
von Asylsuchenden auszugleichen. In Deutschland haben sich nur wenige Juristen 
auf die Beratung von Asylbewerbern, Geduldeten und Migranten ohne gültige Papiere 
spezialisiert, da durch diese Rechtsberatung – aufgrund der miserablen finanziellen 
Lage der Klientel – kaum Einkünfte zu erzielen sind. Nur in Ausnahmefällen gibt es 
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institutionelle Förderungen für die Rechtsberatung und -begleitung von Asylsuchen-
den. Durch das Engagement der Studierenden und die Anbindung der Law Clinics 
an die rechtswissenschaftlichen Fakultäten kann ihnen eine fachlich fundierte und 
kostenfreie Rechtsberatung angeboten werden. Aber auch Studierende können sich 
durch dieses Engagement bereits im Studium eine juristische Praxis aneignen. Mitt-
lerweile existiert ein bundesweites Netzwerk dieser Projekte an den Jurafakultäten.
Viele Vereine und andere zivilgesellschaftliche Institutionen, beispielsweise  
Kirchengemeinden, engagieren sich für Flüchtlinge. Auch Sportvereine sind darum 
bemüht, Flüchtlinge in laufende Angebote einzubeziehen oder ihre Sportstätten für 
zusätzliche Angebote zu öffnen (siehe Deutscher Fußball-Bund/Die Beauftragte der 
Bundesregierung 2015). Auffällig aber ist, dass die ehrenamtliche Flüchtlingsarbeit 
zu einem großen Teil jenseits bestehender Vereine und Verbände stattfindet: Eine 
jüngst durchgeführte, allerdings nicht repräsentative Online-Befragung unter Ehren-
amtlichen in der Flüchtlingsarbeit zeigt, »dass in vielen Fällen Bürger spontan aktiv 
geworden sind, anstatt auf bestehende Strukturen zurückzugreifen« (Karakayali/
Kleist 2015, S. 25). Die Studie zu Strukturen und Motiven der ehrenamtlichen Flücht-
lingsarbeit in Deutschland zeigt darüber hinaus einige signifikante Merkmale dieses 
Engagements auf: Die Mehrheit der Engagierten (ca. 70 Prozent) sind Frauen, zudem 
sind die Ehrenamtlichen überwiegend gut gebildet und befinden sich wirtschaftlich 
in einer relativ sicheren Position (ebd., S. 4). Fast die Hälfte dieser Engagierten hat 
erst in jüngerer Zeit begonnen, sich für Flüchtlinge zu interessieren (ebd., S. 21); das 
breite zivilgesellschaftliche Engagement ist also ein relativ neues gesellschaftliches 
Phänomen. Migranten engagieren sich in der Flüchtlingsarbeit proportional weitaus 
stärker als der Durchschnitt der Gesamtbevölkerung (ebd., S. 19).
In der Perspektive kommunal verantwortlicher Personen entsteht damit häufig die 
Frage, wie sich das breite zivilgesellschaftliche Engagement für Flüchtlinge in eine 
kommunale Engagementstrategie einbinden lässt. Dieses Engagement ist breit, oft 
sehr kreativ und innovativ; es verbindet sich manchmal ein besonderer Eigensinn 
der Akteure damit. Aus der Sicht der Kommunen sind manche Akteure ›spleenig‹ 
und in der Kooperation nicht unbedingt einfach. Bisweilen ist die Grenze zwischen 
Unterstützung von Flüchtlingen und politischem Protestverhalten der Unterstützer 
nicht eindeutig zu ziehen. Für die Kommunen stellt sich daher die Frage, wie dieses 
Engagement sinnvoll gebündelt und im Sinne der Effizienz gesteuert werden kann.
Generell kann sich zivilgesellschaftliches Engagement dort am wirkungsvollsten 
entfalten, wo eine Kultur der kommunalen Engagementförderung besteht  
bzw. wo die Qualifizierung und Begleitung von zivilgesellschaftlichem Engagement 
als eine kommunale Aufgabe begriffen wird (vgl. Gesemann/Roth 2015).  
Anhand von Fallbeispielen sollen einige prototypische Strategien kommunaler 
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Engagementförderung in der Flüchtlingsaufnahme illustriert werden. Anhand dieser 
Strategien lässt sich aufzeigen, welche Formen der Unterstützung zivilgesellschaftli-
ches Engagement am wirkungsvollsten fördern.
3.3.1 Die Eigendynamik des zivilgesellschaftlichen Engagements unterstützen: 
Stadtteilfonds für Flüchtlinge in Bremen
Eine besondere Förderung erfährt das zivilgesellschaftliche Engagement für Flücht-
linge in Bremen.74 Dort wurde 2013 auf Initiative des Bremer Senats ein Stadtteil-
fonds für Flüchtlinge aufgelegt, der an die Tradition der Selbsthilfeförderung und 
der damit geschaffenen dezentralen Strukturen in der Hansestadt anknüpft. Die dort 
vorhandenen Stadtteilfonds wurden für Projekte zur Teilhabe von Flüchtlingen in 
den Stadtteilen geöffnet. Gefördert werden Projekte, durch die Flüchtlinge in Bre-
men einen verbesserten Zugang zu Integrations- und Teilhabemaßnahmen erlangen 
können, die zivilgesellschaftliches Engagement in diesem Bereich initiieren und 
stärken und die die Begegnung zwischen den Flüchtlingen und der Stadtgesellschaft 
fördern. Antragsberechtigt sind Willkommensinitiativen, Vereine, Religionsgemein-
schaften, Migrantenorganisationen und andere Akteure der Integrationsarbeit sowie 
Einzelpersonen. Die einzelnen Maßnahmen werden von Ehrenamtlichen durchge-
führt und mit bis zu 1.500 Euro bezuschusst. Unter den Antragstellern befinden sich 
auch viele Menschen, die selbst eine Fluchtgeschichte haben und sich nunmehr für 
Flüchtlinge engagieren wollen. Der Fonds wird vom Integrationsreferat verwaltet 
und ist eingebettet in das Bremer Gesamtkonzept zur Aufnahme und Integration von 
Flüchtlingen (Die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen 2013).
Wie in vielen anderen Städten und Gemeinden ist auch in Bremen die Hilfsbereit-
schaft für Flüchtlinge in der Bevölkerung sehr hoch. Der Fonds wirkt weniger als  
ein Instrument, um zivilgesellschaftliches Engagement zu aktivieren, sondern um 
das bereits vorhandene Engagement zu unterstützen. Weiterhin wird der Fonds nicht 
als ein Steuerungsinstrument verstanden, mit dem die Verwaltung ihre eigenen  
Vorstellungen von »guter Integration« zu realisieren versucht. Das vorhandene Enga-
gement wird vielmehr in seiner Individualität und in seinem Eigensinn anerkannt. 
Damit wird auch die besondere Dynamik von zivilgesellschaftlichem Engagement  
anerkannt. Ausdrücklich wird diesem Engagement in Bremen keine Lückenfüller-
funktion für strukturelle Integration zugemessen. Der Fonds fungiert als ein niedrig-
schwelliges Instrument, um Angebote von Bürgern mit den Interessen und Bedürf-
nissen von Flüchtlingen zusammenzubringen: 
74  Die Informationen hierzu beruhen auf einem Interview mit Hilke Wiezoreck,  
Referat für Integrationspolitik Bremen, am 08.04.2015.
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»Der Stadtteilfonds ist kein Mittel, um die Vorstellungen der Verwaltung von ‚guter  
Integration‘ zu realisieren. Die Menschen, die ankommen, sind sehr vielfältig, genau 
wie die Menschen, die Angebote machen. […] Das Ehrenamt hat eine ganz eigene  
Dynamik, und die darf es auch haben. Beim Ehrenamt greift die Verwaltung nicht in 
diese oder jene Richtung ein. Sondern hier müssen die Menschen so kreativ sein  
können, wie sie wollen. Solange die Angebote von ehrenamtlich aktiven Menschen  
auf Bedarfe von Flüchtlingen treffen, ist alles in Ordnung.«75
Entsprechend gibt es keine formalen »Erfolgskriterien« für das zivilgesellschaftliche 
Engagement in der Flüchtlingsarbeit. Vielmehr ist das wichtigste Ziel des Fonds nach 
Auskunft der im Integrationsreferat zuständigen Mitarbeiterin bereits damit er-
reicht, wenn tragfähige Kontakte zwischen den asylsuchenden Menschen und der 
Stadtgesellschaft entstehen. 
Die Unterstützung des zivilgesellschaftlichen Engagements wird flankiert von 
einer hauptamtlichen Koordinatorenstelle für das Ehrenamt, die ebenfalls aus dem 
Stadtteilfonds finanziert wird. Auch die Bremische Evangelische Kirche, die Ar-
beiterwohlfahrt sowie die Freiwilligenagentur Bremen finanzieren hauptamtliche 
Ehrenamtskoordinatoren für die Flüchtlingshilfe; alle diese Koordinatoren arbeiten 
vernetzt miteinander. Neben der Abstimmung von Angeboten und Nachfrage in der 
Ehrenamtsarbeit werden Schulungen für Flüchtlingsunterstützer angeboten, in 
denen es um eine interkulturelle Sensibilisierung der Helfenden geht und Infor- 
mationen zum Asylrecht, über die Lage in den Herkunftsländern oder über schwierige 
Situationen in der Flüchtlingsbegleitung gegeben werden.
Ehrenamtliches Engagement für Flüchtlinge wird in Bremen nicht als Substitut für 
eine notwendige strukturelle Integration aufgefasst. Bereiche wie die Sprachförde-
rung, die Integration der Kinder in Kita und Schule, Angebote zur Arbeitsförderung, 
zum Einstieg in Studium und Ausbildung gelten als notwendige strukturelle Maßnah-
men, die einer gezielten Steuerung durch Politik und Verwaltung bedürfen und nicht 
über das zivilgesellschaftliche Engagement abzugelten sind. Hier greifen gesonderte 
Maßnahmen der Sprach- und Arbeitsmarktförderung: So erfolgt die Förderung  
von Sprachkursen für Asylbewerber über einen Rahmenvertrag mit der Volkshoch-
schule. Die Integrationspolitik des Senats geht von einer längerfristigen Aufenthalts-
perspektive der Flüchtlinge aus: 
»Wir haben in Bremen aus den 1990er Jahren gelernt. Niemand geht mehr davon aus, 
dass die Menschen nur ein paar Monate hierbleiben werden, sondern wir gehen  
davon aus, dass wir Perspektiven aufbauen müssen. Darauf gründet auch unser 
Integrationskonzept.«76
75 Interview mit Hilke Wiezoreck, Referat für Integrationspolitik Bremen, am 08.04.2015.
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Der Stadtteilfonds hat sich nach Einschätzung des dafür zuständigen Integrationsre-
ferats als ein wirksames Instrument erwiesen, um das vorhandene zivilgesellschaft-
liche Engagement für Flüchtlinge zu unterstützen. Als einziger Nachteil erweist sich 
seine beschränkte Mittelausstattung. Bei der letzten Vergaberunde konnte deshalb 
nur weniger als die Hälfte der Anträge bewilligt werden.
Auch in Interviews mit Unterstützerkreisen in Berlin wurde darauf hingewiesen, 
dass ein Budget für fallunspezifische Arbeit, welches frei verwendet werden kann, 
Unterstützern die ehrenamtliche Arbeit sehr erleichtern kann. Im Fall des Berliner 
Unterstützerkreises »Pankow hilft« wurde dieses Budget dafür verwendet, um 
Lernmaterialien für ehrenamtliche Sprachkurse zu beschaffen und um gemeinsame 
Ausflüge mit den Asylbewerbern zu finanzieren.77 
3.3.2 Patenschaften für Flüchtlinge: Die Beispiele Rosenheim und Leipzig
In Rosenheim wurde das Projekt »Paten für Flüchtlinge« 2012 im Rahmen des Städte- 
bauförderungsprogramms »Soziale Stadt« initiiert.78 Zum damaligen Zeitpunkt 
waren Asylbewerber und geduldete Flüchtlinge ausschließlich dezentral in Wohn-
häusern der Wohnungsbau- und Sanierungsgesellschaft der Stadt Rosenheim 
untergebracht, sämtlich in Quartieren der »Sozialen Stadt« gelegen. Typisch für diese 
Quartiere ist der Geschosswohnungsbau, es gibt viele Bewohner mit Migrations- 
hintergrund sowie viele Transferleistungsempfänger. Aufgrund dieser Siedlungs-
struktur wurden zahlreiche Asylsuchende in den Bürgerhäusern der »Sozialen 
Stadt« mit ihren Anliegen vorstellig. Häufig handelte es sich dabei um eher alltägli-
che Angelegenheiten der Erstorientierung, für die keine professionelle Sozialarbeit 
erforderlich war. Hieraus entstand im Rahmen des Quartiersmanagements die Idee, 
Bewohner als Flüchtlingspaten zu gewinnen, um sich dieser Anliegen anzunehmen.
Angesiedelt ist das Patenprojekt an den drei Rosenheimer Bürgerhäusern. Dort  
erfolgt die Organisation und Koordination der Patenschaften. Das Projekt startete 
zunächst mit drei Patenschaften; im März 2015 war es auf mehr als 100 Patenschaf-
ten angewachsen. Mit interessierten Personen – Paten wie Flüchtlingen – wird zu-
nächst ein Erstgespräch über die Erwartungen an eine Patenschaft geführt. Anschlie-
ßend bemüht sich der Koordinator, geeignete Patenschaftskombinationen zu finden. 
Die zeitliche und inhaltliche Ausgestaltung der Patenschaft bleibt den beteiligten 
Personen selbst überlassen: Die Begleitung und Unterstützung bei Ämter- und Arzt-
terminen spielt eine große Rolle, aber auch die Möglichkeit, Deutsch zu lernen und 
zu sprechen und von den Netzwerken der Paten profitieren zu können. So werden 
Flüchtlinge über ihre Paten in Deutschkurse, Praktika oder Ausbildungsstellen 
77 Interview mit Dr. Stefanie Tragl, Unterstützerkreis »Pankow hilft«, Berlin, am 29.10.2014.
78  Die Informationen hierzu beruhen auf einem Interview mit Christian Hlatky, Projektkoordinator, 
Rosenheim, am 31.03.2015.
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vermittelt oder in Sportvereine integriert. Ein Asylbewerber erhielt die Möglichkeit, 
kostenfrei Fahrstunden zu nehmen; man bekocht sich gegenseitig, verbringt die 
Freizeit miteinander etc.
Die meisten Patenschaften haben sich als sehr beständig erwiesen. Auf Seiten der 
einheimischen Bewohner treten besonders junge Menschen als Paten hervor. Hinzu 
gesellen sich aber auch alte Menschen, die die Nachkriegszeit miterlebt haben, zum 
Teil selbst als Flüchtlinge nach Oberbayern kamen und das Willkommen, das sie sei-
nerzeit selbst erlebt haben, nun an neuankommende Flüchtlinge zurückgeben möch-
ten. Darüber hinaus stammen die aktiven Paten aus allen Bevölkerungsschichten. 
In regelmäßigen Abständen lädt der Projektkoordinator zum Treffen aller Paten ein. 
Diese Treffen dienen dem Austausch und werden bei Bedarf durch Fachinformationen 
und Expertenvorträge bereichert, beispielsweise zu unbegleiteten minderjährigen 
und zu traumatisierten Flüchtlingen, zur Lage in Syrien. Diese Veranstaltungen 
werden in Absprache mit den Paten organisiert. Der zuständige Koordinator räumt 
ein, dass die Begleitung von über 100 Paten nicht immer im gewünschten Umfang 
geleistet werden könne.79 Aus seiner Sicht ist es für das Gelingen essenziell, von 
Beginn an deutlich zu machen, was die Aufgaben der ehrenamtlichen Paten sind oder 
sein können und welche Aufgaben von einer professionellen Sozialarbeit übernom-
men werden müssen. So werden schwer traumatisierte oder schwer integrierbare 
Flüchtlinge, die eine fachlich professionelle Begleitung benötigen, nicht in das Paten-
programm aufgenommen: »Das Patenprojekt funktioniert gut für Flüchtlinge, die 
integrationswillig sind und für sich einen längerfristigen Aufenthalt in Deutschland 
sehen.«80 Diese Menschen jedoch schätzen das Projekt sehr, ebenso wie die örtliche 
Verwaltung, die durch die ehrenamtliche Begleitung eine Erleichterung ihrer  
Vollzüge erfährt. 
Von Beginn an wurde das Patenprogramm im Quartiersmanagement zugleich als  
ein »politisches« Projekt verstanden. Neben der konkreten Unterstützung von 
Flüchtlingen ging es um ihre Akzeptanz in der städtischen Gesellschaft und darum, 
einer latenten Fremdenfeindlichkeit entgegenzuwirken. Um keine Stimmung gegen 
Flüchtlinge aufkommen zu lassen, war und ist man im Quartier bemüht, Flüchtlinge 
so schnell wie möglich zu integrieren, durch die Herstellung persönlicher Kontakte 
und dadurch, dass man Flüchtlinge mit den örtlichen Regeln und Gepflogenheiten 
vertraut macht. Letzteres klappt am besten, wenn ein möglichst häufiger Kontakt zur 
einheimischen Bevölkerung besteht. Diese Erwartung ist in Rosenheim aufgegangen. 
Es gibt eine hohe Solidarität mit den Flüchtlingen, nicht nur von den Personen,  
die sich als Paten engagieren, sondern auch von Bürgern, die auf andere Weise, 
79 Interview mit Christian Hlatky, Projektkoordinator, Rosenheim, am 31.03.2015.
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beispielsweise durch Sachspenden, helfen wollen. Ein ähnlicher Effekt lässt sich 
auch in den in Teil 2 vorgestellten Fallbeispielen beobachten.
Ebenso gute Erfahrungen werden aus einem Patenprojekt der Stadt Leipzig berich-
tet, das vom Flüchtlingsrat Leipzig koordiniert und umgesetzt wird. Das Projekt 
startete 2014; innerhalb eines Jahres kamen ebenfalls mehr als 100 Patenschaften 
zustande. Wie auch in Rosenheim ist es ein positiver und gewünschter Effekt, dass 
durch die persönliche Begegnung und Begleitung von Flüchtlingen Vorbehalte in 
der Leipziger Bevölkerung abgebaut wurden. Die Stadt Leipzig unterstützt das 
Projekt durch eine Personalstelle, über welche die Vermittlung und Begleitung der 
Patenschaften erfolgt. Mittlerweile ist die Einrichtung einer zweiten hauptamtlichen 
Koordinatorenstelle vorgesehen.81 Die Qualität des Projekts zeigt sich für die Ver-
antwortlichen darin, dass es in einem Jahr Laufzeit keinen einzigen Abbruch von 
Patenschaften gegeben hat.
3.3.3 Vernetzung im Landkreis: Runde Tische zur Flüchtlingsarbeit im Main-Kinzig-
Kreis
Im hessischen Main-Kinzig-Kreis gibt es mehrere Beispiele guter Praxis, wie die  
dezentrale Aufnahme von Flüchtlingen mit Integrationsangeboten verbunden wird.82
Hier treffen sich Haupt- und Ehrenamtliche in der Flüchtlingsarbeit regelmäßig an 
Runden Tischen Asyl, die sich nahezu flächendeckend in den 29 Städten und Gemein-
den des Landkreises gebildet haben. Insgesamt ist das ehrenamtliche Engagement 
für Flüchtlinge im Kreis enorm; bisweilen beteiligen sich bis zu 50 Personen an 
einzelnen Runden Tischen. Teilweise werden die Runden Tische als reine Unter-
stützerkreise von Engagierten ohne institutionelle Beteiligung organisiert. In den 
meisten Fällen aber sind auch lokale Institutionen wie Vereine, Kirchen und örtliche 
Verwaltung in ihnen vertreten. Die Runden Tische dienen dem Austausch und der 
Koordinierung örtlicher Unterstützungsmaßnahmen. Gleichzeitig werten sie das 
Thema Flüchtlinge durch ihre Existenz auf; die Integration von Flüchtlingen erhält 
eine positive Konnotation. Ähnlich wie im Beispiel der Stadt Rosenheim tragen die 
Runden Tische zur Thematisierung und Bearbeitung von Vorbehalten gegenüber 
Asylbewerbern in den Kommunen bei.
Eine Schnittstelle zwischen den örtlichen Runden Tischen wird durch den zweimal 
jährlich stattfindenden »Großen Runden Tisch« geschaffen. In diesem Rahmen  
tauschen sich die haupt- und ehrenamtlichen Kümmerer kreisweit aus. Eine effektive 
Vernetzung über den örtlichen Rahmen hinaus birgt sicherlich große Vorteile, die  
81 Interview mit Martina Kador-Probst, Sozialamtsleiterin der Stadt Leipzig, am 04.03.2015. 
82  Die Informationen hierzu beruhen auf Interviews mit Anna Seipel, Integrationsbeauftragte,  
und Klaus Pichl, Leiter des Kreissozialamts, beide Main-Kinzig-Kreis, am 11.12.2014.
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v. a. in einem Austausch von Informationen und Know-how liegen. Allerdings belas-
tet die überörtliche Vernetzung zugleich das begrenzte Zeitbudget der zivilgesell-
schaftlich Engagierten. Für eine zeitschonende Netzwerkpflege werden daher durch-
dachte Schnittstellen benötigt, um die Kräfte der Beteiligten nicht über Gebühr zu 
strapazieren – ein Problem, das den meisten Unterstützerkreisen zu schaffen macht. 
Im Main-Kinzig-Kreis wurde zudem das expandierende und sehr erfolgreiche Inte-
grationslotsenprojekt auch für Asylsuchende geöffnet. Grundsätzlich jedoch bleibt 
es den geschulten, aber ehrenamtlich arbeitenden Lotsen selbst überlassen, ob sie 
auch mit Flüchtlingen arbeiten möchten. Die Koordinierung des kreisweiten Lotsen-
projektes erfolgt über das Integrationsbüro des Landkreises. Dort ist man bemüht, 
die Tätigkeit der Lotsen durch eine angemessene Qualifizierung und Supervision von 
hauptamtlicher Seite zu unterstützen. Die besonderen Schwierigkeiten der Flücht-
lingsbegleitung spiegeln sich beispielsweise in der angebotenen Supervision für 
Lotsen wider, etwa wenn sich die Begleitung des Asylverfahrens als langwierig und 
kompliziert erweist, begleitete Asylsuchende abgeschoben werden oder an einer 
posttraumatischen Belastungsstörung leiden. Lotsen, so ein Grundsatz des Einsat-
zes, müssen sich auch abgrenzen können von den Problemen der begleiteten Perso-
nen. Die engagierten Lotsen erhalten begleitend auch Schulungen, zum Beispiel zum 
Asylverfahrensrecht oder zu den sozialen Rechten von asylsuchenden Menschen.
3.3.4 Freiwilliges Engagement von Flüchtlingen
Asylbewerber verfügen über geringe Spielräume, ihre Interessen eigenständig in  
die politischen und gesellschaftlichen Diskurse einzubringen. Die Proteste von  
Asylbewerbern und ihren Unterstützern, die seit 2012 in verschiedenen Städten 
stattfanden, haben das Bewusstsein dafür geschärft, dass auch Flüchtlinge politische 
Akteure sind, die mit ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln Einfluss auf die Aus-
gestaltung ihrer Lebensbedingungen zu nehmen versuchen. Flüchtlinge nehmen 
dabei nicht mehr die ihnen zugedachte Rolle als marginalisierte Hilfeempfänger ein, 
sondern artikulieren sich als ein aktiver Teil der gegenwärtigen Gesellschaft.
Lange Zeit aber war selbst das freiwillige Engagement von Flüchtlingen stark regle- 
mentiert. Die ehrenamtliche Mitarbeit von Asylbewerbern und Geduldeten in  
Vereinen war nur mit einer schriftlichen Erlaubnis der Ausländerbehörde möglich,  
da auch ein unbezahltes Engagement als »Beschäftigung« galt (Boettcher 2010).  
In dieser Vorschrift bildete sich die jahrzehntelang praktizierte Desintegrations- 
politik gegenüber Asylsuchenden ab. Asylsuchende sollten auf allen Ebenen von  
einer Eingliederung in die Gesellschaft abgehalten werden, wozu auch die Integra-
tion über ein zivilgesellschaftliches Engagement gehört. Besonders hart traf dies 
geduldete Flüchtlinge, die oftmals über viele Jahre hinweg in einem Zustand des 
ungewissen Aufenthalts in Deutschland leben. 
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Mittlerweile ist Flüchtlingen die unbezahlte Mitarbeit in Vereinen oder Verbänden 
»in jedem Fall auch ohne die ausdrückliche Genehmigung der Ausländerbehörde 
erlaubt« (Deutscher Fußball-Bund/Die Beauftragte der Bundesregierung 2015, S. 21). 
Damit ist eine entscheidende Hürde gefallen, denn das freiwillige Engagement ist 
für die meisten Asylsuchenden eine der wenigen Möglichkeiten, in Kontakt mit der 
einheimischen Bevölkerung zu treten, am hiesigen gesellschaftlichen Leben teilzu-
nehmen und sich Anerkennung zu verschaffen.
Aus den Kommunen wurden unterschiedliche Erfahrungen mit dem freiwilligen 
Engagement von Flüchtlingen berichtet. Bisweilen beteiligen sich Asylsuchende sehr 
engagiert an gemeinnützigen Tätigkeiten vor Ort. In der nordhessischen Kleinstadt 
Rauschenberg beteiligen sich junge Asylbewerber am Umbau eines alten Fachwerk-
gebäudes zu einem örtlichen Gemeinschaftshaus. In der Stadt Coburg bot der Ober- 
bürgermeister Flüchtlingen aus dem Kosovo an, im städtischen Bauhof mitzuhelfen 
und auf diese Weise öffentliche Einrichtungen instandzuhalten. In Rosenheim ar-
beiten Flüchtlinge in verschiedenen Stadtteilprojekten mit, beispielsweise in einer 
Fahrradwerkstatt und in einem ehrenamtlich geführten Lebensmittelladen. In allen 
Fällen ging die Initiative zur Mithilfe von den Flüchtlingen selbst aus, die einerseits 
eine als sinnvoll wahrgenommene Beschäftigung für sich selbst suchten und ande-
rerseits das Bedürfnis hatten, der aufnehmenden Gesellschaft etwas zurückzugeben 
– im Fall der Kosovaren selbst unter dem Umstand, dass ihr Aufenthalt in Deutsch-
land nicht allzu lange dauern dürfte. Der Wunsch nach aktiver Teilhabe an der deut-
schen Gesellschaft ist in diesem Verhalten unverkennbar. Als weniger attraktiv wird 
hingegen die Möglichkeit geschildert, dass Asylbewerber ihre eigenen Interessen in 
Gremien selbst vertreten. So wurde aus einem Unterstützerkreis für Asylbewerber in 
Berlin-Pankow berichtet, dass auch die Bewohner der Flüchtlingsunterkünfte selbst 
zu den Treffen der bezirklichen Unterstützerkreise eingeladen werden, doch ist un-
ter diesen die Beteiligung niedrig.83 Hier ist eine intensive persönliche Beziehungs-
arbeit gefordert, um auch Flüchtlinge als Unterstützer in eigener Sache zu gewinnen. 
3.3.5 Eine Willkommenskultur für Flüchtlinge: Der 5-Stufen-Plan der Stadt  
Schwäbisch Gmünd
In vielen Kommunen werden die Schwerpunkte für eine verbesserte Integration von 
Flüchtlingen unterschiedlich gesetzt. Dies hängt zumeist mit spezifischen Akteuren, 
allgemeinen Schwerpunkten der lokalen Integrationspolitik und besonderen Res-
sourcen zusammen. Neuartig ist die Form der Bündelung dieser Aktivitäten in einem 
spezifischen Willkommenskonzept für Flüchtlinge, wie es von der Stadt Schwäbisch 
Gmünd in Kooperation mit dem Ostalbkreis auf den Weg gebracht wurde.84
83 Interview mit Dr. Stefanie Tragl, Unterstützerkreis »Pankow hilft«, Berlin, am 29.10.2014.
84 Im Internet unter http://bi.schwaebisch-gmuend.de/vo0050.php?__kvonr=4175&voselect=4327.
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In der Migrations- und Integrationsforschung ist in jüngerer Zeit viel über eine  
Willkommenskultur gegenüber Migranten diskutiert worden. Ganz allgemein ge-
sprochen gehört dazu eine gewisse Grundhaltung der Offenheit und Akzeptanz in 
der Aufnahmegesellschaft gegenüber Migranten. Das Gmünder Konzept präsentiert 
sich als Mischform zwischen einer Öffnung des Gemeinwesens gegenüber Asyl- 
suchenden und Maßnahmen, um deren Einbindung in die lokale Gesellschaft aktiv 
zu befördern. Das Konzept sieht eine Willkommenskultur auf fünf Stufen vor:
::   Neuankommende Flüchtlinge erhalten möglichst zeitnah nach ihrer Ankunft die 
Möglichkeit, an einem öffentlichen Willkommensempfang teilzunehmen und 
Kontakte zur Aufnahmegesellschaft zu knüpfen. Als typisches Element einer  
lokalen Willkommenskultur werden sogenannte Willkommenslotsen eingebunden, 
haupt- oder ehrenamtlich in der Flüchtlingsaufnahme beschäftigte Personen, 
die über Teilhabemöglichkeiten informieren und interessierte Flüchtlinge an 
diese heranführen.
::   Stufe 2 sieht eine Sprachförderung auf verschiedenen Niveaus vor  
(Sprachkurse durch ehrenamtliche Lehrpersonen, im Anschluss Teilnahme an 
der Sprachförderung für Fortgeschrittene durch die Volkshochschule).
::   Stufe 3 ist auf die Einbeziehung von Flüchtlingen in ehrenamtliche Angebote 
(sowohl Ehrenamt durch Flüchtlinge als auch Ehrenamt für Flüchtlinge) sowie in 
gemeinnützige Tätigkeiten fokussiert. Diese Form der Teilhabe wird verbunden 
mit einer Ermittlung beruflicher und sozialer Kompetenzen, die Flüchtlinge mit-
bringen, und soll nach Möglichkeit bereits Weichen für eine spätere Ausbildung 
oder berufliche Beschäftigung stellen.
::   Auf Stufe 4 sind verschiedene Maßnahmen der beruflichen Qualifizierung und 
Integration vorgesehen. Eingebunden sind örtliche Unternehmen sowie die  
regionalen Berufskammern.
::   Stufe 5 sieht die Vermittlung von Flüchtlingen in privaten Wohnraum vor.
Obwohl als Stufenmodell bezeichnet, sieht das Willkommenskonzept keine strikte 
Zeitabfolge der einzelnen Phasen vor, sondern sie finden idealerweise zeitlich  
parallel zueinander sowie zum laufenden Asylverfahren statt. Der 5-Stufen-Plan ist –  
sinngemäß ähnlich wie eine Integrationsvereinbarung – als eine Absichtserklärung 
von Menschen im Asyl- oder Duldungsstatus gedacht und wird zwischen den einzel-
nen Flüchtlingen und der Verwaltung vereinbart. Jeder Flüchtling, der dies möchte, 
kann sich hierzu bereiterklären – unabhängig von der Aussicht auf eine Aufenthalts-
genehmigung. Scheitert der Asylantrag, so besteht nach einer solchen im städtischen 
Kontext erfolgten Integration die Möglichkeit, dass ein Härtefallantrag gestellt und 
von Politik und Verwaltung unterstützt wird.
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Das Konzept wurde einvernehmlich zwischen der Stadtverwaltung und der für die 
Aufnahme zuständigen Kreisverwaltung abgestimmt. Eine wichtige Motivation für 
die Erstellung bildete die Einsicht, dass man Fehler aus früheren Jahren vermeiden 
wollte, die aus der gesellschaftlichen Isolation der untergebrachten Flüchtlinge 
resultierten. Das Prinzip der Segregation, das lange Zeit die Flüchtlingsaufnahme 
bestimmte, soll damit aufgebrochen werden. Die Stadt Schwäbisch Gmünd hat  
darüber hinaus eine institutionelle Konsequenz gezogen, indem die Funktionsstelle 
einer Flüchtlingsbeauftragten in der Verwaltung geschaffen wurde, die als Ansprech- 
person sowohl für Flüchtlinge als auch für Ehrenamtliche in diesem Bereich fungiert. 
Wahrgenommen wird die Stelle von der Leiterin der Aufnahmebehörde. Bewusst 
wird diese hybride Konstellation in Kauf genommen: Es sollen auf dieser Stelle 
sowohl ordnungsrechtliche Gesichtspunkte wahrgenommen als auch die Flücht-
lingsaufnahme als eine besondere Form der lokalen Integrationspolitik ausgestaltet 
werden.85 Integrations- und Flüchtlingspolitik in Schwäbisch Gmünd findet nun in 
einem institutionellen Dreieck zwischen Integrationsbeauftragtem, dem städtischen 
Runden Tisch Integration als Querschnittsgremium der Verwaltung und der  
Flüchtlingsbeauftragten statt. Damit wird auf kommunaler Ebene ein institutionelles 
Arrangement geschaffen, in dem auch die Flüchtlingsaufnahme als eine Quer-
schnittsaufgabe städtischer Politik vorangetrieben wird.
3.3.6 Erfolgsfaktoren des zivilgesellschaftlichen Engagements für Flüchtlinge
Bislang noch fehlen fundierte wissenschaftliche Untersuchungen zur Qualität  
des zivilgesellschaftlichen Engagements für Flüchtlinge. Aus den Interviews in den 
Kommunen lassen sich verschiedene Erfolgsfaktoren für ein wirkungsvolles  
Engagement für Flüchtlinge erkennen:
85  Interview mit Hermann Gaugele, Integrationsbeauftragter, und Daniela Dinser, Flüchtlings- 
beauftragte und Leiterin der Ausländerbehörde der Stadt Schwäbisch Gmünd, am 27.04.2015.
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::    Ehrenamtliches Engagement für Flüchtlinge ist kein Ersatz für eine professionell 
zu leistende psychosoziale und rechtliche Beratungsarbeit. Die Aufnahme und 
Unterbringung erfordert in den Kommunen eine professionelle Struktur für 
solche Bereiche, für die Ehrenamtliche nicht zuständig sein wollen oder können. 
Viele Unterstützer agieren aus einem nachbarschaftlichen Selbstverständnis  
heraus und sehen es nicht als ihre Aufgabe an, geschultes Fachpersonal 
  (Sozialarbeiter, Juristen), das in der Flüchtlingsarbeit dringend erforderlich ist,  
zu ersetzen: »Wir wollen die Zeit des Wartens gemeinsam mit den Flüchtlingen sinn-
voll gestalten: mit Deutschunterricht, Ausflügen, Spaß miteinander haben, Musik 
machen, etwas Kreatives machen. Wir wollen nicht stundenlang in der Unterkunft 
sitzen und  Formulare ausfüllen oder Rechtsanwaltstermine begleiten.«86 
Bei Politik und Verwaltung wie auch bei den Unterstützern selbst setzt dies ein 
klares Selbstverständnis der Möglichkeiten und auch der Begrenzungen des 
ehrenamtlichen Engagements für Flüchtlinge voraus. Eine deutliche »Arbeits-
teilung« von Professionellen und Ehrenamtlichen, wie sie im Gesamtkonzept zur 
Aufnahme und Integration von Flüchtlingen in Bremen formuliert wurde, hilft, 
die gegenseitigen Erwartungen und Möglichkeiten für alle Beteiligten transparent 
zu machen.
::   Ehrenamtliches Engagement für Flüchtlinge benötigt eine professionelle Begleit-
struktur, wenn es dauerhaft und nachhaltig sein soll. In der Regel bedeutet dies, 
dass eine hauptamtliche Koordination vorhanden sein sollte, die die Verbindung 
zwischen Unterstützern und Flüchtlingen herstellt. Unterstützern wird eine hohe 
Flexibilität abverlangt, da Flüchtlinge zunächst in einem Provisorium leben, bis 
sich ihr Aufenthalt klärt. Koordinatoren sind deshalb wichtig, um eine Rahmen-
struktur aufrechtzuerhalten sowie um gegebenenfalls Geldmittel für eine bessere 
Unterstützung zu akquirieren. Allerdings kann das Prinzip »Ehrenamt braucht 
Hauptamt« nicht immer in ausreichendem Maß gewährleistet werden. Dies ist 
besonders in kleineren Städten und Gemeinden der Fall, wo eine Koordination 
entweder aufgrund mangelnder Ressourcen völlig fehlt oder von hauptamtlichen 
Mitarbeitern zusätzlich zu ihren regulären Aufgaben geleistet werden muss. 
::   Besonders erfolgreich sind Patenschaftsprojekte in der Flüchtlingsbegleitung, 
die sich in den untersuchten Kommunen aus kleinen Anfängen rasch zu popu-
lären Formaten entwickelt haben. Paten- oder Lotsenprojekte bedürfen einer 
besonderen Koordination, die auch eine Begleitung der Paten oder Lotsen selbst 
umfassen muss. Lotsen und Paten stehen vielfach vor dem Problem, ungenügend 
über die Situation der von ihnen begleiteten Flüchtlinge informiert zu sein, was 
etwa Fluchtursachen, die Bedingungen des Asylverfahrens oder den Umgang  
mit Traumata betrifft. Sie benötigen ein Mindestmaß an Qualifizierung sowie  
eine Begleitung, die sie dabei unterstützt, sich auch gegenüber den von ihnen 
Betreuten abgrenzen zu können.
86 Interview mit Clas Röhl, Ehrenamtskoordinator Schlüchtern, am 10.12.2014.
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::   Zivilgesellschaftliches Engagement für Flüchtlinge benötigt eine kontinuierliche 
Unterstützung durch die Verwaltung. Dazu gehört eine aktive Kontaktpflege,  
die sich auf Seiten der Verwaltung nicht darauf beschränken kann, Unterstützer-
initiativen bei ihrer Gründung zu begleiten und sich dann völlig aus dem  
Kontakt zurückzuziehen. Die Unterstützung für Flüchtlinge darf nicht zur  
ausschließlichen Privatangelegenheit der Unterstützer werden. So sollten sich 
auch kommunale Einrichtungen (z. B. der freien Jugendarbeit) aktiv an dieser  
Unterstützung beteiligen, um zielgruppenspezifische Angebote beispielsweise 
für Kinder und Jugendliche in den Flüchtlingsunterkünften machen zu können. 
Die Rolle der Verwaltung sollte vor allem darin liegen, die Vernetzung des zivil-
gesellschaftlichen Engagements für Flüchtlinge auf der kommunalen Ebene zu 
unterstützen. Eine effektive Vernetzung von Unterstützern bietet große Vorteile, 
die v. a. in einem Austausch von Informationen und Know-how liegen. Zugleich 
aber belastet Vernetzung das begrenzte Zeitbudget der zivilgesellschaftlich 
engagierten Menschen. Für eine zeitschonende Netzwerkpflege werden daher 
durchdachte Schnittstellen benötigt: Diese sollten eine optimale Bereitstellung 
von Information ermöglichen, ohne dass Unterstützer ständig überall sein müs-
sen. Idealerweise sollten kommunale Integrationsbüros personell so ausgestattet 
sein, dass dort eine effektive Steuerung von Vernetzung stattfinden kann.
::   Bei dem genannten Unterstützungsbedarf muss jedoch anerkannt werden, dass 
zivilgesellschaftliches Engagement eine Eigendynamik besitzt und eine eigen-
ständige Kreativität entwickelt. Bürger dürfen von der Verwaltung nicht auf  
die Funktion der Unterstützer reduziert werden, deren eigene Ideen weniger 
erwünscht sind: »Die Bürger engagieren sich, weil sie mitgestalten wollen. Sobald 
sie nicht  mitgestalten dürfen, dann stellen sie das wieder ein.«87 
 Das zivilgesellschaftliche Engagement für Flüchtlinge bewegt sich in einem 
besonderen Spannungsfeld: Es gründet auf dem persönlichen Kontakt und der 
Empathie zwischen Asylsuchenden und einheimischer Bevölkerung, doch müs-
sen Unterstützer häufig die Erfahrung machen, wie asylsuchende Menschen in 
der Verfügungsgewalt von Verwaltung stehen. Wehren sich Bürger beispielsweise 
gegen die Abschiebung von Asylbewerbern oder Geduldeten, dann erscheint 
Bürgerbeteiligung in der Verwaltungslogik als lästig.
In den Interviews wurde ein sehr illustratives und hier anonymisiertes Beispiel 
berichtet, wie Verwaltungshandeln das zivilgesellschaftliche Engagement konter-
karieren kann:
87 Interview mit Christian Hlatky, Projektkoordinator, Rosenheim, am 31.03.2015.
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In einem außerhalb der Stadt gelegenen Hotel sind zwei Dutzend Flüchtlinge  
untergebracht. Ein Kleinunternehmer-Netzwerk von IT-Spezialisten möchte den 
dort untergebrachten Menschen zumindest einen Internet-Zugang ermöglichen und 
sammelt dafür Computer. Das zuständige Sozialamt stellt sich gegen diese Initiative 
und bezeichnet sie als »ungerecht«, da nicht alle Asylsuchenden in seinem Einzugs-
bereich in den Genuss eines Internet-Zugangs kämen. Die Unterstützer wehren  
sich und führen ihr Vorhaben gegen den Widerstand des Sozialamts durch.  
Sie argumentieren damit, dass sich ehrenamtliches Engagement nicht so verteilen 
lasse, dass es in jedem Fall »gerecht« sei. Ihr Engagement gelte den Bewohnern dieser 
einen Unterkunft und müsse ihnen möglich sein, ohne die Umstände der Flüchtlings-
unterbringung in der Kommune insgesamt abwägen zu müssen.
In der bereits genannten Studie zu Strukturen und Motiven der ehrenamtlichen 
Flüchtlingsarbeit in Deutschland wird kritisch darauf hingewiesen, dass ehrenamt-
liches Engagement bislang noch stark die Funktion hat, strukturelle Mängel in der 
behördlichen Aufnahme von Asylsuchenden auszugleichen:
»Der größte Anteil ehrenamtlicher Arbeit wird investiert, wo Behörden versagen, ange-
messene Kommunikation und Umgang mit Asylbewerbern und Flüchtlingen zu ermög-
lichen. Dass in vielen Fällen Bürger zwischen Flüchtlingen und Behörden vermitteln 
müssen, weist darauf hin, dass es Behörden nicht gelungen ist, ihre Dienstleistungen 
für die Betroffenen angemessen bereit zu stellen.« (Karakayali/Kleist 2015, S. 4 f.)
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Über die Wohnunterbringung hinaus existieren in den Kommunen vielfältige Formen 
des öffentlichen und zivilgesellschaftlichen Engagements für Flüchtlinge. Ein be-
sonderer Bedarf besteht bei Angeboten zur sprachlichen Orientierung, für deren 
Finanzierung nur begrenzt Bundes- und Landesmittel zur Verfügung stehen. Vielfach 
erfolgt die Sprachvermittlung durch das ehrenamtliche Engagement von Freiwilligen. 
Die Kommunen unterstützen die Sprachvermittlung für Asylbewerber, indem sie in 
begrenztem Umfang eigene Finanzmittel zur Verfügung stellen und Möglichkeiten  
zur Qualifizierung des zivilgesellschaftlichen Engagements fördern. Kommunale  
Forderungen in diesem Handlungsfeld beziehen sich insbesondere auf eine Öffnung 
der bundesweiten Integrationskurse auch für Menschen im Asylverfahren.
Weiterhin wird in den Kommunen eine zügige Arbeitsmarktintegration von Flücht-
lingen – auch im Asylverfahren – favorisiert. Zu den kommunalen Maßnahmen einer 
Arbeitsmarktförderung für Flüchtlinge gehören die Vermittlung in arbeitsmarktnahe 
Qualifizierungsmaßnahmen, die Vermittlung in Unternehmenspraktika, Betriebs-
begehungen für Flüchtlinge sowie die Unterstützung berufsbildender Maßnahmen 
für jugendliche Flüchtlinge. Notwendig für eine verbesserte Arbeitsmarktförderung 
sind eine systematische Erfassung von Qualifikationen und Kompetenzen bei Asylsu-
chenden, Informationen über den lokalen Arbeitsmarkt sowie eine Sensibilisierung 
von Arbeitsagenturen und Arbeitgebern für berufliche Potenziale und die besondere 
Lebenssituation von Flüchtlingen.
Die gegenwärtig hohe Hilfsbereitschaft in der Bevölkerung äußert sich in vielfältigen 
Formen des zivilgesellschaftlichen Engagements. Es erfolgt zu einem großen Teil 
jenseits bestehender zivilgesellschaftlicher Institutionen und lässt sich in seiner 
Wirksamkeit steigern, wenn eine angemessene kommunale Engagementstrategie 
gefunden wird. Geeignete Instrumente hierfür sind die Bereitstellung von lokalen 
Fonds für das ehrenamtliche Flüchtlingsengagement, die Ermöglichung von Infor-
mations- und Qualifizierungsmaßnahmen für die Ehrenamtlichen sowie die Bereit-
stellung von Ressourcen für die Vernetzung, beispielsweise durch professionelle 
Ehrenamtskoordinatoren. Eine kommunale Engagementstrategie erweist sich dann 
als kontraproduktiv, wenn sie die Eigenart und Kreativität des zivilgesellschaftli-
chen Engagements aus der Perspektive eines behördlichen Utilitarismus heraus zu 
beschneiden versucht.
Beispielhaft für ein umfassendes Willkommenskonzept für Flüchtlinge steht der 
5-Stufen-Plan der Stadt Schwäbisch Gmünd.
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Deutschland befindet sich seit Jahren in einer Diskussion um die Gestaltung des  
demografischen Wandels, wobei unterschiedliche Strategien thematisiert werden. 
Legt man die Ergebnisse der Raumordnungsprognose zugrunde, so wird die Bevöl-
kerung in Deutschland zwischen 2010 und 2030 um 2,5 Prozent schrumpfen. Dieser 
Bevölkerungsrückgang wird in den verschiedenen Altersgruppen unterschiedlich 
verlaufen: Die älteren Bevölkerungsgruppen werden anteilsmäßig zunehmen, die 
jüngeren Altersgruppen abnehmen. Die Zahl der Erwerbstätigen wird nach dieser 
Prognose um 6,7 Millionen Personen oder 12,5 Prozent abnehmen. Zudem wird sich 
der Bevölkerungsrückgang auch regional unterschiedlich auswirken: Kommunen in 
ländlichen Räumen, aber auch in Ostdeutschland werden davon weitaus stärker be-
troffen sein als großstädtische Räume, die auch künftig mit Bevölkerungszuwächsen 
rechnen dürfen (Schlömer 2012; Vollmer/Scheebaum 2013; zusammengefasst  
in Aumüller/Gesemann 2014, S. 19 f.). 
Insbesondere die Arbeitgeberverbände dringen auf eine verstärkte Zuwanderungs-
förderung von Fachkräften aus dem Ausland, um die prognostizierten sowie in 
einigen Branchen bereits vorhandenen Lücken in der Erwerbsstruktur zu schließen. 
Bereits jetzt trägt die Zuwanderung von Arbeitskräften aus dem Ausland wesentlich 
dazu bei, den Anteil der erwerbsfähigen Bevölkerung zu verstärken. Verschiedene 
Berechnungen gehen davon aus, dass Deutschland jährlich mehrere Hunderttausend 
neuer Zuwanderer benötigte, um die demografisch bedingten Lücken in der Erwerbs- 
bevölkerung zu schließen (Vogler et al. 2015). Unter diesen Umständen plädiert die 
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände in einem Positionspapier 
dafür, auch die Arbeitsmarktpotenziale von Asylbewerbern und Geduldeten zu-
kunftsorientiert zu nutzen (Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeber 2014).
Viele der gegenwärtig Asylsuchenden – so wird in den Ländern und Kommunen  
erwartet – werden dauerhaft in Deutschland bleiben. Eine Schutzquote von zuletzt 
41,5 Prozent (Anfang 2015) spricht stark für diese Annahme. Unsere Argumentation 
in diesem Kapitel beruht primär auf Auskünften, die in den Interviews mit kommunal 
verantwortlichen Personen gewonnen wurden. In den Kommunen gibt es Überle-
gungen und erste Ansätze, die Aufnahme von Flüchtlingen mit einer längerfristigen 
demografischen Strategie zu verbinden. Bislang handelt es sich dabei um Gedanken-
spiele, denen es an einer konkreten Umsetzungsperspektive mangelt. Im Folgenden 
sollen zumindest einige Schlaglichter auf die thematische Verbindung von Flücht-
lingsaufnahme und demografischer Entwicklung geworfen werden. 
4 
Flüchtlingsaufnahme und  
demografische Entwicklung
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Neben kommunalen Überlegungen, die hier beispielhaft präsentiert werden,  
rücken auch im Integrationskonzept des Landes Brandenburg Integrations- und 
Flüchtlingspolitik in eine auffallende Nähe zueinander.
4.1 Integrationskonzept des Landes Brandenburg
Das Land Brandenburg hat 2014 ein novelliertes Landesintegrationskonzept vorge-
legt, in dem unter dem Titel »Zuwanderung und Integration als Chance für Branden-
burg« demografische Aspekte von Migration und Integration in den Vordergrund 
gerückt werden. Rekurriert wird auf die »Talente und Kompetenzen« von Menschen 
mit Migrationshintergrund, die künftig für das Land unverzichtbar seien:
»Zuwanderung allein kann die demografischen Herausforderungen nicht bewältigen 
und den Fachkräftemangel nicht abdecken. Gleichwohl kann sie einen wichtigen  
Beitrag dazu leisten.« (Land Brandenburg 2014, S. 7)
Interessant und neu an dem Konzept ist, dass die Asyl- und Flüchtlingspolitik  
erstmals als »integrativer Bestandteil der brandenburgischen Integrations- und 
Migrationspolitik« aufgeführt und damit ebenfalls in die Nähe einer demografischen 
Strategie gerückt wird. Fachkräfte und Asylsuchende werden in dem Konzept mehr-
fach in einem Atemzug genannt, historische Vorgängertraditionen nachgezeichnet –  
zurückgehend bis zur Aufnahme von Glaubensflüchtlingen durch den Großen 
Kurfürsten Ende des 17. Jahrhunderts. So wird als ein Ziel der brandenburgischen 
Integrationspolitik genannt, allen Gruppen von Migranten »je nach Lebenssituation 
passgenaue Angebote zu machen« (ebd., S. 9). Dies richte sich »an Fachkräfte  
genauso wie an Asylsuchende«:
::   »Brandenburg möchte durch gelingende Integration und eine Willkommens- 
kultur Fachkräfte für die Zuwanderung und für den Verbleib im Land gewinnen.
::   Den Menschen, die aus unterschiedlichen Gründen als Asylsuchende und 
Flüchtlinge in das Land kommen, bietet das Land einen Ort, an dem sie zur Ruhe 
kommen und bei einem dauerhaften Aufenthalt eine neue Existenz aufbauen  
können.« (ebd.)
Im Konzept wird davon ausgegangen, dass etwa 70 Prozent der Asylsuchenden  
dauerhaft in Deutschland verbleiben und dass deshalb ein frühzeitiger Spracher-
werb den Zugang zum Arbeitsmarkt erheblich erleichtern könne (ebd.). Bislang gibt 
es in Brandenburg noch keine explizite Strategie, Asylsuchende stärker in demo- 
grafische Planungen einzubeziehen.88 Das Landesintegrationskonzept belegt aber, 
wie auch Flüchtlinge als Zielgruppe einer längerfristigen Integrationspolitik mit-
gedacht werden.
88  Schriftliche Auskunft von Doris Lemmermeier, Integrationsbeauftragte des Landes Brandenburg,  
am 20.02.2015.
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4.2 Fallbeispiel: Main-Kinzig-Kreis
Wohnungsleerstand im ländlichen Raum sowie ein sektoraler Arbeitskräftemangel 
vor allem im Gesundheitsbereich kennzeichnen die Situation im nordhessischen 
Main-Kinzig-Kreis, der sich wie viele andere ländliche Räume in einem demografi-
schen Wandel befindet.89 Die gegenwärtige Arbeitskräftediskussion bildet hier eine 
Brücke zum Thema des demografischen Wandels. Migranten und Flüchtlinge werden 
bislang erst partiell in diesen Diskurs einbezogen, doch gibt es gerade auf Seiten 
der Industrie- und Handwerkskammern ein großes Interesse daran, Menschen mit 
einem Flucht- und Zuwanderungshintergrund stärker in künftige regionale Arbeits-
marktstrategien einzubeziehen. 
Die regionale Industrie- und Handelskammer Hanau-Gelnhausen-Schlüchtern hat 
ein Audit für eine lokale Willkommenskultur (»Ausgezeichneter Wohnort für Fach- 
und Führungskräfte«) entwickelt, das die Kommunen der Region anhand eines 
vorgegebenen Kriterienkatalogs zu einer Zertifizierung einlädt. Auch die Attraktivi-
tät der Wohn- und Arbeitsorte für ausländische Fach- und Führungskräfte wurde in 
dieses Audit einbezogen. Prinzipiell denkbar wäre es, auch Flüchtlinge, von denen 
viele eine langfristige Bleibeperspektive in Deutschland haben, in ein solches Audit 
einzubeziehen, was bislang noch nicht der Fall ist.
In den Kommunen des Landkreises herrscht ein teilweise beträchtlicher Gebäude-
leerstand. Um nicht immer das negativ besetzte Wort »Leerstände« zu benutzen, 
redet man im Amt für den Ländlichen Raum, das sich mit einer demografischen Stra-
tegie für den Landkreis befasst, inzwischen lieber von »Potenzialen«.90 Zuwanderung 
jeder Art könnte eine Chance sein, mit dem lokalen Gebäudeleerstand umzugehen. 
Allerdings gibt es bei diesem Kalkül mehrere unbekannte Größen: Die dauerhafte 
Wohnniederlassung beispielsweise nach einer Flüchtlingsanerkennung oder Gewäh-
rung eines Schutzstatus setzt die grundsätzliche Bereitschaft zum Pendeln an den 
Arbeitsplatz voraus. Flüchtlingsmigranten müssten bereit sein, dieselben Probleme 
des Wohnens im ländlichen Raum auf sich zu nehmen, wie sie heute schon für die 
einheimische Bevölkerung bestehen: eine kaum vorhandene Grundversorgung, 
keine ärztliche Versorgung etc. In der lokalen Bevölkerung müsste eine Akzeptanz 
gegenüber den neuen Bürgern hergestellt werden, die über das utilitaristische 
Argument der Fachkräftesicherung hinausgeht und beispielsweise auch Akzeptanz 
gegenüber einer anderen Herkunft, Religion und Lebensweise mit einschließt. 
Häufig aber herrscht bei Flüchtlingen selbst die Überzeugung, dass es für sie in der 
ländlich geprägten Region keine Arbeitsplätze gibt. Viele Flüchtlinge haben die 
89  Die Informationen in diesem Abschnitt beruhen auf Interviews mit Manfred Geis, Amt für  
Naturschutz, Umwelt und Ländlicher Raum Main-Kinzig-Kreis, am 10.12.2014 und Anna Seipel,  
Integrationsbeauftragte Main-Kinzig-Kreis, am 11.12.2014.
90  Interview mit Manfred Geis, Amt für Naturschutz, Umwelt und Ländlichen Raum, Main-Kinzig-Kreis, 
am 10.12.2014.
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Vorstellung, dass in Deutschland Arbeitsplätze nur in größeren Städten zu finden 
seien. Im Lotsenprojekt des Landkreises, in das auch Asylsuchende einbezogen sind, 
organisiert man deshalb Betriebsbesuche, bei denen Flüchtlinge klein- und mittel-
ständische Betriebe besichtigen, um eine realistische Vorstellung von Erwerbsmög-
lichkeiten auch in einer ländlichen Region zu erhalten (siehe Kapitel 2.2). Klein- und 
mittelständische Arbeitgeber kommen in der Vorstellung vieler Asylbewerber nicht 
vor. Hier müsste eine stärkere Aufklärungsarbeit stattfinden, um Flüchtlingen ein 
realistisches Bild der Wirtschaftsstruktur in Deutschland zu ermitteln, die stark 
durch klein- und mittelständische Betriebe und durch Beschäftigungsmöglichkeiten 
außerhalb der Großstädte geprägt ist.
4.3 Fallbeispiel: Stadt Rauschenberg
Rauschenberg ist eine nordhessische Kleinstadt im Landkreis Marburg-Biedenkopf 
mit 4.600 Einwohnern. Dort gibt es Überlegungen, die Aufnahme von Asylbewerbern 
mit einer Strategie der längerfristigen Ansiedlung zu verknüpfen, für die bislang 
noch kein Umsetzungskonzept erstellt werden konnte.91 Das Fallbeispiel ist jedoch 
interessant, da es die Binnenperspektive einer von Leerstand und demografischem 
Wandel betroffenen Gemeinde im ländlichen Raum verdeutlicht.
Es sind in der Stadt verschiedene Ideen entstanden, wie sich die Flüchtlingsauf- 
nahme mit der Ortsentwicklung verbinden lässt. Die Stadt verfügt über einen hohen 
Bestand an historischer Fachwerkarchitektur, allerdings sind viele alte Fachwerk-
häuser bereits seit längerer Zeit nicht mehr bewohnt. Die verfallenden Häuser  
schaffen optisch ein schlechtes Ortsbild und schmälern den Wohnwert in der Stadt.
Im Januar 2015 waren in der Kleinstadt 37 überwiegend alleinstehende Flüchtlinge 
aus Eritrea, Afghanistan, Syrien und Südosteuropa untergebracht. Die Unterbrin-
gung erfolgte in einem leer stehenden Hotel, das zu einer Asylunterkunft umgewid-
met wurde, sowie in einem Wohnhaus. Zum Zeitpunkt des Interviews war die Stadt 
dabei, städtisches Wohneigentum zu modernisieren, um darin Flüchtlingsfamilien 
unter verbesserten Wohnbedingungen aufzunehmen. Im September 2014 wurde  
ein Arbeitskreis Asyl gegründet, dessen Mitglieder sich ehrenamtlich in der Flücht-
lingsbegleitung engagieren.
Mittlerweile gibt es verschiedene Schnittpunkte dieses Arbeitskreises mit einem 
ebenfalls ansässigen Arbeitskreis »Leerstand in Rauschenberg«, der es sich zur Auf-
gabe gemacht hat, durch ein aktives Management gegen den Verfall der historischen 
Gebäudesubstanz anzukämpfen. Entwickelt wurde die Idee eines Beschäftigungs-
projekts, bei dem Flüchtlinge eine berufliche Qualifizierung bzw. Anerkennung 
91  Die Informationen hierzu beruhen auf einem Interview mit Jörg Näther, Öffentlichkeitsbeauftragter 
der Stadt Rauschenberg, am 27.01.2015.
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erlangen und gegebenenfalls auch für eine längerfristige Niederlassung in der Stadt 
gewonnen werden können. So könnte ein leer stehendes Fachwerkhaus angekauft 
und in einem Beschäftigungs- und Qualifizierungsprojekt gemeinsam von einheimi-
schen Handwerkern und Asylbewerbern restauriert werden. Es könnte somit attrak-
tiver Wohnraum für Rauschenberger Bürger und Flüchtlinge geschaffen werden.  
Mit der Instandsetzung historischer Gebäude könnten Flüchtlinge in eine Beschäf-
tigung gebracht werden. Dabei wären Kooperationen mit berufsbildenden Schulen 
und Universitäten in den umliegenden größeren Städten (Kassel, Gießen, Marburg) 
vorstellbar. Bereits zum Zeitpunkt des Interviews beteiligten sich junge Asylbewerber 
freiwillig an Gemeinschaftsaktivitäten im Ort, so am Aufbau eines Dorfgemeinschafts- 
hauses. 
Die Umsetzung der Projektidee stagniert in mehrerer Hinsicht. Besonders vordring-
lich ist das Problem mangelnder personeller Ressourcen. Es fehlen Kräfte, die die 
Umsetzung vorantreiben könnten, indem Finanzierungsmöglichkeiten aufgetan 
und Kooperationen mit Berufsverbänden und berufsbildenden Schulen geschlossen 
werden. Zudem würde eine fachliche Begleitung benötigt, die möglicherweise auf 
ähnliche Erfahrungen in anderen Kommunen zurückgreifen könnte. Auch müsste  
auf lokaler Ebene eine breite politische Allianz für die Umsetzung eines solchen Vor-
habens geschmiedet werden.
Allerdings werden die gegenwärtigen und noch zu erwartenden Probleme des demo-
grafischen Wandels in Rauschenberg (wie auch insgesamt im Landkreis) bereits seit 
längerer Zeit thematisiert. Es gibt mehrere Faktoren, die eine längerfristige Nieder-
lassung von Flüchtlingen in der Stadt begünstigen könnten. Bereits jetzt ist durch die 
hohe Sichtbarkeit von Flüchtlingen in der Kleinstadt, die ständigen Begegnungen 
und die aktive Teilnahme der Asylsuchenden am Gemeinschaftsleben eine hohe 
Akzeptanz entstanden. Ein Vorteil für Rauschenberg wäre weiterhin, dass der Ort 
nicht nur eine alteingesessene Bevölkerung beherbergt, sondern viele Bewohner 
in jüngerer Zeit neu zugezogen sind, die sich bewusst für das Leben in Rauschen-
berg entschieden haben. Es ist zu erwarten, dass die Hinzugezogenen eine größere 
Offenheit für neue Bewohner zeigen, als dies möglicherweise bei der langansässigen 
Bevölkerung der Fall ist. Schließlich verfügt Rauschenberg über eine historische 
Traditionslinie von Einwanderung: Bereits vor 200 Jahren haben sich Hugenotten 
und Waldenser im Ort angesiedelt. Auch an diese Tradition ließe sich anknüpfen, um 
damit die Unterstützung in der örtlichen Bevölkerung einzuwerben.
Im Ort selbst – und dies könnte die Ansiedlung von Flüchtlingen erschweren – sind 
nur wenige Arbeitsplätze vorhanden. Zwar herrscht unter den Stadtbewohnern  
Vollbeschäftigung, doch arbeiten nahezu alle Beschäftigten in umliegenden  
Städten und Gemeinden. Weiterhin gibt es Vorbehalte in der örtlichen Bevölkerung 
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gegenüber muslimischen Asylbewerbern. Diese äußern sich beispielsweise darin, 
dass sich Bewohner bereit erklären, Wohnraum für Flüchtlinge zur Verfügung zu 
stellen, nicht jedoch für Muslime. Obwohl es keine offene Aggression gegenüber 
Zuwanderung gibt, ist ein antiislamisches Ressentiment nicht zu leugnen.
4.4 Fallbeispiel: Stadt Goslar
Mit einem unkonventionellen Vorschlag trat der Oberbürgermeister im niedersäch-
sischen Goslar an die Öffentlichkeit. Er bot an, in der Stadt mehr Flüchtlinge auf-
zunehmen, als laut Verteilungsquote vorgesehen. Auch die Stadt Goslar durchlebt 
einen starken demografischen Rückgang und hat bei einer gegenwärtigen Bevölke-
rungsgröße von 50.000 Einwohnern im vergangenen Jahrzehnt 4.000 Einwohner 
verloren. Der Oberbürgermeister wirbt mit dezentral verfügbarem Wohnraum in der 
Stadt, der von Flüchtlingen bewohnt werden könnte, und weist auf die Überlastung 
benachbarter Großstädte durch die Flüchtlingszuweisung hin. Sein Vorschlag zielt 
auf die Möglichkeit interkommunaler Absprachen in der Flüchtlingszuweisung, ohne 
den Verteilungsschlüssel im Bundesland grundsätzlich in Frage zu stellen. Darüber 
hinaus schlägt der Oberbürgermeister vor, die Flüchtlingsaufnahme als einen mögli-
chen Baustein zur Lösung des demografischen Problems der Stadt zu begreifen. 
In Goslar wurden hierfür Gespräche mit Vertretern der lokalen Wirtschaft sowie 
auch der örtlichen Vereine und Verbände anberaumt.92
4.5 Fallbeispiel: Landkreis Coburg
Für den Landkreis Coburg in Nordbayern wird für den Zeitraum zwischen 2010 und 
2030 ein Bevölkerungsrückgang um 13 Prozent prognostiziert. Die Flüchtlingszu-
wanderung wird deshalb durchaus auch in der Perspektive des demografischen 
Wandels gesehen.93 Im Interview berichtete der Landrat von ihm persönlich bekann-
ten Familien im Asylverfahren, die aufgrund einer bezahlten Beschäftigung durchaus 
in der Lage wären, ihren Lebensunterhalt eigenständig zu sichern.94 Um den Aufent-
haltsstatus zu wechseln, müssten diese Menschen in das europäische Ersteinreise-
land zurück und von dort aus einen Einreiseantrag nach Deutschland stellen, in dem 
sie belegen, dass sie hier Arbeit haben. Der Landrat verfocht daher im Gespräch die 
Möglichkeit eines Wechsels im Aufenthaltsstatus (»Spurwechsel«, siehe folgendes 
Kapitel). Für Regionen im demografischen Wandel wäre dies eine wichtige Option, 
gerade um hochwillkommenen Familien die Ansiedlung in ländlichen Regionen  
zu ermöglichen. Nach seiner Einschätzung gibt es gute Chancen, dass ein großer 
Teil der Asylsuchenden bei einer Anerkennung durchaus langfristig im Landkreis 
verbleiben würde:
92  »Mehr kommunale Solidarität«. Interview mit Oberbürgermeister Oliver Junk.  
In: Kommunalpolitische Blätter, 3/2015.
93  Die Informationen hierzu beruhen auf einem Interview mit Michael Busch, Landrat des Landkreises 
Coburg, am 20.02.2015.
94 Ebd.
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»Die Menschen hier im Landkreis zu halten ist wesentlich einfacher, als Zuzüge zu 
generieren. […] Dass die Leute anfangs eher in die Städte abwandern wollen, ist ver-
ständlich. Aber wenn sie merken, dass man sich im Kreis kümmert, wird das Verlangen 
deutlich geringer.«95
Nach seiner Beobachtung wird die Bleibeabsicht von Flüchtlingen durch eine dezen-
trale Unterbringung gestärkt. Die Wirtschaftsstruktur des Landkreises wird durch 
hochtechnisierte klein- und mittelständische Unternehmen geprägt, in denen sich 
der Fachkräftemangel bereits deutlich zeigt. Auch im Handwerk werden Fachkräfte 
dringend gesucht. Im Landkreis sei man deshalb sehr daran interessiert, entspre-
chend qualifizierte Asylbewerber möglichst rasch in die örtlichen Firmen zu integ-
rieren, ohne den Umweg über Beschäftigungsmaßnahmen für Flüchtlinge nehmen 
zu müssen. Die Arbeitgeber im Landkreis zeigen sich an den Qualifikationen der 
Asylbewerber, unter denen sich auch Facharbeiter befinden, sehr interessiert. Bei 
unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen sei der Kreis sehr darum bemüht, diese 
vor Ort in eine Ausbildung zu bringen. In den regionalen Unternehmen werden 
durchaus auch geduldete Flüchtlinge beschäftigt; allerdings sei es für die Unterneh-
men ein wesentlicher Unterschied, ob diese Arbeitskräfte unbefristet eingestellt 
werden können oder nicht.
Für einen kleinen Landkreis wie in diesem Fall erscheint daher ein »Spurwechsel« als 
ein probates Mittel, um Probleme in Demografie und auf dem Arbeitsmarkt zu lösen. 
4.6 Stichwort: Spurwechsel
In der Asylrechtsdebatte versteht man unter Spurwechsel den Wechsel zwischen 
verschiedenen Zuwanderungsformen. Bislang steht der Spurwechsel für einen 
schwedischen Sonderweg, nach dem es abgelehnten Asylbewerbern erlaubt ist, sich 
um die Zulassung als Arbeitsmigrant zu bewerben. In Schweden existiert diese  
Möglichkeit seit 2008; sie ermöglicht einen »Brückenschlag zwischen Asylrecht und 
Arbeitsmigration« (Parusel 2014, S. 88):
 »Asylbewerber, deren Anträge rechtskräftig abgelehnt werden, können seither  
innerhalb einer Frist von zwei Wochen eine Aufenthaltserlaubnis zu Arbeitszwecken  
beantragen, wenn sie zum Zeitpunkt der Ablehnung bereits gearbeitet haben und der 
Arbeitgeber Weiterbeschäftigung zusichert.« (ebd.)
In Schweden verbindet sich damit neben dem humanitären ein pragmatischer  
Aspekt: Dem Staat bleibt der Aufwand einer Rückführung erspart, Arbeitgeber  
können Beschäftigte behalten, auch wenn der Asylantrag abgelehnt wird. Zudem 
wird dadurch in vielen Fällen ein irregulärer Aufenthalt vermieden, der erfolgt, 
wenn abgelehnte Asylbewerber sich der Ausreise entziehen und untertauchen.
95 Michael Busch, Landrat des Landkreises Coburg, am 20.02.2015.
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In Schweden hat sich der Statuswechsel vom Asyl in den Aufenthalt zu Erwerbs-
zwecken als eine pragmatische Einzelfalllösung bewährt. In den Jahren 2012 und 
2013 machten 2.330 Personen von dieser Möglichkeit Gebrauch (ebd., S. 90). Das 
Modell gilt als so erfolgreich, dass das schwedische Parlament 2014 entschied, den 
Übergang zwischen den Zuwanderungsformen weiterhin zu erleichtern: Mittler-
weile reicht es, wenn Asylbewerber zum Zeitpunkt der Ablehnung vier Monate lang 
gearbeitet haben und ihr Beschäftigungsvertrag über die Dauer von mindestens 
einem Jahr läuft. Spurwechsel sind auch in eine Aufenthaltserlaubnis aus familiären 
Gründen oder zu Studienzwecken möglich. Die Möglichkeit des Spurwechsels wird 
durchaus im Kontext einer liberalisierten Arbeitsmarktzuwanderung in Schweden 
gesehen.
4.7 Ansiedlung von Flüchtlingen als Bestandteil einer demografischen Strategie
In allen befragten Kommunen geht man davon aus, dass ein beträchtlicher Teil der 
gegenwärtigen Asylbewerber langfristig als Bewohner bleiben wird – die gegenwär-
tig hohe Schutzquote für Flüchtlinge ist ein deutliches Indiz hierfür. Die meisten 
Kommunen haben zudem das Ziel geäußert, möglichst viele anerkannte Flüchtlinge 
in der Stadt zu halten. Dies betrifft nicht nur die Landkreise und Kommunen in demo-
grafisch schwachen Regionen. Auch in kleineren Großstädten wie Osnabrück wird 
darauf hingewiesen, dass der vermutete künftige Bedarf an Fachkräften durchaus  
einen langfristigen Verbleib von Flüchtlingen in der Stadt wünschenswert erscheinen 
lässt.96
Die Aufnahme von Asylbewerbern wird zunehmend in den Kommunen auch mit  
örtlichen Gegebenheiten wie Fachkräftemangel, Leerstand und demografischer 
Rückgang in Verbindung gebracht. Sicherlich handelt es sich dabei nicht um ein  
Allheilmittel, mit dem die Probleme des demografischen Wandels rundum zu lösen 
wären. Doch gelten eine verstärkte Zuwanderung und eine verbesserte Integration 
von Migranten als eine von mehreren Säulen zur Gestaltung des demografischen 
Wandels (vgl. Bundesministerium des Innern 2011). Um auch Flüchtlinge in diese 
Überlegungen einzubeziehen, ist es wichtig, Asylverfahren zügig durchzuführen, 
Kindern und Jugendlichen jede erdenkliche Unterstützung bei der Integration in 
Schule und Ausbildung zukommen zu lassen und die Zeit des Wartens für Asylbe-
werber nicht, wie bislang üblich, ungenutzt verstreichen zu lassen.
Dabei muss es nicht nur um den Aspekt der Fachkräftesicherung für Produktion  
und Dienstleistungsgewerbe gehen. Flüchtlinge können durchaus auch wichtige 
Funktionen in Regionen im demografischen Übergang übernehmen. Denkbar wären 
Beiträge zur Sicherung der Nahversorgung (z. B. durch bisherige Kleingewerbe- 
treibende) oder zur Erhaltung der historischen Bausubstanz in Gemeinden mit  
96 Interview mit Rita Maria Rzyski, Sozialstadträtin, Stadt Osnabrück, am 04.02.2015.
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Bevölkerungsrückgang (durch Handwerker). Gefragt sind hier Offenheit, Ideen- 
freudigkeit und Kreativität.
Vielerorts fehlt heute noch eine offene demografische Debatte. Bisweilen haben sich 
Landräte und Kommunalpolitiker gescheut, das als unpopulär empfundene Thema 
in die lokale Öffentlichkeit zu tragen. Hingegen hat in der kommunalen Integrations-
politik in den letzten Jahren zunehmend ein Wandel hin zu einem potenzialorientier-
ten Diskurs stattgefunden (vgl. Aumüller/Gesemann 2014). Dieser Diskurs sollte vor 
der Flüchtlingsaufnahme nicht Halt machen. In den Interviews vor Ort wurden ver-
schiedene Vorschläge diskutiert, um dieses Themenfeld modellhaft zu erschließen:
::   Gerade mit Blick auf die Fachkräftediskussion und demografische Überlegungen 
eröffnen sich Bereiche, in denen besonders gut Modellprojekte unter Einbezie-
hung von Flüchtlingen angesiedelt werden könnten. Das Beispiel der Kleinstadt 
Rauschenberg zeigt, dass es lokale Überlegungen gibt, kleinräumige Projekte  
zu initiieren, die einen Beitrag zu demografischen und städtebaulichen Möglich-
keiten vor Ort leisten können.
::   Zur Förderung von Arbeitsmarkt- und demografischen Potenzialen sollte das 
Asylthema stärker als bisher auch in die lokale Integrationspolitik einbezogen 
werden. Ähnlich wie Integration generell sollte auch die Aufnahme von Flücht-
lingen als ein Querschnittsthema in der lokalen Verwaltung verankert und als 
eine strategische Aufgabe verstanden werden, die unterschiedliche Bereiche der 
örtlichen Gesellschaft und Ökonomie tangiert. 
::   Interkommunale Kooperationen bei der Flüchtlingsunterbringung, wie im 
Beispiel der Stadt Goslar vorgeschlagen, könnten nicht nur zu einem regional 
angepassten Ausgleich von Ressourcen der Flüchtlingsaufnahme, sondern  
auch zu einem Austausch von Know-how beitragen. Für die Bereitstellung von  
Wohnraum könnten kleinere und mittlere Städte mit externen fachlichen Hilfen 
bei der Entwicklung lokaler demografischer Konzepte unter Einbeziehung von 
Flüchtlingen kompensiert werden.
::   Die Integration von Flüchtlingen sollte auch in überregionalen Programmen  
zur Gestaltung des demografischen Wandels berücksichtigt werden. In den  
Interviews wurde berichtet, wie sehr man vom Informationsaustausch im Rahmen 
des MORO-Programms zur regionalen Daseinsvorsorge habe profitieren können. 
Eine ähnliche Austausch- und Aktionsplattform sei auch mit Blick auf eine  
längerfristige Integration von bleibeberechtigten Flüchtlingen vorstellbar.
::   Schließlich sollten auf Bundesebene auch Möglichkeiten des Spurwechsels im 
Aufenthaltsrecht erwogen und erprobt werden.
::   Demografische Überlegungen können dabei helfen, den Partizipationsgedanken 
in der Aufnahme von Flüchtlingen zu stärken. Sie dürfen jedoch nicht dazu  
führen, den grundsätzlich humanitären Charakter des Grundrechts auf Asyl in 
Frage zu stellen.
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In den Kommunen wird gegenwärtig von einer hohen Bleibequote der Asylbewerber 
ausgegangen. Bislang noch unkoordiniert erfolgen Überlegungen, wie sich die 
Flüchtlingszuwanderung mit Strategien zur Gestaltung des demografischen Wandels 
verbinden lässt. Mit Blick auf einen tatsächlichen oder antizipierten Fachkräfte-
mangel favorisieren Arbeitgeberverbände und solche Kommunen, die besonders vom 
demografischen Rückgang betroffen sind, die Beschleunigung des Asylverfahrens, 
aber auch die Möglichkeit, aus dem Asyl heraus in einen Aufenthaltsstatus zu Erwerbs- 
zwecken wechseln zu können. Gefordert ist hier die Entwicklung eines Handlungs-
feldes, welches Asyl in einen deutlicheren Kontext als bislang mit der Bevölkerungs-
entwicklung stellt. Die Schaffung von Modellprojekten und von Vernetzungen  
zum Informationsaustausch bilden hier notwendige erste Schritte.
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Die Frage der Unterbringung von Flüchtlingen in den Kommunen, so dürfte aus  
diesem ersten Teil deutlich geworden sein, ist inzwischen von weitergehenden Maß- 
nahmen einer psychosozialen Begleitung und integrativen Unterstützungsmaßnah-
men nicht mehr hermetisch zu trennen. Betrachtet man die gegenwärtige Flücht-
lingsaufnahme, so ist die lange unterdrückte Bezeichnung »Integration« im Zusam-
menhang mit Personen im Asylverfahren und in Duldung durchaus angebracht.
Traditionell gestaltet sich die Aufnahmepolitik der Bundesländer sehr unterschied-
lich und reichte bislang bei der Flüchtlingsunterbringung von einer die Integration 
ermöglichenden über eine neutrale bis hin zu einer unterbindenden Rolle. In den 
Flüchtlingsaufnahmegesetzen neueren Datums (Baden-Württemberg, Brandenburg, 
Rheinland-Pfalz) zeigt sich deutlicher als bisher eine Integrationsorientierung. Ab-
gesehen aber von diesen normativen Regulierungen veranlasst die hohe Flüchtlings-
zuwanderung in den Kommunen ein sehr pragmatisches Handeln in der Wohnunter-
bringung von Flüchtlingen. Auch in solchen Bundesländern, die bislang strikt auf 
eine zentrale Unterbringung gesetzt haben, findet eine Unterbringung nach verfüg-
baren Möglichkeiten statt und werden Asylsuchende auch zu einem früheren Zeit-
punkt dezentral untergebracht. Umgekehrt stoßen auch Bundesländer, die sich in 
ihren Flüchtlingsaufnahmegesetzen einer grundsätzlich dezentralen Unterbringung 
von Flüchtlingen verschrieben haben, an die Grenzen des Möglichen und müssen 
gegenwärtig Flüchtlinge in Gemeinschaftsunterkünften einquartieren.
Trotz des gezwungenermaßen pragmatischen Vorgehens bei der Wohnunterbrin-
gung fällt zugleich das Bemühen der Kommunen auf, strukturiert zu handeln. Viele 
Kommunen haben in den letzten Jahren umfassende Unterbringungskonzepte für 
die Flüchtlingsaufnahme erarbeitet, die neben der – zumeist dezentralen – Wohnun-
terbringung auch verschiedene Aspekte der psychosozialen Begleitung und einer 
Basisintegration vor Ort berücksichtigen. Dort, wo solche Unterbringungskonzepte 
bestehen, bewähren sie sich auch in der gegenwärtigen Situation als Orientierungs-
hilfe, obwohl die Zielvorgabe einer dezentralen Unterbringung derzeit eher selten 
umgesetzt werden kann.
Die Kommunen werden sich ihrer eigenen Rolle als flüchtlingspolitische Akteure 
zunehmend bewusst und beginnen, diese Rolle eigenständig auszugestalten. Ohne-
hin war ihre praktische Kompetenz in diesem Feld nie zu übersehen. Lange Zeit aber 
erfolgte kommunales Engagement für Flüchtlinge – gemeint sind damit nicht nur die 
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Helfer aus der Zivilgesellschaft, sondern durchaus auch die lokalen Behörden – unter 
der Hand. Inzwischen halten die Kommunen mit ihrem Engagement in der Flüchtlings- 
aufnahme nicht mehr zurück, machen es öffentlich und sind an einem Ideen- und 
Erfahrungsaustausch interessiert. »Das Klima hat sich gewandelt, viele fühlen sich 
verantwortlich, wollen etwas verändern und vorantreiben«, so stellte eine Referentin 
für Flüchtlingsfragen in Berlin fest. Das Thema Flüchtlinge wird in Verwaltung und 
Zivilgesellschaft mittlerweile deutlich erkennbar unter dem Aspekt Integration und 
Fachkräftemangel diskutiert.
Die Kommunen sind in einem unterschiedlichen Ausmaß auf die Herausforderungen 
der Flüchtlingsaufnahme und -integration vorbereitet. Die Verfügbarkeit von Wohn-
raum, bewährte Konzepte und Planungen, das Engagement der Verwaltung sind 
Faktoren, die darüber bestimmen, wie gut die unmittelbare Unterbringung gelingt. 
Viele kommunale Verwaltungen verfügen laut Aussagen in den geführten Experten-
gesprächen bereits über Erfahrungen und Kompetenzen, die sich auch im Rahmen 
der gestiegenen Flüchtlingszuweisungen als handlungsleitend bewähren. Hier kon-
zentriert sich das Erfordernis größerer personeller und finanzieller Ressourcen, mit 
denen sich die gestiegenen Anforderungen bewältigen lassen. In anderen Städten 
und Gemeinden wiederum werden vertiefte fachliche Grundlagen benötigt, um eine 
flüchtlingspolitische Gestaltungskompetenz zu erwerben. Solche Kompetenzen 
beziehen sich beispielsweise auf Informationen über gute Praxis, die verwaltungs- 
interne und -externe Koordination anstehender Maßnahmen sowie die Begleitung 
und Unterstützung des zivilgesellschaftlichen Engagements für Flüchtlinge. Die 
konkreten Bedarfe lassen sich nur im Einzelfall ermitteln. Jedoch sollten die kommu-
nalen Spitzenverbände, Bund und Länder geeignete Maßnahmen und Programme 
auflegen bzw. finanzieren, durch die Kommunen fit gemacht werden für die auch für 
die kommenden Jahren prognostizierte Flüchtlingszuwanderung.
Die übergreifende Frage in dieser Studie ist auf den Zusammenhang zwischen  
der Wohnunterbringung und der allgemeinen Akzeptanz von Flüchtlingen in der 
Bevölkerung gerichtet. In diesem ersten Teil war zu untersuchen, was eine gute 
kommunale Unterbringungspraxis kennzeichnet. Befragt man die dafür zuständigen 
oder anderweitig damit befassten Personen, kristallisieren sich mehrere Qualitäts-
merkmale einer guten Unterbringung heraus:
1.   Die Unterbringung sollte in Unterkünften überschaubarer Größe erfolgen, wobei 
die maximal vertretbare Anzahl der Bewohner einer Gemeinschaftsunterkunft in 
den Interviews aus kommunaler Sicht mit 50 bis 100 Personen angegeben wird.
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2.   Für weitaus wichtiger als eine generalisierende Unterscheidung zwischen zen- 
traler und dezentraler Unterkunft wird die konkrete Beschaffenheit der Unter-
bringung erachtet: Gibt es abgeschlossene Wohneinheiten für Familien oder 
Kleingruppen innerhalb der Unterkunft oder gestaltet sich die Unterbringung in 
einer kasernenartigen Manier unter Zusammenlegung einander fremder  
Personen bei weitgehendem Ausschluss jeglicher Privatsphäre? Entspricht die 
Bausubstanz dem ortsüblichen Standard oder fällt sie stark dagegen ab?
3.   Weitere Qualitätsmerkmale sind eine geeignete sozialräumliche Lage innerhalb 
der Stadt oder der Gemeinde sowie
4.   ein dort vorhandenes Angebot an psychosozialer Betreuung und integrativen 
Maßnahmen.
Zu einer guten Unterbringung gehören darüber hinaus eine Transparenz des Verwal-
tungshandelns (sowohl von Landes- als auch kommunaler Verwaltung) sowie eine 
funktionierende Kommunikation zwischen Kommunalverwaltung und lokaler Bevöl-
kerung, wenn es darum geht, neue Unterkünfte für Asylsuchende zu schaffen (siehe 
Teil 2, Kapitel 1.2). Dieses Thema wird im folgenden Teil vertieft untersucht.
Im flüchtlingspolitischen Diskurs wird der wesentliche Qualitätsunterschied häufig 
auf den Unterschied zwischen einer zentralen und einer dezentralen Unterbringung 
zurückgeführt. Obwohl viele Argumente für eine dezentrale Unterbringung von 
Asylsuchenden sprechen, ist diese aus Sicht mancher kommunaler Fachleute nicht 
das primäre Qualitätsmerkmal einer guten Unterbringungspraxis. Eine dezentrale 
Unterbringung wird in der Phase der Eingewöhnung an die örtlichen Lebensverhält-
nisse manchmal sogar als eher integrationsverhindernd beurteilt, da psychosoziale 
Begleitangebote bei einer Unterbringung in Einzelwohnungen schwieriger bereitzu-
halten sind. Konsens besteht aber darin, dass das Wohnen in der Gemeinschaftsunter- 
kunft nur eine vorübergehende Option sein kann. Betrachtet man aber die lokale 
Praxis, dann ist Gemeinschaftsunterkunft eine Bezeichnung für ein Konglomerat 
qualitativ unterschiedlicher Wohnformen: Dies kann die behördlich verfügte Unter-
bringung mehrerer Familien oder Wohngemeinschaften in einem Mehrfamilienhaus 
mit Einzelwohnungen ebenso bedeuten wie die lagerartige Einquartierung in abge-
nutzten Kasernen oder Containerdörfern.
Zunehmend werden in den Kommunen Konzepte für die Unterbringung von Flücht-
lingen erarbeitet, die nach einer zeitlichen Frist den Umzug in Einzelwohnungen 
vorsehen. Vorhandene Konzepte, so wurde in den Interviews deutlich, schaffen  
eine Handlungsorientierung, die sich auch bei einer hohen Flüchtlingszuweisung 
bewährt. Darüber hinaus signalisieren sie der örtlichen Bevölkerung, dass die  
Aufnahme und Versorgung von Flüchtlingen ein integrales Handlungsfeld der  
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Kommunalpolitik darstellt – und weniger eine außerordentliche Belastung, derer 
man sich möglichst rasch wieder entledigt. 
Die Wohnraumversorgung für Flüchtlinge fällt solchen Kommunen wesentlich  
leichter, die Kooperationen mit kommunalen Wohnungsbaugesellschaften eingehen 
können. So kann in der Stadt Leipzig und im Landkreis Coburg auf die Bestände 
öffentlicher Wohnungsunternehmen zurückgegriffen werden, was die Unterbrin-
gungssituation deutlich erleichtert. In Berlin kann die unterbringende Behörde über 
ein Kontingent von 600 Sozialwohnungen verfügen, was angesichts der aktuellen 
Flüchtlingszahlen den Druck jedoch nur geringfügig lindert. Diese Option setzt 
voraus, dass überhaupt kommunale Sozialwohnungen existieren und dass man einen 
Modus der Wohnungsvergabe findet, der in der örtlichen Gesamtbevölkerung als 
»gerecht« empfunden wird. Zwar wurde in den Interviews nicht davon berichtet, 
dass sich die ortsansässige Bevölkerung bei der Wohnungsvergabe gegenüber Flücht- 
lingen benachteiligt fühle. Bei Recherchen im Internet zu diesem Thema aber finden 
sich durchaus kritische bis fremdenfeindliche Nutzereinträge, die eine Bevorzugung 
von Flüchtlingen bei der Vergabe von Sozialwohnungen unterstellen. 
In der vorliegenden Studie haben wir gezielt Kommunen unterschiedlicher Größe 
berücksichtigt. Als ein schwieriges Thema gilt häufig die Unterbringung von Flücht-
lingen in ländlichen Regionen, da dort deren Ablehnung tendenziell größer sei.  
In den untersuchten Landkreisen und Kleinstädten aber ist ein deutlicher Wandel  
in der Akzeptanz von Flüchtlingen festzustellen: Zum einen lassen sich Konzepte 
dezentraler Unterbringung leichter in Landkreisen mit kleineren Gemeinden  
implementieren, zum anderen entstehen hier viele direkte nachbarschaftliche  
Kontakte zwischen Asylsuchenden und lokaler Bevölkerung. Allerdings erweist  
sich die kommunale Aufnahme von Flüchtlingen in Regionen mit einer schwachen  
Verankerung lokaler Demokratie oder einer Dominanz rechtsextremer Kräfte  
weiterhin als schwierig (siehe auch im folgenden Teil).
In den aufgezeigten Fallbeispielen bemühen sich auch Landkreise und Kleinstädte, 
als kurz- oder langfristige Wohnorte für Flüchtlinge attraktiv zu sein. Das Argument 
einer tendenziell stärkeren Ablehnung von Migranten und insbesondere von asyl-
suchenden Menschen lässt sich dort entkräften, wo das zivilgesellschaftliche Enga-
gement für Flüchtlinge aktiv gefördert und unterstützt wird. Hinsichtlich der Ange-
botsstruktur an integrationsfördernden Maßnahmen kann eine effektive Vernetzung 
der Flüchtlingsarbeit in den Landkreisen durchaus die Standortnachteile ländlicher 
Regionen ausgleichen. Auf der kommunalpolitischen Ebene fließen zudem häufig 
Überlegungen mit ein, inwieweit die Flüchtlingsaufnahme zu einer aktiven Gestal-
tung des demografischen Wandels beitragen kann.
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In den Kommunen wird die Unterbringung von Flüchtlingen immer deutlicher als 
eine strategisch auszugestaltende Aufgabe verstanden. Anders als noch vor einigen 
Jahren wird das Thema nicht mehr isoliert von der allgemeinen Integrationspolitik 
gesehen. Umgekehrt bedeutet dies in der Praxis, dass eine kommunale Flüchtlings-
politik über die reine Wohnunterbringung hinausreicht und auch zentrale Hand-
lungsfelder einer Integration wie Sprachförderung, die schulische Förderung der 
Kinder, Integration in Vereine und das örtliche soziale Leben, Maßnahmen der 
Beschäftigungsförderung etc. mit einbezieht. Die Flüchtlingsbeauftragte der Stadt 
Schwäbisch Gmünd fasste dieses Selbstverständnis folgendermaßen zusammen: 
»Solange diese Menschen [gemeint sind Flüchtlinge, Anm.] in der Stadt leben, wird 
nicht nach Herkunft und nach Aufenthaltsstatus unterschieden. Möglicherweise ist es 
auch eine Schwachstelle unseres Konzepts, dass jeder so behandelt wird, als dürfte er 
hierbleiben. […] Wir wollen das Gesetz nicht neu schreiben, aber wir reagieren auf die 
Gegebenheiten. Und die sind einfach so, dass die Leute oft jahrelang bei uns leben.«97
Dieses Verständnis schließt auch die lokale Bevölkerung – oder zumindest weite  
Teile derselben – mit ein. Der öffentliche Diskurs über Flüchtlinge hat sich in den 
Kommunen grundlegend gewandelt. Galten Flüchtlinge bis vor einigen Jahren als 
eine defizitbehaftete Bevölkerungsgruppe mit multiplen Problemlagen, so zeigen 
sich im Zusammenhang mit dem allgemeinen demografischen Wandel auf politischer 
Ebene mittlerweile vorsichtige Ansätze, die personalen Fähigkeiten und beruflichen 
Qualifikationen dieser Zuwanderer wahrzunehmen. Der vielbeschworene und  
vielerorts bereits deutlich spürbare Fachkräftemangel wirkt hier als ein Zauberwort 
in der öffentlichen Debatte.
In dem oben angeführten Zitat der Gmünder Flüchtlingskoordinatorin offenbart sich 
ein Verständnis von Zugehörigkeit zur lokalen Bevölkerung, das vor dem ungeklärten 
Aufenthaltsstatus nicht haltmacht. Hierzu gehören Angebote, die Flüchtlingen eine 
Integration in die örtliche Gesellschaft ermöglichen, sowie auch solche Angebote, in 
denen Flüchtlinge Teil einer aktiv tätigen Stadtgesellschaft werden. Durch ehrenamt-
liche Tätigkeiten oder die Ausübung von gemeinnützigen Beschäftigungen können 
Asylsuchende für die eigene Integration tätig werden und darüber hinaus das Bild 
des Flüchtlings in den Köpfen der Mehrheitsgesellschaft verändern: Flüchtlinge 
nicht als zu versorgende Menschen, sondern als solche, die ihren eigenen Beitrag 
zum Gemeinwesen leisten. Initiativen wie das »Grandhotel Cosmopolis« in Augsburg 
oder das ambitionierte Konzept für Willkommenskultur in Schwäbisch Gmünd 
bilden hier erst einen Anfang; doch sollte auf Initiativen solcher Art künftig ein viel 
größeres Augenmerk gelegt werden.
97  Interview mit Daniela Dinser, Flüchtlingsbeauftragte und Leiterin der Ausländerbehörde der  
Stadt Schwäbisch Gmünd, am 27.04.2015.
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Sehr deutlich wird in den Kommunen, dass eine räumliche Abgrenzung der  
Flüchtlinge von der einheimischen Bevölkerung mittlerweile bewusst vermieden 
wird. Lokale Willkommensinitiativen von Anwohnern und Gemeinden spielen eine  
wichtige Rolle, um eine Akzeptanz von Flüchtlingen herzustellen. In den Kommunen 
wird viel unternommen, um die Kommunikation zwischen den Bewohnern der 
Flüchtlingsunterkünfte und der örtlichen Bevölkerung anzuregen und zu fördern. 
Dabei zeigt sich ein hohes ehrenamtliches Engagement in der Anwohnerschaft, das 
einer Unterstützung und Koordination bedarf. Gerade aber im zivilgesellschaftlichen 
Engagement für Flüchtlinge tritt bisweilen eine Spannung zwischen Verwaltung und 
Unterstützerkreisen auf, die jeweils unterschiedlichen Handlungslogiken folgen: 
vorschriftsorientiertes Behördenhandeln einerseits, kreativer Eigensinn der Zivilge-
sellschaft andererseits. Diesem Spannungsfeld muss mehr Aufmerksamkeit gewid-
met werden. Es müssen Formen der Koordination dieses Engagements gefunden 
werden, die den Austausch zwischen Verwaltung und Unterstützern befördern, aber 
das kreative Potenzial der Zivilgesellschaft nicht behindern. Bedenkenswert sind 
hier intermediäre Formen der Koordination, wie dies bis dato bei der unabhängig 
agierenden Regiestelle von »Soziale Stadt« in Rosenheim der Fall war, oder auch die 
Einrichtung von Fonds für das zivilgesellschaftliche Engagement für Flüchtlinge  
wie im Falle Bremens.
In den befragten Kommunen werden Flüchtlinge langfristig als ein Teil der künftigen 
Stadtgesellschaft gesehen und – besonders dort, wo ein demografischer Rückgang zu 
verzeichnen ist – auch gewünscht. Verbunden wird dies mit Überlegungen zur Fach-
kräftesicherung und bisweilen auch mit Überlegungen, inwieweit die Flüchtlings-
aufnahme in manchen Regionen zu einer besseren Bewältigung des demografischen 
Wandels beitragen kann. Die Sicherung des künftigen Fachkräftebedarfs und die 
lokale Gestaltung des demografischen Wandels sind Handlungsbereiche, in denen 
besonders gut Modellprojekte angesiedelt werden könnten, die auch Flüchtlinge ein-
beziehen. Konkrete Ansatzpunkte hierfür wurden in den Kapiteln 3 und 4 benannt. 
Eine Potenzialorientierung erscheint auch in der Flüchtlingsaufnahme zulässig, 
solange der humanitäre Aspekt des Asyls nicht vergessen wird: Das Asylrecht ersetzt 
keine Arbeitsmarktstrategie, genauso wenig, wie es ein Gnadenrecht ist. Es ist und 
bleibt ein individuell einklagbares Grundrecht von ausländischen Menschen.
Frühere Untersuchungen (Aumüller/Bretl 2008; Aumüller 2009) haben ergeben, dass 
neben den gesetzlichen Bestimmungen auch die Größe der aufnehmenden Kommune, 
die ökonomische Prosperität sowie die Struktur des lokalen Arbeits- und Wohnungs-
marktes die Art und den Umfang der Integration von Flüchtlingen bestimmen. In der 
gegenwärtigen Hochphase einer neuen Asylzuwanderung lässt sich diese Einsicht, 
die vor einem knappen Jahrzehnt anhand der Situation von langjährig ansässigen 
und geduldeten Flüchtlingen ohne geregelten Aufenthaltsstatus gewonnen wurde, 
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nicht verifizieren, da sich die Situation als unübersichtlich erweist und nähere Infor-
mationen über die Lebensbedingungen der Flüchtlinge in verschiedenen Städten 
und Regionen Deutschlands nicht vorliegen. Hierfür bedarf es in den kommenden 
Jahren einer Forschung zur weitergehenden Integration von Flüchtlingen. 
118
119

121
Teil 2
Reaktionen der lokalen
Bevölkerung
Celine Biesenkamp und Priska Daphi
Im ersten Teil wurden die Unterschiede bei der Unterbringung von Flüchtlingen in 
den Kommunen (Landkreisen und kreisfreien Städten) aufgezeigt. In diesem zweiten 
Teil geht es um die Reaktionen der Lokalbevölkerung auf die Flüchtlingsunterbring-
ung im Kontext der kommunalen Unterbringungspraxis. Nicht immer ist die örtliche 
Bevölkerung einverstanden mit dem Vorgehen der zuständigen Behörden und den 
Argumenten der Politik. Das Spektrum der Unzufriedenheit reicht dabei von fremden- 
feindlicher Ablehnung von Flüchtlingen über das Gefühl, vergessen worden zu 
sein, bis hin zur Kritik an schlechten Unterbringungs- und Lebensbedingungen für 
Flüchtlinge. Immer wieder kommt es zu Protesten von Anwohnern, die sich aus 
verschiedenen Gründen gegen die Einrichtung einer Flüchtlingsunterkunft in ihrer 
Nachbarschaft wehren wollen. Dabei werden auch Vorurteile und gewaltförmige 
Aggressionen sichtbar, die teilweise von rechtsextremen und rassistischen Gruppie-
rungen geschürt werden. Ausländerfeindlich motivierte Angriffe auf Unterkünfte 
haben in den letzten Jahren stark zugenommen.98 Hierfür gibt es zahlreiche jüngste 
Beispiele wie den Angriff auf die Notunterkunft im sächsischen Heidenau im  
August 2015.
Es gibt jedoch auch Standorte, an denen die Unterbringung von Flüchtlingen auf 
positive und unterstützende Reaktionen von Anwohnern stößt. So gibt es an einer 
wachsenden Anzahl von Standorten Bürgerinitiativen, die sich für Flüchtlinge 
in ihrer Nachbarschaft einsetzen und eine Willkommenskultur gestalten durch  
Spenden, Sprachkurse oder Patenschaften. 
Wie lassen sich diese unterschiedlichen Reaktionen erklären? Ein Blick auf jüngere 
lokale Reaktionen auf Flüchtlingsunterkünfte macht deutlich, dass diese Reaktionen 
nicht allein vom Wohlstand oder Bildungsniveau der jeweiligen Kommune oder  
von der Größe der Unterkunft geprägt sind – Faktoren, die Fremdenfeindlichkeit  
allgemein zu beeinflussen scheinen (vgl. Semyonov et al. 2004; Lüdemann 2000;  
Zick et al. 2011). So regt sich Widerstand gegen Unterkünfte auch in wohlhabenden 
Gemeinden mit einer gut gebildeten Bevölkerung (z. B. in Hamburg-Harvestehude 
oder im bayerischen Ebersdorf) – auch gegenüber kleineren Unterkünften mit weni-
ger als 50 Bewohnern (z. B. in Hannover-Bothfeld oder im baden-württembergischen  
Sachsenheim). Gleichzeitig gibt es in einigen weniger wohlhabenden Gemeinden 
sehr positive Reaktionen selbst auf größere Unterkünfte (z. B. in Duisburg-Wedau 
oder Berlin-Britz, siehe Kapitel 2.6). Dies legt nahe, dass die Dynamik vor Ort eine 
große Rolle in den Anwohnerreaktionen spielt. In der bisherigen Forschung fehlen 
jedoch vergleichende Studien der Reaktionen auf Gemeinschaftsunterkünfte in  
der Lokalbevölkerung, die diesen lokalen Kontext untersuchen.99
98  Die Zahl der Angriffe hat sich zwischen 2012 und 2013 mehr als verdoppelt  
(Quelle: Antwort der Bundesregierung auf eine Anfrage der Partei Die Linke im Mai 2014).
99 Einige Studien zu diesem Thema sind jedoch in Vorbereitung. 
Einführung
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Dieser Teil der Expertise soll mit exemplarischen Fallstudien erste Einblicke in die 
Hintergründe der Reaktionen vor Ort bieten. Hierbei werden wir speziell auf den 
Zusammenhang zwischen der Unterbringungs- und Kommunikationspraxis der  
Aufnahmebehörden und den zivilgesellschaftlichen Initiativen vor Ort eingehen.  
Wie wird die Reaktion der Anwohner auf eine Unterkunft durch behördliche und 
zivilgesellschaftliche Akteure beeinflusst? Welche Rolle spielt die Beteiligung der 
Lokalbevölkerung an Entscheidungen der Behörden und welche die Zusammen- 
arbeit zwischen behördlichen und zivilgesellschaftlichen Akteuren? Welche  
Faktoren begünstigen oder behindern diese Kooperation? 
Die Grundlage der exemplarischen Fallstudien bilden Interviews mit Experten sowie 
die Analyse relevanter Dokumente. Diese Daten sind zwar begrenzt, bieten jedoch 
erste Einblicke in die Hintergründe der lokalen Reaktionen auf Gemeinschaftsunter-
künfte. Die Interviews wurden 2014 und 2015 mit Experten im Bereich der Flücht-
lingsunterbringung vor Ort geführt. Bei den Experten handelt es sich um Personen, 
die aufgrund einer ehrenamtlichen Tätigkeit oder als Behördenmitarbeiter mit der 
Situation in der jeweiligen Unterkunft vertraut sind. Für jeden Fall wurden mindes-
tens zwei Experten interviewt – mindestens ein Vertreter zivilgesellschaftlicher 
Gruppen vor Ort (vor allem Flüchtlingsinitiativen) und ein Vertreter der zuständigen 
Aufnahmebehörden (Beauftragte der kommunalen Integrations- oder Sozialabtei-
lungen oder Mitglieder von Stadt- und Bezirksräten).100 Zum anderen greifen die 
Fallstudien auf Veröffentlichungen zur Situation und Entwicklung der betreffenden 
Unterkunft zurück – dies beinhaltet Berichte von zivilgesellschaftlichen Organi- 
sationen vor Ort (z. B. von Flüchtlingsräten und Wohlfahrtsverbänden), Materialien 
und Pressemeldungen der Aufnahmebehörden sowie Medienberichte. 
In diesem Abschnitt werden zunächst die untersuchten Fälle kurz vorgestellt.  
Anschließend werden die Einblicke besprochen, die die exemplarischen Fallstudien 
in die Hintergründe der Reaktionen der Lokalbevölkerung auf Flüchtlingsunter-
künfte bieten. Im Detail können die Fallstudien im darauffolgenden zweiten Kapitel 
nachgelesen werden.
100  Siehe Interviewübersicht im Anhang. Eine Ausnahme betrifft den Fall Hoyerswerda, wo nur Vertreter 
zivilgesellschaftlicher Gruppen interviewt wurden.
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1.1 Die Fälle im Überblick 
Um die oben thematisierten Fragen zu beantworten, wurden Gemeinschaftsunter- 
künfte101 an sechs Standorten verglichen, die sich hinsichtlich der Unterbringungs-
praxis und der Zusammenarbeit zwischen Aufnahmebehörden und zivilgesellschaft-
lichen Akteuren unterscheiden – sowie hinsichtlich der Reaktionen der Lokalbe-
völkerung. So zeichnen sich einige der Fälle durch eine transparentere Planung und 
eine bessere Zusammenarbeit zwischen behördlichen und zivilgesellschaftlichen 
Akteuren aus (im hessischen Schlüchtern, Hannover, Berlin-Britz), während dies in 
den anderen Fällen weniger stark ausgeprägt ist (im bayerischen Anzing, Hoyers-
werda, Berlin-Hellersdorf). Die Fallauswahl beinhaltet zudem Standorte mit unter-
schiedlichen sozialdemografischen Merkmalen wie Wohlstand, Wählerschaft und 
Bevölkerungsanteil mit Migrationshintergrund (siehe Tabelle 3). Auch werden zwei 
Fälle in Kleinstädten untersucht (Anzing in Bayern und Schlüchtern in Hessen), ein 
Fall in einer mittelgroßen Stadt (Hoyerswerda in Sachsen) und drei Fälle in Groß-
städten (Hannover, Berlin-Britz, Berlin-Hellersdorf). 
101  Es geht hier um Gemeinschaftsunterkünfte in Abgrenzung zu anderen Formen der Unterbringung  
von Flüchtlingen, wie z. B. der dezentralen kleinräumlichen Unterbringung in Einzelwohnungen,  
Notunterkünften oder alternativen Wohnformen.
1 
Hintergründe lokaler Reaktionen
auf Unterkünfte
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Die ersten drei untersuchten Fälle weisen starke ablehnende Reaktionen auf – wenn 
auch nicht ausschließlich und mit Veränderungen vor und/oder nach der Einrichtung 
der betreffenden Unterkunft. Im Gegensatz dazu fanden im vierten bis sechsten Fall 
keine Proteste gegen die Unterkunft statt:
Der Gemeinschaftsunterkunft für 20 Flüchtlinge in der ländlich geprägten und relativ 
wohlhabenden Gemeinde Anzing in Oberbayern wurde zunächst mit viel Wider- 
stand in der Lokalbevölkerung begegnet. Zentraler Grund hierfür war, dass die Lokal- 
bevölkerung sehr spät über die Planung der Unterkunft informiert wurde (durch  
die Presse, nicht die zuständigen Aufnahmebehörden). Der eher bürgerliche Protest  
äußerte sich in verschieden Plakaten und einer Rechtsklage. Durch aktive Unter-
stützungsinitiativen und eine enge Zusammenarbeit zwischen Behörden und  
Zivilgesellschaft konnte ein breiter Widerstand allerdings verhindert werden.  
Die Begleitungs- und Integrationsmaßnahmen vor Ort werden größtenteils durch 
zivilgesellschaftliche Initiativen getragen; Stellen für Sozialarbeiter wurden  
nicht eingerichtet. 
Die Unterkunft im sächsischen Hoyerswerda für 140 Flüchtlinge, die im Februar 
2014 eröffnet wurde, stieß sowohl auf unterstützende als auch auf stark ablehnende 
Reaktionen – vor dem Hintergrund massiver fremdenfeindlicher Angriffe auf  
Unterkünfte in Hoyerswerda Anfang der 1990er Jahre. Zur Mobilisierung gegen  
die Unterkunft trug die organisierte regionale Neonazi-Szene entscheidend bei. 
Durch Gegenmobilisierungen anti-rassistischer Gruppen sowie durch eine enge  
Kooperation zwischen Behörden und Unterstützungsinitiativen konnte den  
fremdenfeindlichen Mobilisierungen jedoch zum Teil entgegengewirkt werden.  
Mit zwei Sozialarbeitern für 140 Asylsuchende liegt die Betreuungsquote in  
Hoyerswerda relativ hoch, darüber hinaus werden Begleitungs- und Integrations-
maßnahmen vor Ort größtenteils von zivilgesellschaftlichen Gruppen getragen.
Die große Unterkunft in Berlin-Hellersdorf für 400 Flüchtlinge, die im August 2013 
bezogen wurde, traf auf massiven und großenteils fremdenfeindlich motivierten 
Widerstand. Dieser konnte auf die starke rechtsextreme Infrastruktur vor Ort zu-
rückgreifen. Den Aufnahmebehörden wurde vorgeworfen, das fremdenfeindliche 
Potenzial unterschätzt und anfänglich nicht ausreichend mit Flüchtlingsinitiativen 
und Antirassismus-Gruppen kooperiert zu haben. In einem längeren Prozess der  
Zusammenarbeit zwischen behördlichen und zivilgesellschaftlichen Akteuren 
konnte die Situation jedoch zum Teil beruhigt und den fremdenfeindlichen Reakti-
onen entgegengewirkt werden. Ressentiments gegen die Unterkunft blieben jedoch 
erhalten. Mit zwei Sozialarbeitern für 400 Flüchtlinge ist die Betreuungsquote  
sehr niedrig, viele Begleitungs- und Integrationsmaßnahmen vor Ort werden von 
zivilgesellschaftlichen Gruppen getragen.
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In der Kleinstadt Schlüchtern im hessischen Main-Kinzig-Kreis hat die Lokalbe- 
völkerung auf die bereits seit den 1990er Jahren bestehende Gemeinschaftsunter-
kunft Hof Reith mit 160 Flüchtlingen weitestgehend unterstützend reagiert. Proteste 
gegen die Gemeinschaftsunterkunft und ihre Bewohner gab es nicht – auch nicht 
anlässlich der Erweiterung der Unterkunft im Jahr 2015. Der Main-Kinzig-Kreis ver-
folgt eine intensive Vernetzungspraxis mit kommunal organisierten Runden Tischen 
und eine unterstützende Haltung in der Integration von Flüchtlingen. Die fehlende 
professionelle Betreuung der Flüchtlinge wird bisher durch Begleitungs- und Integ-
rationsangebote zivilgesellschaftlicher Initiativen ausgeglichen.
Die Flüchtlingsunterkunft in Hannover-Südstadt wurde im Jahr 2007 eröffnet und 
beherbergt zurzeit 122 Flüchtlinge. Die Reaktion der Lokalbevölkerung auf diese 
Unterkunft – und eine Erweiterung im Jahr 2012 – fiel sehr positiv aus. Ganz im Ge-
gensatz zu anderen Unterkünften in Hannover, z. B. in Hannover-Bothfeld, gab  
es keine Proteste. Der Betreuungsschlüssel ist mit 1:30 sehr hoch und die Zusam-
menarbeit zwischen Behörden und Zivilgesellschaft eng. Aus der Anwohnerschaft 
kommen zahlreiche Begleitungs- und Integrationsangebote.
Auf die neue Unterkunft, die in Berlin-Britz im Frühjahr 2014 für 400 Flüchtlinge er-
öffnet wurde, hat die Lokalbevölkerung zu großen Teilen positiv reagiert. Eine breite 
Mobilisierung gegen die Unterkunft konnte trotz einer starken rechten Infrastruktur 
verhindert werden. Den Hintergrund hierfür bildeten eine transparente Planung 
und die enge Zusammenarbeit zwischen Behörden und Zivilgesellschaft. Der Betreu-
ungsschlüssel in der Unterkunft ist sehr niedrig, viele Begleitungs- und Integrations-
maßnahmen vor Ort werden von zivilgesellschaftlichen Gruppen getragen.
1.2 Behördliche Praxis, zivilgesellschaftliches Engagement und Reaktionen der 
Anwohner
Welche Schlussfolgerungen legen die exemplarischen Fallstudien bezüglich der Hin- 
tergründe von Anwohnerreaktionen nahe? Welche Rolle spielen speziell die Unter-
bringungs- und Kommunikationspraxis der Aufnahmebehörden sowie die Zusam-
menarbeit zwischen behördlichen und zivilgesellschaftlichen Akteuren? Natürlich 
können aufgrund der begrenzten Datenlage nur vorläufige Beobachtungen gemacht 
werden – weitere systematische Untersuchungen sind hierfür in Zukunft nötig.
Was die hier untersuchten exemplarischen Fallstudien jedoch durchaus nahelegen, 
ist, dass positive Reaktionen der Lokalbevölkerung auf Flüchtlingsunterkünfte 
durch eine transparente und offene Planung der Unterbringung sowie eine enge 
Zusammenarbeit zwischen behördlichen und zivilgesellschaftlichen Akteuren 
gefördert werden. Eine gute Unterbringungspraxis stärkt vor allem in Bezug auf 
Betreuungs- und Integrationsangebote positive Reaktionen der Lokalbevölkerung. 
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Hier leisten zivilgesellschaftliche Initiativen einen sehr großen Beitrag. Vor diesem 
Hintergrund hat auch die behördliche Unterstützung zivilgesellschaftlichen Engage- 
ments im Flüchtlingsbereich eine große Bedeutung. Auf diese Faktoren wird im  
Folgenden im Detail eingegangen.
Zusammenfassend weisen die Fallstudien darauf hin, dass strukturelle Faktoren wie 
Wohlstand und Bildung die Einstellungen vor Ort nicht allein bestimmen. Vielmehr 
scheint der Prozess, in dem die jeweilige Unterkunft durch- und umgesetzt wird, von 
großer Bedeutung zu sein. So haben die Fallstudien gezeigt, dass zwar Motive des 
Sozialneids durchaus eine Rolle spielen können – wie in den Fällen Hoyerswerda und 
Berlin-Hellersdorf. Ein niedriger sozio-ökonomischer Status führt jedoch nicht not- 
wendigerweise zur Ablehnung von Flüchtlingen, wie das Beispiel Berlin-Britz (im 
Stadtbezirk Neukölln) zeigt. So ist die Arbeitslosenquote in Berlin-Neukölln deut- 
lich höher als in Berlin-Hellersdorf und trotzdem sind die Reaktionen in Berlin-Britz 
deutlich positiver ausgefallen (siehe Tabelle 3) – aufgrund eines aktiven zivilgesell-
schaftlichen Engagements und einer engen Kooperation zwischen Behörden und 
Zivilgesellschaft. Auch das Fallbeispiel Anzing zeigt, dass relativer Wohlstand nega- 
tiven Reaktionen nicht unbedingt vorbeugt – auch hier lassen sich Motive des Sozial- 
neids finden (siehe Details in Kapitel  2). Zudem legen die Fallstudien nahe, dass zwar 
bestehende Erfahrungen mit ethnischer Vielfalt in der Nachbarschaft einer Unter-
kunft die Akzeptanz von Flüchtlingen stärken können – wie die Fälle Berlin-Britz 
und Hannover-Südstadt zeigen. Ein niedriger Anteil von Nachbarn mit Migrations-
hintergrund führt jedoch nicht unbedingt zu ablehnenden Reaktionen, wie der Fall 
Schlüchtern zeigt: Hier liegt der Bevölkerungsanteil mit Migrationshintergrund 
unter dem in Anzing (mit einer zunächst stark ablehnenden Reaktion). Darüber hin-
aus weisen die Fallstudien darauf hin, dass eine starke rechte und/oder rechtspopu-
listische Wählerschaft die ablehnende Reaktion durchaus fördern kann; das zeigen 
die Fälle Hoyerswerda und Berlin-Hellersdorf. Jedoch führt dies nicht in allen Fällen 
zu ablehnenden Reaktionen, wie der Fall Schlüchtern belegt (siehe Tabelle 3). Zudem 
zeigt der Fall Anzing, dass es auch in Regionen mit einer kleinen rechten und/oder 
rechtspopulistischen Wählerschaft zu ablehnenden Reaktionen kommen kann. 
1.2.1 Kommunikation und Zusammenarbeit zwischen Behörden und Anwohnern
Die Fallstudien weisen darauf hin, dass die Kommunikationspolitik der verantwort-
lichen Behörden und die Beteiligung der Lokalbevölkerung eine wichtige Rolle in den 
Reaktionen auf Flüchtlingsunterkünfte spielen. Es zeigt sich, dass fehlende Informa-
tionen zur Unterkunft seitens der verantwortlichen Behörden ablehnende Reaktionen 
durchaus befördern können – wie in den Fallbeispielen Anzing und Berlin-Hellers-
dorf. Die Unterstützung der Flüchtlingsunterbringung kann hingegen durch eine 
transparente Planung und durch Beteiligung der Lokalbevölkerung gestärkt werden.
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Transparenz 
Die Fallbeispiele weisen darauf hin, dass eine frühzeitige und umfassende Kommuni-
kation zur Unterbringung von Flüchtlingen Ablehnung entgegenwirken kann (siehe 
Tabelle 3). Transparenz – gepaart mit einer eindeutigen Befürwortung des Vorhabens 
– kann Ängsten und Vorurteilen vorbeugen und Vertrauen schaffen.
Durch umfassende Informationen zur Flüchtlingsunterbringung können Vorurteile 
sowie falsche Informationen über Flüchtlinge ausgeräumt werden. Ablehnung 
basiert oft auf Vorurteilen, die aus Unwissenheit und Falschinformation entstehen. 
Informationen zur Situation der Flüchtlinge – ihren Fluchtgründen, den Risiken der 
Flucht und den Schwierigkeiten des Lebens als Flüchtlinge in Deutschland – sind  
besonders wichtig, um Vorurteile abzubauen und fremdenfeindliche Entwicklungen 
zu vermeiden. Die Weitergabe von Informationen an die lokale Bevölkerung stellt 
damit ein wichtiges Instrument dar, um fremdenfeindlichen Argumenten die Grund-
lage zu entziehen. Dies ist insbesondere für die Kommunikation mit skeptisch-
ambivalenten Anwohnern relevant. Die Rolle von Transparenz macht vor allem der 
Fall Berlin-Britz deutlich. Aber auch in Hoyerswerda konnte durch eine transparente 
Planung eine breite fremdenfeindliche Mobilisierung eingedämmt werden  
(siehe Details in Kapitel 2.2). 
Zudem schafft eine frühe und umfassende Kommunikationspolitik Vertrauen. Wie 
die Fallbeispiele mit starker Mobilisierung gegen die Unterkunft deutlich machen, 
kann das Gefühl, übergangen und falsch informiert worden zu sein, den Widerstand 
entscheidend anfachen. Dies war der Fall in Anzing, wo sich die Anwohner schlecht 
informiert fühlten und auf die Straße gingen. Auch in Berlin-Hellersdorf war dies 
teilweise der Fall – hier konnte die Informationsveranstaltung Fragen und Sorgen 
der Anwohner nicht ausräumen. Durch eine zeitnahe Erklärung der Lage und der 
Planung kann ablehnenden Reaktionen der Lokalbevölkerung vorgebeugt werden. 
Beteiligung
Es geht jedoch über die Transparenz hinaus auch darum, die lokale Bevölkerung in 
die Planung und Gestaltung der Unterkunft einzubinden. Wie Studien zur Akzeptanz 
anderer städteplanerischer Projekte zeigen, spielen offene und faire Beteiligungs-
verfahren eine zentrale Rolle (zum Beispiel Walk 2008; Brettschneider 2015). Auch 
in Bezug auf Flüchtlingsunterkünfte baut die Einbeziehung der Bevölkerung Vor-
urteile ab (vgl. Amadeu Antonio Stiftung/Pro Asyl 2014). Wie die hier untersuchten 
Fallstudien nahelegen, kann Beteiligung durch Runde Tische und andere Formen 
regelmäßigen Austausches gewährleistet werden, wie in Schlüchtern und Berlin-
Britz. Wichtig ist dabei, dass sich Behörden zur Verbindlichkeit in der Umsetzung 
von Wünschen und Kritik der Anwohner verpflichten. Die Berücksichtigung der 
Wünsche der Anwohner bezüglich des Standortes ist oft nur eingeschränkt möglich, 
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bezüglich der Gestaltung von Unterkunft und Betreuung besteht jedoch mehr  
Spielraum der Beteiligung. Vernetzung mit zivilgesellschaftlichen Initiativen spielt 
auch hierbei eine wichtige Rolle (siehe Kapitel 1.2.4). 
1.2.2 Betreuungs- und Integrationsangebote
Die exemplarischen Fallbeispiele weisen auch darauf hin, dass die Beschaffenheit 
der Unterkunft zwar durchaus einen Einfluss auf die Reaktionen der Lokalbevöl-
kerung haben kann – beispielsweise kann eine gute Ausstattung Stigmatisierungen 
vorbeugen (siehe auch Teil 1, Kapitel 2.6 und 2.8) – allein aber nicht ausschlaggebend 
zu sein scheint. So wurde im Fall Berlin-Britz beobachtet, dass sich der Bau nicht gut 
in das nachbarschaftliche Leben einfügte (siehe Kapitel 2.6) – nichtsdestotrotz lassen 
sich in diesem Fall starke unterstützende Reaktionen in der Anwohnerschaft finden. 
Hinsichtlich der Unterbringungspraxis scheinen speziell gute Betreuungs- und  Inte-
grationsangebote die Reaktionen zu beeinflussen. Bemühungen um die Eingliede-
rung einer Gemeinschaftsunterkunft und seiner Bewohner in das nachbarschaftliche 
Zusammenleben – ob von Aufnahmebehörden oder zivilgesellschaftlichen Initiativen –  
wirken sich ebenfalls positiv aus (siehe auch Teil 1, Kapitel 2.6 und 3.3). Sie können 
das öffentliche Bild der Flüchtlinge stark beeinflussen, zum Beispiel indem Verstän-
digungs- und Begegnungsmöglichkeiten durch Sprachkurse und durch Arbeitsmarkt- 
integration geschaffen werden. So zeigt das Beispiel Schlüchtern, wie durch den 
Einsatz von Lotsen die Integration und Akzeptanz von Flüchtlingen gefördert wer-
den konnte. Auch andere empirische Untersuchungen haben gezeigt, dass speziell 
Begegnungsmöglichkeiten dazu beitragen, die Akzeptanz von Flüchtlingen in der 
lokalen Bevölkerung zu fördern (Aumüller/Bretl 2008; Han-Broich 2015). Kontakt zu 
und Informationen über die eingeschränkte Lebenssituation der Flüchtlinge tragen 
wesentlich zur Unterstützung von Flüchtlingen bei, wie auch die repräsentative Um-
frage »Asyl und Asylbewerber: Wahrnehmungen und Haltungen der Bevölkerung« 
(Robert Bosch Stiftung 2014) belegt hat. 
Zivilgesellschaftliche Initiativen leisten einen wichtigen Beitrag zu Betreuungs-  
und Integrationsangeboten, wie im folgenden Abschnitt besprochen wird. Auch trägt 
eine enge Kooperation zwischen Aufnahmebehörden und zivilgesellschaftlichen 
Initiativen deutlich zur Verbesserung dieser Angebote bei (siehe Kapitel 1.2.4). 
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1.2.3 Die Rolle von zivilgesellschaftlichen Akteuren
Die Fallbeispiele machen deutlich, dass zivilgesellschaftliche Initiativen nicht nur  
in Bezug auf die Verbesserung der Betreuungs- und Integrationsangebote für Flücht-
linge eine zentrale Rolle spielen, sondern die Reaktionen der Lokalbevölkerung auf 
die Unterkunft auch direkt positiv prägen können. 
In allen untersuchten Fallstudien tragen zivilgesellschaftliche Initiativen maßge-
blich zur Betreuung und Integration von Flüchtlingen bei (siehe Details in Kapitel 2). 
Wie die Fallbeispiele zeigen, bilden sich diese zum Teil spontan – ohne auf bestehende 
Strukturen zurückzugreifen (vgl. Karakayali/Kleist 2015, S. 25). Zum Teil greifen  
sie jedoch durchaus auf bestehende linke wie karitative Infrastrukturen zurück  
(z. B. Antifa-Gruppen oder kirchliche Gruppen). Dies trägt nicht nur zur sozialen Inte- 
gration, sondern auch zur Akzeptanz von Flüchtlingen zentral bei, da Begegnungs-
möglichkeiten geschaffen und Vorurteile abgebaut werden können (siehe Kapitel 
1.2.2). Initiativen, die Flüchtlinge vor Ort unterstützen – zum Beispiel mit Patenschaf-
ten, Kleidung, einer Fahrradwerkstatt oder Sprachkursen – können so das öffentliche 
Bild der Flüchtlinge positiv beeinflussen. So förderte beispielsweise die Initiative 
»Offenes Anzing« durch ihr Patenprogramm den Kontakt zwischen Anwohnern und 
Flüchtlingen und hat damit zur Beruhigung des anfänglichen Konfliktes beitragen 
können. 
Auch weisen die Fallstudien darauf hin, dass zivilgesellschaftliches Engagement 
rechtsextremen Mobilisierungen gegen die Unterbringung von Flüchtlingen vor-
beugen kann – wie die Fälle Hoyerswerda und Berlin-Britz zeigen (vgl. auch die Fall-
studien in Amadeu Antonio Stiftung/Pro Asyl 2014). In einigen der Fallbeispiele  
haben sich Bürgerinitiativen gegen die Unterbringung von Flüchtlingen gebildet. 
Zum Teil bilden sich diese Initiativen, ohne auf rechtsextreme Infrastrukturen  
zurückzugreifen wie im Fall Anzing. Oft verstecken sich jedoch hinter der Fassade 
»besorgter Bürger« fremdenfeindliche Motive und rechtsextreme Gruppen – wie in 
den Fällen Hoyerswerda und Berlin-Hellersdorf. Die Mobilisierung gegen Flücht-
linge wird zum Teil von rechtsextremen Gruppen genutzt, um ihr Gedankengut zu 
verbreiten und – wie im Fall der NPD und von Pro Deutschland – ihre Wählerschaft  
zu vergrößern. Das Internet und speziell Facebook bietet Mobilisierungen gegen  
die Unterbringung von Flüchtlingen eine wichtige Plattform, wie insbesondere der 
Fall Berlin-Hellersdorf deutlich gemacht hat (siehe Details in Kapitel 2.3). Facebook  
ermöglicht es, anonym Seiten aufzusetzen, die als zentraler Organisationspunkt  
der rechten Hetze gegen Flüchtlinge fungieren können, ohne dass Betreiber etwa  
per Impressum ihre Identität preisgeben müssten (Amadeu Antonio Stiftung/Pro 
Asyl, 2014).
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1.2.4 Vernetzung zwischen Aufnahmebehörden und zivilgesellschaftlichen Initiativen
Der in Kapitel 1.2.1 angesprochene Punkt der Beteiligung gilt nicht nur für die 
Zusammenarbeit mit der Lokalbevölkerung allgemein, sondern auch für die Zusam-
menarbeit zwischen behördlichen Akteuren und lokalen Unterstützungsinitiativen. 
Eine gute Vernetzung dieser Akteure kann die Reaktionen der Lokalbevölkerung 
stark positiv beeinflussen, auch wenn sie viel Aufwand bedeutet. Dies machen  
einige der Fallstudien deutlich – vor allem die Fälle Anzing, Berlin-Hellersdorf und 
Berlin-Britz. In allen drei Fällen konnte eine breite Ablehnung durch eine enge 
Zusammenarbeit zwischen zivilgesellschaftlichen Initiativen und verantwortlichen 
Behörden verhindert bzw. eingedämmt werden (siehe Tabelle 3 sowie Details in 
Kapitel 2). Die enge Zusammenarbeit zwischen Behörden und zivilgesellschaftlichen 
Initiativen verstärkt die oben genannten positiven Effekte von Integrations- und 
Betreuungsangeboten sowie Transparenz und Beteiligung. Wissenstransfer und 
Unterstützung des Engagements spielen hierbei eine zentrale Rolle. Die Vernetzung 
zwischen behördlichen und zivilgesellschaftlichen Akteuren in der Flüchtlings- 
unterbringung stellt einen wichtigen Vermittlungsmechanismus zwischen der kom-
munalen Unterbringungspraxis auf der einen und den Reaktionen der Bevölkerung 
auf der anderen Seite dar. 
Wissenstransfer
Die Vernetzung von behördlichen und zivilgesellschaftlichen Akteuren bietet die 
Möglichkeit des Austauschs von Wissen, das ablehnenden Reaktionen vorbeugen 
kann. Wenn beide Seiten ihr Spezialwissen einbringen, können sie ihre jeweiligen 
Perspektiven auf die Flüchtlingsunterbringung erneuern und erweitern. Da unter-
stützende Initiativen die Unterbringungspraxis häufig aus erster Hand kennen, sind 
sie über konkrete Bedürfnisse und Fragen vor Ort meist gut im Bilde. Sie können 
unmittelbaren Bedarf kommunizieren, dessen Kenntnis aus der direkten Beziehung 
zwischen Ehrenamtlichen und Flüchtlingen resultiert. Diese Einsichten können 
zusammen mit dem behördlichen Fachwissen zum einen genutzt werden, um die 
Integrations- und Betreuungsangebote zu verbessern und damit die Akzeptanz der 
Flüchtlinge zu stärken. Zum anderen kann dieses kombinierte Wissen dazu genutzt 
werden, fremdenfeindlichen Mobilisierungen aktiv vorzubeugen – wie im Fall Berlin-
Britz, wo behördliche und zivilgesellschaftliche Akteure gemeinsam Informations-
veranstaltungen vorbereiteten, die keine rechte Instrumentalisierung zuließen. 
Auch beugt die Zusammenarbeit zwischen behördlichen und zivilgesellschaftlichen 
Akteuren Missverständnissen zwischen Behörden und Initiativen vor, die von  
Dritten als Argumente gegen die Unterkunft genutzt werden könnten, wie im Fall der 
eskalierten Informationsveranstaltung in Berlin-Hellersdorf (siehe Kapitel 2.3.3).
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Stärkung des ehrenamtlichen Engagements 
Eine enge Zusammenarbeit zwischen behördlichen und zivilgesellschaftlichen Ak-
teuren kann darüber hinaus den positiven Effekt haben, das ehrenamtliche Engage-
ment durch Wertschätzung und Weiterbildung zu stärken. Wie bereits betont, tragen 
zivilgesellschaftliche Initiativen maßgeblich zu Integrations- und Betreuungsange-
boten für Flüchtlinge bei. Es besteht dabei jedoch die Gefahr, dass sie professionelle 
Betreuungsangebote durch Sozialarbeiter und Psychologen ersetzen, statt sie zu 
ergänzen, und ehrenamtliche Kräfte überstrapaziert werden. Wie die Fallbeispiele 
gezeigt haben, fehlt es an einigen Standorten an professioneller Betreuung, wie in 
Berlin-Hellersdorf. Die Lücken, die das Angebot des Bezirks hinterlässt, werden oft 
von Ehrenamtlichen gefüllt. 
Durch eine engere Zusammenarbeit können Missstände in der professionellen 
Betreuung, Grenzen des ehrenamtlichen Engagements und Bedarfe professioneller 
Weiterbildung der Ehrenamtlichen besser kommuniziert und behoben werden.  
Es scheint hierbei besonders wichtig, dass Behörden deutlich machen, dass zivil-
gesellschaftliches Engagement geschätzt und unterstützt wird – zum Beispiel auch 
durch Weiterbildungsmaßnahmen. Zudem kann die behördliche Unterstützung der 
Zusammenarbeit zwischen verschiedenen zivilgesellschaftlichen Initiativen wie 
Vereinen, Kultureinrichtungen, kirchlichen und linken Gruppen das Engagement 
für Flüchtlinge deutlich stärken. Wie bereits Teil 1 (Kapitel 3.3.6) gezeigt hat, kann 
sich zivilgesellschaftliches Engagement dort am wirkungsvollsten entfalten, wo eine 
Kultur der kommunalen Engagementförderung besteht und wo die Qualifizierung 
und Begleitung von bürgerschaftlichem Engagement als eine kommunale Aufgabe 
begriffen wird (vgl. Gesemann/Roth 2015). 
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2.1 Anzing 
2.1.1 Soziodemografische und politische Daten
In der Gemeinde Anzing leben etwas mehr als 3.500 Menschen.104 Sie liegt im ober-
bayerischen Landkreis Ebersberg. Die Arbeitslosenquote des Landkreises Ebersberg 
betrug im Dezember 2014 2,1 Prozent. Damit lag sie deutlich unter der durchschnitt-
lichen Arbeitslosenquote Deutschlands von 6,9 Prozent und selbst unter der Arbeits-
losenquote Bayerns, die im gleichen Zeitraum 3,6 Prozent betrug.105 Im Landkreis 
Ebersberg, zu dem auch die Gemeinde Anzing gehört, haben 16,3 Prozent der 
Bevölkerung einen Migrationshintergrund. Im Vergleich mit dem Regierungsbezirk 
Oberbayern (23,4 %), dem Freistaat Bayern (19,1 %) und dem bundesdeutschen 
Durchschnitt (19,2 %) liegt der Anteil also unter dem Durchschnitt.106 Die rechts- 
populistische und vor allem rechte Wählerschaft im Landkreis ist relativ gering:  
Bei der Bundestagswahl 2013 erhielt die Alternative für Deutschland 5,2 Prozent der 
Stimmen, die NPD 0,4 Prozent und die Partei Pro Deutschland 0,1 Prozent der  
Stimmen (Wahlkreis Erding-Ebersberg).107
2.1.2 Form der Unterbringung und Betreuung
Das Bundesland Bayern zeichnet sich in der Aufnahmepolitik durch seinen Fokus  
auf einen vorübergehenden Aufenthalt der Flüchtlinge aus: Angebote der Integration 
und Partizipation werden ihnen vorenthalten (siehe Teil 1, Kapitel 2.2.2). Zudem ist 
der Betreuungsschlüssel in Bayern im Vergleich zu anderen Bundesländern  
recht niedrig, er liegt bei 1:150. 
Die Flüchtlingsunterkunft im alten Forsthaus wird vom Landkreis betrieben und  
beherbergt 20 Flüchtlinge. Sie wurde am 28. Juli 2014 eröffnet. Der Zustand des  
Hauses ist gut. Alle wichtigen Einrichtungen sind entweder zu Fuß oder mit dem  
öffentlichen Personennahverkehr gut zu erreichen, abgesehen vom Sozialamt und 
der Ausländerbehörde in Ebersberg. Es fehlt an kommunalen Begleitungs- und  
Integrationsmaßnahmen vor Ort sowie an einer qualifizierten Sozialarbeit.
Die Unterkunft in Anzing besteht aus drei Stockwerken inklusive eines Kellers.  
Die Zimmer der Flüchtlinge sind sehr einfach ausgestattet mit zwei bis vier Betten 
und wenig Einrichtungsgegenständen. Alle Bewohner teilen sich eine Küche.  
 
 
104  Siehe Ergebnisse des Zensus 2011 zu Anzing. Abgerufen am 12.03.2015 von  
https://ergebnisse.zensus2011.de/#StaticContent:091750111111,ROOT,ROOT.
105  Siehe Daten der Agentur für Arbeit Freising (01/2015): Pressemitteilung Nr. 02/2015 – Januar 2015: 
Der regionale Arbeitsmarkt im Dezember 2014. Abgerufen am 14.04.2015 von  
http://www.dachau.com/de/data/arbeitsmarktdaten/12_2014_arbeitsmarkt.pdf.
106  Ergebnisse des Zensus 2011: Landkreis Ebersberg: Migration. Abgerufen am 08.06.2015 von  
https://ergebnisse.zensus2011.de/#StaticContent:09175,BEG_4_4_8,m,table.
107 Quelle: www.bundeswahlleiter.de.
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Im Keller gibt es einige Räume für die Freizeitgestaltung, die den Bedarf nur be-
grenzt abdecken. Das Grundstück mit Garten und Hof kann bei passendem Wetter 
auch für die Freizeitgestaltung genutzt werden. 
Die Unterkunft selbst befindet sich in einem Wohngebiet. Innerhalb weniger Minuten 
ist der Ortskern zu Fuß zu erreichen. Daher sind auch alle wichtigen Versorgungs-
einrichtungen wie Einkaufsmöglichkeiten oder ärztliche Versorgung problemlos 
erreichbar. Schwieriger ist allerdings der Zugang zu Sozialamt und Ausländerbe-
hörde, die sich beide in Ebersberg befinden. Da die ÖPNV-Verbindung hier nicht 
ausreichend ist, wurde ein ehrenamtlicher Fahrdienst eingerichtet. 
Begleitende und integrative Angebote werden größtenteils ehrenamtlich organisiert. 
Das Landratsamt stellt für jede ehrenamtliche Sprachgruppe einen Betrag von 500 
Euro zur Verfügung, um Lehrmaterialien finanzieren zu können. Darüber hinaus  
gibt es eine Begleitung der ehrenamtlichen Lehrkräfte durch die Integrationsbeauf-
tragte des Landkreises auch in Anzing. Diese Unterstützung wird von Reinhard  
Oellerer von der ehrenamtlichen Initiative »Offenes Anzing« zwar geschätzt, jedoch 
als nicht umfangreich genug beurteilt. Als besonders mangelhaft wird die fehlende 
qualifizierte Sozialarbeit vor Ort eingeschätzt. Da die Flüchtlingsunterkunft mit  
20 Wohnplätzen zu klein ist, um eine eigene Stelle für einen Sozialarbeiter zu recht-
fertigen, werden die Flüchtlinge Sozialarbeitern zugeordnet, die für Flüchtlinge  
aus mehreren Unterkünften zuständig sind.108 
 
2.1.3 Kommunikationspolitik 
Die Kommunikation der zuständigen Aufnahmebehörden in der Gemeinde Anzing 
und dem Landkreis Ebersberg war überschattet von der voreiligen Verbreitung  
einer Pressenachricht über die Einrichtung einer Flüchtlingsunterkunft. In der Folge 
protestierte ein Teil der Bevölkerung gegen die Einrichtung.
Im Herbst 2013 begann in der Gemeinde Anzing und im Landkreis Ebersberg die  
Debatte um die Errichtung einer Flüchtlingsunterkunft im alten Forsthaus in An-
zing auf recht ungewöhnliche Art: Das Landratsamt, das für die Unterbringung von 
Flüchtlingen im Landkreis zuständig ist, erhielt eine anonyme Postkarte, die den 
Inhalt »Ich bin ein Forsthaus, ich stehe leer!«109 und den Hinweis auf die mögliche  
Unterbringung von Flüchtlingen im alten Forsthaus in Anzing enthielt. Daraufhin 
wurde die Tauglichkeit des Forsthauses geprüft und für geeignet befunden. 
108  Die Informationen dieses Absatzes stammen aus dem Interview mit Reinhard Oellerer, Initiative 
»Offenes Anzing«, am 11.01.2015.
109 Interview mit Stefanie Geisler, Landratsamt Ebersberg, am 06.03.2015.
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Gleichzeitig erreichte eine weitere anonyme Postkarte mit ähnlichem Inhalt die  
lokale Presse. Dies griff den Kommunikationsplänen des Landratsamts vor. Nach der 
beschlossenen Anmietung eines Objekts nimmt das Landratsamt sonst normaler-
weise zunächst Kontakt mit dem Rathaus der jeweiligen Kommune auf und gibt die 
relevanten Informationen weiter.110 Diese Kommunikation zwischen der Kreisver-
waltung und der Gemeinde funktioniert grundsätzlich gut, da sich auch viele der 
Akteure persönlich kennen.111 Die vorzeitige Informierung der Presse führte jedoch 
in diesem Fall dazu, dass diese die Nachricht verbreitete, im alten Forsthaus würden 
30 Flüchtlinge untergebracht, obwohl zu diesem Zeitpunkt weder der Mietvertrag 
noch eine Personenzahl feststanden.112 
Diese Kommunikationspolitik führte zur Entwicklung eines entschlossenen Wider-
stands in Teilen der Anzinger Bevölkerung. Ein Vorwurf, der die Behörden, aber 
auch die lokalen Politiker immer wieder traf, war das Gefühl, nicht genug informiert 
worden zu sein. Auf die Proteste reagierten Lokalpolitiker und Behördenvertreter 
geschlossen mit positiven Stellungnahmen, die die Widerstände zum Teil beru-
higen konnten. Das Landratsamt reagierte zunächst mit einer »sehr erfreulichen 
Stellungnahme«113 des Landrats Robert Niedergesäß (CSU) und mit einer Informa-
tionsrunde in Anzing. Die Informationsrunde fand am 22. November 2013 statt. 
Es handelte sich dabei um ein erstes Treffen mit dem Bürgermeister von Anzing, 
mit Vertretern des Gemeinderats sowie einigen Anwohnern und sollte als Vernet-
zungstreffen für eine mögliche Zusammenarbeit fungieren. Zwei Monate später, 
am 22.01.2014, gab es die erste öffentliche Informationsveranstaltung, zu der alle 
Anwohner eingeladen waren; es kamen ca. 200. Das Landratsamt ging hier auf die 
vielen praktischen Fragen der Flüchtlingszuweisung und -unterbringung in An-
zing ein. Dem Pressebericht einer lokalen Zeitung zufolge wurden hier auch Ängste 
geäußert, etwa vor einer sexuellen Belästigung der Kinder, vor dem Wertverlust der 
Immobilien und vor Kriminalität (Süddeutsche Zeitung, 24.01.2014). 
110 Interview mit Stefanie Geisler, Landratsamt Ebersberg, am 06.03.2015.
111  So sitzt etwa der Bürgermeister von Anzing, Franz Finauer (Unabhängige Bürgergemeinschaft  
Anzing), im Kreistag des Landkreises Ebersberg, in dem auch Reinhard Oellerer, der Mitbegründer 
von »Offenes Anzing« und Gemeinderatsmitglied, einen Sitz innehat. Allein auf politischer Ebene  
gibt es durch diese besondere Konstellation einen regen Austausch.
112 Interview mit Reinhard Oellerer, Initiative »Offenes Anzing«, am 11.01.2015.
113 Ebd.
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2.1.4 Konfliktdynamik und zivilgesellschaftliches Engagement
Der Protest gegen die Flüchtlingsunterkunft manifestierte sich in Leserbriefen an 
Lokalzeitungen, es wurden Transparente an Wohnhäusern angebracht, Unter- 
schriften gesammelt und eine Klage eingereicht. Inhaltlich handelte es sich um eine 
eher bürgerlich besorgte Ablehnung mit jedoch teilweise fremdenfeindlichen  
Merkmalen.114
Besonders an den Stammtischen »brodelte«115 es. Dabei konzentrierte sich die  
Diskussion auf die Anzahl der Personen und auf die Unterbringung im Wohngebiet. 
Mobilisiert über Mundpropaganda und private E-Mail-Verteiler, die sonst der Frei- 
zeitplanung dienten, kam es schließlich zu einem Aufruhr, der sich zuerst in den 
Leserbriefen an die lokale Presse manifestierte. Später äußerten einige direkte Nach-
barn der Unterkunft ihren noch bestehenden Unmut anhand von Transparenten,  
die direkt am Forsthaus und an den eigenen Wohnhäusern befestigt wurden. Im 
Frühjahr 2014 reichten einige Anwohner zudem beim Verwaltungsgericht München  
Klage gegen die Einrichtung einer Flüchtlingsunterkunft in dem Gebäude ein, die 
später abgewiesen wurde (Süddeutsche Zeitung, 24.07.2014). Sie argumentierten, 
dass es sich durch die Unterbringung von Flüchtlingen bei dem Haus nicht mehr um 
ein Wohnhaus, sondern um eine soziale Einrichtung handele, wofür weitere  
Verwaltungsschritte nötig wären.
Motive der Ablehnung in der Bevölkerung waren zum einen klassische NIMBY-Argu-
mente (»Not In My Back Yard«) – so stand auf einem der Transparente: »30 Männer an 
der Zahl wird im Wohngebiet zur Qual?« Auf zwei anderen stand: »Wir helfen gerne, 
wollen aber keine Bayernkaserne« und »Ein reines Männerheim gehört ins Wohn- 
gebiet nicht rein!« (Süddeutsche Zeitung, 12.02.2014). Zum anderen wurden durch- 
aus diffuse Ängste gegenüber Fremden artikuliert – wie die Angst vor sexueller Be-
lästigung von Kindern und Frauen. Rechtsextreme Gruppen schienen jedoch an der 
Mobilisierung nicht beteiligt gewesen zu sein. Trotz des relativ hohen Wohlstandes 
in Anzing wurden auch Argumente des Sozialneids und der Sorge um den Wert der 
Immobilien sichtbar. 
Nicht nur in Bezug auf Betreuungsangebote für die Flüchtlinge, sondern auch hin-
sichtlich der Schlichtung dieses Widerstands nahmen zivilgesellschaftliche Initiati-
ven, vor allem die Initiative »Offenes Anzing«, eine wichtige Rolle ein. Im November 
2013 gründete sich die Initiative als Antwort auf die Presseberichte über die geplante 
Unterkunft und die ersten ablehnenden Reaktionen. Sie konnte schnell Mitstreiter 
gewinnen und die Stimmung in der Lokalbevölkerung durch Integrations- und Be-
gegnungsangebote positiv beeinflussen (Süddeutsche Zeitung, 22.12.2013).
114 Ebd.
115 Ebd.
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2.1.5 Vernetzung von Behörden und Zivilgesellschaft
Mit der Initiative »Offenes Anzing« hat sich um die Unterkunft ein großer Unter- 
stützerkreis zusammengefunden, der die Angebote des Landratsamts und der haupt-
amtlichen Mitarbeiter zur Integration der Flüchtlinge unterstützt. Die Initiative  
bietet Flüchtlingen Begleitung zu öffentlichen Einrichtungen, Fahrdienste, Sprach-
kurse und ergänzend dazu ein Patenschaftsprogramm, bei dem Flüchtlinge mit 
Familien aus Anzing eine Sprachpartnerschaft eingehen. Außerdem organisiert sie 
Spendensammlungen und Freizeitaktivitäten für die Bewohner der Unterkunft.116 
Die Bürgerinitiative besitzt einen Helferkreis und eine Kontaktliste, in der Kontakt-
daten von etwa 100 Personen enthalten sind. Diese können schnell mobilisiert 
werden, etwa um Spenden zu sammeln. In diesem Helferkreis sind neben Privat-
personen alle politischen Parteien organisiert.117 
Im Laufe der Zeit hat sich eine regelmäßige Zusammenarbeit zwischen Aufnahme-
behörden und den zivilgesellschaftlichen Initiativen entwickelt, die Ablehnung und 
Ängste zum Teil abbauen konnte. Es existiert eine recht umfassende Kooperations-
bereitschaft zwischen dem Landratsamt des Landkreises Ebersberg und den ehren-
amtlichen Helfern, die von einer deutlichen gegenseitigen Wertschätzung geprägt 
ist.118 Das Landratsamt versucht einen engen Kontakt und Austausch zu den  
ehrenamtlichen Helfern zu pflegen. Die Ehrenamtlichen bringen Verbesserungs-
vorschläge ein, die teilweise vom Landratsamt aufgegriffen werden. 
116 Interview mit Reinhard Oellerer, Initiative »Offenes Anzing«, am 11.01.2015.
117  Die Informationen dieses Absatzes stammen aus dem Interview mit Reinhard Oellerer,  
Initiative »Offenes Anzing«, am 11.01.2015.
118 Ebd.; Interview mit Stefanie Geisler, Landratsamt Ebersberg, am 06.03.2015. 
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2.2 Hoyerswerda
2.2.1 Soziodemografische und politische Daten
Die sächsische Stadt Hoyerswerda hat ca. 36.000 Einwohner.119 Im Dezember 2014 
waren dort 2.328 Personen arbeitslos. Die Arbeitslosenquote lag bei 14,2 Prozent120 
und damit deutlich über der durchschnittlichen Arbeitslosenquote Deutschlands 
(6,9 %) und der Sachsens (9,4 %).121 In Hoyerswerda haben insgesamt 4,2 Prozent der 
Einwohner einen Migrationshintergrund. Diese sehr niedrige Quote liegt knapp über 
der des Landkreises Bautzen (3,2 %), leicht unter der des Freistaats Sachsen (4,4 %) 
und weit unter dem bundesweiten Durchschnitt (19,2 %).122 Die rechtspopulistische 
und rechte Wählerschaft im Landkreis ist relativ hoch: Bei der Bundestagswahl 2013 
erhielt die Alternative für Deutschland 7,1 Prozent der Stimmen, die NPD 4,1 Prozent 
und die Partei Pro Deutschland 0,6 Prozent der Stimmen (Wahlkreis Bautzen).123 
2.2.2 Form der Unterbringung
In Sachsen existieren Leitlinien für die Unterbringung: In einem »Heim-TÜV«  
sollen die Unterkünfte einer öffentlichen Qualitätskontrolle unterzogen werden 
(siehe Teil 1, Kapitel 2.1.1 und 2.2.1). In den Leitlinien wird empfohlen, dass  
Unterkünfte über eine Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr und 
Kinder- oder Spielzimmer verfügen sollen. 
Die Gemeinschaftsunterkunft in Hoyerswerda befindet sich in einem ehemaligen 
Schulgebäude eines Plattenbau-Gebietes, recht zentral in die bauliche Struktur der 
Stadt integriert. Einkaufsmöglichkeiten und ärztliche Versorgung sind gut erreich-
bar. Die zuständige Ausländerbehörde allerdings befindet sich im über 20 Kilometer 
entfernten Kamenz. 
Das Gebäude ist mit 140 Personen voll belegt. Betrieben wird es von der privaten 
Firma European Homecare,124 die neben der Heimleitung zwei Sozialpädagogen be-
schäftigt. Alle darüber hinaus gehenden Angebote zur Betreuung und Begleitung der 
Flüchtlinge werden ehrenamtlich organisiert. Der Landkreis Bautzen und die Stadt 
Hoyerswerda verfügen über kein Integrationskonzept für Zugewanderte.125
119  Ergebnisse des Zensus 2011 für Hoyerswerda. Abgerufen am 12.03.2015 von  
https://ergebnisse.zensus2011.de/#StaticContent:146250240240,ROOT,ROOT.
120  Daten der Stadt Hoyerswerda: Statistik - Arbeitslose. Abgerufen am 14.04.2015 von  
http://www.hoyerswerda.de/index.php?language=de&m=2&n=16&o=221.
121  Daten der Bundesagentur für Arbeit: Statistik nach Regionen. Abgerufen am 14.04.2015 von  
http://statistik.arbeitsagentur.de/Navigation/Statistik/Statistik-nach-Regionen/Politische- 
Gebietsstruktur-Nav.html?year_month=201502.
122  Ergebnisse des Zensus 2011: Hoyerswerda: Migration. Abgerufen am 08.06.2015 von https:// 
ergebnisse.zensus2011.de/#StaticContent:146250240240,BEG_4_4_8,MIGRATION_AUSF-2,table.
123 Quelle: www.bundeswahlleiter.de.
124  Die Betreiberfirma European Homecare ist im Herbst 2014 durch rassistisch motivierte Misshandlun-
gen von Flüchtlingen durch das Heimpersonal in einer Unterkunft in Nordrhein-Westfalen aufgefallen.
125 Interview mit Marko Schmidt, Sächsischer Flüchtlingsrat, am 14.11.2014.
In der Unterkunft teilen sich mehrere Personen ein Zimmer. Pro Etage gibt es eine 
Gemeinschaftsküche und Gemeinschaftsbäder, die je für 30 bis 40 Personen gedacht 
sind. Ferner sind eine Waschküche und einige Gemeinschaftsräume, wie ein Zimmer 
für die Kinderbetreuung, vorhanden. Im Laufe der Zeit wurden jedoch immer mehr 
Gemeinschaftsräume zugunsten weiterer Schlafzimmer aufgelöst. Der Bereich des 
ehemaligen Schulhofs kann jedoch insbesondere von den Kindern auch weiterhin 
zum Spielen genutzt werden. 
Mit zwei Sozialpädagogen für 140 Asylsuchende übertrifft die Unterkunft die Maß-
gaben des »Sächsischen Unterbringungs- und Kommunikationskonzepts«, welches 
einen Betreuungsschlüssel von 1:150 empfiehlt.126 Nach Auffassung von Flüchtlings-
initiativen müssten jedoch mehr professionelle Arbeitskräfte eingestellt werden,  
um alle Flüchtlinge angemessen betreuen und auch ehrenamtliche Tätigkeiten  
professionell anleiten zu können.127 
2.2.3 Kommunikationspolitik
Die Stadt Hoyerswerda hat in der Vergangenheit prägende Erfahrungen mit der  
Unterbringung von Flüchtlingen gemacht. Im Herbst 1991 hatte Hoyerswerda 
bundesweit für Schlagzeilen gesorgt, als dort Unterkünfte für ehemalige DDR-Ver-
tragsarbeiter tagelang rassistischen Angriffen ausgesetzt waren. Die Fenster der 
Unterkünfte wurden mit Steinen und Brandsätzen beworfen, während die Polizei  
die Angreifer weitgehend gewähren ließ. Schaulustige klatschten ihnen Beifall.  
Die Angriffe endeten damit, dass die Bewohner der Unterkünfte von der Polizei aus 
der Stadt gebracht wurden, was wiederum mit Applaus der umstehenden Anwohner 
und von den anliegenden Balkonen begleitet wurde. Die rechtsradikalen Aktivisten 
feierten den Abtransport der Flüchtlinge und betitelten Hoyerswerda als erste  
»ausländerfreie« Stadt Deutschlands. Nach diesen Ereignissen gab es keine neue 
Flüchtlingsunterkunft in der Stadt, bis im Februar 2014 die Unterkunft in der  
ehemaligen Förderschule entstand.128
126  Das Unterbringungs- und Kommunikationskonzept wurde vom Sächsischen Staatsministerium des 
Innern mit Unterstützung des Sächsischen Landkreistages e. V. und des Sächsischen Städte- und 
Gemeindetages e. V. gemeinsam mit den Landkreisen und kreisfreien Städten erarbeitet. Es basiert 
auf der Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums des Inneren »Unterbringung und 
soziale Betreuung« vom 26.06.2009. Es handelt sich dabei um unverbindliche Empfehlungen für die 
sächsischen Landkreise und kreisfreien Städte, auf deren Grundlage sie eigene Konzepte erstellen 
sollen. In einigen Landkreisen wurden solche Konzepte erstellt und die Empfehlungen umgesetzt. Für 
den Landkreis Bautzen gilt dies jedoch nicht, dort gibt es kein eigenes Konzept zur Unterbringung 
von Flüchtlingen und zur Kommunikation mit den beteiligten kommunalen und zivilgesellschaftlichen 
Akteuren (Interview mit Marko Schmidt, Sächsischer Flüchtlingsrat, am 14.11.2014).
127 Interview mit Jörg Michel, Bürgerinitiative »Hoyerswerda hilft mit Herz«, am 17.11.2014.
128  Eine umfassende Aufarbeitung und Dokumentation der Ereignisse im September 1991 in  
Hoyerswerda ist auf der Internetseite der Initiative »Pogrom 1991«  
(abgerufen am 15.04.2015 von http://pogrom91.tumblr.com/about) zu finden.
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Am 5. Februar 2014 zogen die ersten Flüchtlinge in die neue Unterkunft ein. Die  
Veröffentlichung von Plänen zur Errichtung einer Flüchtlingsunterkunft in Hoyers-
werda fand im September 2013 statt. In Zusammenarbeit zwischen der Stadtver-
waltung und zivilgesellschaftlichen Initiativen wurden Informationsveranstaltungen 
organisiert, unter anderen ein Bürgerforum, bei dem Fragen gestellt werden konnten. 
Auch Informationsabende mit dem Sächsischen Flüchtlingsrat und ein Tag der 
offenen Tür in der noch nicht eröffneten Unterkunft wurden veranstaltet, an denen 
insgesamt ca. 1.000 Personen teilnahmen. Im Herbst 2014 gab es zudem eine Reihe 
von Veranstaltungen zum Thema Asyl im Rahmen der Interkulturellen Wochen.129
Insgesamt wird den Aufnahmebehörden und der Heimleitung von Seiten zivilgesell-
schaftlicher Akteure jedoch eine mangelnde Initiative in der Kommunikationspolitik 
vorgeworfen – vor allem vor dem Hintergrund der starken rechten Mobilisierung 
Anfang der 1990er Jahre.130 So wird kritisiert, dass die häufig rassistische und frem-
denfeindlich motivierte Ablehnung gegen Flüchtlinge zu sehr ignoriert wurde.131 
Auch wird die Kommunikationspolitik als zu langsam bezeichnet, da die Stadt bereits 
im Sommer 2013 Kenntnis von den Plänen gehabt haben soll – Monate vor der ersten 
Informationsveranstaltung im September 2013.132 
2.2.4 Konfliktdynamik und zivilgesellschaftliches Engagement
Vor dem Hintergrund der Auseinandersetzungen um die Unterbringung von Flücht-
lingen lässt sich in Hoyerswerda sowohl eine starke Infrastruktur unterstützender 
Initiativen finden als auch eine starke rechte Infrastruktur, die gegen die Unterbrin-
gungen mobilisiert. Zwar hat sich der Konflikt seit den Informationsveranstaltungen 
etwas entspannt – mit weniger öffentlicher Ablehnung –, jedoch gehen beide befrag-
ten Experten davon aus, dass es unter der ruhigen Oberfläche weiterhin brodelt. Eine 
Strategie, die Situation um die Flüchtlingsunterkunft langfristig zu befrieden, fehlt.133
Die Ablehnung gegen die neue Unterkunft beruht zum einen auf der Sorge einiger 
Anwohner vor erneuten Ausschreitungen. Nachdem die Stadt jahrelang mit einer 
negativen Stigmatisierung zu kämpfen hatte, hatte man endlich ein Gefühl von Ruhe 
empfunden. Durch die Einrichtung der Unterkunft wurde eine erneute Störung der 
Ruhe der Stadt befürchtet. Auf der anderen Seite äußerten sich Teile der Bevölke-
rung auch offen fremdenfeindlich und rassistisch gegen die Unterkunft. 
129  Siehe Stadt Hoyerswerda (11.09.2014): »Rathaus aktuell«: Interkulturelle Woche in Hoyerswerda.  
Abgerufen am 21.06.2014 von  
http://www.hoyerswerda.de/index.php?m=2&n=13&o=&s=&d=110#802.
130 Interview mit Jörg Michel, Bürgerinitiative »Hoyerswerda hilft mit Herz«, am 17.11.2014.
131 Ebd.; Interview mit Marko Schmidt, Sächsischer Flüchtlingsrat, am 14.11.2014.
132 Ebd.
133  Interview mit Jörg Michel, Bürgerinitiative »Hoyerswerda hilft mit Herz«, am 17.11.2014. 
Interview mit Marko Schmidt, Sächsischer Flüchtlingsrat, am 14.11.2014.
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Die fremdenfeindliche Mobilisierung gegen die Unterkunft hat laut Marko Schmidt 
vom Sächsischen Flüchtlingsrat mit starken Vorurteilen in der Bevölkerung gegen-
über Flüchtlingen zu tun, die meist in Zusammenhang stehen mit Unwissenheit über 
die Fluchtgründe, über das Asylverfahren und die Unterbringung. Außerdem sei die 
Argumentation der Gegner der Unterkunft häufig durch einen gewissen Sozialneid 
geprägt.134 
Zur fremdenfeindlichen Mobilisierung gegen die Unterkunft trägt auch die gut  
organisierte regionale Neonazi-Szene entscheidend bei, die größtenteils von der 
NPD und den Jungen Nationaldemokraten, der Jugendorganisation der NPD, ge-
prägt wird. Zwar haben beide Organisationen keine Ortsverbände in Hoyerswerda, 
aber eine weitreichende Unterstützung in der Bevölkerung – was der relativ hohe 
Stimmenanteil der NPD bei den Kreistagswahlen verdeutlicht (siehe oben). Darüber 
hinaus wurde von einer örtlichen Gruppierung von ca. 20 bis 30 Rechtsextremen 
berichtet, die vom Verfassungsschutz beobachtet wird.135
Aufgrund ihres Rückhalts in der Bevölkerung hatten die rechtsextremen Gruppie-
rungen teilweise großen Erfolg in ihrer Mobilisierung. Gleich nachdem bekannt ge-
worden war, dass eine Flüchtlingsunterkunft in Hoyerswerda eingerichtet werden 
soll, veröffentlichte die NDP eine Stellungnahme, durch die Ängste in der Anwohner-
schaft geschürt wurden. So betont die Stellungnahme neben der fehlenden Betei-
ligung an der Entscheidung über die Unterkunft, dass die Flüchtlinge nicht in die 
lokale Kultur passen, die Kriminalität steigen würde und Frauen und Kinder bedroht 
seien.136 
Eigene Veranstaltungen oder Demonstrationen wurden in Hoyerswerda nicht  
organisiert. Vielmehr wurden die Informationsveranstaltungen, die von der Stadt 
oder ehrenamtlich von Unterstützerinitiativen organisiert wurden, durch massive 
Präsenz fremdenfeindlicher und rechtsextremer Akteure und Zwischenrufe ge-
stört und instrumentalisiert. Darüber hinaus gab es zahlreiche tätliche und verbale 
Angriffe auf die Bewohner137 und fremdenfeindliche Aufkleber und Graffitis zirku-
lierten. Der Widerstand äußerte sich auch auf der Facebook-Seite »Nein zum Heim 
in Hoyerswerda«, auf der fremdenfeindliche Kommentare und Videos verbreitet 
wurden. 
134 Interview mit Marko Schmidt.
135 Ebd.; Interview mit Jörg Michel, Bürgerinitiative »Hoyerswerda hilft mit Herz«, am 17.11.2014.
136 Interview mit Jörg Michel, Bürgerinitiative‚ Hoyerswerda hilft mit Herz“, am 17.11.2014.
137  Darunter ein Angriff mit Silvesterböllern gegen die Unterkunft; ein Bewohner wurde von einem  
Fahrradfahrer auf dem Marktplatz in Hoyerswerda angegriffen; einzelne Pöbeleien gegen Bewohner 
des Hauses (auch Frauen), die beschimpft und bespuckt wurden; Kinder mussten mit Polizeischutz 
in die Schule gebracht werden, um zu verhindern, dass sie angegriffen werden; nachts wurde  
versucht, Scheiben mit einem Hammer einzuschlagen (Interview mit Jörg Michel).
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Aufgrund der Ereignisse von 1991 waren Teile der Bevölkerung jedoch bereits gegen 
Fremdenfeindlichkeit sensibilisiert. Es existierten Strukturen einer Antirassismus-
Arbeit, auf die bei Bekanntwerden der Einrichtung der Unterkunft zurückgegriffen 
werden konnte. Im Mittelpunkt stand dabei die Initiative Zivilcourage, die sich seit 
2006 gegen Rechtsextremismus engagiert und in diesem Sinne eine positive Gestal-
tung des städtischen Zusammenlebens anstrebt. Auf dieser Grundlage konnte recht 
schnell reagiert werden, um das Unterstützungsnetzwerk weiter auszubauen. 
Im November 2013 – kurz nach Bekanntwerden der Nachricht von der neuen  
Flüchtlingsunterkunft – schlossen sich engagierte Bürger, Kirchen und andere 
zivilgesellschaftliche Gruppen wie die Initiative Zivilcourage in dem Bürgerbündnis 
»Hoyerswerda hilft mit Herz« zusammen. Bei seiner Gründung hatte das Bürger-
bündnis ca. 80 bis 90 Mitglieder. Zentrale Motivation war und ist die Wahrnehmung 
einer humanitären Verpflichtung, weil bisher noch keine Flüchtlinge in Hoyerswerda 
aufgenommen wurden, aber auch der Wunsch zu zeigen, dass die Bevölkerung von 
Hoyerswerda nicht so ausländerfeindlich ist, wie viele Menschen annehmen, und  
es nicht zu erneuten Pogromen kommen lassen möchte.
Das Bürgerbündnis »Hoyerswerda hilft mit Herz« spielt nicht nur in Bezug auf 
Betreuungsangebote für die Flüchtlinge eine zentrale Rolle, sondern konnte in 
Zusammenarbeit mit lokalen Politikern und Behörden auch die Reaktionen auf die 
Unterkunft zum Teil positiv prägen. Das Bündnis bietet Integrations- und Begeg-
nungsmöglichkeiten durch Sprachkurse, Kinderbetreuung, eine Kleiderkammer  
und eine Kooperation mit einem Fußball- und einem Karateverein. Außerdem orga-
nisiert es Freizeitaktivitäten, die aus Spenden finanziert werden. Als Ergänzung  
zur professionellen sozialpädagogischen Betreuung arbeiten einige Ehrenamtliche 
als Lotsen für die Orientierung im Alltag. 
2.2.5 Vernetzung von Behörden und Zivilgesellschaft
Zunächst gab es eine gute Zusammenarbeit zwischen zivilgesellschaftlichen und 
behördlichen Akteuren wie in der gemeinsamen Planung von Informationsveranstal-
tungen und Bürgerforen. Als aktivste zivilgesellschaftliche Akteure traten dabei die 
Initiative Zivilcourage und das Bürgerbündnis »Hoyerswerda hilft mit Herz« hervor. 
Die Stadt erwähnt die zivilgesellschaftlichen Initiativen positiv und auf ihrer Web-
seite lassen sich Links zum Bündnis »Hoyerswerda hilft mit Herz« finden. Die Stadt 
stellt zudem kostenfrei einen Raum für das Bürgerbüro des Bündnisses und über-
nimmt die Betriebskosten.138
138 Interview mit Jörg Michel, Bürgerinitiative »Hoyerswerda hilft mit Herz«, am 17.11.2014.
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Es wird von zivilgesellschaftlicher Seite jedoch bemängelt, dass nachdem die gute 
Zusammenarbeit den rechten Akteuren zunächst erfolgreich den Wind aus den  
Segeln genommen hatte, die Vernetzungsbestrebungen der Behörden abebbten.  
Die Zusammenarbeit von Akteuren unterschiedlichen Hintergrunds konnte nicht 
kontinuierlich aufrechterhalten werden. Auch kritisieren zivilgesellschaftliche 
Gruppen die geringe Kooperationsbereitschaft und Initiative seitens der Behörden 
für eine Verbesserung der Lebenssituation und Integration der Flüchtlinge. Sie ar-
gumentieren, dass sich die behördlichen Akteure durch die oberflächlich beruhigte 
Situation täuschen ließen und übersähen, dass die fremdenfeindliche Ablehnung  
unter der Oberfläche weiter brodelt. Außerdem wird moniert, dass die Stadt zu 
wenig Unterstützung in der ehrenamtlichen Flüchtlingsarbeit leiste, beispielsweise 
durch die Bereitstellung von Ressourcen und Weiterbildung für die pädagogische 
Betreuung der Flüchtlinge.139 
2.3 Berlin-Hellersdorf 
2.3.1 Soziodemografische Daten
Hellersdorf ist ein Ortsteil des Berliner Bezirks Marzahn-Hellersdorf. In Marzahn-
Hellersdorf wohnen insgesamt 254.000 Einwohner.140 Es handelt sich um ein sozial 
schwaches Gebiet (Stiftung SPI 2014, S. 33): Die Arbeitslosenquote des Bezirks lag  
im Dezember 2012 bei 10,9 Prozent (Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf 2014) und 
damit deutlich über der Arbeitslosenquote Deutschlands (6,7 %), jedoch unter der 
Arbeitslosenquote Berlins, die bei 11,6 Prozent lag.141 Der Anteil der Bevölkerung  
mit Migrationshintergrund lag 2011 in Berlin mit 27 Prozent142 deutlich über dem 
bundesweiten Durchschnitt von 19,2 Prozent.143 Im Bezirk Marzahn-Hellersdorf  
dagegen lag er bei vergleichsweise niedrigen zwölf Prozent.144 Die rechtspopulis-
tische und rechte Wählerschaft im Bezirk ist relativ hoch: Bei der Bundestagswahl 
2013 erhielt die Alternative für Deutschland 6,4 Prozent der Stimmen, die NPD 3,9 
Prozent und die Partei Pro Deutschland 0,9 Prozent der Stimmen (Wahlkreis  
Hellersdorf-Marzahn).145 
139  Die Informationen dieses Absatzes stammen aus dem Interview mit Jörg Michel, Bürgerinitiative 
»Hoyerswerda hilft mit Herz«, am 17.11.2014.
140  Daten des Bezirksamts Marzahn-Hellersdorf: Basisdaten Marzahn-Hellersdorf. Abgerufen am 
05.04.2015 von http://www.berlin.de/ba-marzahn-hellersdorf/ueber-den-bezirk/zahlen-und-fakten/.
141  Daten der Bundesagentur für Arbeit: Statistik nach Regionen. Abgerufen am 14.04.2015 von 
http://statistik.arbeitsagentur.de/Navigation/Statistik/Statistik-nach-Regionen/Politische-Gebiets-
struktur-Nav.html?year_month=201502.
142  Daten des Bezirksamts Marzahn-Hellersdorf: Demographische Situation in Marzahn-Hellersdorf 
2011. Abgerufen am 08.06.2014 von http://www.berlin.de/imperia/md/content/bamarzahnhellers-
dorf/ba-beschlsse/2012/vzb161_iv_anlage.pdf?start&ts=1424778256&file=vzb161_iv_anlage.pdf.
143  Ergebnisse des Zensus 2011: Berlin: Migration. Abgerufen am 08.06.2015 von https://ergebnisse.
zensus2011.de/#StaticContent:11,BEG_4_4_8,m,table.
144  Daten des Bezirksamts Marzahn-Hellersdorf: Demographische Situation in Marzahn-Hellersdorf 
2011 (siehe Anm. 126).
145 Quelle: www.bundeswahlleiter.de.
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2.3.2 Form der Unterbringung
In Berlin gelten verbindliche Mindeststandards für Gemeinschaftsunterkünfte  
(siehe Teil 1, Kapitel 2.1.1). Auch gehört Berlin zu den fünf Bundesländern, die 
Flüchtlinge als Zielgruppe im landeseigenen Integrationskonzept ansprechen, 
zum Beispiel um den Zugang zu Beratungsangeboten und zum Arbeitsmarkt zu  
erleichtern (siehe Teil 1, Kapitel 1.2). Die Gemeinschaftsunterkunft in der  
Hellersdorfer Carola-Neher-Straße ist zwar angemessen ausgestattet, hat jedoch  
ein deutliches Defizit im Betreuungsangebot.
Die Flüchtlingsunterkunft wird von der privaten Wohn- und Betreuungsgesellschaft 
mbH (PeWoBe) betrieben. Die Unterkunft liegt im Stadtteil Hellersdorf Ost. Bei der 
Umgebung handelt es sich um ein reines Wohngebiet mit sanierten Plattenbauten. 
Ein paar Straßen weiter beginnt Kaulsdorf, ein anderer Teil von Hellersdorf, der eher 
gutbürgerlich ist. Laut Thomas Bryant von der bezirklichen Koordinierungsstelle 
Polis* fügte sich die Unterkunft anfangs schon aufgrund der Bauart  nicht gut ins  
vertraute Alltagsleben des Bezirks ein. Der Prozess hin zur Wahrnehmung der  
Unterkunft als Teil des bezirklichen Zusammenlebens sei langwierig und bedürfe 
der Geduld. Mittlerweile habe es hier aber Fortschritte gegeben.146
Alle wichtigen Einrichtungen sind gut zu erreichen. Die Unterkunft ist in einem 
ehemaligen Schulgebäude untergebracht, das seinem neuen Zweck entsprechend 
umgebaut wurde. Im August 2013 zogen die ersten 180 Personen in die noch nicht 
vollständig umgebaute Unterkunft ein. Mittlerweile besteht sie aus zwei Gebäude-
trakten, in denen insgesamt über 400 Personen wohnen. Die ehemaligen Klassen-
räume wurden unterteilt in einzelne Apartments für drei bis vier Personen. Jeweils 
mehrere Wohneinheiten teilen sich eine Küche, ein Bad, Duschen und WCs sowie 
eine Waschmaschine. Insgesamt ist die Unterkunft bescheiden, aber funktional  
und angemessen ausgestattet.147 Die Unterkunft und insbesondere die Eingänge  
werden rund um die Uhr von einem Wachdienst überwacht. 
Es gibt einen Gemeinschaftsraum sowie Kleidung und Spielsachen, die gespendet 
wurden. Insgesamt sind zwei Sozialarbeiter in der Unterkunft tätig, was für die  
Anzahl von 400 Bewohnern wenig ist. Teilweise kompensiert wird dies durch ein 
breites Angebot ehrenamtlich organisierter Betreuung. Dazu zählen vor allem 
Deutschkurse, Freizeitprojekte mit den Flüchtlingen und ein Patenprogramm, bei 
dem sich Familien und einzelne Personen aus der Nachbarschaft um die Begleitung 
und Betreuung einer Person oder Familie aus der Flüchtlingsunterkunft kümmern. 
146 Interview mit Dr. Thomas Bryant, Bezirkliche Koordinierungsstelle Polis*, am 08.12.2014. 
147 Ebd.
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2.3.3 Kommunikationspolitik
Nachdem in der Öffentlichkeit die Nachricht von der Eröffnung einer Flüchtlings-
unterkunft publik wurde, organisierten Vertreter der kommunalen und bezirklichen 
Verwaltung eine Informationsveranstaltung. Zur Teilnahme daran mobilisierten 
auch rechtsextreme Akteure. Die Veranstaltung eskalierte und brachte Hellersdorf 
in ganz Deutschland den Ruf eines hochgradig fremdenfeindlichen Viertels ein. 
Im Sommer 2013 wurde durch lokale Medien bekannt, dass in Hellersdorf eine 
Flüchtlingsunterkunft eingerichtet werden soll. Die Bezirksverwaltung Marzahn-
Hellersdorf veranstaltete daraufhin eine öffentliche Informationsveranstaltung am 
09.07.2013, auf der die Anwohner über die Errichtung der Flüchtlingsunterkunft 
informiert wurden und Fragen der lokalen Bevölkerung diskutiert werden sollten. 
Diese Informationsveranstaltung wurde unter erheblichem Zeitdruck verwirklicht, 
da der Umbau des für die Flüchtlingsunterkunft vorgesehenen Gebäudes bald  
beginnen sollte. Auf dem Podium nahmen Vertreter der örtlichen Polizei, die Bezirks- 
stadträtin für Soziales Dagmar Pohle (Grüne), Mitarbeiter aus dem Landesamt für  
Gesundheit und Soziales (LAGeSo), welches in Berlin für die Unterbringung von 
Flüchtlingen zuständig ist148, sowie aus dem Bezirksamt teil (Stiftung SPI 2014, S. 37).
Die Veranstaltung eskalierte. Versuche der Informationsübermittlung wurden  
durch rassistische Zwischenrufe und Sprechchöre gestört, wodurch »menschen-
feindliche Vorurteile, tief sitzende Ressentiments und diffuse Ängste das Stimmungs-
bild« beeinflussten (Amadeu Antonio Stiftung/Pro Asyl 2014, S. 14). Vor diesem 
Hintergrund konnten sachliche Fragen nicht geklärt und Irrtümer oder Sorgen der 
Anwohner nicht aus der Welt geschafft werden. Die Veranstaltung war damit ein 
guter Nährboden für fremdenfeindliche Meinungen.
Die Eskalation wird zum Teil auf Fehler in der Planung der Veranstaltung zurückge-
führt. So war es für viele Anwohner unklar, wer die Veranstaltung organisiert hatte, 
da nicht nur das Bezirksamt zur Teilnahme an der Veranstaltung aufrief, sondern 
auch Rechtsextreme.149 Den behördlichen Organisatoren wurde vorgeworfen, das 
Potenzial einer rechten Instrumentalisierung der Veranstaltung unterschätzt und 
zivilgesellschaftliche Initiativen gegen Rassismus nicht eingebunden zu haben  
(Stiftung SPI 2014). Damit wurde das Potenzial einer solchen Veranstaltung, Sorgen 
zu nehmen und Akzeptanz zu stärken, nicht genutzt.150 
148  In Berlin ist das Landesamt für Gesundheit und Soziales (LAGeSo) für die Unterbringung von  
Flüchtlingen zuständig und trifft die Entscheidungen, wie und wo das realisiert werden soll.  
Die Aufgabe, die lokale Bevölkerung über die vom LAGeSo getroffene Entscheidung der Errichtung 
einer Flüchtlingsunterkunft zu informieren, fällt in die Zuständigkeit des jeweiligen Bezirksamts.
149 Interview mit Dr. Thomas Bryant, Bezirkliche Koordinierungsstelle Polis*, am 08.12.2014.
150  Interview mit Hartmut Wittig, Pfarrer in der evangelischen Kirchengemeinde Berlin-Hellersdorf und 
ehrenamtlicher Mitarbeiter in der Flüchtlingssozialarbeit, am 04.02.2015.
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2.3.4 Konfliktdynamik und zivilgesellschaftliches Engagement
Die Proteste gegen die Unterkunft konnten auf eine starke rechtsextreme Infra-
struktur vor Ort zurückgreifen und gewannen dadurch schnell an Präsenz. In der 
Folge bildeten sich unterstützende Zusammenschlüsse verschiedener Akteure,  
die den Konflikt zum Teil entschärfen konnten.
Zu der ersten Informationsveranstaltung hatte auch die neu gegründete »Bürger- 
initiative Marzahn-Hellersdorf« mobilisiert. Die Initiative steht in Verbindung mit 
der rechtsextremen Szene: NPD-Mitglieder sind involviert und Demonstrationen 
werden gemeinsam mit der NPD abgehalten (vgl. Amadeu Antonio Stiftung/Pro  
Asyl 2014). Der rechtsextremen Partei gelang es, sich in der Debatte als Sprachrohr 
»besorgter Bürgerinnen und Bürger« zu inszenieren (Stiftung SPI 2014, S. 39).  
Neben öffentlichen Auftritten bildete eine Facebook-Seite ein wichtiges Instrument 
der Bürgerinitiative. Hier wurde mit rassistischen und antiziganistischen Stereo-
typen gegen die Flüchtlinge Stimmung gemacht und zu Demonstrationen mobilisiert  
(Amadeu Antonio Stiftung/Pro Asyl 2014). Bis zu ihrer Löschung Anfang Dezember 
2013 hatte die Webseite über 2.892 »Gefällt mir«-Angaben (ebd.). Kurz nach der 
Löschung war die Initiative unter dem Namen »Bürgerbewegung Hellersdorf« wieder 
online (Stiftung SPI 2014, S. 43). 
Neben der NPD mobilisierten vor und nach der Eröffnung der Unterkunft auch  
andere rechte Gruppen wie die Bürgerbewegung Pro Deutschland, die den  
Bewohnern der Unterkunft bei einer Kundgebung »Ausländerkriminalität« und 
»Asylmissbrauch« vorwarf (Amadeu Antonio Stiftung/Pro Asyl 2014).
Die rassistische Ablehnung der Flüchtlingsunterkunft und die Mobilisierung der 
Rechten riefen aber auch eine starke Gegenmobilisierung hervor, mit Demonstratio-
nen und Nachtwachen sowie zahlreichen Unterstützungsinitiativen. Im Zentrum  
steht die Initiative »Hellersdorf hilft«, die sich kurz nach der eskalierten Informati-
onsveranstaltung gründete. Die Initiative sammelt Spenden für die Flüchtlinge,  
verschickt Begrüßungsschreiben in der Sprache der Flüchtlinge und setzte eine 
eigene Facebook-Seite auf (Amadeu Antonio Stiftung/Pro Asyl 2014).  
 
Die Initiative organisierte auch eine Menschenkette am 05.10.2013, die große 
mediale Aufmerksamkeit erhielt.151 Unter anderem wegen dieser Aktion erhielt das 
Bürgerbündnis am 29.10.2013 den Preis für Zivilcourage gegen Rechtsradikalis-
mus, Antisemitismus und Rassismus des Förderkreises Denkmal für die ermordeten 
Juden Europas e. V.
151  z. B.: Berliner Zeitung (05.10.2013): »Solidarität mit den Flüchtlingen«. Abgerufen am 16.04.2015 
von http://www.berliner-zeitung.de/berlin/hellersdorf-solidaritaet-mit-den-fluechtlingen, 
10809148,24538240.html.
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Darüber hinaus engagieren sich zahlreiche Akteure verschiedenen Hintergrunds,  
so dass sich ein breites Unterstützungsnetzwerk gebildet hat. Hieran beteiligen sich 
Freizeit- und Bildungseinrichtungen, Vereine, politische Parteien, Jugendclubs,  
Studierende der nahe gelegenen Alice-Salomon-Hochschule, das Stadtteilzentrum 
und die Evangelische Kirchengemeinde Hellersdorf. So wurde zum Beispiel ein 
Solidaritätsinfopunkt am Heim eingerichtet, den das neu gegründete Solidaritäts-
netzwerk »Hellersdorf – Refugees Welcome!« mit Unterstützung des Flüchtlingsrates 
Berlin organisierte (Amadeu Antonio Stiftung/Pro Asyl 2014). Eine breite Soli- 
darisierung kam insbesondere dadurch zustande, dass diese Menschen von den 
fremdenfeindlichen Ausschreitungen schockiert waren und dem etwas entgegen-
setzen wollten. 
2.3.5 Vernetzung von Behörden und Zivilgesellschaft
Während eine Kooperation zwischen behördlichen und zivilgesellschaftlichen 
Akteuren bei der ersten Informationsveranstaltung weitestgehend fehlte, hat sich 
seitdem die Zusammenarbeit deutlich verbessert. So wurden einige weitere Infor-
mationsveranstaltungen gemeinsam geplant. Auch in der Organisation von Be-
treuungs- und Integrationsangeboten arbeiten behördliche Akteure eng mit den 
Unterstützungsinitiativen zusammen. So leitet im Auftrag des Bezirksamtes die 
Koordinierungsstelle Polis* (Bezirkliche Koordinierungsstelle für Demokratieent-
wicklung am Ort der Vielfalt Marzahn-Hellersdorf) die Koordination der Hilfsange-
bote, während »Hellersdorf hilft« deren logistische Umsetzung übernimmt (Stiftung 
SPI 2014, S. 38). Als langfristige Maßnahme wurden außerdem Dialogrunden und 
Vernetzungstreffen als regelmäßige Austauschmöglichkeit geschaffen, an denen 
Multiplikatoren aus dem sozialen Bereich, Polizei, Ordnungsamt, Kirche und  
Wohnungsgesellschaften teilnehmen. Bei diesen Treffen beraten die Teilnehmer  
darüber, wie eine Nachbarschaftlichkeit entwickelt werden kann. Das Ziel war  
zunächst auch, die Flüchtlingsunterkunft aus dem Interesse der Medien und politi-
scher Aktivitäten zu rücken und stattdessen zu einem Teil des nachbarschaftlichen 
Zusammenlebens zu machen (Stiftung SPI 2014, S. 40). Inzwischen gibt es das Vor-
haben, in Zukunft einen Heimbeirat zu bilden, in den Flüchtlinge eigene Vertreter 
wählen können und somit an der Gestaltung der Unterkunft beteiligt werden. 
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2.4 Schlüchtern
2.4.1 Soziodemografische Daten
Schlüchtern ist eine Kleinstadt im hessischen Main-Kinzig-Kreis. Sie hat rund 16.300 
Einwohner.152 Am 01.04.2015 waren 3,6 Prozent der Erwerbspersonen arbeitslos 
(Fuldaer Zeitung, 01.04.2015); die Arbeitslosenquote lag unter der des Bundeslandes 
Hessen mit 5,7 Prozent und der gesamtdeutschen Arbeitslosenquote von 6,8 Pro-
zent.153 In der Stadt Schlüchtern haben 15,6 Prozent der Gesamtbevölkerung einen 
Migrationshintergrund, im Main-Kinzig-Kreis sind es 24,6 Prozent. Beide Gebiete 
liegen damit unter dem durchschnittlichen Anteil von Personen mit Migrations- 
hintergrund in Hessen, der 25,5 Prozent beträgt. Zum Vergleich: In Deutschland liegt 
der Migrantenanteil bei 19,2 Prozent.154 Die rechtspopulistische und rechte Wähler-
schaft im Landkreis liegt über dem Bundesdurchschnitt (siehe Tabelle 3): Bei der 
Bundestagswahl 2013 erhielt die Alternative für Deutschland 6,4 Prozent der Stim-
men, die NPD 2,1 Prozent und die Partei Pro Deutschland 0,1 Prozent der Stimmen 
(Wahlkreis Main-Kinzig-Wetterau II-Schotten).155
2.4.2 Form der Unterbringung
Im Main-Kinzig-Kreis wird eine weitgehend dezentrale Unterbringung von Flücht-
lingen praktiziert (siehe Teil 1, Kapitel 2.4.4). Der Landkreis verfügt über kein  
formuliertes Konzept zur Flüchtlingsunterbringung, jedoch über eine langjährige 
Praxis und eine insgesamt aufnahmefreundliche Verwaltung, was auch in Zeiten 
einer erhöhten Flüchtlingszuweisung Handlungssicherheit schafft.
Die Wohnbedingungen in Hof Reith sind gut, die Erreichbarkeit wichtiger Ein-
richtungen jedoch in einigen Fällen problematisch. Die soziale Betreuung und das 
Angebot an Integrations- und Begleitungsmaßnahmen vor Ort sind ausbaufähig; 
diesbezüglich bestehen jedoch bereits Pläne seitens des Landkreises.
Bei der Flüchtlingsunterkunft Hof Reith in Schlüchtern handelt es sich um die 
Erstaufnahmeeinrichtung des Landkreises für 160 Bewohner. Die Verwaltung des 
Main-Kinzig-Kreises ist in Gelnhausen angesiedelt, knapp 35 Kilometer von Schlüch-
tern entfernt. Hof Reith ist die größte Flüchtlingsunterkunft im Main-Kinzig-Kreis 
und eine der größten in ganz Hessen. Sie wird schon seit über 20 Jahren als Flücht-
lingsunterkunft genutzt. Insgesamt können bis zu 160 Personen in der Unterkunft 
wohnen. 
152  Ergebnisse des Zensus 2011 zu Schlüchtern. Abgerufen am 12.03.2015 von  
https://ergebnisse.zensus2011.de/#StaticContent:064350025025,ROOT,ROOT.
153  Siehe Daten der Bundesagentur für Arbeit: Statistik nach Regionen. Abgerufen am 14.04.2015  
von http://statistik.arbeitsagentur.de/Navigation/Statistik/Statistik-nach-Regionen/Politische- 
Gebietsstruktur-Nav.html?year_month=201502.
154  Ergebnisse des Zensus 2011: Schlüchtern: Migration. Abgerufen am 08.06.2015 von https:// 
ergebnisse.zensus2011.de/#StaticContent:064350025025,BEG_4_4_8,MIGRATION_AUSF-2,table.
155 Quelle: www.bundeswahlleiter.de.
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Im Frühjahr 2015 wurde eine Erweiterung und Sanierung der Aufnahmestelle  
begonnen, die zusätzlich 61 Menschen Unterkunft bieten soll (Frankfurter Rund-
schau, 12.03.2015).
Umgeben von Feldern liegt die Flüchtlingsunterkunft etwas außerhalb des Stadt-
zentrums, das aber zu Fuß innerhalb von etwa zehn bis 15 Minuten erreicht werden 
kann. Das nächste Wohnhaus ist rund 100 Meter entfernt. Im Stadtzentrum von 
Schlüchtern sind die meisten wichtigen Versorgungseinrichtungen vorhanden.  
Alle anderen wichtigen Ämter, wie die Ausländerbehörde, befinden sich in Geln- 
hausen, das mit dem ÖPNV in 15 bis 20 Minuten erreichbar ist. Die Unterkunft 
besteht aus vier einzelnen Wohnhäusern mit jeweils zwei Etagen. Das Gelände der 
Gemeinschaftsunterkunft ist sehr groß mit viel Grünfläche, die ebenfalls genutzt 
werden kann. 
In der Flüchtlingsunterkunft selbst gibt es keine qualifizierte sozialpädagogische  
Betreuung. Weil zivilgesellschaftlich und politisch Engagierte immer wieder auf 
diesen Mangel aufmerksam gemacht haben (Frankfurter Rundschau, 21.06.2013), 
ist die Einrichtung einer Sozialarbeiterstelle für 2015 geplant. Die fehlende profes-
sionelle psychosoziale Betreuung der Flüchtlinge wurde bisher durch ehrenamtliche 
Helfer ausgeglichen. Bei den Verantwortlichen des Landkreises besteht jedoch ein 
großes Bewusstsein dafür, dass mehr Personal für eine gute und umfassende Be-
treuung nötig ist. Auch die Förderung des ehrenamtlichen Engagements sowie die 
Anleitung und Begleitung der ehrenamtlichen Betreuer steht dabei im Fokus der 
Aufmerksamkeit.156
Der Main-Kinzig-Kreis ist bemüht, Integrationsangebote auch für Flüchtlinge zu  
öffnen bzw. neue Angebote speziell für Flüchtlinge zu schaffen (siehe auch Kapitel 
3.1.1 und 3.3.3 in Teil 1). Koordiniert werden die Angebote durch das Integrations- 
büro in der Kreisverwaltung. Die Stadt Schlüchtern unterhält das Jugend- und 
Familienzentrum Check-In, welches Raum für verschiedene – meist ehrenamtliche 
– Integrationsangebote vor Ort bietet. Angeboten werden verschiedene Unterstüt-
zungsmaßnahmen, Begegnungsprogramme und Freizeitaktivitäten für Menschen 
mit Migrationshintergrund, an denen häufig auch Flüchtlinge im Asylverfahren 
teilnehmen können. Clas Röhl von der Initiative Brücken-Café in Schlüchtern nimmt 
das Integrationsbüro als eine sehr hilfsbereite Einrichtung wahr, die Unterstützung 
anbietet und Kontakte vermitteln kann. Unter der Regie des Integrationsbüros  
werden Integrationslotsen ausgebildet, die Migranten – einschließlich Flüchtlinge –  
bei der Bewältigung der täglichen Aufgaben unterstützen. Die Integrationslotsen 
sind im gesamten Landkreis aktiv.
156 Interview mit Anna Seipel, Integrationsbeauftragte des Main-Kinzig-Kreises, am 11.12.2014.
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2.4.3 Kommunikationspolitik und Vernetzung
Die kommunalen Behörden signalisieren ein großes Interesse an der Vernetzung und 
Kommunikation mit Akteuren unterschiedlichen Hintergrunds vor Ort, zum Beispiel 
im Rahmen des oben genannten Runden Tisches. Motiviert ist dieses Interesse durch 
das Wissen, dass eine positive Aufnahme und Unterbringung von Flüchtlingen mit 
den begrenzten Mitteln, die den Behörden zur Verfügung stehen, nicht ohne ehren-
amtliche Mitarbeit zu schaffen ist.157 Um die ehrenamtliche Arbeit angemessen um-
zusetzen, gibt es im Main-Kinzig-Kreis Bemühungen zur Begleitung und Ausbildung 
ehrenamtlicher Helfer (siehe Teil 1, Kapitel 3.1.1).158 Das Integrationsbüro hat die 
Gründung von sogenannten Runden Tischen in den einzelnen Kommunen angeregt 
(siehe Teil 1, Kapitel 3.3.3). In diesem Rahmen treffen sich regelmäßig ehrenamtliche 
und professionelle Mitarbeiter, Vertreter von Politik, kommunaler Verwaltung sowie 
andere Engagierte und tauschen sich über Möglichkeiten zur Verbesserung der  
Situation von Migranten und Flüchtlingen vor Ort und zur Umsetzung einer um- 
fassenderen Angebotsstruktur aus. Die Runden Tische bilden eine langfristige Kom-
munikations- und Vernetzungsstruktur und gewährleisten einen kontinuierlichen 
Austausch zwischen unterschiedlichen Akteuren. Zweimal jährlich treffen sich Ab-
geordnete der örtlichen Runden Tische zu einem kreisweiten Koordinierungstreffen. 
Das zivilgesellschaftliche Engagement des Brücken-Cafés für Flüchtlinge wird von 
der Verwaltung in Schlüchtern und der örtlichen Politik gelobt.159 Die Stadt unter-
stützt das ehrenamtliche Engagement des Vereins durch die Bereitstellung von 
Räumen und die Übernahme von Kopierkosten, beispielsweise für die Deutsch-
kurse, die der Verein anbietet. Aufgrund knapper finanzieller Ressourcen aber bleibt 
darüber hinaus die Unterstützung von Flüchtlingen den ehrenamtlichen Akteuren 
überlassen. 
2.4.4 Zivilgesellschaftliches Engagement
Zivilgesellschaftliche Initiativen übernehmen einen Großteil der Betreuungs- und 
Integrationsangebote in Schlüchtern. Sie bieten Sprachkurse, Arbeitsvermittlungs- 
und Begleitungsmaßnahmen an. Der Verein Brücken-Café spielt hierbei eine zentrale 
Rolle. Er unterstützt die Flüchtlinge in Hof Reith in ihrem Alltag und bietet ihnen 
Begleitung und Betreuung sowie Freizeitaktivitäten und Sprachkurse an. Darüber 
hinaus bietet das Diakonische Werk in Kooperation mit Caritas in Hof Reith Sprech-
stunden für Flüchtlinge an (Frankfurter Rundschau, 21.06.2013).
Gegründet wurde das Brücken-Café im Jahr 2005, als die muslimische Ahmadiyya-
Gemeinde in Schlüchtern einen Moschee-Neubau plante. In der Bevölkerung  
formierte sich daraufhin eine Bürgerbewegung gegen den Bau, der sich aufgrund 
157 Ebd.
158 Ebd.
159 Ebd.
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von Planungsschwierigkeiten letztendlich zerschlug. Während dieses Konflikts in 
der Schlüchterner Bevölkerung gründete sich das Brücken-Café als eine Initiative 
zur Kommunikation und Begegnung zwischen der alteingesessenen Bevölkerung 
und den Muslimen des Ortes. Mit der Zeit änderte sich der Fokus der Vereinsarbeit 
hin zur Hilfe für die Flüchtlinge in Hof Reith. Die Menschen, die sich im Rahmen 
des Vereins engagieren, wollen Flüchtlingen »auf Augenhöhe« helfen.160 Der Verein 
organisiert ein sehr breites Angebot an Sprachkursen, das im Main-Kinzig-Kreis 
einzigartig ist. Zwei Jahre lang – bis zum Oktober 2014 – wurde das Brücken-Café aus 
EU-Fördergeldern unterstützt, so dass eine halbe Stelle für die Projektkoordination 
eingerichtet werden konnte. Gegenwärtig sind etwa 25 Personen ehrenamtlich im 
Brücken-Café aktiv.
2.5 Hannover-Südstadt
2.5.1 Soziodemografische Daten
Hannover ist eine Großstadt mit 506.000 Einwohnern.161 Der Stadtbezirk Südstadt-
Bult, in dem sich auch die untersuchte Flüchtlingsunterkunft befindet, hatte im  
Januar 2014 insgesamt 42.239 Einwohner. Die Arbeitslosenquote dieses Stadtbezirks 
lag im Dezember 2013 bei vier Prozent und damit deutlich unter der Arbeitslosen-
quote der Stadt Hannover (7,8 %), des Landes Niedersachsen (6,5 %) und Deutsch-
lands (6,7 %).162 Der Anteil der Menschen mit Migrationshintergrund liegt in der 
Stadt Hannover mit 30,6 Prozent deutlich über dem Anteil der Region Hannover 
(19,4 %) und des Bundeslandes Niedersachsen (16,7 %) sowie dem bundesweiten 
Durchschnitt (19,2 %).163 Die rechtspopulistische und rechte Wählerschaft im  
Bezirk ist relativ niedrig: Bei der Bundestagswahl 2013 erhielt die Alternative für 
Deutschland 3,3 Prozent der Stimmen, die NPD 0,3 Prozent und die Partei Pro 
Deutschland 0,1 Prozent der Stimmen (Wahlkreis Südstadt-Bult).164 
2.5.2 Form der Unterbringung
In Niedersachsen existieren keine Mindeststandards für Gemeinschaftsunterkünfte  
(siehe Teil 1, Kapitel 2.1.1). Wie von Wendel (2014a) betont, führt dies nicht zwangs-
läufig zu einer schlechten Unterbringungsqualität. Der Fall Hannover-Südstadt ist 
dafür ein gutes Beispiel. Die Wohnbedingungen in der Gemeinschaftsunterkunft für 
122 Menschen sind gut und alle wichtigen Einrichtungen sind problemlos erreichbar. 
160 Interview mit Anna Seipel, Integrationsbeauftragte des Main-Kinzig-Kreises, am 11.12.2014.
161  Ergebnisse des Zensus 2011 zu Hannover. Abgerufen am 12.03.2015 von  
https://ergebnisse.zensus2011.de/#StaticContent:032410001001,ROOT,m.
162  Daten der Landeshauptstadt Hannover. (2014). Strukturdaten der Stadtteile und Stadtbezirke 2014. 
Abgerufen am 16.04.2015 von http://www.hannover.de/Leben-in-der-Region-Hannover/Politik/ 
Wahlen-Statistik/Statistikstellen-von-Stadt-und-Region/Statistikstelle-der-Landeshauptstadt- 
Hannover/Strukturdaten-der-Stadtteile-und-Stadtbezirke2.
163  Ergebnisse des Zensus 2011: Hannover: Migration. Abgerufen am 08.06.2015 von https://ergebnisse.
zensus2011.de/#StaticContent:032410001001,BEG_4_4_8,MIGRATION_AUSF-2,table.
164 Quelle: www.bundeswahlleiter.de.
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Bemerkenswert ist die überdurchschnittliche soziale Betreuung der Bewohner mit 
einem Betreuungsverhältnis von 1:30. Die Flüchtlingsunterkunft gilt als bauliches 
und organisatorisches Vorbild für zukünftige Flüchtlingsunterkünfte. Die Unter-
kunft befindet sich im Stadtbezirk Südstadt-Bult in einem Wohngebiet. Angrenzend 
befindet sich ein Kleingartenverein und in unmittelbarer Nähe ein Sportverein. 
Aufgrund der Nähe zum Stadtzentrum und der guten Verkehrsanbindung sind alle 
wichtigen Ämter und Beratungsstellen gut erreichbar. 
Betrieben wird die Unterkunft von der Evangelisch-Freikirchlichen Gemeinde am 
Döhrener Turm, die bereits seit 1993 in der Flüchtlingssozialarbeit aktiv ist. Damals 
fragte die Stadt Hannover an, ob sich die Gemeinde die Leitung einer Flüchtlings-
unterkunft vorstellen könnte. Nachdem die Gemeinde zugestimmt hatte, wurden  
die Flüchtlinge über mehrere Jahre in einem Gebäude untergebracht, das von der 
Stadt Hannover zur Verfügung gestellt wurde. Im Jahr 2007 wurde das jetzige Ge-
bäude in der Hildesheimer Straße errichtet. Es befindet sich in der direkten Nähe 
des Gemeindezentrums am Döhrener Turm. 2012 wurde die Flüchtlingsunterkunft 
durch einen Anbau erweitert. Beide Vorhaben stießen auf keinen Widerstand in 
der Lokalbevölkerung – im Gegenteil (Hannoversche Allgemeine, 19.07.2012). Im 
November 2014 lebten 122 Personen in der Unterkunft. Es gibt insgesamt 30 Wohn-
einheiten unterschiedlichen Zuschnitts, z. B. Wohnungen für Familien, Einzelzimmer 
und Wohngemeinschaften für zwei, vier und sechs Personen. Jedes Einzelzimmer  
ist mindestens zehn Quadratmeter groß. 
Jeder Heimbewohner wird einem der sechs Sozialarbeiter zugeordnet (die sich  
vier Stellen teilen), der als individueller Ansprechpartner fungiert und sowohl die 
Beratung als auch die Betreuung übernimmt. Die Sozialarbeiter arbeiten im Team 
und können sich untereinander austauschen. Neben dem sozialpädagogischen 
Personal arbeiten in dem Heim noch ein Verwaltungsmitarbeiter, drei technische 
Mitarbeiter und neun Personen im Pfortendienst. 
2.5.3 Kommunikationspolitik und Vernetzung
Die Kommunikation und Zusammenarbeit zwischen der Aufnahmebehörde, der  
Gemeinde, den Anwohnern und zivilgesellschaftlichen Initiativen ist eng. Die  
Kommunikation mit der Bevölkerung gelingt größtenteils über die Gemeindearbeit. 
Stadt und Unterkunftsleitung arbeiten eng zusammen. Aufgrund der Einbindung  
in die Kirchengemeinde ist das ehrenamtliche Engagement zudem strukturell eng 
mit der hauptamtlichen Flüchtlingsarbeit in der Unterkunft und mit der Unter-
kunftsleitung verknüpft. 
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Die Stadt schätzt und fördert die professionelle und ehrenamtliche Arbeit, die in 
der Unterkunft geleistet wird.165 Viele Anregungen, die aus der täglichen Betreuung 
von Flüchtlingen heraus entstanden sind, wurden in der Vergangenheit von der  
städtischen Verwaltung und Politik aufgegriffen und umgesetzt. So ist beispielsweise 
der im Hannoverschen Unterbringungskonzept festgelegte hohe Betreuungs- 
schlüssel von 1:50 Ergebnis dieser Zusammenarbeit. Auch wird der Unterstützer- 
kreis Flüchtlingsunterkünfte Hannover e. V. von der Stadt Hannover finanziell  
unterstützt, indem einige Stellen auf 400-Euro-Basis finanziert werden. Der Aus-
tausch zwischen zivilgesellschaftlichen Organisationen und der Stadtverwaltung  
hat in Hannover eine lange Tradition und führt zu guten Ansätzen für einen  
verantwortungsvollen Umgang mit Fragen zur Unterbringung von Flüchtlingen 
(Flüchtlingsrat Niedersachsen, 14.12.2012).
2.5.4 Zivilgesellschaftliches Engagement
Über die gute Betreuung seitens der Heimleitung hinaus werden Integrationsange-
bote ehrenamtlich getragen. Hierbei spielt die Kirchengemeinde eine wichtige Rolle. 
Es gibt zahlreiche ehrenamtliche Unterstützungsangebote wie Sprachkurse, die von 
Mitgliedern der Kirchengemeinde angeboten werden. Auf gesamtstädtischer Ebene 
existieren zudem weitere Unterstützungsinitiativen. Hierzu gehört auch der Unter-
stützerkreis Flüchtlingsunterkünfte Hannover e. V., der es sich zur Aufgabe gemacht 
hat, die ehrenamtliche Arbeit in der Stadt zu koordinieren. Auch der Arbeitskreis 
Asyl stellt verschiedene Betreuungs- und Integrationsangebote zur Verfügung, bei-
spielsweise Übersetzungen, Asylverfahrensberatung und Begleitung zu Ämtern und 
Ärzten. Für die Flüchtlinge in der Südstadt gibt es zudem einige Freizeitangebote, 
die ehrenamtlich organisiert sind, aber von der Heimleitung begleitet werden.  
Für die Kinder gibt es zum Beispiel die Möglichkeit, an Sportangeboten in der Nach-
barschaft teilzunehmen.
165  Interview mit Irene Wegener, Flüchtlingswohnheim der Gemeinde am Döhrener Turm, am 
04.11.2014.
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2.6 Berlin-Britz
2.6.1 Soziodemografische Situation
Britz ist ein Ortsteil im Berliner Bezirk Neukölln. Nach Angaben des Bezirksamtes 
Neukölln wohnen im Bezirk insgesamt 323.828 und in Britz 41.003 Einwohner.166  
Die Arbeitslosenquote lag im Dezember 2012 in Neukölln bei 16,3 Prozent. Es han-
delte sich zu diesem Zeitpunkt um die höchste Arbeitslosenquote in allen Berliner 
Bezirken; sie lag deutlich über der Arbeitslosenquote Deutschlands, die 6,7 Prozent 
betrug, sowie über der Arbeitslosenquote Berlins, die bei 11,6 Prozent lag.167  
Im Bezirk Neukölln lag der Anteil der Bevölkerung mit Migrationshintergrund im 
Jahr 2011 bei rund 40 Prozent. Im Stadtteil Britz lag der Anteil zwar nur bei rund  
30 Prozent168, damit jedoch immer noch deutlich über dem Berliner Durchschnitt  
von 27 Prozent und dem bundesweiten Durchschnitt von 19,2 Prozent. Die rechts-
populistische und rechte Wählerschaft im Bezirk liegt im mittleren Bereich: Bei  
der Bundestagswahl 2013 erhielt die Alternative für Deutschland 4,2 Prozent der 
Stimmen, die NPD 1,9 Prozent und die Partei Pro Deutschland 0,3 Prozent der  
Stimmen (Wahlkreis Neukölln).169 
2.6.2 Form der Unterbringung
Die Flüchtlingsunterkunft befindet sich in einem Neubau, umgeben von mehrstöcki-
gen Wohnhäusern sowie Gewerbeflächen. Da die Unterkunft sehr zentral gelegen ist, 
gestaltet sich die Erreichbarkeit von wichtigen Einrichtungen sowie die Anbindung 
an den öffentlichen Personennahverkehr unproblematisch. Die Unterkunft wird von 
der privaten Wohn- und Betreuungsgesellschaft PeWoBe betrieben – derselben wie 
in Berlin-Hellersdorf. 
Im Heim wohnen insgesamt etwa 400 Personen. Es besteht aus zwei doppelge- 
schossigen Wohnkomplexen mit je einem langgezogenen Flur auf jeder Ebene, auf 
dem jeweils etwa 100 Personen leben. Von den Fluren gehen die einzelnen Zim-
mer ab, die zwischen 16 und 24 Quadratmeter groß sind. Auf den Fluren gibt es 
Sanitäranlagen und Küchen, die mehreren Personen zur Verfügung stehen. Um die 
Sicherheit innerhalb der Unterkunft zu gewährleisten und Unbefugten den Eintritt 
zu verwehren, gibt es einen Wachschutz. Zusätzlich dazu sind die Flure durchgängig 
kameraüberwacht. Nach der Eröffnung wurde die Unterkunft monatelang ohne  
den vorgeschriebenen Brandschutz betrieben – ein schwerwiegender Mangel,  
 
166  Daten des Bezirksamts Neukölln: Einwohnerregisterstatistik. Abgerufen am 12.03.2015 von  
http://www.berlin.de/ba-neukoelln/derbezirk/einwohner.html.
167  Daten der Bundesagentur für Arbeit: Statistik nach Regionen. Abgerufen am 14.04.2015 von  
http://statistik.arbeitsagentur.de/Navigation/Statistik/Statistik-nach-Regionen/Politische-Gebiets-
struktur-Nav.html?year_month=201502.
168  Bericht »Neukölln – Daten zur sozialen Lage«. Abgerufen am 22.06.2015 von https://www.berlin.de/
imperia/md/content/baneukoelln/flyer/sozialdaten_bericht_final_august2012_1.pdf?start&ts=13493
48735&file=sozialdaten_bericht_final_august2012_1.pdf.
169 Quelle: www.bundeswahlleiter.de.
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der mittlerweile behoben wurde. In der Flüchtlingsunterkunft gibt es nur wenige 
Gemeinschafts- oder Freizeiträume. 
Wie in Berlin-Hellersdorf hat auch die Unterkunft in Berlin-Britz ein deutliches  
Defizit im Betreuungsangebot. Anfangs arbeiteten drei Sozialarbeiter in der Unter-
kunft, zwei von ihnen wurde jedoch Ende September 2014 gekündigt, so dass ab 
Herbst 2014 nur noch ein Sozialarbeiter (mit zwei Assistenten) für 400 Flüchtlinge 
zuständig war (Tageszeitung, 31.10.2014). Für die Kinderbetreuung beschäftigt  
die Betreiberfirma zwei Erzieher. Die mangelnde psychosoziale Betreuung wird  
ergänzt durch ehrenamtliche Angebote.
2.6.3 Kommunikationspolitik
Im Sommer 2013 wurde bekannt, dass in Britz eine Flüchtlingsunterkunft entstehen 
soll. Das Gelände, das für den Bau vorgesehen war, wurde dem zuständigen Landes-
amt für Gesundheit und Soziales zunächst bis Ende 2015 kostenlos zur Verfügung 
gestellt. Der Bau der Unterkunft begann im Herbst 2013, eröffnet wurde sie im März 
2014. Die Flüchtlingsunterkunft in der Neuen Späthstraße war die erste Gemein-
schaftsunterkunft für Flüchtlinge in Britz. 
Vor dem Hintergrund der starken fremdenfeindlichen Mobilisierungen gegen die 
Unterkunft in Berlin-Hellersdorf waren behördliche Akteure, Lokalpolitiker und 
unterstützende Initiativen sehr darauf bedacht, eine fremdenfeindliche Stimmungs-
mache abzuwenden. Die Angst vor einer erneuten Eskalation war groß, denn auch im 
Bezirk Neukölln ist die rechte Szene gut organisiert. So informierte das Bezirksamt 
die Anwohner frühzeitig über die geplante Unterkunft – in Kooperation mit zivilge-
sellschaftlichen Akteuren. Das Bezirksamt organisierte zudem am 13.11.2013 eine 
Informationsveranstaltung, bei der das Mobile Beratungsteam «Ostkreuz» die Mode-
ration übernahm und das Konzept der dialogischen Konfliktberatung anwandte. Da-
durch sollte es Anwohnern ermöglicht werden, auch Bedenken gegen die Unterkunft 
zu äußern und Antworten zu erhalten. Diese Veranstaltungen wurden gemeinsam 
mit zivilgesellschaftlichen Akteuren im Detail vorbereitet, um eine Instrumentalisie-
rung durch rechte Gruppen zu vermeiden. Auch nach der Errichtung der Unterkunft 
gab es weitere Anwohnerversammlungen, bei denen Vorschläge aufgenommen 
wurden. Laut Jürgen Schulte von der Anwohnerinitiative »Hufeisern gegen Rechts« 
trugen diese Veranstaltungen dazu bei, Vorbehalte auszuräumen.170
170  Interview mit Jürgen Schulte, Anwohnerinitiative »Hufeisern gegen Rechts«, Berlin-Britz, am 
03.12.2014.
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2.6.4 Konfliktdynamik und zivilgesellschaftliches Engagement
Unterstützungsinitiativen spielen nicht nur in Bezug auf die Verbesserung der 
Betreuungs- und Integrationsangebote für Flüchtlinge eine zentrale Rolle, sondern 
konnten auch die Reaktionen auf die Unterkunft positiv prägen. Um den Mangel an 
professioneller Betreuung der Flüchtlinge auszugleichen, gibt es einige ehrenamt-
liche Angebote. In diesem Zusammenhang steht der Versuch, die im Bezirk tätigen 
Stadtteilmütter, die als Integrationslotsinnen fungieren, verstärkt auch in der  
Flüchtlingsunterkunft einzusetzen. Eine Initiative des Internationalen Pastoralen 
Zentrums Berlin bietet zudem in seinen eigenen Räumlichkeiten in Neukölln  
ehrenamtlich ein breites Angebot von Sprachkursen an.
Eine wichtige Rolle für die positiven Reaktionen auf die Unterkunft haben linke  
und unterstützende Initiativen sowie kirchlich engagierte Personen gespielt, die die 
neuen Bewohner willkommen heißen wollten. Da einige von ihnen bereits länger  
bestanden, konnte auf feste Strukturen zurückgegriffen werden. Im Zentrum stand 
die seit einiger Zeit existierende Anwohnerinitiative »Hufeisern gegen Rechts«.171  
Die Initiative organisierte die erste lokale Informationsveranstaltung und verbreitete 
Informationsmaterial, um ihre Unterstützung für die in Britz erwarteten Flüchtlinge 
zu signalisieren und rechtsextremen Gruppen im Diskurs um die Flüchtlingsunter- 
kunft zuvorzukommen. Aus der Anwohnerinitiative »Hufeisern gegen Rechts«  
heraus entwickelte sich ein Unterstützerkreis, dessen zentrales Thema die Flücht-
lingsunterkunft ist. Im Unterstützerkreis treffen sich regelmäßig Einzelpersonen, 
Vertreter politischer Parteien, karitativer Verbände, kirchlicher Gruppen und  
von Migrantenorganisationen. Auch der Bezirksstadtrat für Soziales sowie die Be-
treiberfirma PeWoBe nehmen regelmäßig an diesen Treffen teil. 
Die Anwohnerinitiative und der Unterstützerkreis analysierten in Vorbereitung  
auf die erste geplante Informationsveranstaltung eine Videoaufzeichnung der  
entsprechenden Veranstaltung in Hellersdorf am 09.07.2013, um herauszufinden,  
was besser gemacht werden müsse. Bereits im Vorfeld der Veranstaltung sollte  
deutlich werden, dass sich die Initiative für die Flüchtlinge und die Gemeinschafts-
unterkunft positionierte und Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit keinen 
Platz haben. Die Informationsveranstaltung sollte der sachlichen Diskussion dienen. 
Bei der Planung und Durchführung war der Initiative vor allem wichtig sicherzu- 
stellen, dass die Deutungshoheit über die geplante Unterkunft nicht von Rechts- 
extremen an sich gerissen würde.172 
171  Es handelt sich um Anwohner der Hufeneisensiedlung in Berlin-Britz. Die Anwohnerinitiative  
gründete sich, als eine Anwohnerin angegriffen wurde, nachdem sie mit NPD-Funktionären in einen 
Streit um die Verteilung von rechtsextremem Informationsmaterial in die privaten Briefkästen 
gekommen war. Sie wurde darauffolgend Opfer von mehreren Sachbeschädigungen gegen ihr Haus. 
»Hufeisern gegen Rechts« wurde in diesem Zusammenhang als Solidaritätsinitiative gegründet und 
ist seitdem sehr aktiv juristisch und politisch gegen rechtsextreme Mobilisierung vorgegangen.
172  Die Informationen dieses Absatzes stammen aus dem Interview mit Jürgen Schulte, Anwohner- 
initiative »Hufeisern gegen Rechts«, Berlin-Britz, am 03.12.2014.
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Anfangs existierten bei der Britzer Bevölkerung Ängste vor dem Wertverlust der 
Häuser, vor Kriminalität, vor Verschmutzung im öffentlichen Raum. Die Kommunika-
tion mit der Anwohnerschaft hat hier letztlich geholfen und viele zunächst skeptisch-
ambivalente Anwohner konnten überzeugt werden. Die tolerante Grundstimmung 
blieb über die Zeit hinweg erhalten.173 Die NPD hatte durchaus versucht, Proteste 
über eine Facebook-Seite zu organisieren, die mit anderen »Nein zum Heim«-Seiten 
bestens vernetzt war. Sie bekam jedoch keinen weiteren Aufwind. Anfangs gab es 
eine fremdenfeindlich motivierte Unterschriftenaktion gegen die Unterbringung  
vieler Flüchtlinge auf engem Raum. Sie traf aber weder auf die Unterstützung noch 
auf Interesse seitens der Medien. Einige Tage nach der Eröffnung der Unterkunft 
hielt die NPD direkt vor der Flüchtlingsunterkunft eine Kundgebung ab, an der sich 
15 bis 20 Personen beteiligten. »Hufeisern gegen Rechts« veranstaltete in Reaktion 
darauf eine Gegenkundgebung, zu der 300 Menschen kamen. Nach einer  
weiteren Kundgebung kurze Zeit später ist die NPD in Britz nicht mehr öffentlich 
aufgetreten.174 Es kam keine breite rechtsextreme Mobilisierung zustande. 
2.6.5 Vernetzung von Behörden und Zivilgesellschaft
Der Fall Berlin-Britz zeichnet sich durch eine besondere Kommunikationsbereit-
schaft mit der lokalen Bevölkerung, aber auch durch eine starke Bereitschaft zur 
Vernetzung und Zusammenarbeit mit ehrenamtlichen und professionellen Akteuren 
in der Flüchtlingsbetreuung aus. So organisierten kirchlichen Gruppen, Grünen-  
und Linke-Politiker sowie unterstützende Initiativen wie »Hufeisern gegen Rechts« 
verschiedene Informationsveranstaltungen, oft in Kooperation miteinander. Die Zu-
sammenarbeit zwischen kommunaler Verwaltung und Ehrenamtlichen gilt als gut.175 
Der zuständige Sozialstadtrat Bernd Szczepanski wird von der Anwohnerinitiative 
als »sehr guter Partner auf Seiten der Behörden«176 geschätzt. Dieser wiederum stellt 
die Zusammenarbeit mit dem Unterstützerkreis als wertvoll und zielführend dar.  
In der Bezirksverwaltung gibt es eine intensive Wertschätzung der ehrenamtlichen 
Projekte des Unterstützerkreises sowie ein großes Bewusstsein für die Wichtigkeit 
seiner Arbeit.177
173  Die Informationen dieses Absatzes stammen aus dem Interview mit Jürgen Schulte, Anwohner- 
initiative »Hufeisern gegen Rechts«, Berlin-Britz, am 03.12.2014.
174 Ebd.
175 Ebd., Interview mit Bernd Szczepanski, Sozialstadtrat des Bezirks Berlin-Neukölln, am 18.12.2014.
176  Interview mit Jürgen Schulte, Anwohnerinitiative »Hufeisern gegen Rechts«, Berlin-Britz, am 
03.12.2014.
177 Interview mit Bernd Szczepanski, Sozialstadtrat des Bezirks Berlin-Neukölln, am 18.12.2014.
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Der erste Vorstoß zu einer Vernetzung und Kommunikation kam von zivilgesell-
schaftlicher Seite.178 Die Entwicklungen in Hellersdorf verfolgend, bezog die Bürger-
initiative von Anfang an das Mobile Beratungsteam «Ostkreuz» in die Planung der
Informationsveranstaltung ein, um die Kommunikation zwischen Behörden, Zivil-
gesellschaft, ehrenamtlichen und professionellen Mitarbeitern zu vermitteln und in 
eine feste Struktur zu lenken (Stiftung SPI 2014, S. 59). Um möglichst viele Menschen 
zu erreichen und der Herausforderung der Aufnahme von Flüchtlingen in Britz nicht 
allein gegenüberzustehen, setzte sie auf eine Kooperation mit anderen interessierten 
Gruppen wie zum Beispiel Parteien und Gewerkschaften. Um die Störung durch 
Rechtsradikale bei Informationsveranstaltungen zu vermeiden, wurden das Mobile 
Beratungsteam »Ostkreuz« und die Polizei um Unterstützung gebeten. 
178  Interview mit Jürgen Schulte, Anwohnerinitiative »Hufeisern gegen Rechts«, Berlin-Britz, am 
03.12.2014; Interview mit Bernd Szczepanski; Stiftung SPI, 2014.
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Teil 3
Handlungsperspektiven in der
kommunalen Flüchtlingspolitik
Jutta Aumüller, Priska Daphi, Celine Biesenkamp
Die Aufnahme von Flüchtlingen bildet eine langfristige Aufgabe, zu deren Gestal-
tung die gesamte Gesellschaft aufgefordert ist. Die Absicht dieser Studie war es, 
Aufschlüsse darüber zu gewinnen, welche Formen der Wohnunterbringung, der 
Einbeziehung der lokalen Bevölkerung und der Unterstützung zivilgesellschaftlicher 
Initiativen geeignet sind, um die Aufnahme und Integration von Flüchtlingen in den 
Kommunen positiv im Sinne der Asylsuchenden und Anwohner zu gestalten. Die 
Kommunen nehmen dabei vielfach eine bewusst gestaltende flüchtlingspolitische 
Funktion ein. Sie haben Konzepte oder Richtlinien erarbeitet, mit denen sie ihre 
Handlungsspielräume in der Flüchtlingsaufnahme nutzen und durch die das behörd-
liche Handeln zugleich gegenüber der lokalen Bevölkerung kommuniziert wird.
In diesem letzten Teil geht es resümierend um die besonderen Herausforderungen 
einer lokalen Flüchtlingspolitik und was Kommunen benötigen, um diese Gestal-
tungsaufgabe effektiv anzugehen. Die aufgezeigten Handlungsperspektiven berück-
sichtigen sowohl die erforderliche strategische Vernetzung innerhalb der Verwal-
tung, die Einbeziehung zivilgesellschaftlicher Akteure sowie die Gestaltung der 
Rahmenbedingungen, die durch Bund und Länder gesetzt werden.
Asyl als ressortübergreifendes Thema
Es ist absehbar, dass die Flüchtlingsaufnahme auch in den kommenden Jahren eine 
permanente Aufgabe in den Kommunen sein wird. Viele Kommunen haben sich im 
letzten Jahrzehnt in ihrer lokalen Integrationspolitik umorientiert und diese als eine 
Querschnittsaufgabe in der Verwaltung etabliert. Auch in der Flüchtlingsaufnahme 
sollte eine ressortübergreifende Verankerung erfolgen. Unsere Erfahrungen in den 
untersuchten Kommunen zeigen, dass das Asylthema nicht mehr nur die lokalen 
Ausländerbehörden und Sozialreferate betrifft, sondern inzwischen auch in die  
Zuständigkeit kommunaler Integrationsbüros eingegliedert ist und nicht mehr ge-
trennt von allgemeinen Integrationsthemen behandelt wird. Aber auch mit Blick auf 
die Sozialraumentwicklung, die Wohnungsförderung, die kommunale Bildungs- und 
Arbeitsmarktförderung, die Gestaltung zivilgesellschaftlichen Engagements und 
weitere Handlungsbereiche müssen Themen der Flüchtlingsaufnahme im Regel-
modus von Politik und Verwaltung integral mitgedacht werden. 
Eine strategische Ausrichtung der kommunalen Flüchtlingsaufnahme lässt sich über 
verschiedene Instrumente realisieren: beispielsweise über die Entwicklung von 
strategischen Konzepten zur Flüchtlingsintegration (wie das Konzept zur Willkom-
menskultur für Flüchtlinge in Schwäbisch Gmünd), über die Einrichtung besonderer 
Funktionsstellen, die sich um eine Kommunikation des Asylthemas in der gesamten 
Verwaltung kümmern, über die Einrichtung einer thematischen Steuerungsgruppe 
oder eines Runden Tisches innerhalb der Verwaltung zur Beratung von Flüchtlings-
themen oder eine Kombination verschiedener Steuerungselemente.  
Einführung
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Bei all diesen Instrumenten geht es um eine ressortübergreifende Vernetzung inner-
halb der Verwaltung.
Unterbringung von Flüchtlingen in Wohnraum
Die kommunale Unterbringung von Flüchtlingen in Wohnraum stellt derzeit die 
drängendste Herausforderung für viele Städte und Gemeinden dar. Eine große 
Palette an Seminarangeboten für kommunal Verantwortliche informiert über Unter-
bringungs- und Integrationskonzepte, die Standortplanung von Flüchtlingsunter-
künften, soziale Betreuung, finanzielle Auswirkungen etc. Eine kommunale Konzept-
entwicklung für eine integrierte Wohnunterbringung und soziale Begleitung ist in 
jedem Fall zu befürworten. Sie schützt unter anderem davor, dass Interimslösungen 
in der Unterbringung, die durch eine hohe Zuweisung erforderlich sind, sich in Dauer- 
lösungen auswachsen, durch die sozialräumliche Problemlagen in der Kommune 
und eine soziale Marginalisierung der Flüchtlingsbevölkerung verfestigt werden.
Die längerfristige Unterbringung von Flüchtlingen in Gemeinschaftsunterkünften –  
vor allem solchen mit einem ausgeprägten kasernenartigen Charakter – wirkt sich 
negativ auf die körperliche und seelische Situation der Betroffenen aus. Einer  
möglichst raschen dezentralen Unterbringung in kleinen, abgeschlossenen Wohn- 
einheiten ist deshalb der Vorzug zu geben. Nicht zuletzt fördert die dezentrale 
Unterbringung unterstützende Reaktionen in der örtlichen Bevölkerung. Auch bei 
dieser Unterbringungsform müssen Konzepte einer sozialen Begleitung greifen,  
um asylsuchende Menschen nicht sich selbst zu überlassen und ihre Erreichbarkeit 
für Unterstützungsmaßnahmen zu gewährleisten. Städte, Gemeinden und Land- 
kreise sollten bei der Erstellung von Konzepten einer dezentralen und begleiteten 
Unterbringung von Flüchtlingen unterstützt werden, beispielsweise indem der  
interkommunale Austausch hierzu aktiviert und gefördert wird.
Auch darüber hinausreichende Vorschläge stehen im Raum, die die Unterbringung 
von Asylsuchenden erleichtern sollen und in Teil 1 ausführlich referiert wurden:  
die Möglichkeit, in Privathaushalten unterzukommen oder in ein anderes Bundes-
land umzuziehen, wenn dies die Wohnungssuche erleichtert – Maßnahmen, die auf 
Landes- und Bundesebene zu initiieren sind.
Nicht zuletzt aber verbindet sich die Flüchtlingsunterbringung generell mit den 
Handlungsspielräumen des öffentlichen Wohnungsbaus in Deutschland. Die hier in 
den letzten Jahrzehnten entstandene Mangelsituation macht sich nun auch in der 
Unterbringung von Flüchtlingen bitter bemerkbar. Bund, Länder und Kommunen 
sind daher aufgefordert, verstärkt Wohnungen zu sozial verträglichen Mieten zu 
schaffen, die auch Asylsuchenden zugutekommen können.
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Vernetzung in der kommunalen Flüchtlingsarbeit
Wie in der Studie gezeigt wurde, profitiert die kommunale Flüchtlingsunterbringung 
stark von einer guten Zusammenarbeit zwischen behördlichen und zivilgesell-
schaftlichen Akteuren. Hier können Ressourcen und Know-how gebündelt werden, 
um die Aufnahme zu verbessern. Weiterhin wirkt sich dieser Austausch in vielerlei 
Hinsicht positiv auf die Reaktionen in der lokalen Bevölkerung aus, da hierdurch 
akzeptanzfördernde Maßnahmen wie Integrations- und Betreuungsangebote sowie 
Transparenz und Beteiligung unterstützt werden.
Für eine gedeihliche Kooperation sind effektive Vernetzungen daher zum zivil-
gesellschaftlichen Engagement hin gefordert. Dies betrifft sowohl die Vernetzung 
zwischen zivilgesellschaftlichen Initiativen und Verwaltung wie auch die Vernet-
zung der Flüchtlingsinitiativen und weiterer zivilgesellschaftlicher Akteure, um 
Informationen auszutauschen und gute Praxis zu kommunizieren. Da Vernetzung 
zeitaufwändig und das Zeitbudget gerade ehrenamtlich tätiger Personen begrenzt 
ist, kommt es darauf an, Netzwerkschnittstellen zu schaffen, in denen Informationen 
sinnvoll gebündelt und weiterverbreitet werden. Dass hierfür zunehmend haupt-
amtliche Flüchtlingskoordinatoren in Verwaltungen, bei Kirchen und Wohlfahrts-
verbänden etc. eingesetzt werden, ist sicherlich ein vielversprechender Schritt, 
dessen Wirksamkeit kontinuierlich überprüft werden sollte. 
Wie effektive Vernetzung aussehen kann, wurde in Teil 2 deutlich: So konnte in 
Anzing (siehe Kapitel 2.1) und Berlin-Britz (siehe Kapitel 2.6) durch die Zusam-
menarbeit behördlicher und zivilgesellschaftlicher Akteure eine breite ablehnende 
Reaktion gegenüber der neuen Unterkunft verhindert werden. 
Transparenz und Beteiligung der Bevölkerung
Fehlende Informationen über die Unterbringung von Flüchtlingen können in der 
Nachbarschaft ablehnende Reaktionen hervorrufen, wie die Fallbeispiele Anzing 
(siehe Kapitel 2.1) und Berlin-Hellersdorf (siehe Kapitel 2.3) in Teil 2 zeigen. Die  
Akzeptanz der unterzubringenden Flüchtlinge und damit die Einbindung in das 
lokale Gemeinschaftsleben können durch eine transparente Planung und durch  
Beteiligung der Lokalbevölkerung gefördert werden, da es Vorurteilen vorbeugt  
und Vertrauen in die behördlichen Entscheidungen schafft. 
Willkommenskultur für Flüchtlinge 
In der Migrations- und Integrationsforschung ist in letzten Jahren viel über eine  
Willkommenskultur gegenüber Migranten diskutiert worden. Ganz allgemein  
gesprochen gehört zu einer Willkommenskultur eine gewisse Grundhaltung der  
Offenheit und Akzeptanz. Willkommenskultur setzt einen Kulturwandel voraus,  
der auf verschiedenen individuellen, sozialen und institutionellen Ebenen  
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ansetzt (Heckmann 2012). Dazu zählen persönliche Haltungen gegenüber Migranten 
ebenso wie funktionierende Begegnungen zwischen Einheimischen und Zugewan-
derten, eine interkulturelle Öffnung der örtlichen Vereine und Institutionen und 
überhaupt ein gesamtgesellschaftliches Klima, in dem Rassismus und Fremden- 
feindlichkeit entschieden abgelehnt werden. Bemühungen um eine lokale Willkom-
menskultur können nur dann glaubhaft sein, wenn sie auch asylsuchende Menschen 
mit einbeziehen – denn nichts widerspräche dem inklusiven Gedanken einer  
Willkommenskultur mehr als die Unterscheidung zwischen »gewünschter« und  
»unerwünschter« Zuwanderung.
Es gibt viele Möglichkeiten, Flüchtlinge in die Ausgestaltung einer örtlichen  
Willkommenskultur einzubeziehen: Kommunen laden Asylsuchende zu städtischen  
Willkommens- oder Neubürgerempfängen ein, Integrationslotsen nehmen sich auch 
der Flüchtlinge an, Asylsuchende werden zu Stadtführungen gebeten – und eine  
Vielzahl weiterer lokaler Aktivitäten, die Flüchtlingen das Gefühl vermitteln können, 
am Ort ihres gegenwärtigen Aufenthalts willkommen zu sein.
Einbindung von Flüchtlingen in das örtliche Gemeinschaftsleben
Die Fallbeispiele in diesem Bericht haben gezeigt, dass in den Kommunen vielfältige 
Möglichkeiten zur Verfügung stehen, um auch Asylbewerbern und Geduldeten  
ohne geregelten Aufenthaltsstatus die Teilnahme am Gemeinschaftsleben zu ermög-
lichen. Die nahezu allerorts vorhandene Möglichkeit, zumindest elementare deut-
sche Sprachkenntnisse zu erwerben, scheint derzeit besonders deutlich ausgeprägt 
zu sein. Hier bieten Kommunen und Länder viel Unterstützung, die aber noch weiter 
ausgebaut werden muss. Die Schaffung von Möglichkeiten, dass Flüchtlinge selbst 
ehrenamtlich oder gemeinnützig tätig werden, kann viel dazu beitragen, diesen Men-
schen eine sinnvolle Beschäftigung zu geben, somit ihr Selbstwertgefühl zu stärken 
und gleichzeitig auch die Akzeptanz von Flüchtlingen in der örtlichen Bevölkerung 
zu erhöhen. In den untersuchten Kommunen war dies besonders ausgeprägt in 
Schwäbisch Gmünd der Fall.
Wie Teil 2 gezeigt hat, haben Betreuungs- und Integrationsangebote einen großen 
Einfluss auf die Akzeptanz von Flüchtlingen, da sie die Eingliederung der Flüchtlinge 
in das Alltagsleben der Nachbarschaft fördern. Speziell Begegnungsmöglichkeiten, 
die durch Patenschaften, Sprachkurse und Freizeitangebote geschaffen werden, 
wirken sich positiv auf die Einstellung gegenüber Flüchtlingen aus. 
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Stärkung des Ehrenamts für Flüchtlinge
Eine gute Vernetzung zwischen Verwaltung und Zivilgesellschaft kann auch das 
ehrenamtliche Engagement für Flüchtlinge stärken. Gegenwärtig wird die Beglei-
tung und Unterstützung von Flüchtlingen zu einem überwiegenden Teil von ehren-
amtlichen Helfern erbracht. Diese tragen damit eine hohe Verantwortung und sind 
zugleich einer großen Belastung ausgesetzt. Ihre Arbeit benötigt Unterstützung: 
durch Qualifizierung und eine professionelle Begleitung (z. B. durch die Vermittlung 
von Informationen zum Asylverfahren oder zum Umgang mit traumatisierten Flücht-
lingen), durch eine Ehrenamtskoordination, die sinnvolle Einsatzmöglichkeiten 
vermittelt, durch die Einrichtung von Verfügungsfonds (siehe das Bremer Beispiel 
der Stadtteilfonds für die Flüchtlingsarbeit). Die Herausforderung für kommunal 
Verantwortliche besteht darin, bürgerschaftliches Engagement sinnvoll zu bündeln 
und zu stärken, zugleich aber dessen Kreativität und Eigensinn anzuerkennen und 
nicht auszubremsen. 
Zur Stärkung des Ehrenamts sollten zudem gezielte Kooperationen mit Migranten-
Communities vor Ort in den Blick genommen werden. Dies bietet sich besonders dort 
an, wo besondere Sprachkenntnisse erforderlich sind.
Berufliche Kompetenzen erhalten und fördern
Galt der staatlich erzwungene Ausschluss vom Arbeitsmarkt lange Zeit als ein  
probates Mittel, um Flüchtlinge abzuschrecken, so ist mittlerweile eine Kehrtwende 
zu beobachten: Ungeachtet des zu erwartenden Ausgangs des Asylverfahrens  
werden berufliche und personale Kompetenzen von Asylbewerbern und geduldeten 
Flüchtlingen zunehmend erhalten und gefördert. Auf kommunaler Ebene gehört 
dazu die Ermittlung beruflicher Qualifikationen und persönlicher Neigungen bei  
der Aufnahme, die Vermittlung in berufsbezogene Praktika sowie die Schaffung 
kommunaler Beschäftigungsmöglichkeiten. Nicht zuletzt mit Blick auf die Arbeits-
marktentwicklung sind Kommunen gut beraten, hier entsprechende Möglichkeiten 
entweder selbst zu schaffen oder eine gute Vernetzung von Beschäftigungs- und 
Qualifizierungsträgern auf örtlicher und regionaler Ebene herzustellen. Für Jugend-
liche sollten alle Möglichkeiten einer dualen oder überbetrieblichen Ausbildung  
in Betracht gezogen werden
Einstieg in das Bildungssystem erleichtern
Die Integration in Kindertagesstätten, die Einrichtung von Willkommensklassen und 
Schulwegtransporten sind kommunale Maßnahmen, die jungen Flüchtlingen den 
Einstieg in das hiesige Bildungssystem erleichtern sollen. Nach unseren Informationen 
ist darauf zu achten, dass die Schulpflicht für minderjährige und junge unbegleitete 
Flüchtlinge, die mittlerweile in den meisten Bundesländern vorgeschrieben ist,  
in jedem Fall eingehalten wird. Das Ziel muss zudem ein zügiger Wechsel der Kinder 
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und Jugendlichen in die hiesigen Regelklassen sein. Hier sollten Kommunen 
insbesondere ehrenamtliche Unterstützungsangebote stärken. Zivilgesellschaftliche 
Akteure leisten hierbei einen wichtigen Beitrag, beispielsweise durch Nachhilfean-
gebote, Bildungspatenschaften und die Unterstützung des Spracherwerbs.
Kommunale Forderungen an die Rahmenbedingungen von Bund und Ländern
Auch Bund und Länder sind gefordert, die Rahmenbedingungen der Flüchtlingsauf-
nahme und -integration zu verbessern, um die Kommunen in ihrer Aufnahme- und 
Integrationsfähigkeit zu stärken. Viele Gesetzesänderungen wurden bereits auf  
den Weg gebracht, die im Detail aber bisweilen nicht greifen. Beispielsweise bleibt 
der Nutzen eines zeitigen Arbeitsmarktzuganges für Asylbewerber fraglich, wenn  
nicht zugleich ein Zugang zu den Integrationskursen besteht. Auch die Bleiberechts-
regelung für geduldete Flüchtlinge verfehlt ihren Sinn, solange Arbeitsverbote  
gegen Flüchtlinge verhängt werden.
Die häufigsten Forderungen, die in den Interviews von den verantwortlichen  
Personen an die Rahmenpolitik von Bund und Ländern gestellt wurden, drehten sich 
um vier Themenkreise: die Klärung des Asylstatus, die Finanzierung der Flücht-
lingsaufnahme, die Integration in den Arbeitsmarkt sowie langfristige Perspektiven 
der Flüchtlingsintegration. Manche Forderungen mögen vor dem Hintergrund der 
bisher sehr restriktiven Flüchtlingsaufnahme noch sehr ungewohnt erscheinen.  
Es ist aber zu erwarten, dass auf diesem Gebiet künftig manche Barriere fallen wird, 
die heute noch sakrosankt erscheint. 
Im Vordergrund standen kommunale Forderungen nach eine raschen Klärung des 
Asylstatus, im Besonderen bezog sich dies auf eine zügige Abwicklung der Asyl- 
verfahren durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge. Gefordert wurde  
zudem ein stärkeres Engagement des Bundes für eine gesamteuropäische Lösung 
der strukturellen Probleme in Südosteuropa, die derzeit eine wesentliche Flucht- 
bzw. Wanderungsursache bilden. Problematisch aus kommunaler Sicht ist die 
Dublin-Regelung, die eine Rückführung in das europäische Land der Ersteinreise 
vorsieht und deshalb stark kritisiert wird. Eine mögliche Rückführung sollte  
sogleich in der Erstaufnahmeeinrichtung des Landes geklärt werden, damit in den 
Kommunen selbst zügig Orientierungs- und Integrationsmaßnahmen für die  
dortigen Flüchtlinge ergriffen werden können.
Ein zweites Thema bildet die Finanzierung der Flüchtlingsaufnahme vor Ort: Zentrale 
Stichworte sind hier die Übernahme von Kosten, die aus der Gesundheitsversorgung 
entstehen, und die finanzielle Unterstützung der Kommunen bei den Sprach- und 
Orientierungskursen. Im Allgemeinen mündet Letzteres in die Forderung nach  
einer Öffnung der Integrationskurse auch für Asylsuchende. Insgesamt fordern die 
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Kommunen eine höhere finanzielle Kompensation für die Flüchtlingsaufnahme.
Drittens sind dies arbeitsmarktbezogene Forderungen, so beispielsweise die Möglich- 
keiten, die das Berufsanerkennungsgesetz bietet, weiterhin und gezielt auch für Asyl- 
bewerber voranzutreiben. Auch hier dominiert die Forderung nach einer Öffnung 
der Integrationskurse, um die sprachliche Basis für eine Berufstätigkeit zu schaffen. 
Mit Blick auf die Fachkräftesituation vor Ort wurde in manchen Kommunen für die 
Möglichkeit des »Spurwechsels« plädiert, der mit dem Wechsel des Asylstatus ein  
unbefristetes Beschäftigungsverhältnis erlaubt.
Ein vierter Aspekt schließlich bezieht sich auf langfristige Perspektiven der Flücht-
lingsintegration vor Ort. Notwendig ist hierfür ein diskursiver Rahmen, in dem das 
Thema Flüchtlinge auch vor dem Hintergrund des demografischen Wandels erörtert 
werden kann. Ein erster Schritt wäre die Schaffung und Unterstützung von Modell-
projekten, die die Integration von Flüchtlingen mit längerfristigen demografischen 
und kommunalen Strategien der Fachkräftesicherung verbinden. Auch für die Ent- 
wicklung längerfristiger Strategien zum Umgang mit der Flüchtlingsintegration 
könnte eine effektive Vernetzung der Kommunen zwecks Informationsaustausch 
und Weitergabe guter Praxis hilfreich wirken (beispielsweise nach dem Vorbild des 
MORO-Programms – Aktionsprogramm zur regionalen Daseinsvorsorge des  
Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur).
Kommunen für die Flüchtlingsaufnahme fit machen
Die Aufnahme von Flüchtlingen wird auch in den kommenden Jahren ein hochaktu-
elles Thema bleiben. In den Kommunen werden zusätzliche personelle und finanz-
ielle Ressourcen benötigt, um diese Herausforderung meistern zu können. Bislang 
noch fehlt es in vielen Kommunalverwaltungen an Personal, um die Professionali-
sierung und Vernetzung in der Flüchtlingspolitik stärker vorantreiben zu können. 
Nahezu einhellig wurde in den befragten Kommunen der Wunsch nach mehr per-
sonellen Kapazitäten geäußert, um die vielen Anregungen, die für eine verbesserte 
Flüchtlingsaufnahme zirkulieren, aufgreifen und umsetzen zu können. Vielerorts 
existieren originelle Ideen, wie die Bedürfnisse von Flüchtlingen mit kommunalen 
Interessen in den Bereichen der Stadtentwicklung, der Beschäftigungsförderung und 
regionalen Daseinsvorsorge modellhaft kombiniert werden könnten. Doch erfordert 
allein die Planung von Modellprojekten und die Akquise der dafür erforderlichen  
Finanzierung zumeist eine professionelle Unterstützung. Eine Aufgabe von Bund 
und Ländern muss es daher sein, die Entwicklung von kommunalen Modellprojekten 
zu unterstützen, indem entsprechende Kompetenzen zur Verfügung gestellt werden.
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Flüchtlingsschutz als Prüfstein für eine solidarische Gesellschaft
Die Transformation des Flüchtlingsschutzes von einem Gnadenrecht des Souveräns 
in ein individuell einklagbares Grundrecht von Asylsuchenden bildete im 20. Jahr-
hundert einen Meilenstein in der Entwicklung des demokratischen Rechtsstaates.  
Im Zeitalter globaler Krisen wird auch das Zusammenleben vor Ort dauerhaft von 
der vorübergehenden oder langfristigen Aufnahme schutzsuchender Menschen be-
stimmt. Mit Blick auf Asylbewerber und geduldete Flüchtlinge sind Konzepte einer 
Teilhabe gefordert, die auch Möglichkeiten einer »Bürgerschaft auf Zeit« zulassen. 
Diese lassen sich auf der lokalen Ebene gut realisieren. Lokaler Zusammenhalt lässt 
sich gegen die Verunsicherungen globaler Krisenerscheinungen verteidigen, wenn 
es gelingt, Flüchtlinge als integralen Teil des Gemeinwesens aufzufassen, der unab-
hängig vom Aufenthaltsstatus einen Anspruch auf Teilhabe und Selbstentfaltung  
wie auch auf den Schutz und die Solidarität durch die örtliche Gemeinschaft besitzt.
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Liste der Gesprächspartner
Interviewpartner Funktion Datum Art des Interviews Interviewer
1 Stefanie Geisler Leiterin der Sozialabteilung des  
Landratsamts Ebersberg
06.03.2015 Telefoninterview Biesenkamp
2 Reinhard Oellerer Mitbegründer der Initiative »Offenes  
Anzing«, Mitglied des Gemeinderats (Grüne)
11.01.2015 Telefoninterview Biesenkamp
3 Stef Maldener Grandhotel Cosmopolis 13.03.2015 Telefoninterview Aumüller
4 Ellahe Amir-Haeri Büro der Integrationsbeauftragten  
des Berliner Senats
20.04.2015 Persönliches  
Interview
Aumüller
5 Imke Juretzka Büro der Integrationsbeauftragten 
des Berliner Senats
20.04.2015 Persönliches  
Interview
Aumüller
6 Fabio Reinhardt Mitglied des Abgeordnetenhauses  
Berlin (Piratenfraktion)
06.03.2015 Telefoninterview Aumüller
7 Jürgen Schulte Sprecher der Anwohnerinitiative  
»Hufeisern gegen Rechts«
03.12.2014 Persönliches  
Interview
Aumüller
8 Bernd Szczepanski Bezirksstadtrat für Soziales, Neukölln 18.12.2014 Persönliches Interview Aumüller
9 Dr. Thomas Bryant Projektkoordinator der Bezirklichen Koordinierungs-
stelle für Demokratieentwicklung am Ort der Vielfalt  
Marzahn-Hellersdorf (*Polis)
08.12.2014 Persönliches  
Interview
Aumüller/  
Biesenkamp
10 Hartmut Wittig Pfarrer in der evangelischen Kirchengemeinde  
Berlin-Hellersdorf und ehrenamtlicher Mitarbeiter  
in der Flüchtlingssozialarbeit
04.02.2015 Telefoninterview Biesenkamp
11 Dr. Stefanie Tragl Unterstützerkreis »Pankow hilft« 29.10.2014 Telefoninterview Aumüller
12 Hilke Wiezoreck Senatskanzlei, Referat für Integrationspolitik 08.04.2015 Telefoninterview Aumüller
13 Anonym Mitglied im Stadtrat Hannover 10.11.2014 Telefoninterview Biesenkamp
14 Irene Wegener Ansprechpartnerin für das Flüchtlingswohnheim  
der »Gemeinde am Döhrener Turm«
04.11.2014 Telefoninterview Biesenkamp
15 Jörg Michel Pfarrer der evangelischen Gemeinde in Hoyerswerda 
und ehrenamtlicher Mitarbeiter bei der Bürger- 
initiative »Hoyerswerda hilft mit Herz«
17.11.2014 Telefoninterview Biesenkamp
16 Marko Schmidt Mitarbeiter beim Sächsischen Flüchtlingsrat 14.11.2014 Telefoninterview Biesenkamp
17 Michael Busch Landrat 20.02.2014 Telefoninterview Aumüller
18 Martina Kador-Probst Leiterin des Sozialamts 04.03.2015 Telefoninterview Aumüller
19 Manfred Geis Amt für Naturschutz, Umwelt und Ländlicher Raum 10.12.2014 Persönliches Interview Aumüller
20 Klaus Pichl Leiter des Kreissozialamts 11.12.2014 Persönliches Interview Aumüller
21 Clas Röhl Ehrenamtskoordinator des Vereins »Brücken Café 
e. V.« für die Flüchtlingsarbeit in der Gemeinschafts-
unterkunft »Hof Reith« in Schlüchtern
12.11.2014 Telefoninterview Biesenkamp
22 Anna Seipel Integrationsbeauftragte des Main-Kinzig-Kreises 11.12.2014 Persönliches Interview Aumüller
23 Susanne Simmler Erste Kreisbeigeordnete 10.12.2014 Persönliches Interview Aumüller
24 Rita Maria Rzyski Sozialstadträtin 04.02.2015 Telefoninterview Aumüller
25 Jörg Näther Öffentlichkeitsbeauftragter der Stadt Rauschenberg 27.01.2015 Telefoninterview Aumüller
26 Christian Hlatky Bürgerhauskoordinator, Soziale Stadt Rosenheim 31.03.2015 Telefoninterview Aumüller
27 Daniela Dinser Leiterin der Ausländerbehörde,  
Flüchtlingsbeauftragte
27.04.2015 Telefoninterview Aumüller
28 Hermann Gaugele Integrationsbeauftragter 27.04.2015 Telefoninterview Aumüller
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Anlage 12: Bundesregierung: Asylbewerber in Deutschland und Europa;  
https://www.bundesregierung.de/Content/DE/StatischeSeiten/Breg/Fluechtlings-und-
Asylpolitik/Bilder/2016-08-22-fluechtlingszahlen-stand-juli16.jpg?__blob=poster&v=3 
[24.08.2016] (zitiert als: Bundesregierung, Abbildung Asylbewerber in Deutschland 
und Europa). 
 
 
 
  
Anlage 13: bpb, Asylzahlen Deutschland 
  
Anlage 14: BMI, Monat Juli 2016 
  
Anlage 15: IM BW, Monatlicher Zugang von Asylbegehrenden für Erstanträge in BW 
 
 
Anlage 16: IM BW, Zusammensetzung der Asylantragsteller  
  
Anlage 17: RNK, Im Herzen eins 
 
Anlage 18: RNK, Zuweisungen sinken 
 
Anlage 19: E-Mail vom 25.08.2016 von Silke Hartmann, Amtsleiterin des Büros des 
Landrats, Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Kurfürsten-Anlage 38-40, 69115 
Heidelberg (zitiert als: E-Mail von Silke Hartmann, 25.08.2016) 
 
  
 
  
 
  
Anlage 20: Vermerk über das Telefongespräch vom 25.08.2016 mit Silke Hartmann, 
Amtsleiterin des Büros des Landrats, Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Kurfürsten-
Anlage 38-40, 69115 Heidelberg (zitiert als: Gesprächsvermerk mit Silke Hartmann, 
25.08.2016) 
Im Juni 2016 wurden dem Rhein-Neckar-Kreis für die vorläufige Unterbringung 30 
Flüchtlinge, im Juli 2016 28 und im August 8 Flüchtlinge zugeteilt. Bis Ende März 
2016 wurden monatlich über 600 Flüchtlinge zugeteilt. 
  
Anlage 21: Gesprächsvermerk vom 08.08.2016 mit Simon Bolg, Leiter des 
Ordnungsamtes der Stadt Rauenberg, Wieslocher Straße 21, 69231 Rauenberg (zitiert 
als: Gesprächsvermerk mit Simon Bolg, 08.08.2016) 
Zum 08.08.2016 waren in Rauenberg 28 Flüchtlinge im Rahmen der 
Anschlussunterbringung untergebracht. Im gesamten Jahr 2016 werden 
voraussichtlich 44 Flüchtlinge zugewiesen, wobei davon 2 Flüchtlinge einen Überhang 
von 2015 darstellen. Nach Schätzungen des Rhein-Neckar-Kreises werden 2017 
doppelt so viele Flüchtlinge wie 2016 zugewiesen. Zum 13.08.2016 kamen von den 
damals 20 untergebrachten Flüchtlingen 11 aus Gambia, 3 aus dem Irak, 3 aus Nigeria 
und jeweils eine Person aus dem Iran, Kongo und Togo. 
Zur Unterbringung gibt es drei städtische Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünfte 
sowie zwei angemietete Wohnungen, eine in Rotenberg, zwei in Malschenberg sowie 
zwei in Rauenberg. Es wird versucht, eine Unterbringung in 
Gemeinschaftsunterkünften zu vermeiden und die Flüchtlinge gleichmäßig auf das 
gesamte Stadtgebiet zu verteilen. 
 
Die Einweisung erfolgt für sechs Monate, um den Druck zu erhöhen, eine Wohnung 
zu suchen. Findet der Flüchtling bis dahin keine eigene Wohnung, so wird er wieder 
für sechs Monate eingewiesen. 
 
Durch die Satzung über die Benutzung von Obdachlosen- und 
Asylbewerberunterkünften sowie die Benutzungsordnung für die Flüchtlings- und 
Obdachlosenunterkünfte wird den untergebrachten Flüchtlingen die Räum- und 
Streupflicht der Gehwege sowie die Reinigung der Unterkunft übertragen. In der 
Realität halten sich die Flüchtlinge nicht an diese Regelungen, sodass Mitarbeiter des 
Bauhofes einen Teil ihrer Arbeitszeit für diese Tätigkeiten aufbringen müssen. 
 
Rauenberg ist zusammen mit den Gemeinden Malsch und Mühlhausen Mitglied im 
Gemeindeverwaltungsverband Rauenberg. Zum April 2016 wurde seitens des 
Gemeindeverwaltungsverbandes eine Stelle für eine Integrationsbeauftragte 
geschaffen, die für die Betreuung der Flüchtlinge aller drei Mitgliedsgemeinden 
verantwortlich ist. 
 
  
Anlage 22: Vermerk über die Informationsveranstaltung der Stadt Rauenberg über die 
Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen in Rauenberg, Malschenberg und 
Rotenberg am 13.04.2016 (zitiert als: Vermerk über die Informationsveranstaltung in 
Rauenberg vom 13.04.2016) 
 
Am 13.04.2016 nahm ich an einer von der Stadtverwaltung Rauenberg durchgeführten 
Informationsveranstaltung über die Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen in 
Rauenberg, Malschenberg und Rotenberg teil. Allein an der zahlreichen Teilnahme 
war die Brisanz der Flüchtlingsthematik vor Ort sowie das große Interesse der 
Einwohner zu erkennen. Bei einer offenen Fragerunde waren die Sorgen und Ängste 
der Einwohner greifbar, jedoch auch deren Akzeptanz und Hilfsbereitschaft gegenüber 
den Flüchtlingen. 
 
Die Integrationsbeauftragte Daniela Lieske stellte sich vor und freute sich darüber, 
dass 2015 in Rauenberg ein Asylkreis zustande kam, der sich aus ehrenamtlichen 
Helfern der Stadt zusammensetzt.  
  
Anlage 23: Umfrage vom 12.04.2016 
Folgende E-Mail schickte ich an die Stadtverwaltungen Stuttgart, Freiburg, Karlsruhe, 
Mannheim, Heidelberg, Ludwigsburg, Reutlingen, Pforzheim, Ulm und Heilbronn. 
 
Anlage 24: Vermerk über das Telefongespräch vom 14.04.2016 mit Alice Weber, 
persönliche Referentin des ersten Bürgermeisters der Stadt Ludwigsburg, 
Wilhelmstraße 11, 71638 Ludwigsburg (zitiert als: Gesprächsvermerk mit Alice Weber, 
14.04.2016) 
In der Vergangenheit fanden viele Flüchtlinge selbst auf dem privaten Wohnungsmarkt 
eine Unterkunft. Daher war die Stadt Ludwigsburg nicht für deren 
Anschlussunterbringung zuständig. Mittlerweile hat sich diese Situation geändert, da 
der Wohnungsmarkt angespannt ist. Das Hauptproblem der Anschlussunterbringung 
sieht Frau Weber darin, überhaupt Wohnraum zu finden. Daher hat die Stadt 
Ludwigsburg im November 2015 eine Hotline für Angebote von freiem Wohnraum 
eingerichtet. Leider wurde die Hotline kaum genutzt. 
Es wurden 10 neue Stellen für die Flüchtlingsunterbringung geschaffen, davon welche 
auch speziell für die Anschlussunterbringung. 
  
Anlage 25: E-Mail vom 14.04.2016 von Matthias Löw, Stadt Reutlingen, 
Flüchtlingsbeauftragter, Marktplatz 22, 72764 Reutlingen (zitiert als: E-Mail von 
Matthias Löw, 14.04.2016) 
 
 
  
Anlage 26: E-Mail vom 18.04.2016 von Sarah Kiefer, Stadtverwaltung Karlsruhe, 
Sozial- und Jugendbehörde – Personalstelle, Kaiserallee 4, 76133 Karlsruhe (zitiert 
als: E-Mail von Sarah Kiefer, 18.04.2016) 
 
Anlage 27: E-Mail vom 22.04.2016 von Christiane Blohm, Stadtverwaltung Pforzheim, 
Leiterin der Abteilung Asyl und Wohnungswesen, Zehnthofstr. 10-12, 75175 Pforzheim 
(zitiert als: E-Mail von Christiane Blohm, 22.04.2016) 
 
Anlage 28: E-Mail vom 03.05.2016 von Jenny Brade, Stadtverwaltung Ulm, 
Fachbereich Bildung und Soziales, Abteilung Soziales, Geschäftsführung Koordination 
Flüchtlingsarbeit, Olgastr. 152, 89073 Ulm (zitiert als: E-Mail von Jenny Brade, 
03.05.2016) 
 
Anlage 29: E-Mail vom 03.05.2016 von Doris Ludwig, Stadt Heilbronn, Amt für Familie, 
Jugend und Senioren, Gymnasiumstr. 44, 74072 Heilbronn (zitiert als: E-Mail von Doris 
Ludwig, 03.05.2016) 
 
Anlage 30: E-Mail vom 04.05.2016 von Saskia Möding, Stadtverwaltung Mannheim, 
Fachbereich Arbeit und Soziales, K1, 7-13, 68159 Mannheim (zitiert als: E-Mail von 
Saskia Möding, 04.05.2016) 
 
Anlage 31: E-Mail vom 14.04.2016 von Dieter Genthner, Stadt Heidelberg, Amt für 
Soziales und Senioren, Fischmarkt 2, 69117 Heidelberg (zitiert als: E-Mail von Dieter 
Genthner, 14.04.2016) 
 
Anlage 32: E-Mail vom 02.05.2016 von Gerhard Mauch, Städtetag Baden-
Württemberg, Dezernent, Königstraße 2, 70173 Stuttgart (zitiert als: E-Mail von 
Gerhard Mauch, 02.05.2016) 
 
Anlage 33: Gemeindetag Baden-Württemberg: Muster für die Satzung über die 
Benutzung von Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünften; 
http://www.wiesloch.de/pb/site/Wiesloch/get/ params_E473744112/1899467/V2016-
80.pdf [04.09.2016] (zitiert als: Gemeindetag BW, Satzungsmuster) 
  
Aktuelles Satzungsmuster des Gemeindetags für die Satzung über die 
Benutzung von Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünften 
Satzung über die Benutzung von Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünften 
Auf Grund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) sowie §§ 2 
und 13 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) hat der 
Gemeinderat der Stadt/Gemeinde 	am 	folgende Satzung beschlossen: 
I. Rechtsform und Zweckbestimmung der Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünfte 
§ 1 Rechtsform/Anwendungsbereich 
(1) Die Gemeinde/Stadt betreibt die Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünfte als eine 
gemeinsame öffentliche Einrichtung in der Form einer unselbständigen Anstalt des 
öffentlichen Rechts. 
(2) Obdachlosenunterkünfte sind die zur Unterbringung von Obdachlosen von der 
Gemeinde/Stadt bestimmten Gebäude, Wohnungen und Räume. 
(3) Flüchtlingsunterkünfte sind die zur Unterbringung von Personen nach den §§ 17 und 18 
des Gesetzes über die Aufnahme und Unterbringung von Flüchtlingen 
(Flüchtlingsaufnahmegesetz - FlüAG-, vom 19.12.2013, GBI. 2013, S. 493) von der 
Stadt/Gemeinde bestimmten Gebäude, Wohnungen und Räume. 
(4) Die Unterkünfte dienen der Aufnahme und i. d. R. der vorübergehenden Unterbringung 
von Personen, die obdachlos sind oder sich in einer außergewöhnlichen Wohnungsnotlage 
befinden und die erkennbar nicht fähig sind, sich selbst eine geordnete Unterkunft zu 
beschaffen oder eine Wohnung zu erhalten. 
II. Gemeinsame Bestimmungen für die Benutzung der Obdachlosen- und 
Flüchtlingsunterkünfte 
§ 2 Benutzungsverhältnis 
Das Benutzungsverhältnis ist öffentlich-rechtlich ausgestaltet. Ein Rechtsanspruch auf die 
Unterbringung in einer bestimmten Unterkunft oder auf Zuweisung von Räumen bestimmter 
Art und Größe besteht nicht. 
§ 3 Beginn und Ende der Nutzung 
(1) Das Benutzungsverhältnis beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Benutzer die Unterkunft 
bezieht. 
(2) Die Beendigung des Benutzungsverhältnisses erfolgt durch schriftliche Verfügung der 
Stadt/Gemeinde. Soweit die Benutzung der Unterkunft über den in der Verfügung 
angegebenen Zeitpunkt hinaus fortgesetzt wird, endet das Benutzungsverhältnis mit der 
Räumung der Wohnung. 
§ 4 Benutzung der überlassenen Räume und Hausrecht 
(1) Die als Unterkunft überlassenen Räume dürfen nur von den eingewiesenen Personen 
und nur zu Wohnzwecken benutzt werden. 
(2) Der Benutzer der Unterkunft ist verpflichtet, die ihm zugewiesenen Räume samt dem 
überlassenen Zubehör pfleglich zu behandeln, im Rahmen der durch ihre 
bestimmungsgemäße Verwendung bedingten Abnutzung instandzuhalten und nach 
Beendigung des Benutzungsverhältnisses in dem Zustand herauszugeben, in dem sie bei 
Beginn übernommen worden sind. Zu diesem Zweck ist ein Übernahmeprotokoll 
aufzunehmen und vom Eingewiesenen zu unterschreiben. 
(3) Veränderungen an der zugewiesenen Unterkunft und dem überlassenen Zubehör dürfen 
nur mit ausdrücklicher Zustimmung der Gemeinde vorgenommen werden. Der Benutzer ist 
im Übrigen verpflichtet, die Stadt/Gemeinde unverzüglich von Schäden am Äußeren oder 
Inneren der Räume in der zugewiesenen Unterkunft zu unterrichten. 
(4) Der Benutzer bedarf ferner der schriftlichen Zustimmung der Stadt/Gemeinde, wenn er 
1. in die Unterkunft entgeltlich oder unentgeltlich einen Dritten aufnehmen will, es sei denn, 
es handelt sich um eine unentgeltliche Aufnahme von angemessener Dauer (Besuch); 
2. die Unterkunft zu anderen als zu Wohnzwecken benutzen will; 
3. ein Schild (ausgenommen übliche Namensschilder), eine Aufschrift oder einen 
Gegenstand in gemeinschaftlichen Räumen, in oder an der Unterkunft oder auf dem 
Grundstück der Unterkunft anbringen oder aufstellen will; 
4. ein Tier in der Unterkunft halten will; 
5. in der Unterkunft oder auf dem Grundstück außerhalb vorgesehener Park-, Einstell- oder 
Abstellplätze ein Kraftfahrzeug abstellen will; 
6. Um-, An- und Einbauten sowie Installationen oder andere Veränderungen in der 
Unterkunft vornehmen will. 
(5) Die Zustimmung wird grundsätzlich nur dann erteilt, wenn der Benutzer eine Erklärung 
abgibt, dass er die Haftung für alle Schäden, die durch die besonderen Benutzungen nach 
Abs. 3 und 4 verursacht werden können, ohne Rücksicht auf eigenes Verschulden, 
übernimmt und die Stadt/Gemeinde insofern von Schadensersatzansprüchen Dritter freistellt. 
(6) Die Zustimmung kann befristet und mit Auflagen versehen erteilt werden. Insbesondere 
sind die Zweckbestimmung der Unterkunft, die Interessen der Haus- und Wohngemeinschaft 
sowie die Grundsätze einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung zu beachten. 
(7) Die Zustimmung kann widerrufen werden, wenn Auflagen oder sonstige 
Nebenbestimmungen nicht eingehalten, Hausbewohner oder Nachbarn belästigt oder die 
Unterkunft bzw. das Grundstück beeinträchtigt werden. 
(8) Bei vom Benutzer ohne Zustimmung der Gemeinde vorgenommenen baulichen oder 
sonstigen Veränderungen kann die Stadt/Gemeinde diese auf Kosten des Benutzers 
beseitigen und den früheren Zustand wieder herstellen lassen (Ersatzvornahme). 
(9) Die Stadt/Gemeinde kann darüber hinaus die erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um 
den Anstaltszweck zu erreichen. 
(10) Die Beauftragten der Stadt/Gemeinde sind berechtigt, die Unterkünfte in angemessenen 
Abständen und nach rechtzeitiger Ankündigung werktags in der Zeit von 6.00 Uhr bis 22.00 
Uhr zu betreten. Sie haben sich dabei gegenüber dem Benutzer auf dessen Verlangen 
auszuweisen. Bei Gefahr im Verzug kann die Unterkunft ohne Ankündigung jederzeit 
betreten werden. Zu diesem Zweck wird die Stadt/Gemeinde einen Wohnungsschlüssel 
zurückbehalten. 
§ 5 Instandhaltung der Unterkünfte 
(1) Der Benutzer verpflichtet sich, für eine ordnungsgemäße Reinigung, ausreichende 
Lüftung und Heizung der überlassenen Unterkunft zu sorgen. 
(2) Zeigt sich ein wesentlicher Mangel der Unterkunft oder wird eine Vorkehrung zum 
Schutze dieser oder des Grundstücks gegen eine nicht vorhersehbare Gefahr erforderlich, 
so hat der Benutzer dies der Stadt/Gemeinde unverzüglich mitzuteilen. 
(3) Der Benutzer haftet für Schäden, die durch schuldhafte Verletzung der ihm obliegenden 
Sorgfalts- und Anzeigepflicht entstehen, besonders wenn technische Anlagen und andere 
Einrichtungen unsachgemäß behandelt, die überlassene Unterkunft nur unzureichend 
gelüftet, geheizt oder gegen Frost geschützt wird. Insoweit haftet der Benutzer auch für das 
Verschulden von Haushaltsangehörigen und Dritten, die sich mit seinem Willen in der 
Unterkunft aufhalten. Schäden und Verunreinigungen, für die der Benutzer haftet, kann die 
Stadt/Gemeinde auf Kosten des Benutzers beseitigen lassen. 
(4) Die Stadt/Gemeinde wird die in § 1 genannten Unterkünfte und Hausgrundstücke in 
einem ordnungsgemäßen Zustand erhalten. Der Benutzer ist nicht berechtigt, auftretende 
Mängel auf Kosten der Stadt/Gemeinde zu beseitigen. 
§ 6 Räum- und Streupflicht 
Dem Benutzer obliegt die Räum- und Streupflicht nach der örtlichen Satzung über die 
Verpflichtung der Straßenanlieger zum Reinigen, Schneeräumen und Bestreuen der 
Gehwege (Streupflichtsatzung). 
§ 7 Hausordnungen 
(1) Die Benutzer sind zur Wahrung des Hausfriedens und zur gegenseitigen 
Rücksichtnahme verpflichtet. 
(2) Zur Aufrechterhaltung der Ordnung in der einzelnen Unterkunft kann die Verwaltung 
besondere Hausordnungen, in denen insbesondere die Reinigung der 
Gemeinschaftsanlagen und -räume bestimmt werden, erlassen. 
§ 8 Rückgabe der Unterkunft 
(1) Bei Beendigung des Benutzungsverhältnisses hat der Benutzer die Unterkunft vollständig 
geräumt und sauber zurückzugeben. Alle Schlüssel, auch die vom Benutzer selbst 
nachgemachten, sind der Stadt/Gemeinde bzw. ihren Beauftragten zu übergeben. Der 
Benutzer haftet für alle Schäden, die der Stadt/Gemeinde oder einem Benutzungsnachfolger 
aus der Nichtbefolgung dieser Pflicht entstehen. 
(2) Einrichtungen, mit denen der Benutzer die Unterkunft versehen hat, darf er wegnehmen, 
muss dann aber den ursprünglichen Zustand wieder herstellen. Die Stadt/Gemeinde kann 
die Ausübung des Wegnahmerechts durch Zahlung einer angemessenen Entschädigung 
abwenden, es sei denn, dass der Benutzer ein berechtigtes Interesse an der Wegnahme hat. 
§ 9 Haftung und Haftungsausschluss 
(1) Die Benutzer haften vorbehaltlich spezieller Regelungen in dieser Satzung für die von 
ihnen verursachten Schäden. 
(2) Die Haftung der Stadt/Gemeinde, ihrer Organe und ihrer Bediensteten gegenüber den 
Benutzern und Besuchern wird auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt. Für 
Schäden, die sich die Benutzer einer Unterkunft bzw. deren Besucher selbst gegenseitig 
zufügen, übernimmt die Stadt/Gemeinde keine Haftung. 
§ 10 Personenmehrheit als Benutzer 
(1) Erklärungen, deren Wirkungen eine Personenmehrheit berühren, müssen von oder 
gegenüber allen Benutzern abgegeben werden. 
(2) Jeder Benutzer muss Tatsachen in der Person oder in dem Verhalten eines 
Haushaltsangehörigen oder eines Dritten, der sich mit seinem Willen in der Unterkunft 
aufhält, die das Benutzungsverhältnis berühren oder einen Ersatzanspruch begründen, für 
und gegen sich gelten lassen. 
§ 11 Verwaltungszwang 
Räumt ein Benutzer seine Unterkunft nicht, obwohl gegen ihn eine bestandskräftige oder 
vorläufig vollstreckbare Umsetzungsverfügung vorliegt, so kann die Umsetzung durch 
unmittelbaren Zwang nach Maßgabe des § 27 Landesverwaltungsvollstreckungsgesetzes 
vollzogen werden. Dasselbe gilt für die Räumung der Unterkunft nach Beendigung des 
Benutzungsverhältnisses durch schriftliche Verfügung (§ 3 Abs. 2 Satz 1). 
III. Gebühren für die Benutzung der Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünfte 
§ 12 Gebührenpflicht und Gebührenschuldner 
(1) Für die Benutzung der in den Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünften in Anspruch 
genommenen Räume werden Gebühren erhoben. 
(2) Gebührenschuldner sind diejenigen Personen, die in den Unterkünften untergebracht 
sind. Personen, die eine Unterkunft gemeinsam benutzen, sind Gesamtschuldner. 
§ 13 Gebührenmaßstab und Gebührenhöhe 
Alternative 1— Flächenbezogene Gebühr einschl. Betriebskosten 
(1) Bemessungsgrundlage für die Höhe der Benutzungsgebühr einschließlich der 
Betriebskosten ist die Wohnfläche der zugewiesenen Unterkunft. Für die Ermittlung der 
Wohnfläche gelten die Vorschriften der Zweiten Berechnungsverordnung in der jeweils 
geltenden Fassung. 
(2) Die Benutzungsgebühr einschließlich der Betriebskosten beträgt je m2 Wohnfläche und 
Kalendermonat- 	Euro 
(3) Bei der Errechnung der Benutzungsgebühr gem. Absatz 2 nach Kalendertagen wird für 
jeden Tag der Benutzung 1/30 der monatlichen Gebühr zugrundegelegt. 
Alternative 2 — Flächenbezogene Gebühr ohne Betriebskosten zuzüglich 
personenbezogener Betriebskostenpauschale 
(1) Bemessungsgrundlage für die Höhe der Benutzungsgebühr ist die Wohnfläche der 
zugewiesenen Unterkunft. Für die Ermittlung der Wohnfläche gelten die Vorschriften der 
Zweiten Berechnungsverordnung in der jeweils geltenden Fassung. Neben der 
Benutzungsgebühr wird eine Betriebskostenpauschale pro Person erhoben. 
(2) Die Benutzungsgebühr beträgt je m" Wohnfläche und Kalendermonat 	 Euro. 
(3) Die Betriebskostenpauschale beträgt je Person und Kalendermonat 	 Euro. 
(4) Bei der Errechnung der Benutzungsgebühr und der Betriebskostenpauschale nach 
Kalendertagen wird für jeden Tag der Benutzung 1/30 der monatlichen Gebühr bzw. 
Pauschale zugrunde gelegt. 
Alternative 3— Personenbezogene Gebühr einschl. Betriebskosten 
(1) Bemessungsgrundlage für die Höhe der Gebühr ist der überlassene Wohnplatz. 
(2) Die Gebühr einschließlich der Betriebskosten beträgt 	Euro pro Wohnplatz und 
Kalendermonat. 
(3) Bei der Errechnung der Gebühr nach Absatz 2 nach Kalendertagen, wird für jeden Tag 
der Benutzung 1/30 der monatlichen Gebühr zugrunde gelegt. 
§ 14 Entstehung der Gebührenschuld, Beginn und Ende der Gebührenpflicht 
(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem Einzug in die Unterkunft und endet mit dem Tag der 
Räumung. 
(2) Die Gebührenschuld für einen Kalendermonat entsteht mit dem Beginn des 
Kalendermonats. Beginnt die Gebührenpflicht im Laufe des Kalendermonats, so entsteht die 
Gebührenschuld für den Rest dieses Kalendermonats mit dem Beginn der Gebührenpflicht. 
§ 15 Festsetzung und Fälligkeit 
(1) Die Benutzungsgebühr wird durch Gebührenbescheid festgesetzt. Sie wird zwei Wochen 
nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids zur Zahlung fällig. 
(2) Beginnt oder endet die Gebührenpflicht im Laufe eines Kalendermonats, wird die 
Benutzungsgebühr nach den angefangenen Kalendertagen festgesetzt. Für die Fälligkeit gilt 
Abs. 1 Satz 2. 
(3) Eine vorübergehende Nichtbenutzung der Unterkunft entbindet den Benutzer nicht von 
der Verpflichtung, die Gebühren entsprechend Abs. 1 und 2 vollständig zu entrichten. 
IV. Schlussbestimmungen 
§ 16 Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt am 	 in Kraft. 
Alternativ: 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
V. Hinweis über die Verletzung von Verfahrens- und/oder Formvorschriften nach § 4 
Abs. 4 Gemeindeordnung 
Vl. Ausfertigungsvermerk 
Hinweis zu § 15: 
Die Benutzungsgebühr ist als Monatsgebühr ausgestaltet. Damit die Gebühr nicht gern. § 15 
der o.a. Satzung jeden Monat erneut durch Bescheid festgesetzt werden muss, empfiehlt es 
sich, einen sog. Dauerbescheid gern. § 3 Abs. 1 Nr. 4 c) KAG zu erlassen. Danach kann ein 
Bescheid über eine Abgabe für einen bestimmten Zeitabschnitt (hier: Monat) bestimmen, 
dass er auch für künftige Zeitabschnitte gilt, solange sich die Berechnungsgrundlagen und 
die Höhe der festgesetzten Abgabe nicht ändern. 
Anlage 34: Stuttgarter Zeitung, Wer hilft den Städten und Gemeinden? 
  
Anlage 35: Schwäbische, Kehle fordert Kopfpauschale 
Anlage 36: Rackwitz, Wer haftet? 
 
Anlage 37: Vermerk über das Telefongespräch vom 21.07.2016 mit Simon Bolg, Leiter 
des Ordnungsamtes der Stadt Rauenberg, Wieslocher Straße 21, 69231 Rauenberg 
(zitiert als: Gesprächsvermerk mit Simon Bolg, 21.07.2016) 
 
Herr Bolg berichtete mir von einem Treffen einiger kommunaler 
Flüchtlingsbeauftragten im Rhein-Neckar-Kreis im Juli 2016 mit Jochen Holzmann als 
Leiter des Integration Point des Jobcenters Rhein-Neckar-Kreis. Dort wurde unter 
anderem die Erstausstattungspauschale für Wohnungen thematisiert. 
 
Für anerkannte Asylbewerbern und Asylbewerber, die subsidiären Schutz genießen, 
ist bei Vorliegen aller Voraussetzungen das Jobcenter zuständig. Diese Flüchtlinge 
gelangen in die kommunale Anschlussunterbringung und stellen meist dann einen 
Antrag auf Erstausstattungspauschale beim Jobcenter. Da das Antragsverfahren eine 
gewisse Zeit dauert, liegt das Problem vor, dass Flüchtlinge für diese Übergangszeit 
im Prinzip in einer unmöblierten Wohnung leben müssten, da sie erfahrungsgemäß 
noch keine eigenen Einrichtungsgegenstände besitzen. Daher wurde bei dem o.g. 
Treffen erörtert, welche Lösungsmöglichkeiten es hierfür gibt. Die erste Möglichkeit 
könnte sein, dass der Flüchtling den Anspruch auf die Erstausstattungspauschale an 
die Kommune, die für seine Anschlussunterbringung zuständig ist, abtritt. Eine andere 
Lösung wäre es, neben den Benutzungsgebühren für die Wohnung eine Pauschale 
für die von der Kommune gestellte Möblierung zu verlangen. Die Ausstattung könne 
auch ausschließlich über Spenden erfolgen, was jedoch einen gut funktionierenden 
Asylkreis voraussetzt. 
  
Anlage 38: Vermerk über das Telefongespräch vom 04.08.2016 mit Jochen Holzmann, 
Bereichsleiter Leistung, Jobcenter Rhein-Neckar-Kreis, Czernyring 22/10, 69115 
Heidelberg (zitiert als: Gesprächsvermerk mit Jochen Holzmann, 04.08.2016) 
 
Thema des Gesprächs war die in Anlage 37 angesprochene Problematik hinsichtlich 
der Erstausstattungspauschale. Es sind nur diejenigen Asylbewerber nach SGB II 
leistungsberechtigt, welche die Voraussetzungen des SGB II erfüllen und nicht nach § 
1 AsylbLG ausgeschlossen sind. Darunter fallen anerkannte Asylbewerber und 
Asylbewerber, die subsidiären Schutz genießen. Die Erstausstattungspauschale wird 
nach § 24 Abs. 3 Nr. 1 SGB II gewährt. Den Antrag hierzu kann nur ein Beteiligter des 
Verfahrens stellen, also der Flüchtling selbst. Das diskutierte Problem tritt vor allem 
auf, da die Flüchtlinge relativ schnell von der vorläufigen Unterbringung in die 
Anschlussunterbringung umgesetzt werden und sie nicht unverzüglich nach Erhalt des 
Anerkennungsbescheides des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge den Antrag 
auf die Erstausstattungspauschale beim Jobcenter stellen. Die Flüchtlinge sind meist 
bereits in der Anschlussunterbringung und stellen erst dann den notwendigen Antrag. 
 
Als beste Lösungsmöglichkeit bewertet Herr Holzmann die Einführung einer 
Möblierungspauschale zusätzlich zur Benutzungsgebühr seitens der Kommune. Die 
Kommune stattet somit in jedem Fall die Wohnungen mit Möbeln aus. Bei einem 
Auszug des Flüchtlings aus der Wohnung im Rahmen der Anschlussunterbringung hat 
dieser somit noch Anspruch auf die Erstausstattungspauschale, da diese bisher nicht 
vom Jobcenter gezahlt wurde. Ich merkte an, dass das Jobcenter durch diese Lösung 
im Endeffekt mehr Kosten hat, da die Erstausstattungspauschale plus die monatliche 
Möblierungspauschale gezahlt werden. Daraufhin führte Herr Holzmann aus, dass 
dies in anderen Fällen, z.B. bei einem Einzug in eine vollmöblierte Wohnung, ebenfalls 
der Fall ist und somit keinen Sonderfall darstellt. 
  
Anlage 39: Leifels/Zeuner, Flüchtlingszuwanderung erfordert Investitionen 
 
Hinweis: Dieses Papier gibt die Meinung der Autoren wieder und repräsentiert nicht notwendigerweise die Position der KfW. 
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Grafik 1: Zuwanderung und Asylanträge 
Asylerstanträge in Deutschland (inkl. Schätzung), Zuwanderung nach Deutschland 1995 bis 2015 
 
Quelle: BAMF, Statistisches Bundesamt. 
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Das Ausmaß der weltweiten Flucht-
migration stellt auch Deutschland vor 
große Aufgaben. Der sprunghafte An-
stieg der Flüchtlingszahlen in 
Deutschland verursacht akute Eng-
pässe bei der Registrierung, Antrags-
bearbeitung, Versorgung und Unter-
bringung der Schutzsuchenden. Die 
Kapazitäten können dem unerwarte-
ten Bedarf vielerorts nur provisorisch 
angepasst werden. Die Kosten über-
fordern Deutschland jedoch nicht. 
Investitionen in drei Bereiche sind Vo-
raussetzung für eine erfolgreiche wirt-
schaftliche Integration der in Deutsch-
land bleibenden Flüchtlinge:  
(1)  Wohnraum: Der schon bestehen-
de Wohnungsmangel in Ballungsräu-
men wird weiter zunehmen. Deshalb 
sollten Anreize für mehr Bauaktivität 
gesetzt und leerstehende Wohnungen 
sinnvoll genutzt werden. 
(2)  Schulen und Kitas: Die zahlrei-
chen minderjährigen Flüchtlinge erhö-
hen mittelfristig die Schülerzahlen. Ih-
rem Bedürfnis nach Schulbildung gilt 
es gerecht zu werden. Deshalb bedarf 
es zusätzlicher Investitionen in die 
Bildungsinfrastruktur sowie Mehraus-
gaben für Lehr- und Betreuungsper-
sonal. 
(3)  Humankapital: Deutschland ist auf 
gezielte Zuwanderung von Fachkräf-
ten angewiesen, um den schon bald 
beschleunigten Rückgang der er-
werbsfähigen Bevölkerung abzufe-
dern. Inwieweit auch die Flüchtlings-
zuwanderung mit ihrer für eine altern-
de Volkswirtschaft günstigen Alters-
struktur dazu beitragen wird, ist von 
entschlossenen Humankapitalinvesti-
tionen abhängig: Die deutsche Spra-
che, eine systematische Kompetenz-
feststellung und geeignete Qualifizie-
rungsmaßnahmen sind zwingende 
Voraussetzungen einer erfolgreichen 
Arbeitsmarktintegration. 
Bestandsaufnahme: Flüchtlingszah-
len auf Rekordniveau 
Die Welt erlebt derzeit die größten 
Fluchtbewegungen seit dem Zweiten 
Weltkrieg. Rund 60 Mio. Menschen be-
finden sich auf der Flucht. Die allermeis-
ten flüchten innerhalb ihrer Heimatstaa-
ten und in benachbarte Entwicklungslän-
der (siehe Box 1). Nur ein Bruchteil ge-
langt in die wohlhabenden Industrielän-
der. In der Europäischen Union wurden 
von Januar bis September 2015 ca. 
770.000 Asylerstanträge gestellt. Inner-
halb der EU nimmt Deutschland die 
meisten Asylsuchenden auf – und leistet 
aktuell auch gemessen an Bevölke-
rungsgröße und Wirtschaftskraft einen 
überdurchschnittlichen Beitrag.   
Schon seit einigen Jahren steigt die Zahl 
der Asylanträge beim Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF). Im 
Jahr 2014 wurde mit 173.000 Erstanträ-
gen ein Niveau erreicht, das es zuletzt 
nach dem Zerfall des Ostblocks gab. 
Das Jahr 2015 bringt einen steilen An-
stieg der Antragszahlen: Von Januar bis 
September wurden bereits 290.000 Er-
stanträge gestellt (Grafik 1). Doch dies 
ist nur ein Teil der über 500.000 nach 
Deutschland Geflüchteten, da viele Asyl-
anträge noch nicht erfasst sind. Die offi-
zielle Prognose des BAMF für das ge-
samte Jahr 2015: 800.000 Flüchtlinge. 
Die Wirtschaftsforschungsinstitute gehen 
in ihrem gemeinsamen Herbstgutachten 
von 900.000 Flüchtlingen aus.1  
Etwa ein Drittel der Asylbewerber im lau-
Nr. 108, 10. November 2015 
Flüchtlingszuwanderung erfordert Investi-
tionen in Wohnungen, Schulen und Köpfe  
Autoren:  
Dr. Arne Leifels, Telefon 069 7431-4861, 
Dr. Jörg Zeuner, Telefon 069 7431-2931, research@kfw.de 
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Box 1: Weltweite Fluchtmigration und ihre Ursachen 
Am Ende des Jahres 2014 waren weltweit knapp 60 Mio. Menschen auf der Flucht – der höchste Stand seit dem Zweiten Weltkrieg. Bei 
der Mehrheit der weltweit Vertriebenen handelt es sich um Binnenflüchtlinge (Internally Displaced Persons, IDPs), deren Zahl mit ge-
schätzten 38,2 Mio. so hoch war wie nie zuvor. Zu den Ländern mit den meisten Binnenflüchtlingen zählten Syrien (7,6 Mio.), Kolumbien 
(6,0 Mio.), der Irak (3,6 Mio.), die DR Kongo (2,8 Mio.) und der Sudan (2,2 Mio.).  
Neben den intern Vertriebenen fanden weitere 22 Mio. Menschen im Ausland Zuflucht. Die Hauptherkunftsländer dieser Flüchtlinge wa-
ren die Palästinensischen Gebiete (5,3 Mio.) und Syrien (4,0 Mio.), gefolgt von Afghanistan (2,7 Mio.), Somalia (1,2 Mio.) und dem Su-
dan (0,7 Mio.). Am meisten Flüchtlinge aufgenommen wurden dagegen in der Türkei (1,6 Mio.), in Pakistan (1,5 Mio.), im Libanon (1,2 
Mio.), im Iran (1,0 Mio.) und in Äthiopien (0,7 Mio.). Zum Jahresende 2014 befanden sich rund 86 % der weltweiten Flüchtlinge in Ent-
wicklungsländern, wobei die Untergruppe der am wenigsten entwickelten Länder (Least Developed Countries, LDCs) immerhin einem 
Viertel aller Flüchtlinge Zuflucht bot. 
Die überwältigende Mehrheit der weltweit Vertriebenen sind Bürgerkriegsflüchtlinge (90 %). Allein auf den syrischen Bürgerkrieg gehen 
20 % zurück. Weitere Treiber von Flucht sind staatliche Repression und Menschenrechtsverletzungen (z. B. in Eritrea und Myanmar) 
sowie Naturkatastrophen und extreme Wetterereignisse (z. B. in Bangladesch und Haiti). In diesem Kontext treibt auch extreme Ernäh-
rungsunsicherheit Menschen zur Flucht. 
Autor: Dr. Stefan Lindemann, KfW-Development Research 
fenden Jahr 2015 kommt aus Syrien 
(23 %), Irak (5 %) und Eritrea (3 %). 
Aufgrund der Situation in diesen Staaten 
wird es erstens kaum abgelehnte Anträ-
ge geben, und zweitens ist eine baldige 
Rückkehr in die Heimat nahezu ausge-
schlossen. Auch Flüchtlingen aus Af-
ghanistan (6 %) wird überwiegend Asyl 
gewährt. Gegensätzlich verhält es sich 
mit den zahlreichen Asylbewerbern aus 
Serbien, Mazedonien, Bosnien und Her-
zegowina, Kosovo, Albanien, und Mon-
tenegro (zusammen ca. 40 %). Ihre 
Asylanträge haben in Deutschland ge-
ringe Erfolgsaussichten.2 Insgesamt 
lässt sich daher abschätzen, dass von 
800.000 Flüchtlingen im Jahr 2015 etwa 
300.000 bis 350.000 auf absehbare Zeit 
in Deutschland bleiben werden. Das sind 
vier erfolgreiche Asylanträge je 1.000 
Einwohner. Zum Vergleich: In Schweden 
sind es neun, in Frankreich und dem 
Vereinigten Königreich weniger als einer. 
Auch für die nächsten Jahre ist von 
Flüchtlingszuwanderung in erheblichem 
Ausmaß auszugehen. Verbesserungen 
in den Krisenregionen des Nahen und 
Mittleren Ostens und am Horn von Afrika 
werden nur in langwierigen politischen 
Prozessen zu erreichen sein. Die 
Fluchtmigration in besonders aufnahme-
bereite Länder wie Schweden und 
Deutschland könnte vor allem durch eine 
gleichmäßigere Verteilung auf alle EU-
Mitgliedsstaaten verringert werden.3 
 
Hintergrund: Einwanderungsland 
Deutschland 
Seit dem Zweiten Weltkrieg wurde 
Deutschland von unterschiedlichen Zu-
wanderungswellen geprägt, beginnend 
mit ca. 13 Mio. deutschstämmigen Ver-
triebenen aus Mittel- und Osteuropa. In 
den 1950er-Jahren wanderten 2,7 Mio. 
DDR-Bürger in die BRD aus. Die nächs-
te Zuwanderungswelle bestand aus 
14 Mio. so genannten Gastarbeitern, die 
zwischen 1955 und 1973 auf Basis von 
Anwerbeabkommen mit (u. a.) Spanien, 
Italien und der Türkei nach Deutschland 
kamen. Der dazugehörige Familiennach-
zug fand bis in die Mitte der 1980er-
Jahre statt. In den 1990er-Jahren kamen 
zwei große Migrantengruppen: zum ei-
nen (Spät-) Aussiedler nach dem Fall 
des Eisernen Vorhangs, zum anderen 
vor dem jugoslawischen Bürgerkrieg Ge-
flüchtete. 
Zwischen 1950 und 2014 sind im Jah-
resdurchschnitt 690.000 Menschen aus 
dem Ausland nach Deutschland zugezo-
gen. Abzüglich der Fortzüge beträgt der 
durchschnittliche Wanderungssaldo ca. 
180.000. Deutschland ist spätestens seit 
den 1950er-Jahren ein Zuwanderungs-
land; jeder fünfte Einwohner hat heute 
einen Migrationshintergrund4.  
Späte Neuausrichtung der Integrati-
onspolitik 
Daran gemessen hat erst spät, nämlich 
vor etwa 15 Jahren, eine Neuausrichtung 
zu einer modernen, aktivierenden5 Integ-
rationspolitik eingesetzt. Dies geschah 
durch die grundlegende Verankerung der 
Integration als staatliche Aufgabe, Re-
formen des Ausländerrechts und eine 
Schwerpunktsetzung auf Bildung und 
Spracherwerb. Das ist die Basis für wei-
tere Reformschritte.  
Die Früchte wirksamer Integrationspolitik 
lassen sich nur langfristig ernten; die 
Versäumnisse der Vergangenheit zeigen 
sich heute z. B. im geringeren Arbeits-
markterfolg von Personen mit Migrati-
onshintergrund: Ihre Erwerbslosenquote 
lag im Jahr 2014 mit 8 % deutlich über  
dem Gesamtwert von 5 %.6  
Kurzfristig: Versorgung, Unterbrin-
gung und Antragsbearbeitung 
Fluchtmigration stellt die Zielländer nicht 
nur vor große integrationspolitische Her-
ausforderungen, sondern auch vor hu-
manitäre: Die Befriedigung von Grund-
bedürfnissen rückt zunächst in den Vor-
dergrund. Neben der Registrierung und 
Verteilung der Flüchtlinge müssen zuerst 
medizinische Versorgung, Unterkunft, 
Beratung und Betreuung gewährleistet 
werden. Trotz großer Anstrengungen 
von Behörden, Wohlfahrtsverbänden und 
engagierten Bürgern sind vielerorts die 
Kapazitäten knapp (siehe Box 2).  
Ein wesentlicher administrativer Engpass 
ist die Bearbeitungsdauer der Asylanträ-
ge. Beim BAMF stauen sich seit vielen 
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Grafik 2: Investitionslücke im Wohnungsbau 
Fertigstellungen im Wohnungsbau 2010–2015 (*=KfW-Schätzung) und prognostizierter Neubaubedarf 2015–2020. 
Quellen: Statistisches Bundesamt, BBSR. 
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Box 2: Aktuelles Gesetzespaket zielt auf akute Kapazitätsprobleme 
Das jüngst verabschiedete Gesetzespaket zum Asylrecht soll die Aufnahmekapazitäten 
erstens entlasten und zweitens ausweiten. Zur Entlastung sollen die Asylverfahren be-
schleunigt werden, indem das Personal des BAMF aufgestockt und die Liste „sicherer 
Herkunftsstaaten“ erweitert wird. Auch durch schnellere Abschiebungen (inklusive Wieder-
einreiseverboten) und anreizwirksame Leistungskürzungen soll die Zahl der Asylbewerber 
mit geringen Bleibeaussichten reduziert werden. Bisherige Erfahrungen lassen vermuten, 
dass sich ein spürbarer Effekt auf die Verfahrensdauer bzw. auf die Zahl der Asylbewerber 
aus bestimmten Herkunftsländern am besten in Kombination mit flankierenden Maßnah-
men erreichen lässt (Informationskampagnen vor Ort, bessere Möglichkeiten der Arbeits-
migration). 
Der kurzfristigen Kapazitätsausweitung dienen vor allem – dringend notwendige – zusätz-
liche Bundesmittel für die finanziell überforderten Kommunen. Die für das laufende Jahr 
zugesagten Mittel werden auf 2 Mrd. EUR verdoppelt, für das Jahr 2016 wird eine Rückla-
ge von 5 Mrd. EUR gebildet. Außerdem wird die Bereitstellung von Erstaufnahmeeinrich-
tungen und Gemeinschaftsunterkünften baurechtlich und finanziell erleichtert. Zu diesem 
Zweck haben zudem einige Landesförderinstitute und die KfW spezielle Förderprogramme 
aufgelegt. 
Jahren unerledigte Anträge, mittlerweile 
sind es über 270.000. Die Bearbeitung 
eines Antrags dauert im Durchschnitt et-
wa ein halbes Jahr. Zügige Asylverfah-
ren sind aber besonders wichtig, weil sie 
bei Unterbringung und Beratung eine 
Konzentration auf diejenigen mit Bleibe-
perspektive erlauben. Außerdem könn-
ten wichtige Integrationsmaßnahmen 
schneller beginnen.7 
Zukunftsinvestition Nr. 1: Wohnungs-
bau 
Die großen Flüchtlingszahlen bringen 
nicht nur kurzfristig die Erstaufnahmeein-
richtungen und provisorische Gemein-
schaftsunterkünfte an ihre Grenzen, 
sondern mittelfristig auch den verfügba-
ren Wohnraum. Denn die Zuwanderung 
trifft auf einen ohnehin bestehenden 
Wohnungsmangel in größeren Städten – 
also dort, wo Flüchtlinge in der Regel 
bessere Integrationschancen haben.8 
Schon jetzt gibt es Meldungen über 
knappe Mietwohnungen im unteren 
Preissegment und die Beschlagnahmung 
leerstehender Immobilien. Diese Prob-
leme werden in den kommenden Mona-
ten zunehmen, wenn immer mehr Flücht-
linge aus den Gemeinschaftsunterkünf-
ten am Wohnungsmarkt teilnehmen.  
Flüchtlingsstrom trifft auf städtischen 
Wohnungsmangel 
Trotz deutlicher Steigerungen in den 
letzten Jahren reicht die derzeitige Bau-
tätigkeit nicht aus, um den mittelfristigen 
Wohnraumbedarf zu decken. Im Jahr 
2014 wurden 245.000 Wohnungen fer-
tiggestellt. Das sind 13 % mehr als im 
Vorjahr und über 50 % mehr als im Jahr 
2010. Für 2015 erwarten wir eine fünf-
prozentige Steigerung auf 260.000 Woh-
nungen (Grafik 2).9 Die Neubautätigkeit 
bleibt damit leicht hinter dem prognosti-
zierten Bedarf zurück: Das Bundesinsti-
tut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) schätzt den Neubaubedarf im 
Zeitraum 2015 bis 2020 auf jährlich 
270.000 Wohnungen. Diese Prognose 
berücksichtigt aber noch nicht die uner-
wartete Flüchtlingszuwanderung.10 Auf 
Basis angepasster Zuwanderungszahlen 
hat das Bundesbauministerium (BMUB) 
die Schätzung auf 350.000 Wohnungen 
pro Jahr erhöht (Grafik 2).11 
Wichtigster Anreiz für Bauinvestitio-
nen: mehr urbanes Bauland  
Die Flüchtlingszuwanderung erfordert ei-
ne kurzfristige und kräftige Steigerung 
der Investitionen im Wohnungsbau. 
Deshalb sollten Investitionsanreize ge-
setzt werden, besonders in Ballungs-
räumen.12 Die politische Diskussion über 
geeignete Maßnahmen ist in vollem 
Gange.13  
Marktbeobachter sind sich weit gehend 
einig, dass das Bauland der entschei-
dende Flaschenhals und Preistreiber ist 
– gerade weil der Neubaubedarf sich auf 
Ballungsgebiete mit besonders knappen 
Flächen konzentriert. Eine wirkungsvolle 
Maßnahme wäre die Ausweisung neuer 
Bauflächen, auch wenn das dem politi-
schen Vorrang der Innenverdichtung zu-
widerläuft.14 Die Forderung der Bauwirt-
schaft nach steuerlicher Förderung durch 
erhöhte Abschreibungen wird hingegen 
unterschiedlich beurteilt. Das BMUB hat 
Handlungsbereitschaft im Hinblick auf 
vorübergehende Sonderabschreibungen 
signalisiert, die an bestimmte Regionen 
oder Zwecke gebunden sind und so eine 
Steuerungswirkung entfalten können.15 
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Sozialer Wohnungsbau als Ergänzung 
Flankierend zu dieser Anreizpolitik ist ein 
vorübergehendes Aufleben des sozialen 
Wohnungsbaus geeignet, um das Ange-
bot günstigen Wohnraums in Ballungs-
räumen gezielt zu erhöhen. In der kom-
munalen Investitionsplanung hat die 
Wohnungswirtschaft zuletzt an Bedeu-
tung gewonnen, wie das KfW-Kom-
munalpanel zeigt.16 Dies dürfte auch auf 
die starke Zuwanderung zurückzuführen 
sein. Mit dem Jahr 2016 werden die In-
vestitionen im sozialen Wohnungsbau 
kräftig steigen. Denn die Bundesregie-
rung verdoppelt die Zuweisungen für die 
Wohnraumförderung bis zum Jahr 2019 
auf jeweils eine Milliarde EUR und stellt 
vergünstigte Grundstücke zur Verfügung.  
Auch Leerstand nutzen – dort, wo es 
Jobs gibt 
Die bereits beschlossenen und sich ab-
zeichnenden Maßnahmen zur Steige-
rung der Neubautätigkeit werden den 
plötzlichen Mehrbedarf aber voraussicht-
lich nicht decken können. Denn Geneh-
migung und Bau brauchen Zeit und der 
Baulandengpass lässt sich nicht ohne 
weiteres beseitigen. Außerdem sind die 
Kapazitäten der Bauwirtschaft kurzfristig 
begrenzt – auch in personeller Hinsicht: 
Über 70 % der einstellenden Bauunter-
nehmen erwarten Probleme bei der 
Fachkräfterekrutierung. Die Branche 
sorgt sich besonders um Bewerberman-
gel in den gesuchten Berufen.17 
Deshalb sollte der vorhandene Woh-
nungsleerstand in Deutschland Teil der 
Lösungsstrategie sein. Zwar ist ein gro-
ßer Teil der 1,5 Mio. leerstehenden Woh-
nungen ungeeignet, weil vor Ort die Ar-
beitsplätze fehlen. Für Zuwanderer ist 
das gleichbedeutend mit schlechten In-
tegrationsaussichten. Doch aufgrund der 
guten Arbeitsmarktlage gibt es zurzeit in 
zahlreichen Mittelstädten und in ländli-
chen Gebieten nicht nur Wohnraum, 
sondern auch Arbeitsplätze. Dies gilt es 
bei der Verteilung und Beratung von 
Flüchtlingen so gut wie möglich zu be-
rücksichtigen.18 
Zukunftsinvestition Nr. 2: Bildungsinf-
rastruktur  
Die öffentlichen Haushalte sind nicht nur 
im Wohnungsbau gefordert. Der Zustrom 
von Flüchtlingen verlangt auch Investiti-
onen in die Schul- und Betreuungsinfra-
struktur. Die Anzahl der zusätzlichen 
Schüler lässt sich bisher nur grob ab-
schätzen: Unter den Asylbewerbern im 
Jahr 2014 waren 17 % im schulpflichti-
gen Alter (Grafik 3). Bei dieser Alters-
struktur werden von 800.000 Flüchtlin-
gen schätzungsweise 55.000 für längere 
Zeit eine allgemeinbildende Schule be-
suchen. Hinzu kommen ca. 75.000 nicht 
anerkannte Flüchtlinge, die bis zu ihrer 
Ausreise schulpflichtig sind.19 Diese Zah-
len liegen in der Größenordnung des 
jährlichen Schülerrückgangs im Durch-
schnitt der letzten zehn Jahre (-124.000 
p. a.), allerdings geografisch anders ver-
teilt. Die Gleichzeitigkeit des Rück- und 
Ausbaubedarfs der deutschen Infrastruk-
tur ist nicht neu, wird hier aber noch 
einmal besonders deutlich. 
Anstieg der Schülerzahlen bereits im 
laufenden Schuljahr 
In den meisten Bundesländern setzt die 
Schulpflicht minderjähriger Asylbewerber 
unabhängig vom Antragsstatus nach drei 
Monaten ein. Deshalb werden die Schü-
lerzahlen besonders zu Beginn des 
nächsten Jahres zunehmen. Die Flücht-
lingskinder treffen auf ein Schulsystem, 
das sich zwar einerseits sinkenden 
Schülerzahlen gegenüber sieht, aber an-
dererseits erhöhten Anforderungen der 
Inklusion, Berufsorientierung, Sprachför-
derung und regionalen Konzentration. 
Das KfW-Kommunalpanel 2015 weist ei-
nen Investitionsrückstand der Schulinfra-
struktur von 32 Mrd. EUR aus. Die zu-
sätzlichen Schülerinnen und Schüler füh-
ren nicht nur zu weiterem Investitionsbe-
darf, sondern auch zu personellen Eng-
pässen: Neben neuen Lehrern werden 
auch Dolmetscher, Sozialpädagogen 
und Therapeuten für die teilweise trau-
matisierten Kinder gesucht. 
Mehr Kita-Plätze benötigt 
Der Anteil von Kleinkindern an den Asyl-
bewerbern ist überdurchschnittlich, ca. 
9 % sind 1 bis 5 Jahre alt. Unter der An-
nahme, dass ihre Teilnahmequote an 
frühkindlicher Bildung derjenigen von 
Kindern mit mindestens einem ausländi-
schen Elternteil entspricht, entstünde bei 
800.000 Asylbewerbern ein Mehrbedarf 
von ca. 30.000 Plätzen in Kindertages-
stätten.20 Zum Vergleich: Die Kapazitä-
ten wurden in den letzten Jahren (auch 
wegen gesetzlicher Verpflichtungen) 
stark ausgeweitet – um durchschnittlich 
50.000 pro Jahr. 
Grundsätzlich ist es wünschenswert, 
dass Kinder mit Migrationshintergrund 
häufiger an frühkindlicher Bildung teil-
nehmen. Denn sie sind in Deutschlands 
Kindertagesstätten unterrepräsentiert, 
obwohl sie oft Sprachförderung benöti-
gen und deshalb besonders profitieren 
würden.21 Dafür notwendige Kapazitäts-
erweiterungen wären volkswirtschaftlich 
Grafik 3: Kleinkinder und junge Erwachsene unter Flüchtlingen stark vertreten 
Anteile verschiedener Altersgruppen an Asylbewerbern und Gesamtbevölkerung in Prozent (2014) 
  
Quellen: Statistisches Bundesamt, Eurostat, BAMF, eigene Berechnungen. 
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Grafik 4: Baby-Boomer hinterlassen Lücke im Erwerbspotenzial 
 
Quelle: Statistische Bundesamt, 13. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung (Variante G1-L1-W1). 
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und sozialpolitisch vorteilhafte Investitio-
nen. Denn je früher Bildungsinvestitionen 
stattfinden, desto höher ist ihre Rendite. 
Gerade der frühe Spracherwerb ist ent-
scheidend für den späteren Bildungser-
folg – und damit auch für die Integration 
in Wirtschaft und Gesellschaft. 
Zukunftsinvestition Nr. 3:  
Humankapital 
Der enorme Zustrom an Flüchtlingen 
zieht nicht nur erhebliche Kosten und 
umfangreiche Infrastrukturinvestitionen 
nach sich. Er birgt gleichzeitig auch eine 
große Chance für die Volkswirtschaft. 
Denn der demografische Ausblick für 
Deutschland ist äußerst ungünstig: Zwi-
schen 2020 und 2040 wird die geburten-
starke Nachkriegsgeneration aus dem 
Arbeitsleben ausscheiden und eine Lü-
cke im Erwerbspotenzial hinterlassen 
(Grafik 4).22 Dadurch werden Rekrutie-
rungsprobleme und Fachkräfteengpässe 
spürbar zunehmen. Zur Dämpfung die-
ser Entwicklung müssen sowohl inländi-
sche als auch ausländische Erwerbspo-
tenziale besser ausgeschöpft werden.23  
Integration der Flüchtlinge als Chance 
für eine alternde Volkswirtschaft  
Neben einer erhöhten Erwerbsbeteili-
gung von Frauen und Älteren ist 
Deutschland auf gesteuerte, qualifizierte 
Zuwanderung in den Arbeitsmarkt ange-
wiesen. Die umfangreiche Arbeitsimmig-
ration der letzten Jahre ist hauptsächlich 
auf EU-Bürger zurückzuführen, die größ-
tenteils heimkehren werden, wenn sich 
die Arbeitsmärkte in Südeuropa erholt 
haben. Entscheidend sind Fachkräfte 
aus Drittstaaten. Die kürzlichen Refor-
men im Zuwanderungsrecht waren ein 
erster Schritt.24   
Fluchtmigration ist grundverschieden von 
Arbeitsmigration. Denn das einzige Zu-
gangskriterium ist die humanitäre 
Schutzbedürftigkeit. Doch auch wenn 
keine Auswahl nach Arbeitsmarktge-
sichtspunkten stattfindet: Viele Flüchtlin-
ge werden für längere Zeit in Deutsch-
land bleiben – teilweise für immer – und 
stehen als Erwerbsfähige zur Verfügung. 
Flüchtlinge mit günstiger Altersstruk-
tur …  
Hinzu kommt, dass die Flüchtlinge eine 
vorteilhafte Altersstruktur aufweisen: Von 
den Asylbewerbern des vergangenen 
Jahres sind 48 % zwischen 18 und 
34 Jahren alt und gehören damit einer 
Generation an, die hier zu Lande dünn 
besetzt ist (Grafik 3, 4). Um diese Chan-
ce zu nutzen, muss die Integration in den 
Arbeitsmarkt gelingen. Der Integrations-
erfolg ist in erster Linie abhängig von der 
beruflichen Qualifikation, dem Sprach-
vermögen und dem Integrationswillen 
der Flüchtlinge. Weitere Voraussetzun-
gen sind Möglichkeiten und Anreize für 
Unternehmen, Flüchtlinge einzustellen 
(siehe Box 3). 
… aber mit Qualifikationsproblemen 
Über den Bildungshintergrund und die 
beruflichen Qualifikationen der Flüchtlin-
ge gibt es kaum Informationen – auch 
weil bisher keine systematische Erfas-
sung stattfindet. Bekannt ist, dass das 
mittlere Qualifikationsniveau relativ 
schwach vertreten ist. Im Jahr 2013 wa-
ren 13 % der in Deutschland lebenden 
anerkannten Flüchtlinge Akademiker. 
Ihnen standen allerdings 58 % ohne be-
ruflichen Bildungsabschluss gegenüber. 
Vermutlich bringen die aktuellen Flücht-
linge im Durchschnitt ein etwas höheres 
Qualifikationsniveau mit. Denn fast jeder 
Vierte stammt aus Syrien, dessen Bil-
dungssystem vergleichsweise gut ist und 
weite Teile der Bevölkerung erreicht.25
  
Unabhängig von den genauen Anteilen 
formaler Bildungsniveaus besteht häufig 
das Problem, dass die vorhandenen 
Qualifikationen nicht zu den Anforderun-
gen des deutschen Arbeitsmarkts pas-
sen. Häufig werden Berufsabschlüsse 
nicht als gleichwertig anerkannt, weil das 
fachliche Niveau unzulänglich ist. Feh-
lende Zeugnisse erweisen sich bei der 
Anerkennung als großes Hindernis.26 In 
anderen Fällen sind formale Berufsquali-
fikationen nur beschränkt verwertbar, 
weil die Arbeitsabläufe in den Herkunfts-
ländern anders organisiert sind.  
Für eine erfolgreiche Arbeitsmarktin-
tegration müssen Flüchtlinge früher und 
intensiver unterstützt werden als bisher. 
Um keine wertvolle Zeit zu verlieren, soll-
te ihre Qualifikation möglichst früh im 
Asylverfahren erfasst werden. Das ist 
gleichbedeutend mit einer stärkeren, 
früheren und vor allem systematischen 
Einbindung der Bundesagentur für Arbeit 
(und weiterer Behörden). Mit solchen in-
tegrierten Verfahren wurden in Modell-
projekten bereits gute Erfahrungen ge-
macht. Als vorteilhaft haben sich dabei 
nicht nur die aufwändigere und dadurch 
präzisere Kompetenzerfassung erwie-
sen, sondern auch die durchgehende 
Betreuung durch dieselben Behörden 
bzw. Personen. 
Eine Besonderheit der aktuellen Flücht-
lingszuwanderung ist, dass viele zwar 
keinen berufsqualifizierenden Abschluss 
haben, aber eine solide Schulbildung. 
Dadurch gewinnt das Berufsausbil-
dungssystem zusätzlich an Bedeutung. 
Für Asylbewerber und Geduldete wurde 
der Zugang zur betrieblichen Ausbildung 
kürzlich etwas erleichtert, u. a. durch 
2014 2030 
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Box 3: Mittelstand setzt auf ausländische Fachkräfte 
Aus Arbeitgeberperspektive sind Sprach- und Qualifikationsdefizite von Flüchtlingen und 
anderen Zuwandern ein wesentliches Einstellungshindernis. Trotzdem setzen die Unter-
nehmen im demografischen Wandel strategisch auf ausländische Fachkräfte. Dies zeigen 
auch die Daten des KfW-Mittelstandspanels 2014. Unter den mittelständischen Unterneh-
men, die innerhalb von drei Jahren Fachkräfte einstellen wollen, ergreifen oder planen 
12 % gezielte Maßnahmen zur Rekrutierung ausländischer Fachkräfte (Grafik 5).  
Gerade wenn KMU Probleme bei der Fachkräftesuche erwarten, versuchen sie häufiger, 
ausländisches Erwerbspotenzial zu nutzen (17 %). Unter den Mittelständlern, die Bewer-
bermangel in den gesuchten Berufen befürchten, bemühen sich 22 % aktiv um ausländi-
sche Fachkräfte. Vor allem größere Mittelständler setzen diesen Rekrutierungsschwer-
punkt: Etwa 30 % der einstellenden KMU mit mehr als neun Beschäftigten wollen gezielt 
ausländische Fachkräfte anwerben. Unter den Kleinstunternehmen mit weniger als fünf 
Mitarbeitern sind es nur 8 %.  
Die Bemühungen des Mittelstands um ausländische Fachkräfte zeigen, dass Sprachdefizi-
te und im Ausland erworbene Berufsqualifikationen keine unüberwindbaren Hindernisse 
sind. Doch der Beschäftigung von Flüchtlingen stehen aus Sicht der Arbeitgeber weitere 
Probleme im Weg, z. B. zusätzlicher bürokratischer Aufwand und unklare Bleibeperspekti-
ven während des Asylverfahrens. Planungssicherheit ist aber aus unternehmerischer Per-
spektive die wesentliche Voraussetzung für Investitionen in das Humankapital der Flücht-
linge – z. B. in Form von Sprachkursen, Weiterbildung und aufwändiger Einarbeitung. 
Auch deshalb ist die Beschleunigung der Asylverfahren so wichtig. 
Grafik 5: Bemühungen um ausländische Fachkräfte 
Anteil der Unternehmen, die Maßnahmen zur Rekrutierung ausländischer Fachkräfte umgesetzt haben oder planen, in 
Prozent. Bezogen auf Unternehmen, die innerhalb von drei Jahren Fachkräfte einstellen wollen. 
 
 
Quelle: KfW-Mittelstandspanel 2014. 
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Es gilt allerdings nach wie vor eine Al-
tersgrenze von 21 Jahren, die den Bil-
dungsbiografien vieler Flüchtlinge nicht 
gerecht wird. Auch Praktika und Berufs-
vorbereitungskurse können Asylbewer-
ber neuerdings einfacher aufnehmen – 
oft ist dies der entscheidende Pfad in 
Ausbildung und Beschäftigung.27 
Sprachbarrieren auf dem Arbeits-
markt 
Doch auch wenn die Berufsqualifikation 
den Ansprüchen des Arbeitsmarkts ge-
nügt, scheitern die Bemühungen um ei-
nen Arbeits-, Ausbildungs- oder Prakti-
kumsplatz oft an der Sprache. Deutsch-
kenntnisse sind unter den Flüchtlingen 
die Ausnahme, je nach Herkunftsland 
haben die Flüchtlinge oft sogar nur rudi-
mentäre Englischkenntnisse. Dies ist die 
entscheidende Barriere, die sogar fach-
lich hochqualifizierte Flüchtlinge vom Ar-
beitsmarkt fernhält. Natürlich sind 
Kenntnisse der Landessprache nicht nur 
Grundvoraussetzung für die Arbeits-
marktintegration, sondern auch für die 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. 
Bei der Sprachförderung gilt ganz be-
sonders: Je früher, desto besser. Denn 
Spracherwerb braucht Zeit. Sinnvoll wä-
re es, die Kenntnisse und den Förderbe-
darf direkt bei der Registrierung bzw. zu 
Beginn des Asylverfahrens systematisch 
zu erfassen – um sofort mit Sprachkur-
sen zu beginnen. Von diesem Anspruch 
ist der Status quo weit entfernt: Die 
meisten Asylbewerber und Geduldeten 
haben praktisch keinen Zugang zu 
Sprachförderung, die Kapazitäten rei-
chen schon für anerkannte Flüchtlinge 
und Arbeitsmigranten kaum aus. Poli-
tisch wurden nun erste Schritte unter-
nommen, vor allem die kurzfristige Fi-
nanzierung von Sprachkursen für bis zu 
100.000 Flüchtlinge mit guter Bleibeper-
spektive durch die Bundesarbeitsagen-
tur. Weitere umfangreiche Investitionen 
sind nötig, um die Strukturen für die 
Kompetenzfeststellung und flächende-
ckend ausreichende Kursangebote zu 
schaffen.  
Ausgeprägte Integrationsbereitschaft 
Im Vergleich verschiedener Zuwande-
rergruppen gelingt Arbeitsmigranten die 
Integration schneller als Flüchtlingen. 
Denn aufgrund gezielter Zuwanderung in 
den Arbeitsmarkt sind sie häufig von An-
fang an erwerbstätig und bringen 
Sprachkenntnisse mit. In der langen Frist 
sind Flüchtlinge aber oft besonders moti-
viert und erfolgreich bei der Integration, 
da sie ohne eine absehbare Rückkehr-
möglichkeit starke Anreize haben, sich 
ein neues Leben aufzubauen. Flüchtlin-
ge sind (neben Spätaussiedlern) die Mig-
rantengruppe mit den größten Bleibeab-
sichten.28
 
Arbeitsmarkteffekte mit Verzögerung  
Die Integration der zahlreichen Flüchtlin-
ge in den Arbeitsmarkt kann zu einer Er-
folgsgeschichte werden, wenn früh und 
umfangreich in ihre Sprachfertigkeiten 
und Berufsqualifikationen investiert wird. 
Begünstigende Faktoren sind die gute 
Lage des deutschen Arbeitsmarkts und 
die Integrationsbereitschaft der Flücht-
linge. Im Durchschnitt aller OECD-
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Staaten liegt die Beschäftigungsquote 
von Flüchtlingen in den ersten vier Jah-
ren bei nur 20 bis 25 % und steigt nach 
fünf bis sechs Jahren auf ca. 55 %. Erst 
nach etwa 15 Jahren nähert sich die Be-
schäftigung dem Niveau von Arbeitsmig-
ranten (ca. 75 %).29  
Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung (IAB) schätzt ausgehend von 
jeweils einer Million Flüchtlinge in den 
Jahren 2015 und 2016, dass das Er-
werbspersonenpotenzial in diesem Jahr 
um 324.000 und im nächsten Jahr um 
610.000 Personen steigt. Die Auswir-
kungen der Flüchtlingsströme auf den 
Arbeitsmarkt werden erst nach und nach 
spürbar: Während in diesem Jahr nur 
von einer geringen Zunahme der Arbeits-
losigkeit auszugehen ist, erwartet das 
IAB für 2016 zusätzlich 130.000 Arbeits-
lose. Es handelt sich dabei hauptsäch-
lich um die Flüchtlinge selbst, mit größe-
ren Verdrängungseffekten einheimischer 
Arbeitskräfte ist nicht zu rechnen.30 
Existenzgründung als Erwerbschance 
Erwerbschancen für Flüchtlinge bieten 
sich nicht nur in abhängiger Beschäfti-
gung, sondern auch in der Selbststän-
digkeit. In den letzten Jahren war jeder 
fünfte Existenzgründer Ausländer oder 
hatte die deutsche Staatsbürgerschaft 
nicht bei Geburt. Damit haben Migranten 
sogar etwas mehr zum Gründungsge-
schehen in Deutschland beigetragen, als 
es ihrem Bevölkerungsanteil entspricht.31  
Defizite bei Sprache und Berufsqualifika-
tion sind zwar auch beim Schritt in die 
Selbstständigkeit ein großes Hindernis. 
Aber zumindest die Probleme mit der 
formalen Anerkennung von Berufsab-
schlüssen rücken bei Gründern in den 
Hintergrund. Über 40 % der Migranten, 
die sich in den letzten Jahren in 
Deutschland selbstständig gemacht ha-
ben, hatten keinen (anerkannten) Ab-
schluss.  
Ein Vorteil von Migranten sind ihre 
Kenntnisse von Waren und Märkten ihrer 
Herkunftsregionen, die sie häufig für 
Existenzgründungen in der Handels-
branche nutzen können. Viele Zuwande-
rer waren in ihrer Heimat bereits selbst-
ständig. Besonders in den Herkunftslän-
dern der Flüchtlinge ist dies mit erhebli-
chen Schwierigkeiten verbunden, z. B. 
ungeschützten Eigentumsrechten und 
behördlicher Willkür. In Deutschland fin-
den sie günstigere Bedingungen vor. 
Wenn es ihnen gelingt, sprachliche (und 
andere) Hürden zu überwinden, kann die 
Flüchtlingsmigration das Gründungsge-
schehen der kommenden Jahre berei-
chern. 
Kurzfristig: Kosten in Milliardenhöhe, 
aber keine Überforderung 
Die weltweiten Fluchtbewegungen stel-
len auch Deutschland vor große Aufga-
ben. Kurzfristig führt das historische 
Ausmaß der Flüchtlingszahlen zu orga-
nisatorischen Problemen, akuten Kapazi-
tätsengpässen – und fiskalischen Kos-
ten. Die Wirtschaftsforschungsinstitute 
prognostizieren in ihrem gemeinsamen 
Herbstgutachten Mehrausgaben für Ver-
sorgung, Betreuung und Sozialleistun-
gen von 4 Mrd. EUR im Jahr 2015 und 
11 Mrd. EUR im Jahr 2016. Zur Größen-
ordnung: In der Summe entsprechen 
diese Ausgaben zum Beispiel den jährli-
chen Einnahmen aus der Tabaksteuer 
(14 Mrd. EUR) oder dem Solidaritätszu-
schlag (15 Mrd. EUR).  
Die zusätzlichen Ausgaben für die Auf-
nahme von Flüchtlingen sind keine fi-
nanzielle Überforderung für Deutschland. 
Auf bereits geplante Investitionen muss 
im Bundeshaushalt nicht verzichtet wer-
den, sogar die schwarze Null ist zumin-
dest 2015 nach wie vor realistisch. Mit 
der stärkeren Beteiligung des Bundes an 
den Kosten für Unterbringung und Ver-
sorgung der Flüchtlinge adressiert der 
Gesetzgeber das wesentliche Problem: 
eine föderale Finanzverteilung, die den 
überforderten Kommunen nicht gerecht 
wird.  
Langfristig: Zukunftsinvestitionen in 
Wohnungen, Schulen und Köpfe 
Mit Blick auf die langfristigen Auswirkun-
gen der Fluchtmigration sind in Deutsch-
land Investitionen in den Wohnungsbau, 
die Bildungsinfrastruktur und das Hu-
mankapital der Flüchtlinge von zentraler 
Bedeutung. In diesen Bereichen ist 
Deutschland schlechter auf die Flücht-
lingszahlen vorbereitet als in rein finan-
zieller Hinsicht.  
In vielen Großstädten mangelt es ohne-
hin schon an günstigem Wohnraum. Da 
hier die Integrationschancen von Zu-
wanderern (aufgrund bestehender Netz-
werke und dynamischer Arbeitsmärkte) 
am besten sind, werden die Engpässe 
bald zunehmen. Deshalb sind Anreize 
zur Steigerung der Neubauaktivität not-
wendig, vor allem durch die Ausweisung 
neuer Bauflächen. Die kurzzeitige Aus-
weitung des sozialen Wohnungsbaus ist 
eine sinnvolle Ergänzung, um gezielt 
günstigen Wohnraum zu schaffen. Auch 
der Wohnungsleerstand in Deutschland 
kann zur Bedarfsdeckung beitragen. Vo-
raussetzung ist allerdings, dass es vor 
Ort auch Arbeitsplätze gibt. Dies sollte 
bei der Verteilung bzw. Beratung der 
Flüchtlinge systematisch(er) berücksich-
tigt werden. 
Die zahlreichen minderjährigen Flücht-
linge führen zu einem kräftigen Anstieg 
der Schülerzahlen und Kita-Plätze. Doch 
schon jetzt befinden sich Deutschlands 
Schulen im Investitionsstau und haben 
mit erhöhten Anforderungen an Inklusion 
und Berufsorientierung zu kämpfen. In-
vestitionen in die Bildungsinfrastruktur 
und zusätzliches Personal sind deshalb 
erst recht notwendig. 
Ohne ausreichende Kenntnisse der Lan-
dessprache kann die wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Integration nicht gelin-
gen. Entscheidend sind außerdem die 
rasche und systematische Feststellung 
beruflicher Qualifikationen und eine be-
darfsgerechte Nachqualifizierung. Das 
erfordert entschlossene Investitionen in 
das Humankapital der Flüchtlinge. Erste 
Schritte in diese Richtung sind flächen-
deckende Sprachkurse und die frühere 
Einbindung der BA in die Asylverfahren. 
Auch der Zugang zu Berufsausbildung 
und Arbeitsmarkt kann in Details verbes-
sert werden, z. B. indem Wartefristen 
und Altershöchstgrenzen angepasst 
werden. 
Je besser die Bereitstellung von Wohn-
raum, die Aufnahme in den Schulen und 
die Integration in den Arbeitsmarkt gelin-
gen, desto größer ist die Chance, die 
volkswirtschaftlichen Folgen des demo-
grafischen Wandels abzufedern. Diese 
gesellschaftlichen Zukunftsinvestitionen 
sind eine große Herausforderung für 
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